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Völker, Karl, Parteisetretnr zu ßamborn........
Oi>. Wesenfeld, Paul, Rechtsanwalt, Iustizrat zu Normen .

Seite

94.

z U,1.
91. 93. 1»»«.

95.
!>l, 92, 93. 94. 95. 10l.

193, 122.
9!. 92, 93. 94. 1l4.

103.
91. 93.

95.
93. 1UU.
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U.
Aachen, separatistenterror dortselbst . .
Aachener Tor in Vergheim a. d. Trft,

Beihilfe zur Instandsetzung . . .
Aachen°3U>, candesbauamt, tluflösung

desselben . . . , . .

Abgabe von Erklärungen der Parteien
zur politischen tage . . , . .
für die K. v. v, durch den abge.
ordneten Zchröer ......

»- namens der Fraktion des Zentrums,
der Krbeitsgemeinschaftund der ver.
einigten 3ozialdemoKraten durch den
abgeordneten Mönnig .....

Abgeordnete, ausgewiesene ....
— verstorbene ..,,...
— neu eingetretene . . , , ,

- Feststellung der bei der lagung an°
niesenden ....,.,.-

^- Vesuch der provinzinlanstalten . .
Abschaffung der Prügelstrafe in den

Fürsorgeerziehungzanstalten . .

Aeltestenrat des Prov.°tandtages, dessen
Zusammensetzung ......

Aenderung der 3atzung und Erhöhung
des Stammkapitals der Vrooinzial-
^ebensversicherungsanstalt . . .

-^ der Vestimmungen über die Unter»
stützung des Gemeinde» und Kreis.
Wegebaues ....... , .

-^ der strahenbenutzungsverträge, Ein»
gäbe der 5traßen» und Kleinbahnen

Aktiengesellschaft zum Letriebe von
steinbrüchen, Veteiligung der Nhei»
nischen Vrovinzialverwaltung an
einer zu errichtenden ......

Altersuorsih, Uebernahme durch den tlb.
geordneten Krawinllel .....

Anoetnach, «reis Mayen, Veihilfe zur
Wiederherstellung des ehem. v. d.
levenschen Hofe» .......

««»tenzahl
,, ^
3ZH,

97

53

16, 17,
58, 59

80—90

81—84

84—85
8
4
5

2
42

74—75

53

59

60

16, 26,
46, 59

53

Anlagen in den prooinzialanstalten,
Verbesserung der maschinentechni»
schen, insbesondere der wärmewirt.
schaftlichen ........

Anleihen, Prooinzial», Kündigung ders.
Anleihescheine, Nheinprooinz», ausgäbe

derselben ..... , , .

Ankauf des Gutshofes der ehemaligen
Irrenanstalt 5t. Thomas in ander,
nach und Ausbau desselben . . , .

Anstalten, Neuschaffung der Hausoro.
nungen .....

Arbeiterschaft, Beteiligung derselben bei
der Ausführung der Fürsorgeer.
Ziehung . .........

Arbeitsleistung der Kranken in den
Heil» und pflegeanstalten . , . .

Arbeltsnachweisgesetzin bezug auf das
tandesarbeits- und Verufsamt . .

Arbeitsplan»!«« der Fürsorgezöglinge .

Armenfonds, Ehrenbreitsteiner allgemei»
ner armenfonds, Nufhebung dess. .

Arrestzellen, strenge in privaten Für.
sorgeerziehungsanstalten . . . .

Aufenthaltsriiume in den provinzial»
Fürsorge» Erziehungsanstalten, V«.
Haftung von Wandschmuck . . .

Aufforstungsbeihilfen, Erhöhung ders. .
Aufhebung der durch die Dotation««.«»

setzgebung dem Prooinzialverband
überwiesenen sog. Staatsnebenfonds

Aufnahme von 3chülerinnen, ilenderung
der Vedingungen für die aufnähme
in die Prouinzial.Hebammenlehran»
stalten

Ausbau der LibliotheKen in den Für.
sorgeerziehungsanstalten ....

A«,bil»UN« der Füisorgezogling« .

«ett«n,»hl., «

16, 25,
58

59, 60

16, 46,
59

16, 58

3!,4I

8, 30,
31,73

71

53
31, 62

63

58

9.73

63
76

58

5-6, «9,
54-58

63
34
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llnlschutz, fünfzehner, Vildung desselben
— einundzwanzig«:!, Vildung desselben
AulschUsse,Fach., Nenderung der Ve.

Zeichnung und Zusammensetzungders.
— des strovinziallandtages . , , , .

V.
Valtzer, landesbaurat, Wiederwahl des»

selben ........
Von», Goldnoten», Errichtung einer

solchen . . , . , . . .

VtllMte, Zahl derselben in den heil,
und siflegeanstalten ......

Veamtenbesoldung, Wiederbesetzungvon
freigewordenen 3tellen , , . , ,

Veamtenoerhältnis, Uebernahme von
Handwerkern an den vrovinzialan»
stalten in dasselbe ,,,,,,,,

veckershoff, verwaltungsoberinspektor,
ltntrag auf Nückldatierungseiner Ve»
förderung .... ....

Vedburgha», heil- und pflegeanstalt,
angaben im Haushaltsplan in bezug
auf Tischklassen........

Bedingungen für die aufnähme von
3chülerinnen in die vrooinzial-he»
bammenlehranstalt, abänderung ders.

vefölderung, Nückdatierung derselben
für die verwaltungsoberinspektoren
Veckershoff und Peruche ....

Veihilfen zum Gemeinde- und Kreis»
wegebau, Vericht des sirovinzial»
ausschusses,betr. die im Rechnungs¬
jahre 1922 bewilligten .....

— Notstands», für Veamte usw. . . .

— für Aufforstungen.......
Veitrage zur Unterstützung der Tier.

zucht, Erhöhung derselben ....
Vellscheidt, abgeordneter, neu einge»

treten . .
Veniath, 5chlotz,' cänd'kreis' Düsseldorf,

Veihllfe zur Instandsetzung dess. .
vergheim. a. d. Erst, Veihilfe zur In.

standsetzungdez Kachener Tores .
„Velgisch-Märnifche Zeitung". artiKel

gegen den Katholizismus . . .

Vericht des candeshauptmanns zum
Haushaltsplan und den Einzelhaus.
hllltsplanen ........

VelUssgenossenschaft, landwirtschaftliche
Neform derselben .......

Vesoldung5velhält!'isse der Weinbau.
Wanderlehrer

Veitenzohl
» "in

3 3»

91
91

5,18
5,18

49

INI-««!!,
IN, IN?,
1!2,128

29-30,
41

25, 36,
46

34, 39
73

72

64

5,6,19,
54-58

72

59
20,

60-61
76

76

5

53

53

23,
43-44

9

46,76

9,76

vtfoldungszujchilsf«. Neichs», Erhöhung
derselben . ...... . ,
und Neichssteuerüberweisungeu . ,

Vtfuch der prouinzialanstalteu durch
abgeordnete .......

veschaffung von Wäsche für die in den
Hebammenlehranstalten geborenen
Kinder bedürftiger Eltern . . . .

Veschweroe des canotagsabgeurdneten
Knab über den reaktionären Geist
der Veamten in der heil, und Pflege»
anstatt Lonn ........

VestellUNg von Arbeitern usw. zu Für.
sorge.InspeKtoren ......

Veteiligung des Rheinischenvrovinzial-
verbandes an einer zu errichtenden
Aktiengesellschaft zum Vetrieb von
steinbrüchen ........

— des provinzialoerbandes au den
Hilfsaktionen für die unwetterge.
schädigten Gemeinden der Kreise
Uheinbach und wetzlar . , , . .

VewilligUNgenaus Titel V^ des Haus»
haltsplanes über die Förderuna von
Kunst und Wissenschaft . . . , .

Vibliothenen in den provinzial-FUr»
sorge» Erziehungsanstalten, Ausbau
derselben . .......

Visfenberg, Gemeinde, Vewilligung einer
Veihilfe an diese unroetteigeschädigte
Gemeinde im Kreise wetzlar . . .

Vitburg, candwirtschaftsschule, Ueber¬
nahme derselben auf die üandwirt»
schaftskammer ......

Vlindenwesen, Erhöhung des Vetrage«
zur Veschaffung von VUchern usw,

Vottler, abgeordneter, aus der pro.
uinzilllkommisjionfür die heil» usw.
anstalten als Mitglied ausgeschieden

vrnuweiler, Veihilfe zur Instandsetzung
der Kath. Pfarrkirche .....

vlücker, abgeordneter, aus der vrovin»
zialkommission für die heil» usw.
anstalten als Mitglied ausgeschieden

VUchereien usw. für Vlindenanstalten,
Erhöhung des Vetrage« für Ve.
schaffungvon Vüchernusw .....

NUcheltillommisfi««, 10 gliedrige, zur
Durchprüfung der Vüchereien samt»
licher Nnstalten ........

C.
lalden, Kreis Tochem,Veihilfe zur In¬

standsetzung der Kath. Pfarrkirche .
Eleve, candwirtschaftsschule, Uebel

nähme derselben auf die candwirt»
schaftlkammei ......
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Eochem a. d. Mosel, veihilfe zur In«
slandsetzung des Hauses am Ender»
toi . . . , , , .

»s. Tun», NeichsKanzler,zur politischen
tage ,,,,,,,,,,,

Dannich, abgeordneter, verstorben . ,
Denkmalspflege, Vewilligungen zum

Zwecke derselben und des Natur-
und Heimatschutzes ,

Dienstanweisung, für die cehrkörper
aller vrovinzial-cehranstalten, Neu-
aufstellung derselben .

Dienstzeit, pensionsfühige Vestimmung
derselben für den tandesbaurat
Hirschhorn ...,,,

Dom in Xanten, Veihilfe zur Instand¬
setzung desselben ......

Dorfkapelle, Kath. in vettelschotz, «reis
Neuruied, veihilfe zur Instandsetzung
derselben ......

Dotationen,
Dotlltionsgesetzgebung, Aufhebung der

durch dieselbe dem provinzialucr^
band überwiesenen sogenannten
Ltaatsnebenfonds ......

Duisburg, separatistenterror dortselbst.

Dünnwald, Kreis Mülheim-Nhein. Lei»
Hilfe zur Inslandsetzung der Kath.
Pfarrkirche ........

Dllren, Errichtung einer landwirtschaft¬
lichen schule für diesen Kreis . . .

-- Vericht über den dortigen 5epara°
tistenterror.......

Düsseldorf, separat'iste'nterror dortselbst

E.
Ehrenbreitsteiner allgemeiner Armen»

fond«, Kufhebung desselben . . .
Ehrung der verstorbenen abgeordneten

Zchürhuff, Dr. Hentzen u. Dannich
Eingabe der straften- und Kleinbahnen

bzw. Aenderung der strcchenbenut-
zungsverträge ,......

Einheitliche Tischklassein den vrovin-
zial-Heil» und Pflegeanstaltcn, Ein¬
führung derselben.......

Einteilung, anderweitige der candes-
bauämter in der Nheinprouinz und
Verminderung derselben . , . , ,

Einundzwanziger Ausschuß, Vilöung
desselben . ..... , ,

Eisenbahn- und str'ahenbahnkosten, Er¬
stattung derselben an Veamte, die
mindestens 2 Km von der Dienststelle
entfernt wohnen .......

Veitenzohl
3 OH

2 3ä

53

80-81,
85-88

15, 21,
58

19,76

49

53

53
10,11

58
97, 98,

99

53

59

98-99
97

58

4

60

84—72

16,59

91

li!

Eises, Abgeordneter, dessen Wahl zum
schriftführer des Vrovinziallllndtages

Entschließung der K. si, v, zur politischen
llage ,-,.,,.....

Ergebnisse der Provinzialverwaltung für
das llechnungsjahr 1921 ,

Erhöhung der Veteiligungssumme an
der Rheinischen wohnnngsfürsorqe,
G. in. b. H. . . .....' ,
des stammkapitals und Aenderung
der 3atzung der Vrovinzial-Lebens-
Versicherungsanstalt d, Nheinprovinz

Erklärung der Arbeitsgemeinschaft zu
den Auslassungen der ,,Greifswalder
Zeitung" und der ,,Vergisch-MärKi-
schen Zeitung" ......
der K. v. v. . ' . . , . .

namens der Fraktionen, des Zen-
trums, der Arbeitsgemeinschaft und
der vereinigten sozialdemokratie ,

Erklärungen zur politischen tage, Ab¬
gabe derselben durch die Parteien
bezw, Fraktionen ,,,...,

«»itelizolil

Eröffnung des vrovinziallanotages . .
Errichtung einer landwirtschaftlichen l

schule in, Kreise Düren und Ueber¬
nahme der mit den Üandwirtschafts-,
schulen Vitbnrg und Eleve verbunde¬
nen landwirtschaftlichen schulen auf^
die candwirtschaftskammer . , . ,

Erstattung der straften» und Eisenbahn-
fahrkosten an Veamte usw. die min¬
destens 2 Km von der Dienststelle
entfernt wohnen .......

Ertrag der candwirtschaft in den An¬
stalten .........

Fachausschüsse, Aenderung in der Ve.
Zeichnung und Zusammensetzungders.

KahrtKosten, Gewährung derselben an
veamte usw. . ........

zamilienpflcge für Fursorgezoglinge .

Fettweih, Abgeordneter, Mitglied der
proninzialkommission für die Heil-,
usw, Anstalten . . . . , , .

Fond», bei den Proninzial-Hebammen-
lehranstalten zur Veschaffung von
wasche für Neugeborene bedürftiger
Mütter.........

Förderung von Kunst und Wissenschaft,
Vewilligungen aus Titel V > des
Haushaltsplans

Freistellen für Schülerinnen der He°
bammenlehranstalten ...

15,21,2»,
»5,44,83

6,19
54—58
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Freistellt!, für Kranke in den heil» und
Pflegeanstalten . ......

FrenKen, abgeordneter, neu eingetreten
Fuchs, Vberpräsident, 5taatsKommissar
FUnfzehner-ausschuß, Vildung desselben
Fürsorge, Neglement über die aufnähme

und Entlassung der der Fürsorge
des Rheinischen provinzialnerbandes
anheimfallenden Geisteskranken usw.

FUrsorgeanstalten, abschaffung der
Prügelstrafe in denselben , , , ,

Fürsorgeerziehung, Kosten dafür . . .
FUlsorgeerziehunasanstalten, ilusbau

der VibliotheKen in denselben und
Veschaffung eine« Künstlerischen
Wandschmuckesin den Aufenthalts,
räumen ..........

— weltliche, Einrichtung derselben . .

FUlsorge>InspeKtoren

Fillsorgezäglinge, arbeitsprämien für
dieselben .....

— Geisteskrank«, Taubstumme usw,
Zahl derselben ........

— in Famil'enpflege !,.,...
— llusbildung derselben ......
— Zahl derselben in den Klassen der

tlnstalten . . , . , .

Gebührenordnung für da« cande«.
arbeit«» und verufzamt der Rhein»
Provinz ... .......

Gefangene, Unfallfürsurge für diese . .
Geisteskranke, usw. aenderung der

8ß 25 und 2? des Neglement« über
die Aufnahme usw. derselben , . .

— Fürsorgezoglinge, Vlinde usw. Zahl
derselben . , .

Gemeinde- und «reiswegebaui tlende.
rung der Vestimmungen über die
Unterstützung . ' , . . .
bewilligte Leihilfeii hierzu . . .

Gepflogenheiten, parlamentarische . .
Geltner, abgeordneter .....
Geschäftsordnung«««»^« der Kommu¬

nistischen Partei ......

Gelchältsordnungsaullchuf,
Geschäftliche Vehandlung der vorlagen
Gleichstellung von Handwerkern und

Pflegern bei Uebernahme in« Ve.
amtenverhältni« .,,.,.

G«ldnotenbanl», Errichtung einer solchen

f 3pe«
Lchleiden

Graf 8pe«, tandrat de« Kreise«
5 '

«««tenzahl

JA
64
5
88
91

64,73

9,3t,
74-75
21,46

63
8a,»2,3»,
4N,i!,45,
4«, 78

»<
80-Sl,

73

31,
«2—63

13,36
21
34

61—62

60
48

64,72

18

59
59
24

80,99

93-94,
95
18
5

34, 39,
78

l«1-IN3,
1«, 107,
112, 123

98

Grafenberg, heil, und pflegeanstalt.
Wohnungsbau zur Zteuerung der
Wohnungsnot .......

„Oreifswalder Zeitung", artikel des
Pastors Nicmöller aus Elberfeld
gegen den Katholizismus und Er.
Klärung der arbeit«gemeinschaft
hierzu ..........

Grundstücke, verkauf derselben an
Privatpersonen ......

Gummersbach, tandesbauamt, auflo»
sung desselben . .......

Gutihos der ehem. Irrenanstalt 3t.
Thomas in andernach, tlnkauf und
Kusbau desselben .....

Y.
Hagen, abgeordneter, hauptbegründer

der GoldnotenbanK ......
Handbuch der Rheinischenprovinzialver»

waltung, Herausgabe eines solchen .

Handwerker, Gleichstellungderselben mit
den Pflegern bei Ueberfühlung in
das Veamtenverhältni« , . . , .

hartmann Vr>, abgeordneter, Mitglied
der provinzialkommission für die
heil» usw. änstaltcn ......

hauptfülsorgtstelle. Mittel dafür . . .
Haupt-Haushaltsplan der provinzialver.

waltung und Vorbericht , , . . ,

Haushaltsplan, dessen Form und Gliede,
rung , , . . .....

— Neugliederung des Vorberichts dazu

— der sirovinzial.heil. und Pflegen».
stalten .........
der provinzial.Ltraßenverwaitung

Haushaltspläne, Ermächtigung zur evtl.
Weitelfühlung der Verwaltung nach
denselben im Nechnungsjahre 1924

— Einzel», Festsetzungderselben . . .

Hausordnungen in den Nnstalten, Neu»
schafsung derselben ......

hebammenlehranstalten, aenderung der
Vedingungen für die aufnähme der
Schülerinnen .......

— Vildung eines Fonds zur Veschaffung
von Wäsche für dort geborene Kinder
bedürftiger Mütter......

htbammenfchultlinnen, erforderliche
Eigenschaften ...... - -
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Hebammenschillerinnen, Kusschließung
derselben vom Unterricht bei Unter«
lassung einer Ratenzahlung . .

Hellfilrsolge, ausführung ders, durch
die c. 0. N. ....... .

heil- und Pflegeanstalten, Neglement
über die Errichtung, Leitung und
Veaufsichtigung derselben . . . ,

— Einführung einer einheitlichen lisch-
Klasse . ...... , , .

— Haushaltsplan derselben . , , , .

Dr. Hentzen, abgeordneter, verstorben .
herfel, Kreis IZonn, Veihilfe zur In»

standsetzung der ehem, Kath. vfarr.
Kirche . . . . . , , .

Hilfsaktion für die unwettergeschädigten
Gemeinden in den Kreisen Nheinbach
und wetzlar, Leteiligung des pro-
v,nzialverbandes ......

Hilfzschulgeseh, Anwendung desselben
auf die Massen der Fürsorge-
erziehuugsanstalten . , , . .

HilfzwerK für notleidende Nebenbahn»
ähnliche Kleinbahnen ......

Hirschhorn, candesbaurat, Vestimmung
der pensionsfähigen Dienstzeit dess.

hochelten, Kreis Nees, Leihilfe zur In-
standsetzung der Kath. Pfarrkirche .

hochstzahl der 3chüler in den Klassen
der Fürsorgeerzichungsanstalten , .

^mmobiliarrechte und Grundstücke,ver»
äußerung derselbe» ,,,,..

Irrenanstalt 5t. Thomas in Kndernach,
ehemalige, llnkauf des, Gutshofes
und Kusbau desselben . . . . .

Dr. Jarres, abgeordneter, dessen Wahl
zum Vorsitzendendes provinzialland-
tages ..........

Jugendherbergen, Unterstützung ders. .
^ugendwohlfahitsgesetz. Neichs», zur

Frage der „Weltlichen" Fürsorge»
erziehung .........

lt.
ltarmeliterklofterkirche, ehem. augusti.

ner», in Zpringiersbach, Kreis witt-
lich, Leihilfe zur Instandsetzung .

"Orthäusernirche, in Köln, jetzt evange.
lische Kirche, Veihilfe zur wieder-
Herstellung ........ .

«lelnbllhnen, nebenbahnähnliche, tzilfs-
werk für notleidende — . . . .

«lelnpflaster, Verwendung desselben. .
"»ab, abgeordneter, dessen Wahl zum
^ Schriftführer des provinziallandtagc«
ll«dlenz.3epllllltistenterror dortselbst . .

Gettenzohl

«3«

5?

40

64—72

64—72
72

53

59

61—62

59

49

53

61—62

6, 50,
53

16,58

3
15

40,73

53

53

59
25,72

4
98

llittn, 5t..Georg»Kirche, Veihilfe zur In.
standsetzung ........

— ehem, KarthäuserKi'rche, jetzt evan.
gelische Kirche, Veihilfe zur Wieder¬
herstellung ... .....

Kölner Nebenfond«, für Irrenzwecke,
aufhebung desselben ......

Kölner polizeistrafgelder - Nebenfonds,
Aufhebung desselben ......

llönigswinter, Zeparatistenterror dorts.
Üommifsion, (Vücherei-)10gliedrige . .

„ttonseffionsloz", wer ist als solcher an¬
zusehen? . .......

KrowinKel, abgeordneter, übernimmt
den ältersvorsitz , ......

llrefeld, 3eparatistenterror dortselbst. .
«re>5° und Eemeindewcgebau, Nende.

ruug des § 3 der Vestimmungcn
oom 2. Iuni 1894 über die Unter¬
stützung desselben .......

— Bewilligung von Veihilfen im Rech¬
nungsjahr 1922 .......

«llegsbefchädigten- und »hinterbliebe.
ncnfürsorge, vcricht darüber . , .

Kriegskosten, die von der Nheinprovinz
gezahlt werden müssen . . . . .

KrUppelfurforge
Kunst und Wissenschaft,Förderung der.

selben durch Bewilligung von Mit.
teln aus Titel V > des Haushalts.
plan« über ......

Kündigung von vrooinzialanleihen . .

Kilfter als Pförtner in provinzialan-
stalten .........

t.
candesarbeitz» und Verufzamt der

Nheinurovinz, Genehmigung der 3at»
zung desselben ........

— der Nheinprovinz, Erlaß einer Ge»
bührenordnung für dieses . . .

tandesbauämter der Nheinprovinz. Ver¬
minderung und anderweitige Eintei»
lung derselben ........

— auflösung der vauämter Gummcrs»
bach und aachen>5üd . . . . .

tandwirtschaftliche Verufzgenoffenfchaft,
Neform derselben ...

— Unfallschutz-aufsichtsbeanite' . ^
landwirtschaftliche Schule im «reise

vüren, Errichtung einer solchen .
tandwiltschaftzfchulen Vitburg und

Tleoe, Uebernahme der damit ver¬
bundenen landwirtschaftlichenSchulen
auf die candwirtschaftskammer . .

Landwirtschaft, Ertrag derselben in den
klnstalten . ' . . .

Seitenzahl



XlV 66. und 67. Rheinischer Provinziallandtag, Alphabetisches Sachregister.,

landwirtschaftliche Unfallversicherung,
Vericht darüber .......

tandelsteuergeseh .....
tandesverficherungsanstalt, Notlage

derselben ........
tangerwehe, Kreis vüren, Veihilfe zu

der Instandsetzung der ehem, Kath.
Pfarrkirche ........

tebenloersicherungsanstalt, Kenderung
der 5atzung und Erhöhung des
5tanimKapital« ^ .......

tthltlörper aller prov.'.cehranstalten,
Aufstellung einer zeitgemäßen Dienst»
»nweisung für diesen ....,',

tehrpMne der prov.»Taubstummen»und
Llindenanftalten, Umgestaltung ders.

o. d. teyensche yof in Nndernach,«reiz
Mayen, Beihilfe zur Wiederher.
stellung delselben ......

m.
Maschinentechnische, insbesondere der

wärmewirtschaftlichenKnlagen in den
provinzialanstalten, Verbesserung
derselben ..... . , ,

Mlltthe», 5eparatistenführer, dessen
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M.'Cladbach, 5eparatistenterror dorts. .

Mitglieder
dez provinziallandtages, Zahl der
zur 5itzung erschienenen.....

Monreal, Kreis Manen, Veihilfe zur
Wiederherstellung der sog. 5chlosz»
brücke . . ...

Morsbach, Krei« wäldbro'el, Beihilfe
zur Instandsetzung der bath. Pfarr¬
kirche ..... ...

n.
Natlonalstiftung. Mittel hierfür . . .
NatnrdenKmalpslege und ljeimatschutz.

Fond« . . ...
Natur» und tjeim'atschutz, Bewilligungen

für Zweckedesselben und der Denk¬
malspflege

Nebenfonds, Polizeistrafgeld'er/ Kölners
Kufhebung desselben .

Neus,, 3t,'5ebllstian5kirche, Veshilf« zur
Instandsetzung . . .

Niederbachtorturm, Vberwesel, «reis 5t'
Goar, Leihilfe zur Instandsetzung ,

Niederfpen, «reis 3t. Goar, Veihilfe
zur Wiederherstellung de« cang.
Hauses der ehem. Kath. Pfarrkirche

Niemöller. Pastor au« Clberfeld, llrtikel
in der „Greifswalder Zeitung" gegen
den Katholizismus ......

Notlage des provinzialverbandes, tln»
trag auf Bewilligung von Mitteln
durch Reich und staat .....
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Notleidende Kleinbahnen, nebenbahn.
ähnliche, HilfswerK für diese , .

Notstandsbeihilfe für Vcamte, a„ge.
stellte und Arbeiter ......

O.
Oberpliifident Fuchs schließt den pro.

vinziallandtag ...,,,.
Oberwesel, «reis 5t. Goar, Beihilfe

zur Instandsetzung des Niederbach»
torturmes .........

Gedingen, Krei« Khrweiler, ehem. Kath.
Pfarrkirche, Veihilfe zur Instandset»
zung ...........

Organisation der landwirtschaftlichen
Verufsgenosscnschaft, Reform ders.

Vertliche Hondcrzuschläge zu den ve>
amtengehöltern ,,,,.,.

P.
parlamentarische Gepflogenheiten . .
Partei, lt. P. V., abgäbe einer Erklä¬

rung derselben .......

— Zentrum, Krbeitsgemeinschaft und
vereinigte 5ozialdemoKraten,Nbgabe
einer Erklärung derselben , , , .

Parteien, tlbgabe von Erklärungen zur
politischen ^age ....... .

PenfioNIfiihige Dienstzeit, Vestimmung
ders. für den candesbaurat Hirsch¬
horn . ..........

personalfragen, wiederbesetzung von
freigewordenen 5tellen .....

Peruche, verwaltungsoberinspektor,
llntrag auf Nückdatierung seiner Ve,
förderung .........

Pfarrkirche, Kath. in Vrauweiler, Lei.
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Vüren .........
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— Kath. in Niederspay, Krei« 5t. Goar
— Kath. in Gedingen, Krei« llhrweiler
— Kath. in poulheim, Kreis Köln-^and
— Kath. in Trechtingzhausen, Kreis

5t. Goar ..... ....
— evang. in walalaubeisheim, Kreis

Kreuznach .... . . , .
pslcgesatz der beiden Klassen in den

Heil- und pflegeanstalten ....
poli«istrafgelderfond», tlufhebung dess.

- Kölner, Nebenfonds, tlufhebung dess.



66. und 67. Rheinischer Provinziallandtag, Alphabetisches Sachregister. XV

Poulheim, Kreis Koln.Land, Veihilfe zu
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Pfarrkirche dortselbst ......

Preispolitik, vergleiche ......
provinzialanleihe. ausgäbe von neuen

Anteilscheinen ,.,,.,
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Veschaffung von Vüchern usw. . .

plovinzial > Hebammen ° tehranstalten,
llenoerung der Vedingungen für die
Kufnahme von Schülerinnen . , .

— Vildung eines Fonds zur Veschaffung
von Wäsche für die dort geborenen
Kinder bedürftiger Mütter ...

Plovinzial-Heil- und Pflegeanstalten,
Freistellen für Kranke in denselben

— provinzialkommission für dieselben .

Plooinzlallandtag.
dessen Eröffnung .......

-^ dessen veschluhfähigkeit , , . . .
^ Wahl des Vorsitzenden . , . . .
^- Wahl des stelln. Vorsitzenden . ,
— Wahl der Schriftführer . . . , .

^ ausgeschiedene Mitglieder . , . .
-^ neu eingetretene Mitglieder . . .
-^ dessen Fachausschüsse ......
— Keltestenrat, dessen Zusammensetzung
—- Tagesordnung desselben ....
-— Zahl der erschienenen Mitglieder .
^ Schluß desselben .......
provinzialkommission, für die yeil» und

Pflegeanstaltcn usw., ausgeschiedene
und neue Mitglieder ......

Plovinzial > tebensvelfichelungsanstalt,
Aenderung der Satzung und Erhö¬
hung des Stammkapitals . . . .

Ptooinzialstlahen, Kosten für Instand»
Haltung derselben .....,,

plooinzialumlage

plovinzialverband, Notlage desselben .

provinz,aluetwaltung, Rhein., Heraus»
gäbe eines Handbuches .....

plNaelstrafe in den Fürsorgeanstalten,
Abschaffung derselben......
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Wiederherstellung der evang. Kirche
Neele, abgeordneter, dessen Mißhand»

lung durch Separatisten .....
Reform der Grganisation der landwirt»

schaftlichen Vcrufsgenossenschaft . .
Reformen innerhalb der Verwaltung .
Reglement über die Verteilung der

Staatsrenten an leistungsschwache
Kreise und Gemeinden . . . , .

— über die aufnähme und Entlassung
von Geisteskranken usw. Aenderung
der §8 25 und 27 . . . . . . .

NcichseinKommenfteuelanteile.
an der sirornnzialumlage

Anteil

Reichskanzler Dr Cuno zur politischen
tage .... .....

NeichssteuerUberweisungen und vesol»
dungszuschüsse .......

Rhein- und Nuhrfrage ......

Nheinbach und wetzlar, Kreise, Veteili»
gung des provinzialverbllndes an
den Hilfsaktionen für die Unwetter»
geschädigten Gemeinden in diesen
Kreisen ..........

Rheinische wohnungsfUrsorge, »3. m. b.
H., Erhöhung der Veteillgungssumme
an derselben .........

Rheinlands Not, Kampf und Zukunft
Nheinprooinz°Anleihesche!ne, Kusgabe

derselben .......

Nheinplooinz>anleihen, Kündigung ders.
Nheln°weser°llanal, Verteilung der Zu.

wachsemnllhmen desselben . . .
Römisches Felsendenkmal in Schwein»

schied, Kreis Meisenheim, Veihilfe
zur Instandsetzung desselben . . .

Nönsberg, Nr., candesmedizinalrat bei
der Landes » Versicherungsanstalt
„Rheinprovinz", Versetzung dess. tn
den Ruhestand ... . .

NUckubernahmi des im Jahre 1887 dem
Kreise Wetzlar zur Verwaltung und
Unterhaltung übergebenen Straßen,
netze« . . . . .
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5.
3«»hen, Ur., dessen Wahl zum stelln.

Vorsitzendendes Provinziallandtages
satzung des candesarbeits» und Lerufs-

amrs der llheinprovinz, Genehmi»
migung derselben ......

— der provinzial»tebensveljich«iungs»
anstlllt der llheinprovinz, Aenderung
derselben und Erhöhung des stamm»
Kapital« .........

3elbstbestimmung5recht der Völker . .
3elbstoerwaltung5ltcht der Provinzen .
3evaratistenterror .......

sevtling, preuß. Minister de« Innern .
3iloerberg, Industrieller, aeußerung»

betr. llchtstundentag .....
sittlich einwandfreier Ruf der t>ebam»

menschülerinnen .......
splngiersbach, «reis wittlich, Veihilfe

zur Instandsetzung der ehem. Augu¬
stiner — jetzt «armeliterkloster.
Kirche . . . , , .

5ch.
schädlingsbekiimpfung im Weinbau

durch Wanderlehrer ......

schüfet, abgeordneter ......
schloß Venrath, «reis Düsseldorf, Sei.

Hilfe zur Instandsetzung desselben .
schloslbrUcke, sog. in Monreal, «reis

Manen, Veihilfe zur wiederherstel.
lung derselben ...... .

schriftfNhrer, des prou'.candtages, deren
Wahl ..........

schtöer, abgeordneter, gibt die Ent¬
schließungder «. p. D. zur politischen
läge ab ... . ....

schulpflichtige Zöglinge, Zahl ders. in
den «lassen . ........

schulerinnen in den Hebammenlehran»
stalten, Aenderung der Bedingungen
für die aufnähme derselben . . .

Dr. Schumacher, Prof., abgeordneter,
neu eingetreten . .

schlich«», abgeordneter, uer'storbe',! ! ^
schweinschied, «reis Meisenheim, Lei,

Hilfe zur Instandsetzung des römi.
schen Felsendenkmals . .

l st.
staatsbeihilfen für die aufforstung, Er.

höhung derselben .....
staatlkommiffar, preuh. Minist« de«

Innern, seoering .......
— Vberpriisident Fuchs ......
3taat«nebenfonds, sog. aufhebung der

durch die Votationsgesetzgebungdem
provinzialverband übern>i«s«n«n, .
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staatsrenten, Verlängerung der Gel.
tungsdauer des Reglements über die
Verteilung derselben an leistungs»
schwache «reise und Gemeinden . .

staatsstrahennetz, Uückübernahme des
im Jahre 1887 dem «reise wetzlar
zur Verwaltung und Unterhaltung
übergebenen . .......

stiindtfonos des provinziallandtages,
Vewilligungen für Zwecke der Denk»
malpflege usw .........

3t.>Geoig5-llilcht in «öln, Beihilfe zu
den Instandsetzungsarbeiten . . .

3t.»3ebastian«'«ilche in Neuh, Veihilfe
zur Instandsetzung .......

3t. Thomal in andernach, ehem. Irren»
anstatt, ilnnauf und Nusbau des
Gutshofes derselben ......

von stedman, abgeordneter, dessen
Wahl zum Lchriftführer des pro»
uinziallandtages ......

steinbliiche, veteiligung des llhein.
provinzialverband«« an einer zu er»
richtenden Aktiengesellschaftzum Ve»
trieb von solchen .......

stellvertretende Vorsitzendedes provin»
zlllllandtages, deren Wahl , . . .

8teuerbedarf, zu deckender, durch Pro.
vinzialumlage .......

3teuerung der Wohnungsnot . . , .

stlftskirche, ehem. in Uaoengiersburg,
«reis simmern, Veihilfe zur In»
standsetzungderselben ......

stoecker, Neichstagzabgeordneter . . .
strahln- und EisenbahnfllhrtKosten an

Veamte usw ..........
— und «leinbahnen, Eingabe ders. be¬

züglich tlenderung der straßenbe»
nutzungsverträge ......

strahenbenutzungsoerträge, aenderung
derselben . . . . .

strahenwesen, Prov.., «osten für In»
standhaltung der provinzialstraßen

„3trenge Arrestzellen" in privaten Für.
sorgeerziehungsanstalten . . . .

T.
lagesordnung des 66. RheinischenPro.

vinziallllndtages ......
Taubstumme, Vlinde, usw., Zahl ders.
Taubstummenanstalten, Umgestaltung

der tehrpläne ...... . .
Tierzucht, Erhöhung der Veitiüge zur

Änterstützung derselben . . . . .
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llischklaffe, in den vrovinzial»Heil» und
siflegeanstalten, Einführung einer
einheitlichen ....... .

Trechtingzhausen, «reis 5t. Goar, Lei»
Hilfe zur Instandsetzung der Kath.
Pfarrkirche ....... .

lrier, sepaiatistenterrör dortselbst . .

u.
Ullenbaum, abgeordneter, dessen Wahl

zum stellv. Vorsitzendendes prouin-
ziallandtages ........

Umgestaltung der cehrpläne, der Vrovin»
zial«Eaubstummen» und Vlindenan-
stalten .,...' . . . .

Umlage, Provinz,»!», .......

UnfallfÜtsorgt für Gefangene . . . .
Unfallschutz, landwirtschaftliche Verufs-

genossenschaft .......
Unfallversicherung, landwirtschaftliche,

Vericht darüber
Unterstützung Motstandsbeihilfe) für
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-^ der Tierzucht, Erhöhung der Lei»
träge dazu ........

^ des Gemeinde» und llreiswegebaues,
Aenderung de« § I dieser Vestim»
mungen ........

Unwettergefchädigte Gemeinden! im
«reise «heinbach und wetzlar, Ve»
teiligung des proviuzialverbande«
an der Hilfsaktion ......

v.
Verbesserung der maschinentechnischen,

insbesondere der wärmewirtschaft»
lichen Nnlagen in den provinzmlan»
stalten . .........

verkauf von provinzialgelände an vri.
natpersonen ........

Verminderung und anderweitige Ein»
teilung der tandesbauämter der
Uheinprovinz ......

Versetzung des tandesmedizinalrat« Dr.
«onsberg bei der candesversiche.
rungsanstalt „Rheinprouinz" in den
Ruhestand ........

Verschuldung der Veamten usw. Ge»
Währung einer Notstandsbeihilf« .

Verständigung mit den ehem. Feind.
stauten . .........

Verteilung der Staatsrenten, weitere
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weser.Ullnal« .......
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verwaltungsreform .....
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vtttelschoh, «reis Neuwied, Leihilfe zu
der Instandsetzung der Kath. Dorf.
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Vorbericht zum Haupt-Haushaltsplan,

der provinzialuerwaltung . . . .

— zum Haushaltsplan der Vroninzial.
Verwaltung, Neugliederung de«s. .

vorlagen für den 66. Vrovinziallandtag
geschäftliche, Vehandlung derselben

Vorsitzender des vrovinziallandtag««,
dessen Wahl .........

Vorsitzende, stell, des Prouinzialland.
tage«, Wahl derselben .....

«eltenznhl
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Rheinischenvrovinzialverwaltung an
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Massen der vroninzial'^ürsorgeer-
ziehungsanstalten ......

Zusammensein, zwanglose«, Einladung
dazu durch den Oberbürgermeister
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66. Rheinischer Provinziallandtag, 1. Sitzung am 25. Juni IU23.

Erste Sitzung
im Rathause zu Barmen, am Montag, den 25. Juni 1923.

(Beginn 2 Uhr 85 Minuten.)

Um 2 Uhr versammeln sich die Mitglieder des
Landtages im Sitzungssaale des Rathauses.

Um 2 Uhr :l5 Minuten eröffnet der üandtags-
kommissar Staatsminister Eeuering den 66. Rhein.
Provinziallandtag mit folgender Ansprache:

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das
Preußische Staatsministerium hat es auch diesmal
für erforderlich gehalten, zu der Eröffnung Ihres
Prouinziallandtnges einen Vertreter zu entsenden,
uim damit den engen Zusammenhang zwischen dem
Staate und der Rheinproninz zum lebendigen Aus-
druck zu bringen. (Bravo!) Ich bin aber auch hier¬
her gesandt worden, um den Rheinländern zu danken
für den Widerstand, den sie nunmehr viereinhalb
Jahre der französischenBesatzung - sowie den damit
verbundenen Lasten, Belästigungen und Leiden
gegenüber geleistet haben.

Es drängt sich jetzt auf aller Lippen die Frage!
Wie lange wird dieser Leidenszustand noch dauern?
Wohin führt der Weg? Es ist heute niemand, der
uns diese Frage beantworten tonnte. Wir gehen
diesen Weg weiter, obgleich er immer nur für eine
kurze Strecke für uns fichtbar ist, weil wir wissen,
daß es für uns keinen anderen gibt, der einmal ins
helle führen tonnte. Würden wir den Widerstand,
den wir bis jetzt dem Einbrecher gegenüber geleistet
haben, nicht mehr leisten, dann hätten wir nicht nur
den Krieg verloren, sondern auch unseren ehrlichen
deutschen Rainen verspielt. (Lebhafte Zustimmung.)
Es ist selbstverständlich,daß die Regierung alles tun
und jede Gelegenheit ergreifen muß, um mit dem
Gegner zu einem ehrliche» Abschluß, zu einer ehr¬
lichen Verständigung zu gelangen. Es ist ebenso
selbstverständlich,daß auch die Volksgenossen im un¬
besetzten Gebiet alles tun müssen, um, soweit es in
ihren Kräften steht, die Leiden mit ihren rheinischen
und westfälischen Brüdern zu teilen und um die
Leidcnszeit der Rheinländer lind der Westfalen ab¬
zukürzen und um schließlich — das ist der Endeffekt
des ganzen Widerstandes — das ganze Deutschland,
die junge Republik, zu einem gleichgeachtetenGliede
in der großen Völkerfamilie Europas und der Welt
zu machen.

Ich sagte eben schon, meine verehrten Damen und
Herren, es gibt für uns keinen anderen Weg.

Würden wir den anderen, den bequemeren, gehen,
so hätten wir heute Gewißheit, wohin er führte. Aber
diese Gewißheit wäre für uns nicht tröstlich, denn der ,
andere Weg führt todsicher ins Verderben. Das ist j
der Weg. auf dem mit Völkerschaften und mit Pro- /
uinzen Schacher getrieben wird. Dazu können und
werden wir uns niemals verstehen. (Beifall.) Die
französischeRegierung wird ja binnen kurzem Ge¬
legenheit erhalten, zu den Plänen der französischen
Annezionspolititer, die sich im Parlament und in
der Presse austoben, Stellung zu nehmen. Sie wird
erklären müssen, ob sie die Pläne dieser Politiker
billigt oder nicht. Unsere Stellungnahme ist klar:
Wir wissen, daß jede wie immer geartete Annexion
des Rheinlandes nicht zur Reparation, nicht zur
Wiederherstellung führt, sondern daß mit dieser
Annexion ein Weg zu neuem Blutvergießen und zu
neuem Zerstören beschritten wird. Aus Gründen
dieser nüchternen Erwägung und mehr noch aus
Gründen der Vaterlandsliebe der Rheinländer haben
wir derartige Pläne ein für allemal für undis-
kutabcl zu erklären. Die Rheinländer haben es schon
durch den Mund ihrer berufenen Führer getan, und
ich ^ann hier an diefer Stelle als Vertreter der
preußischen Negierung nur wiederholeil, daß das
Rheinland für uns nicht feil ist, daß es nichts in
der Welt gibt, was das rheinüscheVolk und das
rheinische Land zu einen» Lchachergeschäft bei den
Verhandlungen machen könnte. (Allseitiger Beifall.)
Das gilt für die Annexionen in jeder Form. Man
hat sie ja, nm sie den Rheinländern schmackhaft zu
machen, in eine scheinbar harmlose Formel gekleidet!
man hat in den letzten Wochen von der „Ent-
preußung" des Rheinlandes gesprochen. Wenn eist
einmal normale Zeiten wiedergekehrt sind, dann ist
es Cache der Rheinländer, innerhalb der Reichsuer-
fassung ihr staatsrechtliches Verhältnis zum Reiche
aus eigenen Entschließungen festzulegen. (Zustim¬
mung.) Einstweilen weiß es jeder Rheinländer, der
die Zeichen der Zeit versteht, daß jede Lockerungder
Rheinlande in dem Verhältnis zum preußischen
Etaatsuerbande gleichbedeutend ist mit einer Lösung
der Bande, die die Rheinlande an das Reich
fesseln. (Sehr richtig!) Deswegen kann im Augen^
blick von einer Entpreußung der Rheinlande nicht
die Rede sein. Gerade gegen diese Form der An-
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nexion haben wir uns heute mit umso große!« Ent¬
schiedenheitzu wenden, als ich mir sehr wohl denken
kann, daß aus Gründen der inneren und noch sehr
viel mehr aus Gründen der äußeren Politik die
Franzosen zu einer offenen Annexion einstweilen
nicht schreiten werden. Sie sprechenvon Sicherungen.
Auch wir wünschen Sicherungen für den Frieden
Europas. Aber, meine Damen und Herren, es ist
doch nichts wie grausamer Hohn, wenn man die
Sicherungen von uns, einem geschlagenen und ent¬
waffneten Volte, verlangt. (Lebhaftes Sehr wahr!)
Wenn von Sicherungen gesprochen wird, dann hätten
wir das Recht, Sicherungen gegen französischeUeber-
griffe zu verlangen. (Sehr richtig!) Was sollen
diese Sicherungen? Man hat von der Einsetzung
einer internationalen Miliz, einer internationalen
Polzeitruppe, gesprochen. Soll sie uns größeren
Schutz verleihen, soll sie die industriellen Anlagen,
die Bergwerke gegen den Zugriff verbrecherischer
Elemente schützen? Wir haben in den letzten Wochen
erlebt, daß diesen Schutz uns die Besatzungmächte
nicht leisten wollen. (Sehr gut!) Unsere Polizei ist
durch das Machtgebot französischer Generale zer¬
schlagen. Als vor einigen Wochen — ich erzähle
Ihnen nichts Neues, meine sehr verehrten Damen
und Herren. — die Elemente, von denen ich sprach,
die Not des rheinischen und westfälischen Volkes sich
zunutze machten, um ihre pol tischen Pläne zur
Durchführung zu bringen, da haben die Besatzungs¬
mächte, wenigstens mittelbar, diese verbrecherischen
Verbuche unterstützt. (Sehr wahr! rechts.) Man
kann also nicht davon sprechen,daß Sicherungen uns
durch eine internationale Miliz gebracht werden
können. Wenn wir die Bestrebungen gewisser fran¬
zösischer Politiker zulassen würden, die deutsche
Polizei aus dem Rheinlande zurückzuziehen und
dafür Franzosen und Belgier, Italiener und Eng¬
länder pol'zeiliche Funktionen wahrnehmen zu lassen,
so würden wir bald erleben, daß dieser Schutz nichts
anderes bezweckt,als deutsche, preußische, rheinische
Ei^enort am Meine zu ersticken. Rheinische,
preußische und deutscheEigenart am Rheine zu er -
halten, aber ist unser Bestreben, von dem wir
niemals lassen werden. (Beifall.)

In diesem Sinne, meine sehr verehrten Damen
und Herren, erlliire ich den 66. Provinziallandtag
der Rheinurovinz für eröffnet.

Nach § 32 der Provinzialordnung und 8 1 der
Geschäftsordnung hat das an Jahren älteste Mit-
gl'ed des Landtages den Altersvorsitz zu über¬
nehmen. So viel mir bekannt ist, ist Herr Abgeord¬
neter Krawinlel das älteste hier anwesende Mit¬
glied' er ist am 10. September 1851 geboren. Es
meldet sich kein älteres Mitglied. Ich darf daher
Herrn Abgeordneten Krawinlel wohl bitten, den
Vorsitz zu übernehmen.

Altersvorsitzender Krawinlel: Meine ver¬
ehrten Damen und Herren! Es ist natürlich, daß ich
zu bedauern habe, zu diesem Amt berufen zu
weiden. Herr Abgeordneter Olbertz, der diese Stelle
bisher ausgefüllt hat, ist uns allen in bester Er¬
innerung. Ich glaube, keinem besseren Beispiel folgen
zu können als dem von ihm hier regelmäßig
gegebenen, indem er bei Uebernahme des Vorsitzes
die Treue zum Vaterlande betonte. Was wir soeben
aus dem Munde des Herrn Ministers gehört haben,
hat auf allen Seiten dieses Hauses zweifellos den
vollsten Beifall gefunden. Ich bin überzeugt, daß
wir uns alle an die Worte halten, die Herr Geheim-
rar Olbertz hier zuletzt gesprochenhat: „Ans Vater¬
land, ans teure, schließ dich an, das halte fest mit
deinem ganzen Herzen!"

Es geht um Leben oder Tod. Wir müssen nach
dem, was wir hier soeben gehört haben, auf das
Schlimmste gefaßt sein. Da heißt es ohne Frage:
Seid einig, einig, einig! Wir wollen sein ein einig
Volk von Brüdern, in keiner Not uns trennen und
Gefahr! Die Gefahren, die uns gegenwärtig drohen
und unmittelbar vor uns stehen, sind gewaltig groß.
Aber um deswillen müssen auch wir hier das Zeugnis
ablegen, daß kein, ehrlicher Deutscher, kein ehrlicher
Rheinländer an eine Abtrennung von Preußen-
Deutschland denken darf und denkt. Das sei auch
hier unser Wahlspruch. Es geht um Leben oder Tod.

„Entsagt den schwärmenden Gedanken!
Seid einig, einig, ohne Wanken
In diesen Tagen tiefster Not!
Es geht nicht nur um Ruhr und Rhein,
Es geht um alles deutsches Sein."

Nach der Geschäftsordnung des Prouinzialland-
tages habe ich als Altersvorsitzender die beiden
jüngsten Mitglieder des Landtages zu Schriftführern
zu berufen. Die jüngsten Mitglieder sind Herr
Abgeordneter Knab, geboren am 13. Dezember 1895.
und Herr Abgeordneter Gertner. geboren am 17. Juli
1894. Wenn ich keinen Widerspruch höre, ersuche ich
die beiden genannten Herren, hier Platz zu nehmen.
(Zuruf: Herr Gertner ist nicht da!) Das niichst-
jüngste Mitglied ist Frau Appel. Da Herr Gertner
nicht zugegen ist, bitte ich Frau Appel, hierher zu
kommen. (Die beiden Schriftführer nehmen Platz.)

Gemäß § 2 der Geschäftsordnung hat zunächst
der Namensaufruf zur Feststellung der Beschluß¬
fähigkeit stattzufinden. Ich bitte den Herrn
Schriftführer, diesen Namensaufruf zu vollziehen.
(Geschieht.)
> Nach Feststellung durch die Zähler sind 108 Abge-

ordnete anwesend' die Beschlußfähigkeit ist also vor¬
handen. (Bravo!)

Wir kommen «ann zur Wahl des Präsidiums.
Diese Wahl kann durch Zuruf stattfinden, wenn
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niemand widerspricht. Herr Abgeordneter Monnig
hat das Wort. '

Abgeordneter Mönnig: Ich beantrage, Herrn
Abgeordneten Dr. Juries durch Zuruf als ersten

. Vorsitzenden wiederzuwählen. (Bravo!)
Alterspräsident Killwinke l: Sie haben den

Vorschlag gehört. Es erhebt sich lein Widerspruch.
Herr Abgeordneter Dr. Zaires ist zum ersten Vor¬
sitzenden gewählt. Ich frage ihn. ob er die Wahl
annimmt.

Abgeordneter Oi-. Jan es: Ich nehme die
Wahl mit Danl an.

AlteiLvorsitzender Kiawintel: Wir kommen
dann zur Wahl des eisten stellvertretenden Vor¬
sitzenden, der wohl ebenfalls durch Zuruf gewählt
werden soll.

Abgeordneter Dr. Haas: Ich schlageden Herrn
Ullenbaum vor.

Altersvorsitzender Krawinkel: Herr Ullen¬
baum ist vorgeschlagen. Auch dagegen erhebt sich
kein Widerspruch. Ich erkläre, daß Herr Abgeord-
netei Ullenbaum zum eisten stellvertretenden Vor¬
sitzendengewählt ist und frage ihn, ob er die Wahl
annimmt.

Abgeordneter Ullenbaum: Ich nehme die
Wahl an.

Altersvorsitzender Krawinkel: Wir kommen
zur Wahl des Weiten stellvertretenden Vorsitzenden.
(Zuruf: Herr Hcuser! Weiterer Zuruf: Herr Heuser
ist nicht anwesend!)

Abgeordneter Dr. Wesenfeld: Ich schlage
Herrn Dr. Saaßen vor.

Altersvorsitzender Krawinkel: Soeben wird
Herr Saaßen volgeschlagen. Wideispmch erhebt sich
nicht. Herr Saaßen ist zum zweiten stellvertretenden
Vorsitzenden gewählt.

Ich glaube, jetzt meine Aufgabe erfüllt zu haben
und bitte den verehrten Herrn Oberbürgermeister
!)>-. Iarres, den Vorsitz zu übernehmen.

Vorsitzender l>,'. Iarres: Meine Damen und
Herren! Ich danke Ihnen für das mir durch die
Wahl erneut gezeigte Vertrauen. Zum zweiten Mal
tagt der Pioumz:allandtag im Exil. Als wir im
Anfang Februar dieses Jahres zum eisten Male
gezwungen waren, fern von dem gewöhnlichen
Tagungsort des Provinziallandtages hier im
Wuppertals Aufnahme zu suchen, und dort gastliche
Aufnahme fanden, da waren wir der Ueberzeugung,
daß wir uor einem unendlich schweren Kampfe
stünden. Wii waren aber auch der Hoffnung, daß
dieser Kampf in einigen Monaten zur Erledigung
kommen könne. Diese Hoffnung hat getrogen. Nach
über fünf Monaten schweren Kampfes stehen wir
noch inmitten derselben Nöte, und noch sehen wir,
wie der Herr Minister eben mit Recht ausgeführt
hat, einen sicheren Ausweg aus der Wirrnis nicht.

Abel was Bestand gehalten hat in all diesen
Monaten, das ist die Gesinnung der Rhein»
ländei, die tieu Seite an Seite mil
den Westfalen den schweren Abwehrkampf für
das deutsche Vaterland zu kämpfen haben. Was in
diesen Monaten an Leiden über die beiden Provinzen
dahergegangen ist, das läßt sich in Worten nicht
schildern. Auch unser Kollegium ist von der Willkür
und der Unterdrückung des Feindes getroffen
worden: Neun Mitglieder unseres Hauses sind aus¬
gewiesen; mehrere haben ihre Treue zum Vater¬
lands und die Aufrechterhaltung ihrer Beamtenehre
mit schweren Strafen büßen müssen, und ein hoch¬
geschätztes Mitglied unseres Hauses, Heil Kollege
Schäfer, ist noch heute seiner Freiheit beraubt. Ihm
von dieser Stelle aus einen herzlichen Gruß zu
schicken, ist uns eine liebe Pflicht. (Lebhaftes Bravo!)
Wir haben ihm heute bereits mit einem Blumengruß
ein Zeichen unserer Anerkennung und unseres
Gedenkens überreichen lassen. Wir hoffen mit der
Stadt, die er zu betreuen hat, daß es ihm bald ver¬
gönnt sein wild, wieder in sein Amt und in die
Freiheit zurückzukehren. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Ich darf auch hier
einen kurzen Ueberblick über die Leidensgeschichte
unserer Westmark geben,' denn die Zahlen, summarisch
zusammengefaßt, geben ein erschreckendesBild von
dem Drucke, den wir auszuhalten haben. Immer und
immer wieder muß vor der Welt auf diese Zahlen
hingewiesen werden; denn sie zeugen von einer
Brutalität, die in der Weltgeschichte ihresgleichen
kaum gesehen hat. Ueber 700 Jahre Gefängnis sind
hier in der Westmark, in Rheinland und Westfalen,
verhängt worden. Geldstrafen in Höhe von über
1,5 Billionen Mark sind Deutschen auferlegt worden,
die nichts getan haben wie ihre Pflicht; zwei Todes¬
urteile sind gesprochen worden, mehrere Ver¬
urteilungen zu lebenslänglicher und langjähriger
Zwangsarbeit sind erfolgt, und die Zahl der Aus¬
gewiesenen mit ihren Familienmitgliedern beläuft
sich auf über l!0 000. (Lebhaftes Hört, hört!) Diese
Schreckenszahlen sollten immer wieder in die Welt
hinausgeschmettert wecken, damit man sieht, wie wir
hier in Rheinland und Westfalen leiden und wie wir
trotzdem ungebeugten Nackens stehen. Diejenigen, die
dieser Unbill ausgesetzt waren, verlangen dafür keine
Anerkennung Was sie taten und was sie tun und
weiter zu tun gesonnen sind, ist eine Selbstverständ¬
lichkeit. .Jas Moralische versteht sich im Leben
stets von selbst." sagt einer der besten Köpfe des
geistigen Lebens des vergangenen deutschen ' Jahr¬
hunderts. Aber ihnen auch an dieser Stelle als
mitbedrückte Rheinländer zu danken, das ist uns doch
ein Herzensbedürfnis. (Bravo!) Möge der Lohn
für das, was sie tun und getan haben, in der Wieder¬
erlangung rheinischer Freiheit bestehen« Mögen sie
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es erleben und sehen, daß ihre liebe Heimat wieder
entfesselt und eutlnechtet ist. (Beifall.)

Aber, meine Damen und Herren, auch wir hier
«ls berufene Vertretung des rheinischen Volkes
müssen vor aller Welt unsere Stimme erheben (Sehr
richtig!), besonders in diesem Augenblicke, wo es
allmählich deutlicher wird, was die französische
Gewaltpolitik erstrebt. Der Herr Minister Eevering
hat eben mit Recht schon darauf aufmerksam gemacht.
Wer heute die Zeitung gelesen hat, der findet in den
Enthüllungen englischer Blätter ein krasses und
schlagendes Licht auf die annexionistische Politik
unserer "westlichen Nachbarn geworfen. Hiernach
kann es keinem Zweifel mehr unterliegen, daß sich
die französischePolitik demnächst deeouvrieren muß.
Was dann der Rheinländer hören wird und die Welt
mit ihm, das wird wahlscheinlich furchtbar sein.
Dann aber gehört es sich, daß wir als die berufenen
rheinischen Volksvertreter auf den Wall treten und
mit der Staats- und der Reichsregierung erklären!
Bis hierher und nicht weiter! Darüber verhandelt
die deutsche Regierung nicht, darüber läßt auch der
Rheinländer nicht verhandeln! Wir danken der
preußischen Regierung, die sowohl durch den Mund
ihres Herrn Ministerpräsidenten Braun wie heute
durch den Mund des Innenministers klipp und klar
erklärt hat! Niemals wird das Rheinland ein
Gegenstand schachernden Handels bei den bevor¬
stehenden Verhandlungen werden. Wir danken der
Regierung für dieses starke Wort' wir sind über¬
zeugt, daß nicht nur die preußischeRegierung, sondern
auch die Reichsregierung dahinter steht. Wir können
davon übergeugt sein, weil wir wissen, daß die sämt¬
lichen großen Fraktionen des Reichstages derselben
Meinung sind. Wir beanspruchen als Rheinländer
für uns das Selbstbestimmungsrecht der Völker,
(Bravo!) Was einst ein Schlagwort gegen uns war,
ein Echlagwort, das gegen uns Vernutzt und miß¬
braucht wurde, wir wollen es heute für uns genutzt
haben! (Beifall.) Wir Rheinländer wollen selbst
sagen, wes Geistes und welcher Art wir sind, und
wer uns danach fragt, der wird aus der ganzen
Rheinurooinz mit wenigen Ausnahmen verächtlicher
Kreaturen, die Antwort hören: Wir sind
deutsch, wir wollen deutsch bleiben.'
wir wollen im deutschen Stants-
gefüge bleiben und lassen auch über
die Staatsform mit Preußen keinen
anderen reden und bestimmen als
uns se lb st. (Lauter Beifall.)

Ich hoffe, daß auch im Laufe dieser Tagung diese
feste Willcnsmeinung der Rheinländer, die durch
wiederholte Erklärungen der Fraktionsführer, der
Wirtschafts- und Berufsvertretungen der ganzen
Provinz zum unzweideutigen Ausdruck gekommen ist,
zu einem hellen und eindruckmachendenAusdrucke

kommt. Wir sind ja hier zunächst zu sachlicher
Beratung dessen zusammengetreten, was der Lauf
der Geschäfte dem Landtage notgedrungen zuführt.
Aber neben diesen laufenden Geschäften wird die
Frage, die unsere Herzen mit Sorge und doch auch
wieder mit selbstbewußtem Stolze erfüllt, einen
großen Raum einnehmen. Möchte der Ausdruck
unserer Tagung der völliger Einigkeit in diesen
großen Tagen sein. Mögen die Ansichten in einzelnen
Fragen der Wirtschaft und der sonstigen Politik uns
trennen, in diesem einen Punkte gibt es k«ine
Meinungsverschiedenheit unter den Rheinländern,
hier gibt es leine R h e i n l and f r a ge!
(Beifall.)

So wünsche ich unseren Verhandlungen einen
sachlichen, von hoher Einigkeit getragenen Gang.

Meine Damen und Herren! Ich danke dann
zunächst dem Herrn Altersvorsitzenden für die freund¬
liche Führung der Geschäfte und die Worte, mit
denen er unsere Geschäfte eingeleitet hat. Ich danke
meinen beiden verehrten Nachbarn für die mühe¬
volle Arbeit, der sie fich bisher unterzogen haben,
und möchte dann zur endgültigen Festlegung des
Vorstandes kommen.

Der Aeltestcnrat schlägt Ihnen vor, wieder vier
Beisitzer zu wählen, deren Verteilung unter den
Parteien wie folgt vorgesehen ist.' je einer von der
Zentrumsfraktion, von der Arbeitsgemeinschaft, von
der sozialdemokratischen Fraktion und von der -
kommunistischenFraktion. In der vorigen Tagung
waren Beisitzer die Herren Elfes, Hauck,u. Stedman
und Weyers. Darf ich bitten, Vorschlägezu machen?
(Zuruf! Wiederwahl!) Wenn ich im Aeltestenrat
richtig verstanden habe, sollen die Herren Elfes,
von Stedman und Weyers zur Wiederwahl vor¬
geschlagen werden, und an die Stelle von Herrn
Hauck soll Herr Knab treten. Ich höre dagegen keinen
Widerspruch. Dann sind die Herren Elfes, Knab.
von Stedman und Weyers gewählt.

Dürfte ich dann Herrn Elfes bitten, an Stelle
meiner verehrten Nachbarin zur Rechten hier Platz
zu nehmen? (Geschieht.)

Ich habe sodann dem Herrn Minister die Mit¬
teilung zu machen, daß der Provinziallandtag sich
uerfassungsgemäß gebildet hat.

Meine Damen und Herren! Seit unserer letzten
Tagung sind drei Mitglieder unseres Hauses
gestorben, und zwar Herr üandrat Dr. Hentzen, Herr
Gewerkschaftssetretär Dannig und Herr Studienrat
Echürhoff. Die Herren Schurhoff und Dannig waren
seit dem Jahre 192l Mitglieder des Hauses, während
Herr Landrat Dr. Hentzen auch früher schon dem
Landtage über zehn Jahre angehört hat. Wir ehren
das Andenken dieser hochgeschätztenHerren Mit¬
glieder, indem wir uns von den Sitzen erheben,
— Ich danke Ihnen.
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An Stelle der Ausgeschiedenen sind nach den
Wahluoischlägen neu in das Haus eingetreten die
Abgeordneten Studienrat Pros, I)i'. Karl Schumacher.
Sterkrade, Gutsbesitzer Vellscheidt zu Hombevg bei
Ratingen und Buchbinder Johann Dienten in Düren.
Ich heiße die drei neuen Mitglieder, die, so viel ich
weiß, alle drei heute hier sind, herzlich willkommen
und lade sie zur Mitarbeit ein.

Meine Damen und Herren! Die Lage der Ver¬
hältnisse bringt es mit sich, das; ein großer Teil unserer
Mitglieder nicht hat kommen können. Trotz eifriger
Bemühungen haben sie es nicht fertig gebracht,
hierher zu kommen. Aber ich muh doch meiner großen
Genugtuung und meiner Befriedigung darüber Aus¬
druck geben, daß trotz dieser großen Erschwernisse
108 Mitglieder des Hauses heute hier erschienensind.
(Bravo!) Es ist das ein Zeichen dafür, wie ernst
alle Mitglieder ihre Arbeit im Prouinzillllandtacze
nehmen, gleichzeitig auch ein Zeichen dafür, daß sie
Wert darauf legen, vor aller Welt zu bekunden, daß
sie in der rheinischen Front unbeugsam mitstehen.
Ich begrüße namentlich, daß es möglich gewesen ist.
daß auch aus deu entferntesten, durch die Verkehrs¬
nöte nm schwersten getroffenen Regierungsbezirken
eine große Zahl non Mitgliedern erschienen ist, so
daß wir hier ohne jeden Zweifel sagen können' Die
Willenserklärung dieses Proninzial-
lanotages ist in der Tat ein Bild der
Stimmung, der Absichten und Auf¬
fassungen des ganzen Landtages und
damit der ganzen R h e i n p r o v i n z. (Sehr
richtig! Bravo!)

Meine Damen und Herren! Die Vorlagen iür
unsere Tagung sind Ihnen zugegangen, soweit dies
bei der Kürze der Zeit möglich gewesen ist. Es
handelt sich, wie ich schon ausführte, hauptsächlich um
dringende sachlicheErledigungen. Die Ihnen noch
nicht zugegangenen Vorlagen finden Sie mit dem
Vorlagenverzeichnis und' einen, Nachtrag hierzu auf
Ihre Plätze «erteilt. >-

Wir haben zunächst über die Besetzung der Aus
schüsse zu befinden. Nach H 10 der Geschäftsordnung
hat der Ältestenrat bei Beginn jeder Sitzung die
Sitze in den Ausschüssennach dem Verhältniswahl-
recht auf die Fraktionen zu verteilen. Der Ältesten¬
rat hat heute morgen beschlossen, es bei der bis¬
herigen Verteilung bewenden zu lassen. Sie, wenig¬
stens die Frattionsführer, haben ein Verzeichnis der
Ausschüssedes 63. Rheinischen Proninziallandtages
erhalten. Danach sind zu bilden ein Wahlprüfungs-
ausschuß, der aber in diesem Falle keine Arbeit zu
tun hat, der sich also auch nicht zusammenzusetzen
braucht, ein Geschäftsführungsnusschuß und fünf
Fachausschüsse.Die Bezeichnung dieser Fachausschüsse
soll nach der zwischenzeitlichvorgenommenen anderen

Verteilung der Verwaltungsgeschäfte etwas anders
sein als früher. Es soll durchnumeriert werden'
I, Fachausschuß, II. Fachausschuß, der die Ausgaben
des bisherigen Fachausschusses IIu übernehmen
würde. Fachausschuß III, der die Aufgaben des
früheren Fachausschusses Ild übernehmen würde,
Fachausschuß IV an Stelle des Fachausschusses III
und FachausschußV an Stelle des Fachausschusses IV.
Ich bitte Sie, Pch damit einverstanden zu erklären.
Ich weiß nicht, ob es-den Fraktionen schon möglich
gewesen ist. das Verzeichnis der Ausschüsse durch¬
zugehen und uns mitzuteilen, welche Benennungen
sie zu machen haben. Ich glaube, es würde genügen,
wenn 3ie sich damit einverstanden erklärten, daß
diejenigen Mitglieder als von Ihnen gewählt be¬
trachtet werden, welche von den Fraktionsführern
dem Bureau mitgeteilt werden. Wir kommen dann
an der besonderen Benennung der Mitglieder hier
im Plenum vorbei. Wenn Eie damit einverstanden
sind, was ich hiermit feststelle, da ich einen Wider¬
spruch nicht höre, so bitte ich die Fraktionsführer,
die Namen noch heute nachmittag dem Bureau mitzw
teilen, denn heute nachmittag sollen sich die Ausschüsse
bereits konstituieren. In der Zusammensetzung des
Aeltcstenrats ist eine Aenderung nicht eingetreten.

Die Raume, in denen die Ausschuß- und Frak-
tionssitzungen stattfinden, sind an der schwarzen
Tafel am Eingang des Rathauses angegeben und
auch äußerlich durch Schilder kenntlich gemacht.

Die Frage der geschäftlichen Behandlung der ein-
gegangenen Vorlagen ist im Aeltcstenrat erörtert
worden. Danach habe ich Ihnen vorzuschlagen,nun¬
mehr eine Unterbrechung eintreten zu lassen und auf
^ Uhr eine neue Sitzung des Plenums einberufen
zu dürfen, auf Punkt 4 Uhr. Die Tagesordnung
dieser Sitzung würde alle Vorlagen umfassen, die in
den Ihnen mitgeteilten Drucksachenenthalten sind.
Außerdem kommen dazu die Anträge der Kommu¬
nistischen Partei aus dem 63. Provinziallandtag —
damals ist ja beschlossen worden, diese Anträge nach
Anhörung des Provinzialnusschusses auf den nächsten
Provinziallandtag übergehen zu lassen —, dann der
Antrag der Verwaltungsoveiinspektoien Veckershoff
und Peruche bei der Zentralnerwaltuug auf Rü'ck-
datierung ihrer Beförderung. Ferner ist ein Ab
ändorungsantrag zu dem Antrage des Provinzial-
ausschusses betreffend die Abänderung der Bedin¬
gungen für die Aufnahme von Schülerinnen in die
Provinzial-Hebammenlehrnustalten von der Fraktion
der KommunistischenPartei eingelaufen!

Der Provinziallandtag wolle beschließen'
tz 2. 1.-, ist zu streichen.

1<- ,,und gute" ist zu streichen.
55 5, Absatz 1 - Nach „können" ist einzufügen!

„nnf Beschluß des Aerztekollegiums",
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§ 7, Absatz 2, ist wie folgt abzuändern--
„Bei Unterlassung einer Ratenzahlung infolge

später eintretender nachweisbarer Zahlungsun¬
fähigkeit der Schülerin ist die weitere Teilnahme
am Kursus schulgeldfrei."
Ferner ist von der kommunistischenFraktion noch

folgender Abändevungsantrag zu dem Antrage, betr.
die Befugnisse des Provinzialausschusses zur Ver¬
äußerung von Grundstücken und Immobiliarrechten
hingegangen!

„Der Prouinzialausschuß wird bis auf weiteres
ermächtigt, Grenzstreifen-Grundstückebis zu einem
Morgen selbständig zu veräußern, sofern die
Provinzialverwaltung sie nicht produktiv ver¬
wenden kann oder die Verwaltungskosten bezw. die
mit dem Grundstück verbundene Unterhaltungs-
pflicht usw. das Erträgnis aus dem Besitz über¬
schreitet."

Diese Punkte würden alle auf die nächsteSitzung
um 4 Uhr gesetzt werden. In dieser Sitzung wird der
Herr Landeshauptmann seinen Bericht zum Etat
erstatten und auch die übrigen Punkte mit in seine
Erörterungen einbeziehen. Nach dieser Sitzung soll
eine Vertagung eintreten, und morgen früh um
lO Uhr soll sich das Plenum Hauptsächlich mit dem
Etat beschäftigen, so daß dann die sämtlichen Vor-
lagen einschließlich des Etats den Fachausschüssen
überwiesen werden können. Am Mittwoch soll
wieder Plenarsitzung sein. Wir nehmen an, daß wir
dann in der Lage sind, am Donnerstag den Landtag
zu schließen.

Nenn Sie mit diesen Vorschlägen des Aeltesten
rats einverstanden sind — das stelle ich fest, da ein
Widerspruch sich nicht erhebt —, so schließe ich hiermit
die Sitzung und bitte, Punkt 4 Uhr sich hier wieder
einzufinden.

(Schluß 3 Uhr 35 Minuten.,

Zweite Sitzung
im Mathause zu Barmen, am Montag, den 25. Juni 1928.

(Beginn 4 Uhr 25 Minuten.)

Tllges-Ordnung:
.^. Vorlagen des Vrovinzialauslchusses.

1. Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung
nebst E'nzelhllushaltsplänen für das Rechnungs¬
jahr 1923 und Vorbelicht hierzu.

2. Bericht des Provinzialausschusses über die Er¬
gebnisse der Provinzialverwaltung für das
Rechnungsjahr 1921.

3. Bericht und Antrag des Provinzilllausschusses.
betreffend den Ablauf der Dienstzeit des Landes«
baurats Valtzer.

4. Bericht und Antrag des Piovwzialausschusses
über die Bestimmung der pensionsfähigen Dienst¬
zeit des LandesbnuratL Hirschhorn.

5. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Herausgabe eines „Handbuches
der Rheinischen Provinzialverwaltung".

6. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Befugnis des Provinzialaus¬
schusses Zur Veräußerung von Grundstücken und
Immobiliarrechten.

7. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.
betreffend Verlängerung der Geltungsdauer des
Reglements für die Verteilung der gemäß § 5
Abs. 3 des Gesetzesvom 2. 6. 1992 an leistungs¬

schwache Kreise und Gemeinden zu verteilenden
Staatsrenten.

8. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Erhöhung der Neteiligungssumme
an der RheinischenWchnungsfürsorge G. m. b. H.

9. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses.
betreffend Verteilung der Zuwachseinnahmen
des Rhein—Weser-Kanals.

19. Bericht und Antrag des Prouinzialarisschusses.
betreffend Bewilligung aus Titel V ' des
Haushaltsplans über Kunst und Wissenschaftfür
das Rechnungsfahl 1923.

11. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Satzung des Landesarbeits- und
Berufsamts der Rheinprovinz.

12. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Aenderung der Satzung und Er¬
höhung des Stammkapitals der Provinzial'
Üebensversicheiungsanstalt.

13. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Aenderung der Bedingungen für die
Aufnahme von Schülerinnen in die Proninzial-
Hebllmmenlehranstlllten.

14. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend die Verbesserung der maschinentech-
nifchcn, insbesondere der wärmewirtschaftlichen
Anlagen in den Prouinzialanstalten.
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15. Bericht und Antrag des Provinzialausschuffes,
betreffend Ankauf des Eutshofes der ehemaligen
Irrenanstalt St. Thomas in Andernach und
Ausbau desselben.

M. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betreffend Aufhebung der durch die Dotations-
gesetzgebung dem Piooinzialverband überwie-
senen sog. Staatsnebenfonds.

>?. Bericht und Antrag des Prouinzialausschuffes,
betreffend die Verminderung und anderweitige
Einteilung der üandesbauämter in der Rhein-
provinz.

18. Bericht und Antrag des Prouinzialausschuffes,
betreffend Aenderung des § 3 der Vestim-

. mungen vom 2. Juni 1894 über die Unter¬
stützung des Gemeinde- und Kieiswegebaues.

1«. Bericht des Provinzialausschusses, betreffend die
im Rechnungsjahre 1922 bewilligten Beihilfen
zum Gemeinde- und Kreiswegebau.

20. Bericht und Antrag des Prouinzialllusschusses,
betreffend Hilfswerk für notleidende nebenbahn-
ahnliche Kleinbahnen.

21. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. Beteiligung der Rheinischen Provinzial-
uerwaltung an einer zu errichtenden Aktien¬
gesellschaft zum Betrieb von Steinbrüchen.

22. Bericht und Antrag des Provinzialausschuffes,
betr. Errichtung einer landwirtschaftlichen Schule
im Kreise Düren und Uebernahme der mit den
Landwirtschaftsschulen Bitburg und Eleve ver¬
bundenen landwirtschaftlichen Schulen auf die
üllndwirtschaftskammer.

23. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. Beteiligung des Prouinzialuerbandes an
den Hilfsattionen für die unwettergeschädigten
Gemeinden der Kreise Rheinbach und Wetzlar.

24. Bericht und Antrag des Provinzialausschuffes,
betr. die Versetzung des Landesmedizinalrats
llr. Rönsberg bei der Landesneisicherungsanstalt
„Rheinprovinz" in den Ruhestand.

25. Bericht und Antrag des Provinzialausschuffes,
betr. die Ausgabe von Rheinprovinz-Anleihe¬
scheinen. »

26. Belicht und Antrag des Provinzialausschuffes,
betr. Kündigung von Provinzial-Anleihen.

27. Bericht und Antrag des Provinzialausschuffes,
betr. Erlaß einer Gebührenordnung für das
üllndesarbeits- und Berufsamt der Rhein¬
provinz.

28. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. RückÜbernahme des im Jahre 1887 dem
Kreise Wetzlar zur Verwaltung und Unter¬
haltung übergebenen Straßennetzes.

29. Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,
betr. Eingabe der Straßen- und Kleinbahnen
bezüglich Aenderung der Straßenbenutzungs-
oerträge.

N. Hierzu treten gemiih Veschluh des 84. Provinzial»
landtags:

») folgende Anträge der V. K. P.D.:
1. Antrag.

30. Um eine vollständige Verschuldung der Beamten,
Angestellten und Arbeite! der Provinzial-
uerwaltung, bei Veburts-, Todes- und Unglücks¬
fällen in ihren Familien zu verhüten, wird eine
Notstandsbeihilfe gewährt. Zu diesem Zwecke
wird füi das laufende Rechnungsjahr vorläufig
eine Summe von 10 Millionen Mark be¬
willigt.

Die Notstandsbeihilfe hat nicht den Eharalter
einer Unterstützung. Sie kann den Beamten,
Angestellten und Arbeitern in den oben¬
genannten Fällen auf Antrag bis zur vollen
Höhe der entstandenen Unkosten durch Beschluß
des Provinzialausschusses genehmigt werden.
Die Gewährung erfolgt rückwirkendvom 1. April
1922.

2. Antrag.
31. Mit Wirkung vom 1. Dezember 1922 werden

den Beamten, Angestellten und Arbeitern der
Prouinzilllverwaltung, dle mindestens zwei
Kilometer (Luftlinie) von der Dienststelle ent¬
fernt wohnen, die Straßen- und Eisenbahnfahl'
tosten erstattet.

3. Antrag.
32. Der Prouinzialcmsschuß wird beauftragt, An¬

trägen auf Verlauf von ProoinzialZelände an
Privatpersonen nicht mehr stattzugeben.

4. Antrag.
33. Der im Haupt-Haushaltsplan zur Bestreitung

^ucherordentlicher Mehrausgaben vorgesehene
Betrag wird um 2 Millionen Mark erhöht zur
Schaffung eines Fonds bei den Prov.-Hebammen-
lehranstlllten zu Köln und Elberfeld zwecks Be¬
schaffungvon W/ische für die in diesen Anstalten
geborenen Kinder der bedürftigen — ehelichen
und unehelichen — Mütter.

5. Antrag.
34. Die Zahl der schulpflichtigen Zöglinge in den

Klassen der Piov.-Fülsolgeelziehungsanstalten
darf die in den preußischen Bestimmungen für
die Hilfsschulen festgelegte Höchstzahl nicht
überschreiten, gegebenenfalls sind ab 1. April
1923 neue Klassen einzurichten.

6. Antrag.
35. Die Arbeitsprämien der Fürsoraezöglinge

werden in einer der Marlentwertung ent¬
sprechenden Höhe neu festgesetzt und bei wei¬
terer Teuerung, gemäß der Lohnsteigerung der
Plüvinziallllbeiter, erhöht.
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?. Antrag.
M. Zum Ausbau der in den Prou.-Fürsorge-

erziehungsanstalten befindlichen Bibliotheken
werden jeder Anstalt 290 909 Mark und zur Be¬
schaffungeines zeitgemäßen, künstlerischen Wand¬
schmucksfür die Aufenthaltsräume der Zög¬
linge je 199 999 Mark bewilligt. Ueber die Art
der anzuschaffenden Vücher bestimmt der Direk¬
tor gemeinfam mit dem Betriebsrat der Ange¬
stellten und Beamten der Anstalt,

8. Antrag.
37, Zwecks Umgestaltung der Lehrpläne der Proo,

Taubstummen- und Blindenanstalten im Zinne
moderner Echulbestrebungen wird für jede
SchulMttung eine Kommission gewählt. Jede
Kommissionbesteht aus3 Vertretern der Lehrer¬
schaft, 1 Vertreter der Direktoren und je einem
Vertreter der Fraktionen des Provinzinlland-
tags. Das Ergebnis ihrer Beratung wird dem
Provinzialansschuß zur Beschlußfassung vorge¬
legt.

9. Antrug.
38. Das Reglement über die Aufnahme und Ent¬

lassung der der ^Fürsorge des Rheinischen Pro-
uinzial- (und Landarme»-) Verbandes a,.Heim-
fallenden Geisteskranken, Idioten, Epileptischen,
Taubstummen und Blinden in und ans öffent¬
lichen und privaten Anstalten, sowie über die
Einrichtung, Leitung und Beaufsichtigung der
RheinischenProninzial-Heil- und Pflegeanstalten

wird im 8 25 wie folgt abgeändert!
„Die Pflege der Kranken in der Prouinzial-

Heil- und Pslegeanstalt erfolgt nach einer
Klasse. Darüber hinaus kann der Provinzial-
ausschuß eine bessere Verpflegung gewähren,
wenn der Gesundheitszustand des Pfleglings
dies erfordert, oder die Unterbringung in
kleineren! Raume anordnen, wenn der Ge¬
mütszustand des Kranken dies notwendig
macht. Beide Vergünstigungen können nur
auf Grund ärztlichen Urteils genehmigt
weiden und sind unentgeltlich, wenn die An¬
gehörigen des Kranken Bedürftigkeit nach¬
weifen. Dem ärztlichen Antrag an den Pro¬
vinzialansschuß sind die Krankenpapiere bei¬
zulegen":

im § 2? >< abgeändert wie folgt!
„Freistellen werden verliehen!

!.j im Interesse solcher Kranken oder Ange¬
hörigen, welche wegen ihrer üebensveihältnisse
die öffentliche Armenpflege rechtlich nicht in
Anspruch nehmen können, jedoch ein relativ
so geringes Einkomme,! nachweisen, daß eine
ganze oder teilweise Freistelle berechtigt er¬
scheint. Die Bewilligung und die Fest¬
setzung der Dauer und des Umfanges der Frei¬

stelle (unter !>) erfolgt — nach Vorlwge des
Familien- und Einkommensnachweises— durch
den Provinzialausschuß."

>')
39. Antrag der Veiwaltungsoberinspettoren Beckers-

Hofs und Peruche bei der Zentralverwaltung
auf Rückdatierung ihrer Beförderung zu Ver-
waltungsoberinspettoren von, 1, Januar 1922
auf den 1. April 1929.

Vorsitzender I>r. Iarres! Die Sitzung ist er¬
öffnet. Ich habe zunächst davon Mitteilung zu
machen, daß der Oberbürgermeister der Stadt
Barmen namens der Stadt Barmen für morgen
(Dienstag) abend zn einem zwanglosen Zusammen¬
sein eingeladen hat. In Ihrer aller Namen danke
ich der Stadt Bclrmen für diese Freundlichkeit und
hoffe, daß zahlreiche Mitglieder von der Einladung
Gebrauch mache» werden. Ich bitte diejenigen Herr¬
schaften, die teilnehmen wollen, das möglichst noch
heute abend dem Bureau mitzuteilen, denn die Stadt
muß die Vorbereitungen treffen. Ich bitte, die Mit¬
teilung auf dem Landtagöburenu, Zimmer 183, zu
machen. Es ist auf morgen abend in das Üuftkur-
haus am Tölleturm 'eingeladen worden. Abfahrt
vom Bergbahnhof? Uhr 59 Minuten abends. Frei¬
fahrscheinefür die Bergbahn werden den Mitgliedern
zur Verfügung gestellt, Ich bitte nochmals dringend,
Ihre Erklärungen heute noch abzugeben.

Es sind noch folgende Anträge eingegangen:
1. Antrag der Fraktion der V. S. P. D.!

„Um die Arbeiterschaft bei der Ausführung der
Fürsorgeerziehung gebührend zu beteiligen, sind
für die Folge Arbeiter und Arbeiterinnen und
deren Vertreter in erster Linie als Fürsorger
zu bestellen. Die Gewerkschaften aller Richtungen
sind zu geeigneten Vorschlägen aufzufordern, bei
denen auf das religiöse Bekenntnis Rücksicht zu
nehmen ist.

Sofern nach dem Inkrafttreten des Reichs-
jugendwohlfahrtgesetzes die Jugendämter die
Tätigkeit der Fürsorger übernehmen, soll der
Landeshauptmann den Wunsch nußern. daß die
Arbeiterschaft bei der Fürsorgetätigkeit in erster
Linie zur MitwirkunN heranzuziehen ist, soweit
nicht die Beamten und Beamtinnen des Jugend¬
amtes die Arbeiten erledigen."

2. Antrag der Fraktion der V. S. P. D.!
„Die Prouinzinlverwaltung stellt zum 1. Oktober

1923 vier Fürsorgeinspettoren und eine Inspettorm
ein. Jeder dieser Inspektoren bearbeitet einen
noch festzulegenden Teil der Rheinpiovinz. Die
Inspektor!» hat alle weiblichen Zöglinge, die in
Stellen untergebracht sind, zu betreuen.



66. Rheinischer Provmziallandtaa,, 2. Sitzung am 2b, Juni 1N23.

Sie nimmt ihren Sitz im Mittelpunkt der Rhein-
proninz.

Den Ausgabentreis stellt der Prouinzialausschuß
«der Rheinprovinz nach Anhörung der Provinzinl-
tommission fest."

3. Antrag der Fraktion der V. E. P. D.:
„Der ProVinziallandtag ersucht die Piooinzial-

uerwaltung dahin zu wirken, daß Zöglinge in die
in einigen privaten Fürsorgeanstalten im Keller
liegenden „strengen Arrestzellen" nicht mehr ein¬
gesperrt werden."
Endlich noch eine Anfrage der Fraktion

der N. T. P. D.e
„Wie weit ist die Regelung unseres Antrages,

betr. Abschaffung der Prügelstrafe in den Für¬
sorgeanstalten, gediehen?"
Ferner ist noch folgender

Antrag der Abgeordneten uon Lted-
>n n n, A n d r e s, Freiherr uo » Salis -

Soglio und Freiherr von Lo»'>
eingegangene

„Der Prouinziallandtag wolle beschließen, die
Reichsregierung zu ersuchen, bei Beratung des
neuen Weinsteuergesetzes dafür ei»zut!reteu, daß
aus den Erträgen der Weinsteuer der zur Hebung
und Förderung des Weinbaues vorgesehene Betrag
erhöht wird. Die Träger der Schädlings¬
bekämpfung sind neben den Weinbnuuerbäuden
und -Vereinen in erster Linie die WeiNbauwander-
lehrer. Die finanzielle Lage der Provinz erfordert,
daß die Besoldungsverhältnisse der Weinbau-
wanderlehrer so geregelt werden, daß ei» Drittel
aus Staatsmitteln, ein Drittel aus Reichsmittcln,
unid zwar aus den Erträgen der Weinsteuer,
und ein Drittel aus provinziellen Mitteln be¬
stlitten wird."
Ich beantrage, daß die Anträge den Ausschüssen

mit zur Etatsberntung überwiesen weiden, Sind
Sie damit einverstanden? — Das ist der Fall.

Wir kommendann zur Erledigung unserer Tages¬
ordnung. Ich brauche die einzelnen Vorlagen nicht
zu verlesen und bitte den Herrn Landeshauptmann,
das Wort zu nehmen,

Landeshauptmann !»>. horione Meine sehr
verehrten Damen und Herren! Sie haben sich zu¬
letzt im Dezember vorigen Jahres mit den Ver-
waltungö.a,igelegenHeiten, insbesondere mit den
Finanzen des Provinzialverbandes, beschäftigt. Aas
diesen Dezember ist ein 11. Januar gefolgt, und seit
diesem 11, Januar hat unser Vaterland einen Kampf
um Leiben und Freiheit geführt. Das Knmpffeld ist
in erster Linie unser Rheinland, und unter den Maß¬
nahmen unserer Gegner verwandelt sich dieses
Kllmpsfeld allmählich immer mehr in ein Trümmer¬
feld für unsere private und öffentliche Wirtschaft.
Den äußeren Ausdluct dafür, welche wirtschaftliche

Abwärtsentwicklung seit dem Dezember vorigen
Jahres wir infolgedessen genommen haben, zeigen
Ihnen die bekannten Zahlen. Die Reichsindezziffer.
die die Teuerung des täglichen Lebensbedarfs an¬
zeigt, ist von 685 für Dezember auf 3816 für Mai
gestiegen, und bis heute hat sie sich wohl darüber hin¬
aus noch einmal verdoppelt. Der Wert der Mark, am
amerikanischenDollar gemessen, ist von einem Dollar¬
stand uon 756N auf einen solchen von etwa l2UNW
gefunken. Die schwebendeReichsschuld ist gestiegen
von 1445 auf 11 8NN Milliarden und der Vanknoten-
umlauf der Neichsbant von !)70 auf MM) Milliarden.
Wenn man mit diesen großen Zahlen Kleines ver¬
gleichen darf, so will ich hier anführen, daß die
schwebende Schuld der Prouinzialverwallung von
806 Millionen im Dezember auf 20 Milliarde!!
bis heute — in, Juni — gestiegen ist.

Bei unseren Beratungen im Dezember tonnte
eine solche Entwicklung uon niemand vorausgesehen
werden. Im Gegenteil, man hätte damals wohl an¬
nehmen können, daß wir, wenn auch vielleicht unter
hartem feindlichen Drucke, allmählich einer wirt¬
schaftlichen Genesung entgegengegangen wären, zu¬
mal das im wohlverstandenen Interesse unserer
Feinde gelegen hätte.

So aber hat diese Entwickelung zur Folge ge¬
habt, daß fast nichts uon dem, was wir Ihnen da¬
mals als finanzielles Zukunftsbild der Proninzial-
uerwaltnng vormalten, auch nur im entferntesten in
Erfüllung gegangen ist, Damals glaubten wir, daß
sich im Rechnungsjahre 1N22 das Gleichgewicht
Mischen Einnahmen und 'Ausgaben der Proninzial-
verwaltung hätte herstellen lassen, wenn Sie zu den
scho» bewilligten 226 Millionen Prooinzinlumlage
noch !!1l> Millionen hinzubewilligen würden. Das
wirkliche Ergebnis ist aber gewesen, daß außerdem
noch weitere 8U6 Millionen erforderlich gewesen sind,
um den Hanshaltsplan des vorigen Jahres auszu¬
gleichen.Diese 80N Millionen mußten somit als Fehl¬
betrag ins neue Jahr übernommen werden; sie er.
scheinendeshalb in den Ausgaben dieses Haushalts¬
plans. Es kann uns über diese Snmm2 ja i» etwa
der Gedanke hinwegtrösten, daß eine Zahl uon
8Nl< Millionen, so gewaltig sie auch im vorige» Jahre
erschien.'heute, gemessen an den Zahlen des jetzigen
Haushaltsplans und erst recht gemessen an den
Zahlen der jetzigen Wirklichkeit, taun» nol) eine Rolle
spielt.

Der vorliegende Haushaltsplan, der Ihuen zu¬
gegangen ist, erscheint äußerlich in einer vollständig
neuen Form. Es ist den jchon mehrfach geäußerten
Wünschen des Piouinziallandtags entsprochen, und
der Haushaltsplan in seiner äußeren Form dem der
anderen großen Kommunalveiwaltuugen, der städti¬
schen Verwaltungen, nach Möglichkeit angepaßt
morden. Er ist bei dieser Gelegenheit auch in seinem
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äußeren Umfange bedeutend verkürzt worden, was
ja einmal der verhältnismäßig geringen Bedeutung
der Ziffern dieses Haushaltsplans entspricht und was
sich auch mit Rücksicht auf die hohen Druckkostenaus
Ersparnisgründen empfahl. Auf der anderen Seite
ist er insofern vervollständigt worden, als versucht
worden ist, im Haushaltsplan die ganze Prouinzial-
uerwaltung, soweit sie der Kompetenz des Provinzial-
landtages und des Prouinzilllausschusses untersteht,
in die Erscheinung treten zu lassen. Infolgedessen
sind neu die Haushaltspläne für das Landesarbeirs-
und Nerufsamt und für die Kriegsbeschädigten- und
Hinteibliebenenfllrsorge. Ebenso laufen jetzt auch
diejenigen Ausgaben, die aus Anleihe- und außer¬
ordentlichen Mitteln gedeckt werden, durch den Haus¬
haltsplan. Auf der anderen Seite sind aus dem Ge-
samtgofüM des Haushaltsplans ausgeschieden die
Haushaltspläne über die Verwaltungskosten der
Landes-Versicherungsanstalt, der landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaft,der Landesbank, der Provinzial-
Feueruersicherungsllnstalt und der Lebensversiche-
rungsanstlllt, da diese ihre Ausgaben selbständig
decken und infolgedessenfür das Fincmzbild des Pro-
ninzialuerbandes als solchen nicht von Bedeutung

-sind.
Es wurde ferner versucht, die einzelnen Haus¬

haltspläne dadurch mehr der Wahrheit entsprechend
zu gestalten, daß jeder Haushaltsplan die Gesamt¬
kosten enthält, die der Prouinzialverwaltung durch
den betreffenden Geschäftszweig entstehen. Es ist
also auch ,der entsprechende Anteil an den allge¬
meinen Verwaltungskosten und an den Baukosten in
den EinzelHllushllltsullln eingefügt.
,» Auf die völlig problematische Bedeutung, die die

Zahlen der einzelnen Haushaltspläne heute haben,
brauche ich nicht weiter hinzuweisen. Wer ist heute
in der Lage, Einnahmen und Ausgaben etwa für
ein Jahr im voraus zu schätzen? Aber es muß
doch ein fester Ausgangspunkt gefunden weiden, von
dem aus die Ziffern eingesetzt werden, und der ist
im vorliegenden Haushaltsplan darin gefunden, daß
die Zahlen nach den Teuerungsverhältnissen von
Ende März bemessensind. Es ist also die Gehalts¬
erhöhung vom 1. April in den Voamtengehältern
schon nicht mehr enthalten. Für die damals schon
zu erwartende Ausgabensteigerung im Laufe des
Jahres ist ein Betrag von 1U Milliarden in den
Haushaltsplan unter „Verschiedenes" eingestellt.
Insgesamt schließt der vorliegende Haushaltsplan in
Einnahme und Ausgabe, nach Abzug der eben ge¬
nannten selbständigen Haushaltspläne, mit dem Be¬
trage von 110 Milliarden ab. ^

Wenn wir von diesen 110 Milliarden die eigenen
Einnahmen mit 48 Milliarden abziehen, so bleibt der
Betrag übrig, der durch Provinzialumlage, Reichs-
steueriiberweisung, Besoldungszuschüsse und Dota-

tionsrente aufzubringen ist. Das sind 62 Milliarden.
Vergleichen wirldiesen Betrog mit dem Vorjahre, so
war damals der entsprechende Betrag 2 Milliarden
210 Millionen. Er ist also um das 28sache gestiegen.
Nach dem Rechnungsabschlußdes Vorjahres betrugen
die Einnahmen und Ausgaben 5,7 Milliarden. Dem¬
gegenüber ist der jetzige Haushaltsplan um das
llfache gestiegen. Auf jeden Fall bleibt die Ge¬
samtsteigerung des Haushaltsplans hinter der Höhe
der Teuerung wesentlich zurück. Das hat einmal
seinen Grund in der heute naturgemäß gebotenen
weitgehenden Einschränkung auf allen Gebieten, so¬
dann aber auch darin, daß unser Haushaltsplan viele
Ziffern enthält, die lediglich Zuschüsse bedeuten, die
an andere Kostenträger, die das Unternehmen selbst
tragen und somit auch das Defizit zu decken haben,
gewahrt werden, wobei unsere Zuschüssenicht im
entferntesten entsprechend dem Stande der Teuerung
erhöht worden sind.

Im übrigen kann ich es mir wohl versagen, auf
die Ziffern der Einzelhaushaltsuläne jetzt einzu¬
gehen, vielmehr da die etwaigen Anfragen und Kom-
missionsberatungen abwarten. Ich möchte mir nur
den Hinweis gestatten, daß bei dem Einsetzen der
Ausgaben der Haushaltspläne durchaus versucht
worden ist, der Wirklichkeit ins Auge zu sehen, so
wie sie sich Ende März darstellte, und daß bei der
Aufstellung der Haushaltspläne vermieden wurde —
was ja leicht gewesen wäre —, sich nach der einen
oder anderen Seite etwas weiszumachen, denn
hinterher hätte es doch der Wirklichkeit nicht stand¬
gehalten.

Nur bei einer wichtigen Ziffer haben wir auch
schon im März und sicherlichheute nicht das ein¬
gesetzt,was in Wirklichkeit zu erwarten ist, bei den
IN Milliarden, die für die Ausgabesteigerungen in¬
folge der im Laufe des Jahres eintretenden Teue¬
rung vorgesehen sind. Das ist bei den Gesamtaus¬
gaben von 110 Milliarden sicherlich zu wenig. Man
tonnte erwägen, -diesen Netrag entsprechend dem
Steigen der Indexziffer von MciiH bis heute zu er¬
höhen. Dann müßten es nicht IN Milliarden, sondern
schon 3? Milliarden sein. Aber eine wesentliche
praktische Bedeutung würde dieses Vorgehen doch
nicht haben. Die Aufstellung des Haushaltsplans
kann ja heute überhaupt nicht den Zweck haben, die
Verwaltung unter allen Umständen an die Zahlen
des Haushaltsplans zu.binden. Vielmehr müssen
selbstverständlich diejenigen Ueberschreitungen, die
durch die Teuerung entstehen, in Kauf genommen
werden, und auf der anderen Seite muß auch der
Prooinzialausschuß stillschweigend als ermächtigt
gelten, solche Posten, die als feste Zuschüsseeinge¬
setzt sind, der Teuerung entsprechend im Laufe des
Jahres zu erhöhen, wie es auch bisher schon ge¬
schehen ist, so daß also diese Ziffern keine Bedeutung
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haben, um für die Verwaltung als Grundlage zu
dienen.

Aber auch die zweite Aufgabe, die wir bei der
Aufstellung des Haushaltsplans verfolgen, nämlich
die Höhe der Proninzialumlagej zu berechnen, ist, so
seltsam es auch klingen mag, im Augenblick von der
Höhe des Betrages, den wir in die Ausgabe ein¬
setzen, nicht in entscheidender Weise abhängig. In
früheren Jahren wurde die Provinzialumlage in
folgender Weise berechnet! Zunächst wurden die
Ausgaben festgesetzt, dann wurden von den Aus¬
gaben die eigenen Einnahmen abgezogen, dann
wurde das abgezogen, was nach Lage der Gesetz¬
gebung bestimmt vom Staate als Dotation oder
Ueberweisung zu erwarten war, Und das, was dann
übrig war, war automatisch die Prouinzialsteuer, die
erhoben werden mußte. Wenn also die Ausgab^
erhöht oder vermindert wurde, so erhöhte oder ver¬
minderte sich auch automatisch die Prouinzialsteuer.
Das war sicherlichdas solideste und richtigste Ver¬
fahren. Im Augenblickkönnen wir aber nach diesem
Verfahren nicht vorgehen, wie ja auch die Städte
in dieser Weise nicht vorgegangen sind. Unsere
Finanzgebarung iü heute, wo wir das Zuschlags-
recht zur Einkommensteuer nicht mehr haben, in weit
größerem Maße als früher von den Reichssteuer-
überweisungen und den Staatsdotationen abhängig.
Deren Höhe ist aber heute in keiner Weise zu über¬
sehen. Es ist zwar in diesen Hagen das Landes-
steuergesetz fertig geworden. Das bestimmt nun
zwar zunächst, welche Steuern vom Reiche an die
Länder, also auch an Preußen, kommen sollen. Nun¬
mehr muß aber noch das Steuewerteilungsgesetz in
Preußen fertiggestellt weiden, und es wird sicher
Oktober, ehe es fertig ist. Dieses Gesetz wird uns
erst ein Vild davon geben, was die Proninzial-
oerbände von den an Preußen fallenden Reichs-
steuern bekommen. Ebenso ist noch vollständig im
Ungewissen, wie die Dotationsfrage geregelt wird,
wie hoch die Dotation für alle Provinzen sein wird
und welchen Anteil davon dann die Rheinvrouinz
bekommt. Wenn wir uns jetzt damit begnügten,
lediglich das abzuziehen, was wir bestimmt zu er¬
warten haben und was uns bestimmt zugesprochen
worden ist, so kämen wir auf eine solche Höhe der
Provinzialumlage — etwa 35 00N Prozent der
Grundsteuer —. die absolut untragbar wäre.
Infolgedessen bleibt nichts anders übrig, als den zwar
etwas unsoliden umgekehrten Weg zu gehen, uns
nämlich zunächst zu fragen: welche Provinzial¬
umlage kann äußerstenfalls von den Städten und
Kreisen getragen werden, und, nachdem wir das
festgestellt haben, sehen wir, was dann noch übrig
bleibt, und zu dem übrig bleibenden Betrage müssen
wir Reich und Staat verurteilen. Wir müssen er¬
warten, daß sie so viel Einsicht in die Ezistenz-

notwendigkeit der Provinzialverbände haben, um
ihnen die notwendigen finanziellen Grundlagen
zukommen zu lassen. (Abg. Lönartz: Sehr richtig!)
Dieses Verfahren muß im Augenblick um so eher
eingeschlagen werden, als wir doch auch in Zukunft
in bezug auf unsere eigenen finanziellen Verhält¬
nisse vollständig im Dunkeln tasten und eine Sicher¬
heit in bezug auf die Ausgaben gar nicht haben.
Infolgedessen hat die heutige Festsetzung der
Provinzialumlage vorläufig nur die Bedeutung
einer Abschlagszahlung. Die endgültige Höhe der
Umlage wird erst auf einem späteren Landtage,
wenn die Gesetzgebung Klarheit geschaffenhat, fest¬
gestellt werden können.

Auf der anderen Seite muß aber doch die jetzige
Provinzialumlage so hoch bemessen weiden, daß die
Mittel dazu ausreichen, um der Prouinzillluelwal-
tung wenigstens in notdürftiger Weise das Weiter¬
arbeiten zu ermöglichen. '

Dementsprechend schlägt der Provinzinlausschuß
Ihnen vor, eine Provinzialumlage in Höhe von
22,5 Milliarden Mark zu erheben. Diese Prouinzial.
Umlage soll zu gleichen Teilen auf die Realsteuern
und die Reichseinkommensteueranteile der Kreise und
Gemeinden verteilt werden.

Wenn man die Höhe der Provinzialumlage nach
dem Tteuersoll bemessenwill, so steht uns dafür nur
das Rralsteuersoll zur Verfügung, da dies bis heute
allein festgestellt ist, und zwar auch hier nur das
Realsteuersoll nach den alten, inzwischen schon zum
Teil geänderten Sätzen des alten Grundsteuer- und
des alten Geweibssteuergesetzes. Danach haben wir
in diesem Jahre in der Rheinprouinz ein Realsteuer¬
soll von 150 Millionen zu erwarten. 22^ Mil¬
liarden würden 15 NW Prozent davon bedeuten.
Vergleichen wir das mit dem Vorjahre, so sind im
Vorjahre durch die Provinzialumlage 53? Millionen
gedeckt worden. Wäre dieser Betrag damals allein
auf die Provinzilllsteuern umgelegt worden, so
wären das 614 Prozent gewesen, in diesem Jahre
also eine Steigerung um das 24fachedes Steuersatzes
des Vorjahres.

Man kann nun allerdings mit Recht fragen, ob
nicht jetzt schon mit dem vorläufig zu erhebenden
Betrage der Provinzialumlage etwas weitergegangen
werden soll und kann. Es ist zu bedenken, daß, wenn
die Teuerung entsprechend dem jetzigen Dollarstande
weiter fortschreiten würde, dann doch die Provinzial¬
umlage demnächst, wenn sie einmal erhoben wird,
in einem gegenüber der Zeit ihrer Berechnung
— etwa Ende Mai — völlig entwerteten Gelde
gezahlt wird und daß inzwischen auch die finan¬
ziellen Bedürfnisse der Prouinzialverwaltung ent¬
sprechend der Teuerung weiter außerordentlich steigen
werden. Wenn dann die Provinzialumlage nicht
höher ist und die Reichs- und Staatsmittel nicht
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cutsprechend stärker fließe», dann tonnte eo vielleicht
notwendig werden, das; schon im Oktober oder
November Sie der Provinzialverwaltung zu ihrer
weiteren Existenz weitere Mittel im Wege der
Umlage bewilligen müssen. Es wird Cache Ihrer
Kommissionen sein, zu prüfe», was im vorliegende»
Falle das Richtige ist.

Die im vorigen Jahre so ausgiebig erörterte
Frage, ob die Prouinzinlsteuern mehr nach den
Realsteuern oder mehr nach den Einkommensteuer»
zu verteilen wäre», wird sich bei Ihrer augenblick¬
lichen Beschlußfassungwohl leichter lösen lasse». Wie
Ihnen in dem Borbericht näher dargelegt ist, ist die
Absicht, die wir bei unserem Beschluß im Dezember
verfolgt haben, in teincr Weise Wirklichkeitgeworden.
Wir wollten damals durch höhere Belastung der
Einkommensteuer erreichen, daß die Landkreise
stärker steuerlich herangezogen würde», dc»» die
Statistik zeigte, daß fie im Verhältnis zu den
Städten zu schwach hernugezoge» wäre». Aber die
Erfahrung hat gezeigt, daß auch auf diesem Wege
an die Landkreise nicht heranzukommen ist. Auch
jetzt noch sind die Beträge der Landkreise im Ver¬
hältnis zu den städtischen Beträgen verhältnismäßig
geri»g. Nun werde» aber augeublicklich die gesetz¬
lichen Grundlagen der Realsteuer» völlig geändert.
Ein neues Grundsteuergesetz habe» wir schon, die
Veranlagung ist allerdings »och weit zurücl. Das
Gewerbesteuergesetzist iu seine» Grundlagen zwar
»och nicht geändert, aber wir habe» inzwischenscho»
ein Gesetz, betreffend die vorläufige Veranlagung
der Gewerbesteuer für !N2ü, vom 18. April d. I.
bekomme», das bedeutend höhere Steuersätze ein¬
führt. Es kommt hinzu, daß auch wohl das neue
Steueruerteilungsgesetz andere Grundsätze über die
Verteilung der Prouinzialsteuern bringen wird.
Aus all diesen Gründen ist anzunehmen, daß die
heutige Neschlußfnsfuug über diesen Punkt nur ei»
Provisorium darstellen wird, daß auch hier die end
gültige Beschlußfassungerst spater erfolgen kann und
daß dauu Unbilligkeiten, die sich aus der heutige»
Beschlußfassungergeben, sich automatisch ausgleiche»
werden. Infolgedesse» wird Ihnen, wie erwähnt,
vorgeschlagen, die Prouinzialumlnge setzt in der
Weise zu verteilen, daß sie zur Hälfte auf die Real,
steuern und znr Hälfte auf die Einkommensteuer»
gelegt wird.

Die Höhe der Provinzinlumlage. die Ihnen der
Provinzialnusschuß vorschlägt, ist — darüber ist gar
kein Zweifel — für die Stadt- und Landkreise, die
sich selbst in großer finanzieller Rot befinde», außer
ordentlich drückend. Ich »lochte nun aber in das
sonst bei solchen Gelegenheiten stets gehörte Lied von
dem bösen Reiche, das durch seine Steuergesetzgebung
den Kommunen die Steuern weggenommen und sie
iu diese Verlegenheit gebracht habe, »icht einstimme».

Das Reich hat unter dem finanziellen Drucke der
Kriegslasten und der Ruhrbesetzuug eine ebenso
ungeheure Finanznot zu trugen wie das Land und
die Kommunen, Ich glaube sogar, daß die Gerechtig¬
keit gebietet, einen gwissen Zweifel darin zu nußer»,
ob es den Kommunen möglich gewesen wäre, im
Wege der Einkommensteuer das Geld zu holen, was
sie vom Reich an Neichsstenerüberweisuugen und an
Benmte»besoldungszuschüssenzurzeit bekommen.(Sehr
richtig!). Es liegt eben jetzt so, daß Reich, Staat
und Kommune» unter gemeinschaftlicherNot leiden,
die gemeinschaftlich getragen werden muß. Dabei
muß aber auch jeder Beteiligte die Existenznot
mendigkeit des anderen anerkennen. Vor allein
müssen wir jetzt, 'nachdem die Reichsregierung die
Beträge für Peutzen festgesetzthat, von Preußen er¬
warten, daß durch das Steueruerteilungsgesetz solche
Grundsätze sür die Steueruerteilung geschaffen wer¬
den, daß dadurch und durch die hinzukommende
Dotationsgesetzgebung den Prouinzinluerbänden die
Eristenzmöglichteit gewährt wird.

Aber »ebe» dieser endgültige» Lösung der finan^
ziellcn Grundlagen der Provinzialverwaltung, die
wir forderu müssen, hat die Rheinprouinz doch auch
noch besondere Ansprüche zu eihehen. Die Rhein¬
prouinz, speziell auch die rheinische Provinzial-
vermnltuug, hat zurzeit gewaltige Kriegslasten für
ganz Deutschland zu trage». Milliarde» von Mehr¬
aufwendungen haben wir infolge der Zerstörung
uuserer Provinzialstrnßeu durch die völlige Um¬
wälzung des Verkehrs zu machen. Auf Milliarden
belnufeu sich die Mehrausgaben, die wir in unseren
Allstalten dadurch haben, daß wir englische Kohle
mit den nllerteuersten Transportmitteln heran-
schnffen müsse» u»d daß wir überhaupt hier unter
einer Teuerung aller Lebensbedürfnisse zu leiden
habe», die die Teuerung im übrige» Deutschland
weit übersteigt. Es siud Hunderte von Millionen,
die uns allein der Umstnnd lostet, daß wir alle unsere
Transporte nuf Lastautos machen müssen uud daß
der Verkehr mit unseren Instituten uns in der Weise
erschwert wird, wie es zurzeit der Fall ist. Schon
auf viele Millionen Mehrlosten haben wir dadurcb
zu rechnen, daß wir jetzt unter so erschwerten
Umständen Prouinziallnndtag und Pouinzialausschuß
abhalten müssen.

Alle diese Kosten sind als gemeinschaftlicheKriegs
tosten von ganz Deutschland anzusehen. Dasselbe
gilt von den Besatzungszulagen, Auch die Besntzungs
zulngen haben wir hier »ur zu bezahlen, weil wir
von dr» Feinden besetzt sind. Sie sind nicht nur zu
«0 Prozent, sondern in ihrer ganzen Höhe Kriegs
kosten. Die örtliche Sonderzuschläge zu den Beamte»
gehältern, die hier im Westen infolge der Teuerung
in weit höherem Umfange bewilligt werden müssen
als !,» übrigen Deutschland, müsse» ebenfalls, soweit
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sie die Teuerung im übrigen Deutschland über¬
steigen, als Kriegskosten angesehen werden. Alle
diese Kriegskosten übernehmen wir vorläufig gern
und freudig im Interesse von ganz Deutschland; sie
müssen aber endgültig auch auf ganz Deutschland
verteilt werden. ^Zustimmung.) Hier kann ich mit
Recht das sonst so viel mißbrauchte Wort gebrauchen^
„Die Mittel dazu müssen gefunden werden." Genau
so gut, wie wir sie hier in der Rhein Provinz finden
müssen, um sie zunächst vorzustrecken,müssen sie auch
im übrigen Deutschland gefunden werden, um sie
uns wieder zu erstatten. Wir können uns auch nicht
damit zufrieden geben, daß wir hochuerzinslicheDar¬
lehen bekommen. Vielmehr ist uns nur damit
gedient, daß uns die Lasten endgültig abgenommen
werden. (Sehr richtig!)

Die Beratung des Haushaltsplans gibt dann die
gewünschte Gelegenheit, über die jetzt vielfach
bedeutungslosen Ziffern hinaus auf die gesamte
Tätigkeit der Verwaltung einzugehen. Ich möchte
diese Gelegenheit auch benutzen. Die jetzige Zeit ist
für alle Verwaltungstätigkeit außerordentlich un¬
befriedigend und unerfreulich. Vei der praktischen
Arbeit überall Hemmungen und Hindernisse, die
von außen kommen und deshalb auch durch keinerlei
Mittel zu überwinden sind. Gerade eine Selbst¬
verwaltung wie die Prouinzialucrwaltung, bei der
die Gegenstände der Verwaltung auf weite Ent¬
fernung durch die ganze Provinz zerstreut liegen,
leidet daran außerordentlich. Ich verweise hier
besonders auf die Unmöglichkeitoder außerordentliche
Schwierigkeit, mit unseren Instituten brieflich, tele¬
phonisch oder persönlich in Verbindung zu treten.
Ebenso ist das Zusammentreten der Lelbstoer-
waltungslörper, des Provinzialausschusses und der
Proninzialkommissionen, auf das höchste erschwert.
Infolgedessen kann es nicht ausbleiben, daß zurzeit
die Verwaltung nicht so laufen kann, wie man es
gerne wünschenmöchte. Es ist auch die heutige Zeit
für keine Verwaltung eine solche, in der große neue
Plane aufgebaut und Reformen eingeführt werden
können. Ebensowenig können heute Arbeitsgebiete
abgebaut oder wesentliche Aenderungen vor¬
genommen werden. Es kann augenblicklich nur
darauf ankommen, die Verwaltung über den toten
Punkt, auf dem wir uns befinden, glücklich hinweg¬
zubringen und den äußeren Rahmen auf allen
Gebieten zu erhalten, um uns dann darüber klar zu
werden, wie wir uns auf die neuen Verhältnisse
einzustellen haben. Für die Prouinzialuerwaltung
kommt noch hinzu, daß für sie zurzeit auf wichtigen
Gebieten eine Ungewißheit darüber besteht, was ihr
die zukünftige Gesetzgebung bringen wird. Ich er¬
innere an den bevorstehenden Erlaß einer neuen
Prouinzialordnung und an die Ausführung der Ver-
fnssungsbestimmung über die Ausdehnung der

Selbstverwaltungsrechte der Provinzen. Man sollte
zwar annehmen, daß angesichts dieser Verfassungs-
bestimmung und angesichts der allgemeinen Ueber-
zeugung von der Notwendigkeit einer Dezentral!,
sation der Verwaltung und einer Stärkung der
Selbstverwaltung die Tendenz, in der sich die Ent
Wickelung der Prouinzialuerwaltung zu bewegen hat.
von vornherein schon gegeben sei. Tatsächlich ist das
aber keineswegs der Fall. Im Gegenteil bestehen
Bestrebungen, die. provinzielle Selbstverwaltung
möglichst zu beschränken und einzuengen und auf
jeden Fall keine Ausdehnung zuzulassen. Infolge¬
dessen ist insbesondere die Arbeit auf einem ihrer
wichtigsten Gebiete, dem der Fürsorgeerziehung und
Iugendwohlfnhrt, für die Zukunft noch nicht zu über¬
sehen. Es schweben die Verhandlungen über das
preußischeAusführungsaesctz zum Iugendmohlfahrts-
gesetz. Gerade dieses Ausführungsgesetz wird für die
Prouinzialverbände sehr wichtige Bestimmungen
treffen, die zunächst abgewartet werden müssen, ehe
hier endgültige Beschlüsse gefaßt weiden können.

Auch auf finanziellem Gebiete kann zurzeit von
endgültigen Maßnahmen und Finanzreformen keine
Rede sein. Es ist eben eine Zeit des Fortwurstelns,
in der man versuchen muß, weniger daran zu denken,
wie der Schlußeffekt am Ende des Jahres aussehen
wird, sondern, «?ie man sich für den Äugenblick die
Mittel aus den vielen Quellen, die möglicherweise
zur Verfügung stehen, beschafft, um für den Augen¬
blick weiter arbeiten zu können. Es ist jetzt weniger
die Sorge um die Bilanz als die Sorge um die
Liquidität des Unternehmens.

Die großen Wohlfahrtsgebiete der Proninzial-
uerwaltung, die Fürsorgeerziehung, die Unter¬
bringung der Geisteskranken, Idioten, Epileptiker,
Taubstummen, Blinden, Krüppel, die Fürsorge für
Kriegsbeschädigte und Kriegshintelbliebene, haben
in ihrem Umfange naturgemäß nicht ab-, sondern
zugenommen; denn mit der Zunahme des Elends
im allgemeinen und der Verschlechterungder Gesund¬
heit wachsen auch diese schwersten Formen, deren
Betreuung der Provinzinlnerwaltung übertragen ist.
Für rund 25 000 dieser Unglücklichen,ohne Kriegs¬
beschädigte und Landarme, die in dieser Weise für
uns nicht in Frage kommen, haben wir täglich zu
sorgen. Was das heute nach der organisatorischen,
persönlichen und finanziellen Seite bedeutet, werden'
Sie ermessen können.

Von den sonstigen Gebieten der Verwaltung
möchte ich vor allem auf dasjenige eingehen, das in
den letzten Monaten für unsere gesamte Volkswirt¬
schaft hier in der Rheinprouinz eine entscheidende
Bedeutung gewonnen hat. das Provinzial-Straßen-
wesen. Wir haben in den letzten Monaten eine
Umwälzung des gesamten Verkehrs erlebt, wie man
sie früher nie für möglich gehalten hätte. Der gesamte
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Verkehr eines nollausgebildeten Eisenbahnnetzes
wurde mit einem Male auf die Provinzialstratzen
geworfen. Hierzu kam dann noch die in wesentlichem
Umfange durch Transport auf den Provinzialstraßen,
besonders in den ersten Monaten, durchgeführte Ver¬
sorgung einer ganzen Armee. Es ist kein Wunder,
daß unter diesen Umständen die Provinzialstraßen
nicht mehr in dem vorzüglichen Zustande bleiben
konnten, den wir in der Rheinprovinz gewohnt
waren. (Lehr richtig!) Es kommen daher auch viele
Entrüstungsschreiben über den heutigen Zustand der
Provinzialstraßen an mich. Ich möchte aber doch
glauben, daß demgegenüber die Gerechtigkeit gebietet,
anzuerkennen, daß die Provinzialstraßen dieser
gewaltigen, unuorhergesehenen Aufgabe in einer
unerwartet guten Weise gewachsen gewesen sind.'
(Abg. Krawinkel: Sehr richtig!) Wenn sie sich
nicht in so vorzüglichem Zustande von früher her
befunden hätten, müßten sie heute bei dem un¬
geheuren Verkehr schon mehr gepflügten Aeckern als
Provinzialstraßen gleichen. In so manchen Ent¬
rüstungsschreiben über den mangelhaften Zustand
einzelner Straßenstrecken wird darauf hingewiesen,
daß es heute bei der großen Zahl der Arbeitslosen
doch ein Leichtes wäre, auf dem Wege der produk¬
tiven Erwerbslosenfürsorgc die Straßen zu unter¬
halten. Dieser geradezu naiven Auffassung möchte
ich doch auch an dieser Stelle entgegentreten. Zur
Unterhaltung der Provinzialftraßen genügt es
durchaus nicht, eine Anzahl Arbeitsloser mit einem
Spaten bewaffnet auf die Straße zu stellen. Was
oielmehr zur Instandhaltung der Straßen in erster
Linie erforderlich ist, das sind Kleinschlagmaterial
und Dampfwalzen, und die haben wir nur in be¬
schränktem Maße. Die Heranbringung des Klein-
schlagmllterillls leidet in ungeheurer Weise unter
der vollständigen Nerkehrssperre. Sie erfolgt zurzeit
ohne Rückficht auf die Kosten mit Schiff und Auto,
soweit wir es nur können. Aber wir beschränken
uns gegenüber dem, was wir notwendig haben,
ungeheuer. Mit den Dampfwalzen ist es so, daß wir
ihre Zahl nicht vergrößern können und daß jetzt
schon immer Meldungen kommen, daß Walzen zum
Stilliegen kommen, weil die dafür notwendigen
Kohlen nicht mehr vorhanden sind. Ohne diese beiden
Dinge können Arbeitslose auf den Straßen nichts
machen. Im übrigen aber ist sich die Verwaltung
wohl bewußt, daß das öffentliche Interesse vor allen
Dingen heute die Instandhaltung unserer Provinzial¬
straßen. die heute die Hauptzubiinaer der städtischen
Versorgung darstellen, erfordert. Wie erwähnt, wird
hierbei auf die Kosten keinerlei Rücksicht genommen.
Hier werden einige Zahlen für Sie von Interesse
sein. Der Haushaltsplan sieht für die Zwecke der
Straßenuerwaltung in diesem Jahre vor 31,8 Mil¬
liarden gegen 415 Millionen im Vorjahre. Im

Frieden kostete ein Kubikmeter Kleinschlagmaterial
eingebaut etwa 12 Mark, am 1. Januar 1923 etwa
25 Ü00 Mark und heute 5N0 000 Mark, also mehr als
das 40 000fache. Einen Kilometer Kleinschlagdecke
herzustellen, kostete früher «000 Mark, heute 250 Mil¬
lionen Mark.

Wie erwähnt, muß aber gerade hier von den
zuständigen Reichs- und Staatsstellen erwartet
werden, daß sie uns auch finanziell zu Hilfe kommen,
und zwar nicht nur mit Darlehen, sondern mit Geld.
Infolge der inzwischen vollständig veränderten
Zahlen und der erwähnten technischen Hindernisse
wird auch der Beschluß des Dezember-Landtags, eine
Anleihe aufzunehmen, um mit Hilfe von 800 Mil¬
lionen Mark 50 Kilometer Kleinpflaster herzustellen,
sich heute in keiner Weise mehr ausführen lassen.
Der Gedanke selbst wird im Auge behalten. Wie
we.it wir aber in Zukunft gehen können, darüber
können wir im Augenblick kein Urteil abgeben.

Im Zusammenhang hiermit muß noch auf einen
anderen Punkt der Straßenverwaltung hingewiesen
werden, von dem nur glaubten, daß er durch den
Beschluß des Prouinziallandtags vom Juli vorigen
Jahres endgültig für alle Zukunft erledigt worden
wäre! Das ist die Frage der Höhe der Renten, die
an diejenigen Kreise und Gemeinden gezahlt weiden,
die auf Grund früherer Verträge vor längerer Zeit
Straßen der Provinz in eigene Unterhaltung
genommen haben. Damals wurde als Grundsatz auf¬
gestellt, unter keinen Umständen dürften diese Renten
auf Kosten der Provinzialumlage erhöht werden,
denn dann müßten an der Erhöhung der Renten
auch solche Orte mitzahlen, die überhaupt keine
Prouinzialstraßen haben und die ihre Straßen ganz
aus eigenen Mitteln unterhalten. Vielmehr soll
eine Erhöhung nur insoweit stattfinden, als die
Staatsdotation für die Straßen erhöht wird und als
aus der Etaatsdotation ein Betrag speziell auf die
Straßen zu verrechnen ist. Es war damals berechnet
worden, daß 7,33 Prozent der erhöhten Dotation aus
die Erhöhung der Straßenrenten fallen sollten. In
Ausführung dieses Beschlusses haben dann im ver¬
gangenen Jahr die betreffenden Kommunen im
Duchschnitt pro Kilometer 22 000 Mark bekommen,
natürlich ein Betrag, der den wirklichen Unter¬
haltungskosten nicht im entferntesten entspricht und
der dann auch wieder zu sehr scharfen und ent¬
rüsteten Schreiben an die Provinzialuerwaltung
geführt hat, in denen mit Einstellung aller Tätig¬
keit auf den Straßen und mit Verantwortlich,
machung für jedes Unglück, das entstehen würde,
gedroht wird. Inzwischen ist nun in einer anderen
Provinz die Frage, ob diese alten Verträge noch
rechtsgültig sind, Gegenstand eines Streites geworden,
und wir werden zunächst einmal die Entscheidung
abwarten müssen. Dann aber wird wohl der
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Provinzialllusschuß sich grundsätzlich mit der Frage
nochmals befassen müssen und eine für beide Teile
annehmbare Lösung zu suchen haben.

Etwas anders liegt aber die Frage im Kreise
Wetzlar. Der Kreis Wetzlar bildet bekanntlich eine
Exklave, die von den übrigen Gebieten der Rhein-
provinz getrennt ist. Es war wegen der weiten Ent¬
fernung und wegen der abgelegenen Lage des
betreffenden Landesbauamts schwierig, die dort vor¬
handenen Straßen von uns aus zu verwalten.
Infolgedessen hat im Jahre 1887 der Kreis Wetzlar
auf Wunsch der Provinzialuerwaltung die Straßen
in eigene Verwaltung übernommen, gegen Ueber-
tragung des entsprechenden Anteils an der Ltaats-
dotationsrente, der damals 30 000 Mark betrug. Es
handelt sich um 51 Kilometer Straße. Inzwischen ist
nun zwar mit der erhöhten Dotationsrente der
Betrag auf 1100 000 Mark erhöht. Aber auch hier
gilt, daß er in gar keinem Verhältnis zu den auf
den Straßen aufzuwendenden Kosten steht und daß
der Kreis Wetzlar auch gar nicht in der Lage ist,
diese durchgehenden Straßen aus eigenen Mitteln zu
unterhalten. Sie verfallen und werden weiter ver¬
fallen, wenn nicht bald etwas geschieht. Der Zeit¬
punkt würde doch später einmal kommen, wo wir
eingreifen müßten, da das durchgehende Straßennetz
doch unter allen Umständen instandcehalten werden
muß. Infolgedessen geht Ihnen über diesen Punkt
eine besondere Vorlage zu, die vorsieht, daß unter
gewissen Bedingungen die früheren Staatsstraßen
des Kreises Wetzlar wieder auf den Provinzial-
verband zurückgenommen weiden sollen. Ich möchte
aber ausdrücklich betonen, daß dies nicht präjudiziell
für die anderen Gemeinden ist, und zwar deshalb
nicht, weil die Verhältnisse dort ganz anders liegen.
Im Falle Wetzlar ist nicht der Kreis Wetzlar an uns
herangetreten und wir haben nicht dem Kreise
Wetzlar einen Gefallen getan, wie es sonst bei den
Städten der Fall ist, sondern der Kreis Wetzlar hat
einem Wunsche unsererseits entsprochen, und es
handelt sich dabei nicht wie sonst um Straßen in der
Nähe der Städte, die meist städtisch bebaut sind,
sondern um weite, durchgehende Landstraßen.

Wenn ich vorhin erwähnte, daß auf denjenigen
Gebieten, die nicht zu unseren Pslichtaufgaben
gehören, weitestgehende Zurückhaltung bei Einsetzung
der Ausgaben in den Haushaltsplan stattgefunden
hat, so muß ich doch hierbei auf eine Ausnahme
hinweisen! Das ist das Gebiet der Denkmalspflege
und des Heimatschutzes. Entsprechend den Wünschen,

^ die im vorigen Landtag geäußert worden sind, sind
hier höhere Veträge eingesetzt worden. Mag auch
die Not der Zeit uns zu großen Einschränkungen
nötigen, hier gilt es, Interessen zu pflegen und
Werte zu schützen und zu erhalten, deren Bedeutung
gerade für die Rheinprovinz weit über das Gebiet

der engeren Kunstpflege hinausgeht. Infolgedessen
ist der Betrag des voriährigen Haushaltsplans von
2 154 000 Mark nn dieser Stelle auf 654 Millionen
erhöht worden. Es kann zwar auch mit diesem
Betrage heute nicht mehr im entferntesten das
geleistet werden, was wir auf dem Gebiete im
Frieden geleistet haben. Im Augenblickkann es nur
darauf ankommen, Erhaltungsmaßnahmen zu treffen
und das Notwendigste durchzuführen, um unsere
rheinischen Kunstdenkmäler vor völligem Verfall zu
schützen. Wie der größte Teil dieser Mittel verwandt
werden soll, darüber liegt Ihnen eine besondere Vor¬
lage vor. '

Was nttf diesem Gebiete noch wünschenswert ist,
das ist eine bessere Organisation und Zusammen¬
fassung vor allem der freiwilligen Kräfte und der
vielen Vereine, die auf diesem Gebiete tätig sind.
Hier wird die Provinzialuerwaltung wohl die An¬
regung in die Hand nehmen müssen, daß hier eine
Vereinigung vor allem auch der Zeitschriften statt¬
findet, denn nur so lassen sich die Vereine und die
Zeitschriften über Wasser halten. Auf der anderen
Seite bedürfen wir der Arbeit dieser freiwilligen
Kräfte aber auch, Sie soll nicht von uns gestört und
unterbunden werden, denn nur dadurch ist es möglich,
das Interesse für die Schönheiten, der rheinischen
Heimat in Natur und Kunst in die weitesten Kreise
hineinzubringen.

Auf demselben Gebiete liegt auch die Unter¬
stützung des Werkes der deutschen Jugendherbergen,
die der Provinzialausschuß Ihnen vorschlägt. Für
deN'Iweigausschuß Rheinland des Vereins deutscher
Jugendherbergen ist im Haushaltsplan ein Nar-
betrag von 500 000 Mark vorgesehen und zugleich
dabei bemerkt, daß wir den größten Teil der Ver¬
waltungsausgaben durch einen Beamten, der zu
diesem Zweckevon einem Teil seines Dienstes frei¬
gestellt ist, übernommen haben. Unsere ganze Natur-
und Denkmalspflege verliert den größten Teil ihres
Wertes, wenn es nicht möglich ist, daß sich die Be¬
völkerung die Schönheiten ansieht und zu dem Zwecke
in die rheinische Heimat hinauswandert. Das ist
aber den weitesten Kreisen heute nur dann möglich,
wenn ihnen mit Hilfe der Jugendherbergen eine
billige Unterkunft geboten wird.

Ich möchte dann Ihre besondere Aufmerksamkeit
noch auf verschiedene weitere Vorlagen lenken, die
zunächst das finanzielle Gebiet betreffen. Ich er¬
wähnte schon, daß eine große Sorge der Kommunnl-
uerwaltungen. ebenso wie der Prouinzialverwaltung,
darin besteht, täglich die nötigen Mittel zur Befrie¬
digung der weitgehenden finanziellen Ansprüche, die
an uns herantreten, herbeizuschaffen. Aus laufenden
Einnahmen diese Mittel zu nehmen, ist zurzeit nicht
möglich, weil wir noch leine Proninzilllsteuern be-
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kommen, weil auch die Reichssteuern nur in ganz ge¬
ringem Umfange fließe» und weil wir weiter einen
großen Teil Leistungen, z. P. die Unterbringungs-
tosten für unsere Kranten. >>n voraus zu machen
haben, wahrend wir die Kosten dafür erst Nachtrag
lich erstattet bekommen. Das gilt z, V, auch uon dem
Zweidiittelanteil des Staates an den Fürsorge"
erziechungskosten. Wir müsse» vor allem auch den
Priuatanstnlte», ,»it deue» wir arbeiten, Vorschüsse
auf die Pflegetosten gebe», da wir heutzutage nicht
uon ihnen oerlangen können, daß sie Voraus¬
leistungen für uus inachen. Es kommt da»» weiter
noch hi»zu, was im vorigen Jahre schvn erwähnt
wurde, daß es uus nn Betriebskapital für unsere
große» Anstalts- und landwirtschaftlichen Betriebe
fehlt. Teilweise sollte diesen Schwierigkeiten ja da¬
durch abgeholfen werden, daß der Dezember-Landtag
beschloß, eine Anleihe von 2 Milliarden nufzu-
»chmen. Diese Anleihe ist inzwischen auch unter¬
gebracht worden; aber die damals vorgesehenen
Verwendungszweckeund der damals vorgesehene Be¬
trag find inzwischenvöllig überholt. Die Anleihe ist
zunächstzu Belriebszwecke» verwandt worden. Eine
endgültige Beschlußfassung darüber, welche Dnuer-
aufgnbe dadurch gedeckt werden soll, kann erst in
einiger Zeit erfolgen, wenn wir unsere Finanzuer-
hältnissc besser übersehen könne», Inzwischen kann
aber der Provinzinluerband seine fiuanziellen
Schwierigkeiten nur dadurch meistern, daß er eine
wohlfundierle und wohlgeleitete Landesbank befitzt,
die in der Luge ist, Vorschüsse, allerdings gegen bank¬
mäßige Zinsen, zu gewähren. Auf die Dauer wird
aber der Betrag — ich erwähnte eben schon die
20 Milliarden, die zudem eine start steigende Ten¬
denz haben — so groß, daß verfucht werden muß,
einen Teil davon in eine Anleihe umzuwandeln.
Das rechtfertigt sich auch dadurch, daß wir ja den
Gegenwert für eine solche Anleihe voll und ganz in
den großen Betrieben unserer Airstalten und vor
allem in den landwirtschaftliche» Netrieben, in den
Weinbergen unserer Wein- und Obstbauschulcn. zur
Beifügung haben, und daß ferner auch die Borschüsse,
die dadurch zunächst vermindert werden solle», zu
einem großen Teil verwendet worden sind, um
Dnuernnlagen — Wohnungsuerbesserungen, wärme¬
wirtschaftliche Anlagen, Kleinpflasteranlagen usw.
- zu schaffen. Einen festen Beschluß über die Auf¬

nahme einer folchen Anleihe kann der Prouinzial-
ausschuß Ihnen aber heute nicht vorlegen. Das be¬
darf der Beratung im engsten Kreise und der Be¬
schlußfassungin kürzester Frist. Infolgedessen bittet
er Sie, ihm die Ermächtigung zu geben, mit einer
Anleihe bis zum Gesamtbetrage von 15 Milliarden
vorzugehen, im übrigen aber die Entscheidung dar¬
über, ob und unter welchen Bedingungen — viel¬
leicht wertbeständige Anleihe oder Anleihe mit

variablem Zinsfuß — die Anleihe begeben weiden
soll, ihm zu überlassen.

Es geht Ihnen dann, wie erwähnt, noch eine be¬
sondere Borlage über die Beibesserung der Maschinen
technischen und wärmewirtschaftlichen. Anlagen in
den Prouinzialnnstalten zu. Diese Anlagen müssen
heute mehr als je in der vollkommensten Weife aus¬
gebaut werden. Es wird in dieser Vorlage ein Be¬
trag von 1^ Milliarden verlangt. Der Kosten
anschlug ist schon vor einiger Zeit aufgestellt, wahr¬
scheinlich wird er bedeutend überschritten werben.
Nichtsdestoweniger kann kein Zweifel darüber be¬
stehen, daß diefe Ausgaben gemacht weiden müssen,
denn sie weiden sich an den Heizungskosten eines
Winters schon vollständig bezahlt machen.

In'derselben Weise soll auch der vorgesehene An¬
kauf des Gutshofes der ehemaligen Irrenanstalt
St. Thomas bei Andernach dazu dieuen, unsere land¬
wirtschaftlichen Betriebe weiter auszubauen. Das
gibt mir Veranlassung, Sie überhaupt einmal auf
die große Bedeutung hinzuweisen, die die landwirt¬
schaftlichen Betriebe der Prouinzialverwaltung
haben. Daß diese Betriebe in bezug auf Umfang,
Baulichkeiten und technischeEinrichtungen uor dem
Kriege in so glänzender Weise ausgestattet worden
sind, kommt uns heute außerordentlich zugute. Wir
besitzen l3 solcher selbst geführter lnndwirtfchaft-
lichcr Betriebe mit einer nutzbaren Gesamtfläche von
WOl) Morgen und mit einem Bestände an lebendem
und totem Inventar, das mit Rücksicht auf den Zu-
sammenhnng mit der Anstalt und der Notwendig¬
keit, die nötigen Bedürfnisse für die Anstalt zu
fchaffcn, im Verhältnis zur nutzbaren Fläche viel
größer ist, als es sonst üblich ist. Schon im März
ds. Is, ergab eine Abschätzung dieses toten und
lebenden Inventars, daß darin ein Wert uon 5 Mil¬
liarden steckte;heute ist es ganz gewiß wenigstens
das Dreifache. Diese Zahlen können uns in etwa
über die bedenkliche Schuldenlast des Prouinzial-
uerbnndes, die ich eben erwähnte, hinwegtrösten.

Es liegt dann weiter noch ein Antrag vor. daß
der Provinzialuerbnnd sich an einer zu errichtenden
gemischt-wirtschaftlichen Attiengefellschnft zum Be¬
triebe von Steinbrüchen beteiligen soll. Wir haben
ja schon einige Prouinzial-Steinbrüche, die wir be¬
treiben, die aber für unseren Bedarf nicht entfeint
ausreichen. In Verbindung mit dei Provinz West¬
falen soll eine Aktiengesellschaft gegründet werden,
die auf diesem Gebiete die Eelbstverfolgung, die sich
aus naheliegenden Giünden empfiehlt, weiter- ei
möglicht.

In das Gebiet dei Vereinfachung der Verwaltung
gehört dann die Vorlage, betreffend Verminderung
der Landcsbauämter. Es sollen zwei Landesbau-
ämter, das in Gummersbach uud eines dei beiden
Aachener Institute, aufgehoben und auf die anderen



W. Rheinischer Provinziallandtag, 2. Sitzung am 25 Juni 1923. 17

Landesbauiimter aufgeteilt weiden, um die ent¬
sprechenden Beamten zu sparen.

Bei den übrigen Vorlagen darf ich mich wohl
darauf beschränken, auf die Ihnen vorliegenden
Drucksachen zu verweisen. Sie mögen aus den Haus¬
haltsplänen und den Vorlagen die Ueberzeugung ge¬
winnen, daß die Provinzialverwaltung bemüht ist,
trotz aller Schwierigkeiten der Zeit die Aufgaben,
die ihr durch Gesetz übertragen sind oder die sie frei¬
willig übernommen hat, nach besten Kräften zu mei¬
stern. So wird die Provinzialverwaltung ihre Stel¬
lung als großer Selbstoerwaltungskörper im Ge-
füge des preußischen Staates neben den übrigen
Selbstverwullungstorpein auch in der Zukunft ein¬
zunehmen haben. Diesem kunstvollen Eesamtgefüge,
das wir in Preußen durch das Zusammenwirken von
Staatsverwaltung und Selbstverwaltung haben,
verdanken wir zu Anem großen Teil die glänzende
Entwickelung der Vorkriegszeit. Um so mehr wird
dieses Zusammenwirken jetzt notwendig sein, wo es
gilt, uns aus tiefer Not wieder aufzurichten. Vor
allem wird die provinzielle Selbstverwaltung nie¬
mals vergessen, was sie dem preußischen Staate ver¬
dankt und wie sie auf ihn in allen ihren Lebens¬
äußerungen sich stützeil und zurückgreifen muß. Die
provinzielle Selbstverwaltung ist eine spezifisch preu¬
ßische Einrichtung. Sie ist nicht aus sich selbst her¬
aus, aus dem Innern der Provinz entstanden, son¬
dern, sie ist von der preußischen Ttaatsregierung ge¬
schaffenund grundgelegt. Es wurde sogar — das ist
auffallend — von weiten maßgebenden Kreisen der
Nheinprouinz im Anfangsftnoium ihr Ausbau nicht
einmal gewünscht. Aber Preußen erkannte, daß ein
Teil der Staatsaufgaben sich besser im engeren Be¬
zirke unter Berücksichtigungder Besonderheiten des
eigenen Bezirks lösen läßt, und Preußen hat daher
die provinzielle Selbstverwaltung nach der organi¬
satorischen und der finanziellen Seite hin Jahrzehnte
hindurch in weitgehender Weise gefördert. Und der
große Aufschwung, den gerade unsere Selbstverwal¬
tung in den Wer und Wer Jahren erfahren hat, ist
auf das e.nge Zusammenarbeiten zwischender preu¬
ßischen Staatsverwaltung, der damaligen Provinzial¬
verwaltung und den engeren rheinischen Selbstver-
waltungstörpern zurückzuführen. So wird es auch
in Zukunft bleiben müssen, und es wird Sache aller
Beteiligten sein, und in der Provinzialverwaltung
wird es daran am wenigsten fehlen, gerade jetzt alle
Schwierigkeiten, alles vielleicht hier und da einmal
aufkeimende Mißtrauen und uvr allem alle Kom-
petenzstreitigteiten zu vermeiden und zu bedenken,
daß wir alle doch nur die gleiche Aufgabe haben- zu
arbeiten an der Wohlfahrt unseres Volles. Auch
aus dem jetzigen Elend wird uns das feste Zu¬
sammenhalten, zunächst unter uns. dann aber auch
mit Merem preußischenStaate und mit dem Reichs-

ganzen, wieder hinaufführen zu besseren Zeiten.
(Lauter Beifall.)

Vorsitzender !)>'. Juries! Meine Damen und
Herren! Nach dem Vorschlage des Aeltestenrats soll
sich heute eine Erörterung an die Ausführungen des
Herrn Landeshauptmanns nicht anschließen, sondern
es ist beabsichtigt, morgen um 10 Uhr die nächste
Plenarsitzung zu eröffnen mit den Vorlagen der
heutigen Tagesordnung als Verhandbungsgegen-
stand. Es ist dann beabsichtigt, diese Vorlagen an
die Ausschüssezu verweisen. Es wild aber nicht
möglich sein. Ihnen die Vorschläge gedruckt zugehen
zu lassen. Damit nun die Fraktionen unterrichtet
sind, schlage ich Ihnen vor, die Ueberweisung wie
folgt vorzunehmen. Ich bitte Sie, sich das an Hand
der Vorlagen zu notieren. Ich rufe nur die Num¬
mern auf, damit ich nicht das Einzelne wörtlich zu
verlesen Hache:

Nummer 1: Fachausschuß l—V, Nummer 2—12:
Fachausschuß l, Nummer 13: Fachausschuß ll, Num¬
mer 14—16: Fachausschuß III, Nummer 17—21:
Fachausschuß IV, Nummer 22 und 23: Fachaus¬
schuß V, Nummer 24—27: Fachausschuß 1, Nummer
28 und 29: Fachausschutz IV. Nummer 30 und 31
(Anträge Nr. 1 und 2 der KommunistischenPartei):
Fachausschuß l, Nummer 32 (Antrag wegen Ver¬
kaufs von Prouinzialgelände): Fachausschuß 1. Num¬
mer 33—37: FachausschutzII, Nummer 38: Fachaus¬
schuß III, die Anträge der beiden Nerwaltungs-
oberinspektoren: Fachausschuß I. Won den Anträgen,
die heute noch gestellt «worden sind, gehen die der
Fraktion der V. S. P. D. an den Fachausschuß I!
und t>er Antrag von Stedmcm und Genossen an den
Fachausschuß V; die Miinderungsanträge gehen an
die betr. Fachausschüsse, die sich mit den Hauvt-
cmtriigcn zu befassen haben.

Ich schlage vor, heute die Sitzung auf morgen
früh 10 Uhr zu vertagen, bitte aber, daß die Fach¬
ausschüssemit ihren Vorsitzenden und Schriftführern
sich jetzt unmittelbar nach Schluß der Sitzung zu¬
sammenfinden, und zwar hier im Saale in den ein¬
zelnen Ecken. (Zuruf: Der Saal hat doch keine fünf
Ecken!) Ich nehme an. daß die Fraktionen ihre Vor¬
schläge für die Besetzung der Fachausschüssealle schon
mitgeteilt haben. Ist das der Fall? (Antwort:
Nein!) Meine Damen und Herren! Wenn das nicht
der Fall ist, dann hat es keinen Zweck, daß die Fach¬
ausschüssejetzt zusammentreten. Welche Fraktion hat
ihre Vorschläge noch nicht gemacht? Hat die Zen-
trumsfraktion ihre Vorschläge gemacht? (Abgeord¬
neter Maus: Jawohl!) Die Arbeitsgemeinschaft?
(Abgeordneter I)i. Wesenfeld: In!) Die Sozial-
demolrntie? (Abgeordneter Haas: Ja!) Die kom¬
munistische Fraktion? (Abgeordneter Knab: Ja!)
Dann ist ja alles in Ordnung. Sind die Vorschläge
dem Bureau mitgeteilt worden? (Zustimmung.)
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Dann bitte ich die Fachausschüsse,sich hier zusammen¬
zufinden, und die Damen und Heiren, die einem
Ausschusse nicht angehören, sich aus dem Saale zu
entfernen. Fachausschuß 1 in dieser Ecke, Fachaus¬
schuß II in der Ecke, Facha'usschußlll dort, Fachaus¬

schuß IV dort uud Fachausschuß V in der Mitte.
(Heiterkeit.)

Wenn das Wort nicht weiter gewünscht wird,
schließe ich die Sitzung.

(Schluß 5 Uhr 45 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Mathause zu Barmeif. am Dienstag, den 26. Juni 1923.

(Beginn 1U Uhr 20 Minuten.)

Tagesordnung: Wie ans Seite 6 und folgende.
Vorsitzender Dr. Juries: Die Sitzung ist er¬

öffnet. Die Niederschriften über die erste und
zweite Vollsitzung liegen auf dem Tische des Hauses
offen.

Schriftführer für die heutige Sitzung sind zu¬
nächst die Herren Abgeordneten von Stedman und
Weyers.

Meine Damen und Herren! Es haben sich seit
unserer gestrigen Zusammenkunft zu unserer großen
Freude noch mehrere Mitglieder des Landtages hier
eingefunden. Ich begrüße auch diese Herren und
danke ihnen, daß sie es fertig gebracht haben, trotz
aller Anstrengungen und Mühseligkeiten hierher zu
kommen. Ich möchte nochmals die sämtlichen Abge¬
ordneten bitten, sich im Landtagsbureau eintragen
zu lassen. Es sind eine ganze Reihe von Herrschaften
noch nicht eingetragen.

Außerdem laßt die Stadt Varmen bitten, end¬
gültig, und zwar so schnell wie möglich, mitzuteilen,
welche von den Damen und Herren an der Veran¬
staltung heute abend teilnehmen. Die Abfahrt er¬
folgt Punkt 7X Uhr vom Nergbahnhof. Ich bitte
nochmals, Eintragung und Anmeldung vorzu¬
nehmen.

Ich habe dann mitzuteilen, daß die Fachausschüsse
sich zusammengesetzthaben, und zwar wie folgt!

I. Fachausschuß:
Vorsitzender: Dr. Hagen, stellu. Vorsitzender: Falk.

Schriftführer: Hoff, stellv. Schriftführer: Maus;
Mitglieder: Andres (Gutleuthof), Vongartz, Dr.

Haltmann, Hoffmann. Hillen. Freiherr von üo«,
Lüchem, Dr. Saaßen. Simon, Ullenbaum und
Dr. Wesenfeld.

II. Fachausschuß:
Vorsitzender: Dr. Kaiser, stellu. Vorsitzender- Vick,

Schriftführer: Fräulein Müller, stelln. Schriftführer:
Gwotens:

Mitglieder: Frau Necker. Frau Vlumberg
Daams. Frau Dieckerhoff. Dr. Fischer. Iansen-

Lllmmersdorf, Kuppeis, Fräulein Otto, Frau Plum.
Dr. Schumacher und Steinmeyer.

III. Fachausschuß:
Vorsitzender: uon Itter, stellv. Schriftführer: Funk,

<Hhriftführer: Fräulein Dahin, stellu. Schriftführer:
Brauer;

Mitglieder: Vausch, Vierwirth, Deppe, Vielen,
Creven, Fräulein Vosewinlel, Dr. Hartmann.
Dr. Krebs, Kühnen, Orlopp und Rath.

IV. Fachausschuß:
Vorsitzender: Mehne, stellv. Vorsitzender: von

Nruchhausen, Schriftführer: Freiherr von Salis-
Soglio, stelln. Schriftführer: Dr. Krantz-Nonn;

Mitglieder: Vellscheidt. Netzhold, Effert, Hunten,
Iansen-Lammersdorf, Dr. Iansen-Üeuerkusen. Kra-
wintel, Lenze, Marx, Ring und Weber-Aachen.

V. Fachausschuß:
Vorsitzender: von Stedman, stellv. Vorsitzender:

Krapoll, Schriftführer: Albeis, stellv. Schriftführer:
Viesgen;

Mitglieder: Namberger, Vergweiler, Fettweis,
von Villhllusen, Pfaff, Freiherr von Salis-Soglio,
Schlieper, Dr. Schüler. Steidl, Graf Westerholt und
Weyers.

Geschäftsordnungsausschuß:
Vorsitzender: Eberle. stellv. Vorsitzender: Adams,

Schriftführer: Hauck, stellv. Schriftführer: —;
Mitglieder: Dr. Graf Adelmann, Vautnecht,

Elfes, Esser-Oberhausen. Fält, Grootens, Dr. Hart¬
mann. Heusei, Dr. Kaiser. Maus, Dr. Saaßen und
Nielhllber.

Abgeordneter Haas: Im Fachausschuß 11 war
gestern für unseren Kollegen Reese der Kollege Vick
genannt worden. Kollege Reese ist aber mittlerweile
von Trier eingetroffen. Wii bitten, das zu ändein.

Vorsitzender Dr. Iarres: Soll Herr Reese denn
auch stellvertretender Vorsitzender sein?

Mgeoidnetel Haas: Ja!
Vorsitzender Dr. Iarres: Es würde also an die

Stelle von Herrn Nick Herr Reese treten.
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Abgeordneter 1>i. Kaiser! Aehnlich ist es bei
uns im III. Fachausschuß. Herr Milau ist inzwischen
eingetroffen. Wir bitten, Herrn Milau an die Stelle
von Herrn I)i°. Hartmann zu setzen.

Vorsitzender I)i. Juries' An die Stelle des
Herrn Di. Hartmann tritt Heri Milau.. Die Aus¬
schüsse sind damit zusammengesetzt.

Es sind zwei Anträge von Herrn Abgeordneten
Haas eingelaufen. Der erste Antrag lautet!

„Der Prouinziallandtag beschließt!Zu dem § 8
der Aufnahmebedingungen für die Hebammen¬
schülerinnen wird folgender Absatz hinzugesetzt:

„Diese Nestimmungen finden auf Schülerinnen,
die eine Freistelle erhalten, ieine Anwendung. Die
für diese iSchülerinnen erforderlich« Kleidung und
Wäsche sind aus Provinzialmitteln bereitzustellen."
Ich schlage vor, diesen Antrag mit Nummer 13

unserer Tagesordnung zu verbinden und demnächst
auch dem betreffenden Fachausschuß — das ist Fach¬
ausschuß II — zu überweisen.

Der zweite Antrag des Abgeordneten Haas
lautet:

„Die Fraktion der N. S. P. beantragt erneut!
Die Provinz erläßt für die Lehrkörper aller Pro-
vinziallehranstalten eine zeitgemäße Dienstanwei¬
sung entsprechend den Grundsätzen des Ministerial-
erlasses vom 20. September 1919 unter Mit¬
wirkung der Lehieltammer. Der Antrag ist dem
Provinzialausschuß zur sofortigen Beschlußfassung
und Ausführung zu überweisen."
Ich bitte, diesen Autrag dem Prouinzialausschuß

zu überweisen. — Dem wird nicht widersprochen.
Es ist so beschlossen.

Wir treten in die Tagesordnung der heutigen
Sitzung ein. Entsprechend unserer gestrigen Erörte¬
rung und dem Vorschlage des Ältestenrates werden
die sämtlichen Gegenstände der heutigen Tages¬
ordnung zu gemeinschaftlicher Verhandlung ver¬
bunden.

Das Wort hat Herr Elfes.
Abgeordneter Elfes! Meine Damen und

Herren! Ich beginne mit einem Ausdruck der Be¬
friedigung darüber, daß der Etat hinsichtlich seiner
Form den Wünschen entspricht, die vom Prouin¬
ziallandtag in seinen früheren Tagungen hier zum
Ausdruck gebracht worden sind. Er ist einfacher und
übersichtlicher. (Sehr richtig!) , Die Form aber,
meine Damen und Herren, ist auch das einzige Greif¬
bare an diesem Etat. Der Herr Landeshauptmann
hat gestern selbst davon gesprochen, daß die einge¬
setzten Ziffern nur ganz problematischer Natur seien,
und so haben wir uns auch damit abzufinden. Wir
wissen, daß die Zahlen zum großen Teil schon über¬
holt sind, und daß der Etat uns nur als Richt¬
linie für das gelten kann, mn« im laufenden

Jahre von der Prouinzialverwaltung aus geschehen
soll.

Wir geben zu erwägen, ob die IN Milliarden
Reserve, die in den Etat eingesetzt worden sind,
nicht erhöht werden soll, um so von vornherein eine
bessere Grundlage zu schaffen. Wir müßten ja
eigentlich die Summen, die eingesetzt sind, überhaupt
erhöhen. Aber wir sind der Meinung, daß dies zweck¬
los ist, denn, was heute gilt, ist morgen wiederum
überholt. Darum legen wir Wert auf die Festsetzung
einer Reserioesumme, und wir sind, wenn eine Er¬
höhung vorgenommen wird, auch bereit, daraus die
steuerlichen Konsequenzen zu ziehen.

Der Herr Landeshauptmann hat gestern, als er
von den Einnahmen uud der Besteuerung sprach,
von einer ungleichen steuerlichen Belastung, soweit
Stadt und Land in Frage kommen, gesprochen.
Meine Damen und Herren! Diese Ungleichheit hängt
mit der allgemeinen Steuerwiirnis zusammen. Ich
bin überzeugt, manche der Herren nach mir werden
auf das Steuergebiet noch eingehen. Ich möchte
deshalb jetzt schon sagen, daß hinter der Wirrnis
nicht böser Wille steckt, sondern daß eben die Ver¬
hältnisse stärker waren als die Menschen. Wir von
der Zentrumspllltei sind willens — das will ich
auch gleich zum Ausdruck bringen —. der Gerechtig¬
keit auch auf dem Gebiete der Steuern die Bahn zu
ebnen.

Der Herr Landeshauptmann hat sodann in ganz
bestimmter Weise davon gesprochen, daß Spar¬
samkeit walten solle. Er hat uns auch Zahlen
dafür angeführt, inwieweit schon Sparsamkeit geübt
wird. Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir
haben das mit sehr gemischten Gefühlen aufge¬
nommen. Zunächst mit einem Gefühl des Bedauerns
darüber, daß wir gezwungen sind, hier so zu sparen.
Wenn wir abbauen, meine Damen und Herren, so
wissen wir — das wollen wir nicht übersehen —, daß
es eben der Ausdruckder Not unserer Zeit ist. Aller¬
dings seihen wir in den Angaben, die uns der Herr
Landeshauptmann gemacht hat. auch einen erfreu¬
lichen Beweis dafür, daß man gewillt ist, den Ver¬
hältnissen Rechnung zu tragen, und daß der Spar¬
wille auf der ganzen Linie zur Geltung kommen soN.
Meine Damen und Herren! Wir müssen leider
Gottes auch weiterhin den Weg der Sparsamkeit
gehen, und ich glaube, wir — Provinziallandtag
und Provinzialausschuß — müssen auch bei uns
selbst beginnen. Der Provinzialausschuß und der
Prouinziallandtag tagen unter erschwerten Verhält¬
nissen. Die allgemeine Teuerung, die allgemeine
Not kommt in den Summen, die für die Tagung
dieser Körperschaften aufgewandt weiden müssen,
zum Ausdruck. Wir von der Zentrumspartei sind
willens, den Verhältnissen Rechnung zu tragen und
uns die Beschränkungen aufzuerlegen, die durch die
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Veihiiltnisse geboten sind. Meine Damen und
Herren! Wir glauben, daß das durchaus im Ein¬
klang steht mit dem Wunsche nach Demokratie und
auch mit dem parlamentarischen Regierungssystem.
Demokratie und parlamentarisches Regierungssystem
haben eben dadurch ihre Existenzberechtigung und
ihre Fähigkeit zu beweisen, daß sie sich auch freiwillig
Disziplin und Beschränkung auferlegen, wo es not¬
wendig ist. Meine Damen und Herren! Darüber
hinaus Sparsamkeit bei allem anderen! Wir
müssenvon den Arbeitern, den Angestellten und Be¬
amten, die im Dienste der Provinz und der provin¬
ziellen Einrichtungen tätig sind, erwarten, daß sie
ganz durchdrungen sind von dem Gedanken, daß sie
der Allgemeinheit dienen, und daß sie in dieser
schweren Zeit den Notverhältnissen Rechnung tragen.
Wir müssen erwarten, daß sie behutsam und spar¬
sam mit dem umgehen, was ihnen anvertraut ist, sei
es irgendein Gerät, sei es irgendein Stoff, ganz
gleich. Wir müssen erwarten, daß sie von dem Ge¬
danken beseelt sind: Es ist Allgemeingut, es gehört
der Gesamtheit' ich bin ein Verwalter, ich habe es
behutsam zu betreuen. Darüber hinaus, meine
Damen und Herren, müssenwir erwarten, daß jeder,
ob hoch oder niedrig, in allen Schichten der provin¬
ziellen Beamten, Angestellten und Arbeiter der not¬
wendigen Sparsamkeit wegen das Aeußerste an Ar¬
beitsleistung aufbietet. Ich denke nicht daran, daß
man in bezug auf Lohne und Gehälter unver¬
nünftige Sparsamkeit eintreten lassen soll. Die all¬
gemeine Not, die Teuerung trifft auch die Beamten,
Angestellten und Arbeiter der Provinz. Sie haben
ein Recht darauf, von uns zu verlangen, daß wir, so¬
weit es in unseren Kräften steht, sie sicherstellenund
vor der Not bewahren, damit sie im Dienste der AN
gemewheit das Notwendige leisten können. Unter
diesem Gesichtspunkte, meine Damen und Herren,
möchte ich vor aljen Dingen namens meiner Fraktion
zu erwägen geben, ob der Unterstützungs-
fonds — Sie finden darüber das Nähere im Etat
Seite 9 III. Ziffer 6. und Seite 13 III, Ziffer 1 und
2 — nicht zu niedrig ist, ob es nicht angebracht wäre,
ihn jetzt schon entsprechend zu, erhöhen. Wenn es
nicht in dieser Tagung geschieht, dann wird jeden¬
falls aber der Provinzialausschuß in nächster Zeit
dazu übergehen müssen.

Meine Damen und Herren! Einen großen Posten
in unserem Etat stellt die Unterhaltung der
Straßen dar. Wir finden 31 Milliarden Aus¬
gaben, von denen 5 Milliarden durch Einnahmen
gedeckt sind. Der Herr Landeshauptmann hat gestern
dargelegt, wie gerade hier sich die allgemeine Teue¬
rung bemerkbar macht. Ich will das noch mit einigen
Zahlen aus dem Etat ergänzen. 1921 hatten wir
?? Millionen für die Straßen eingesetzt, 1922
413 Millionen und jetzt 31 Milliarden. An diesen

Ziffern sehen Sie. in welch rasendem Tempo es mit
uns abwärts geht. Das sind ganz erschreckende
Zahlen. Aber ich möchte unterstreichen, was der
Herr Landeshauptmann gestern gesagt hat! Auf
dem Gebiete des Verkehrs hat sich eine große
Umwälzung vollzogen, die vor allem durch die Ruhr¬
besetzunghervorgerufen ist. Wir sind mit dem Herrn
Landeshauptmann der Meinung, daß diese Summen
als Kriegskosten zu gelten haben und nicht der
Rheinprooinz allein aufgebürdet werden dürfen.
Das sind Kosten, die von der Allgemeinheit getragen
werden müssen!

Unsere besondere Aufmerksamkeit wenden wir
der Wohlfahrtspflege und den Wohlfahrts-
anstalten zu. In dem Maße, wie wir als Voll ver¬
armen, haben wir hier neue, große und größer
werdende Aufgaben. Die Zentrumsfraltion hält an
dem Grundsatz fest, den sie früher schon vertreten
hat, daß die Wohlfahrtspflege nicht monopoli¬
siert werden darf. Meine Damen und Herren!
Wir schätzen die öffentliche Wohlfahrtspflege vor
allen Dingen als die Sammlung, als die Zusammen¬
fassung, als die Ergänzung der Kräfte des Wohl-
fnhrtswesens. Aber sie darf die private Wohl¬
fahrtspflege nicht erdrosseln, und zwar der Wohl
fahrtspflege selbst wegen. Wir möchten die
Kräfte, die in der privaten Wohlfahrtspflege, in
der freien Liebestätigkeit wirken, erhalten und mög¬
lichst ausschöpfen. Die Mittel, die aus diesen Kreisen
kommen, möchtenwir der Wohlfahrtspflege in vollem
Maße erhalten. Also um die Hilfsquellen zu er
halten, darum möchten wir sie beschützen und vor
Erdrosselung bewahren. Dann aber auch, weil wir
sehen, daß die private Wohlfahrtspflege beweglicher
ist als die öffentliche und auch liebevoller. Meine
Damen und Herren! Wer öffentliche Wohlfahrts¬
pflege in Anspruch nehmen mutz, geht in der Regel
einen sehr schweren Gang. Die private Wohlfahrts¬
pflege kommt freilich auch nicht an alle Kreise heran-
aber sie findet doch manche arme Menschen auf, die
die öffentliche Wohlfahrtspflege nicht erreichen kann.
Vor allem dieser armen Menschenwegen möchten wir
die private Wohlfahrtspflege erhalten wissen, dann
aber noch aus zwei anderen Gründen: Wir sind ein
Volt, zeitlüftet in Stände und Parteien. Auf dem
Gebiete der privaten Wohlfahrtspflege haben wir
die Möglichkeit, über alle Hindernisse und alle
Gegensätze hinweg gemeinsam zu arbeiten. Wir
möchten diese Brücke der Verständigung und der
Versöhnung nicht missen. Auch noch aus einem
zweiten Grunde. Die private Wohlfahrtspflege ist
eine Schule für die soziale Erziehung. Mancher hat
in der privaten Wohlfahrtspflege den ersten Anstoß
für seine soziale Tätigkeit bekommen und hat hier
auch den Fonds für seine soziale Gesinnung
geschaffen. Ich wiederhole: Wir möchten nicht, daß
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die private Wohlfahrtspflege von der öffentlichen
Wohlfahrtspflege erdrosselt wird. Unter diesem
Gesichtspunkte, meine Damen und Herren, betrachten
wir auch die Pr i v atan st alten, die auch zum
Teil im Dienste der provinziellen Wohlfahrtspflege
stehen. Wir danken allen, die in unseren Anstalten
tätig sind, ganz gleich aus welchen Gründen, mit
welchen Absichten. Aber ein besonderes Wort der
Anerkennung möchten wir all denen aussprechen. die
in freier Liebestätigkeit arbeiten, vor allen Dingen
unseren Ordensleuten. Wir wollen, daß die
privaten Wohlfahrtsanstalten erhalten werden. Wir
machen sie uns als Provinz dienlich' wir überweisen
ihnen manche unglücklichenMenschen zur Betreuung.
Dieser armen Menschen wegen haben wir aber auch
die Pflicht, die Anstalten so stark, so kräftig und so
leistungsfähig zu erhalten, daß sie das, was zur
Pflege getan weiden muß, leisten können. Nicht der
Ordensleute wegen, meine Damen und Herren, son¬
dern der Menschen wegen, die in die Anstalten
hineingebracht werden, müssen wir dafür sorgen, daß
die Anstalten leistungsfähig bleiben. Dann auch,
meine Damen und Herren, werden Sie, wenn Sie
sich den Etat ansehen, wenn Lie mit den Herren der
Verwaltung darüber sprechen, immer wieder hören,
daß die Prioatanstalten, vor allen Dingen die der
Ordensaenossenschaften. billiger arbeiten als die
öffentlichen. Es ist deshalb auch ein Gebot der Klugheit,
daß wir dazu beitragen, sie lebensfähig zu erhalten.

Unter der Wohlfahrtspflege nimmt die Für¬
sorgeerziehung eine besondere Stellung ein.
In dem Maße, meine Damen und Herren, wie wir
verarmen, wachsen auch hier die Aufgaben. Der Herr
Landeshauptmann hat gestern davon gesprochen,daß
die Zahl lder Fürsorgezöglinge zunimmt. Das ist ein
erschreckenderBeweis für die seelische Not unseres
Volkes, aber auch ein Beweis dafür, daß das
Familienleben in Deutschland in zunehmendem Maße
zerrüttet wird. Das möge eine ernste Mahnung sein
un alle, die am Volke arbeiten. Ueber die Grund¬
lagen des Familienlebens denken wir in diesem
Kreise nicht gleich. Aber in dem Einen müssen wir
uns finden, meine Damen und Herren: das Familien¬
leben als Keimzelle des Staatslebens überhaupt
gesund zu erhalten. Wir von der Zentiumsfraktion
— das haben wir hier früher schon betont — sind der
Meinung, daß die Fürsorgeerziehung konfes¬
sionell sein muß. soweit das Gesetz es nur eben
zuläßt. Nicht, meine Damen und Herren, um damit
Geschäftezu machen — unterstellen Sie uns das bitte
ni<ht! — sondern deshalb, weil wir sehen, daß die
Religion ein starkes Binde- und Erziehungsmittel
für diese unglücklichenMenschen ist, die seelisch und
moralisch gebrochen sind. Wir tonnen die Religion
nicht entbehren. Auch derjenige, der der Religion
fremd gegenübersteht, der sie ablehnt, muß an

erkennen, daß sie ein starkes Mittel ist, den Menschen
innerlich zu binden. (Sehr richtig!) Meine Damen
und Herren! Mit äußeren Gesetzen allein können
wir unser Volk nicht gesund machen. Wenn wir es
gesund machen wollen, müssen wir ihm wieder das
innere Gesetz geben, damit es sich wieder aus sich
selbst auferlegt, was im Interesse des Vollsganzen
notwendig ist. Gerade für die Fürsorgeerziehung
möchten wir also die Religion als Erziehungsmittel
erhalten wissen. Wir geben auch zu erwägen, ob
nicht die Fürsorgezöglinge in größerem Maße als
bisher in Familienpflege gegeben werden
können. Ich weiß sehr wohl, daß sich darüber streiten
läßt,' es läßt sich auch manches dagegen sagen. Aber,
meine Damen und Herren, wahr wird doch wohl sein,
daß der Mißratene, der Gefährdete, seine innere
Ausoeglichenheit am ehesten im Rahmen eines
geordneten Familienlebens wiederfindet. Wenn Sie
sich nun den Etat daraufhin ansehen, so finden Sie,
daß in Familienpflege eigentlich herzlich wenige
untergebracht worden sind. Ich weiß nicht, welche
Umstände da mitwirken. Wir finden hier, daß über
11 Prozent — genau 11,8 Prozent — der Fürsorge¬
zöglinge in Familienpflege untergebracht sind. Die
Zahl erscheint mir sehr gering. Ich glaube sicher,
daß sich mehr Familien als nur so viel bereit finden
ließen, einen gefährdeten jungen Menschen in ihren
Kreis aufzunehmen. Wenn wir nun aber dem
Gedanken nähertreten wollten, die Familienpflege
mehr in den Dienst der Fürsorgeerziehung zu stellen,
dann müssen wir allerdings auch die Sätze ändern,
die dafür im Etat vorgesehen sind. Sie sehen im
Etat, daß für einen Fürsorgezögling nach dem
Stande vom 81. März 1923 für das ganze Jahr in
Familienpflege nur 125 000 Mark gezahlt wurden, in
einer Anstalt dagegen 1558 500 Mark. Daran sehen
Sie ein Doppeltes! daß der Pflegesatz wohl zu gering
ist, daß wir aber auch, wenn wir die Familienpflege
stärker heranziehen, für die Provinz große. Summen
ersparen können. Selbst, wenn die Ziffern erhöht
werden, werden sie weit zurückbleiben hinter denen
der Anstaltspflcge,

Meine Damen und Herren! Wir begrüßen sodann,
daß für die Förderung von Kunst und Wissen-'
schaft, für die Denkmalspflege und den
Heimat schütz größere Summen aufgewandt wer¬
den sollen. Meine Damen und Herren! Aus Gründen
der Pietät vor dem, was geschaffenwurde, und aus
Liebe zur Heimat stimmen wir gern und freudig
diesen Forderungen zu. Zu Neuem reichen die Mittel
nicht, um so mehr wollen wir erhalten, was unser
Volk geschaffenhat. als Zeuge einer besseren Zeit,
damit wir uns daran erbauen, damit wir auch sehen,
was das deutsche Volk aus dem Gemeinschaftsgeist
heraus an großen Kulturdenkmälern im Lande weit
und breit hervorgebracht hat. Wenn Sie finden, daß



22 66. Rheinischer Prooinziallandtag, 3. Sitzung am 26. Juni 1923.

neben den Profanbauten in verhältnismäßig «roher
Zahl kirchliche Denkmäler berücksichtigtsind, so
wollen Sie daraus keine falschen Schlüsseziehen. Ich
wünsche, daß Sie vor allen Dingen daran erkennen,
in welch hohem Maße das Christentum kultur- und
kunstschaffend tätig gewesen ist. Wenn Sie bedauern,
daß Profanbauten nicht in höherem Maße berück¬
sichtigt sind, so mag das wohl daran liegen, daß sie ,
nicht in größerem Maße zur Verfügung stehen und ^
der Unterstützung bedürftig sind. Ich würde es sehr
bedauern, wenn dieser Punkt im Etat und unter den
Vorlagen Anlaß zu einem Streit zwischen den Frak¬
tionen hier im Hause geben würde.

Meine Damen und Herren! Das ist im wesent¬
lichen das, was ich zum Etat zu sagen habe. Erlauben
Sie, daß ich noch den Nlick kurz hinauslente auf die
allgemeinen Verhältnisse.

Meine Damen und Herren! Tiefe Wollen haben
sich über unser Voll herniedergesenlt und drohen,
uns den Atem zu nehmen. 1919 wurde ein Friedens-
verting geschlossen, und heute haben wir noch
keinen Frieden. Es ist, als ob alle Vernunft
von der Welt gewichenwäre und als ob die Gewalt¬
politik jetzt sinnlos walten und große Verwüstungen
anrichten wolle. Meine Damen und Herren! Wer
im Ruhrgebiet rundgeht und in der Bevölkerung sich
Umsicht, stellt vor allen Dingen eins mit großem
Bedauern fest, nämlich, daß der Einmarsch und die
Behandlung der Beuölkerung große seelische Ver¬
wüstungen in unserem Volke angerichtet haben. Wer
ehrlich den Frieden will, muß diese seelischenVer¬
wüstungen bedauern, denn sie werden auf lange Zeit
hinaus ein Hindernis für einen guten, ausgleichen¬
den, versöhnlichen Frieden sein. Der Sohn, der
gesehen hat, wie sein Vater mit der Peitsche bearbeitet
wurde, oder der sah, daß der Vater wegen seiner
nationalen Gesinnung weggeführt wurde, ich be¬
fürchte, er wird es in seinem Leben nicht mehr ver¬
gessen. (Sehr richtig!) Vielleicht gibt es Leute, die
damn besondere Freude haben, die das besonders
anszunmnzen hoffen. Ich möchte davor warnen.
Kultur und Fortschritt der Menschheit kann nicht

.dadurch gefördert werden, daß wir als Völker gegen¬
einander arbeiten, sondern nur darin, daß wir uns
finden und daß wir unsere Kräfte gegenseitig er¬
gänzen. (Sehr richtig!) Das klingt allerdings, wenn
man die Verhältnisse ansieht, so wie sie sich gestaltet
haben, etwas weltfremd.

Meine Damen und Herren! Sie werden ver¬
stehen, es ist hier nicht angebracht, auf Einzelheiten
einzugchen. Aber ich möchte doch zum Ausdruck
bringen, daß das deutsche Voll in seinen breitesten
Schichten gerne bereit ist, größte Opfer auf sich zu
nehmen, um die Wunden des Krieges zu heilen und
um den Frieden wieder herzustellen. Aber, meine
Damen und Herren, mit ebenso großem Bedauern

und mit einer ebenso großen Enttäuschung sehen wir,
daß unser Opfer verschmähtwird, weil man eben von
uns anderes wünscht. Das andere, das man wünscht,
ist eben das, was uns besonders am Heizen liegt,
unser Rheinland. In dieser trüben Zeit und
durch all die Wolken hindurch leuchtet nur ein einziges
Licht- das ist der politische Lebenswille
unseres Voltes. Das Volk, das jetzt so fest
steht, das diese schweren seelischenund materiellen
Lasten tapfer auf sich nimmt, ist das Volk, das 1918
erschöpft zusammenbrach. Daß es jetzt so feststeht,
meine Damen und Herren, das möge für jeden ein
Beweis sein, wie treu es ist und auch, wenn Sie
wollen, wie politisch reif es ist. Wir reden so viel
über die politische Unreife unseres Volkes. Meine
Damen und Herren! Kann das, was sich im Ruhr,
gebiet, am Rhein und an der Saar abspielt, nicht
als Beweis dafür gelten, daß unser Volk wirklich
befähigt ist. den Staat selbst zu tragen und in eine
bessere Zeit hineinzuführen? Ich habe das Ver¬
trauen zum Volk. Wir wissen nicht, meine Damen
und Herren, was kommen wird. Wir wissen nicht,
welche Möglichkeiten die Gegner noch ausnutzen
werden. Wir wissen nicht, wie furchtbar groß der
Druck sein wird, dem unser Volk noch ausgesetzt
werden soll. Was aber immer auch kommen mag und
was auch im eigenen Lande noch vorkommen mag,
eins wollen wir uns heute vornehmen: Wir wollen
das Volk, das so wunderbar sich hält, das so prachtvoll
feststeht in nationaler Treue, nie tadeln, denn
es verdient keinen Tadel. Die Opfer^ die es gebracht
hat, sind schier unmenschlich. In ehrfurchtsvoller
Bewunderung stehen wir vor dem stillen, bedingungs¬
losen Heldentum unseres Volkes, und, ich bin über¬
zeugt, die Edelgesinnten in allen fremden Nationen
mit uns. Wer sein eigenes Volk drüben wahrhaft
liebt, wird auch Verständnis dafür haben, daß wir fo
fest und in Treue zu unserem Volte' und unserem
Vaterlands stehen. Nur Verbohrtheit, nur Ver-
stiegenheit kann uns das übelnehmen und kann uns
dafür bestrafen.

Meine Damen und Herren! Wir haben als
Körperschaft und auch als einzelne politische Persön¬
lichkeitendie Verpflichtung, dafür zu sorgen, daß dem
Volle alle Erleichterungen beschafft werden,
die es notwendig hat, um durchhalten zu können.
Der Druck ist furchtbar groß, wirtschaftlich und auch
seelisch. Dieser Druck aber, meine Damen und
Herren, wird sehr verschieden empfunden und sehr
verschieden getragen. Das eine ist sicher! er wird in
den Dachstuben, er wird in den versinkenden Schichten
des Mittelstandes am schwerstengetragen. Ich weiß,
was die Arbeiterschaft leidet' ich kenne das Los und
die harten Opfer der Arbeiterschaft. Ick) denke nicht
einmal an Bergleute, an Metallarbeiter und Hütten¬
arbeiter- ich denke an Textilarbeiter und Buchdrucker.
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die wirklich elend sich durchschlagen müssen. Aber,
meine Damen und Herren, ich wage zu sagen:
Schwerer noch leiden diejenigen, die von einem
kleinen Besitz herabgerutscht sind in tiefes Elend, vor
allen Dingen diejenigen, die sich in einem mühevollen
Leben etwas erspart hatten, um in alten Tagen etwas
zum Leben zu haben, und die jetzt mit leeren Händen
dastehen und sich in ihren alten Tagen darauf be¬
sinnen müssen, wieder irgend etwas zu unternehmen,
die mit schwachen, wankenden Knochen hingehen und
Akten heften oder andere Arbeit tun müssen, um nur
das erbärmlichste Leben zu fristen. Was wir als
Körperschaft und auch als einzelne draußen tun
können, das Los dieser armen Menschenzu erleichtern,
das müssenwir tun.

Vor allen Dingen, meine Damen und Herren,
müssen wir dafür sorgen, daß das schlechte Bei¬
spiel, das in manchen Kreisen gegeben,wird, ab¬
gestellt wird. Es gibt ja leider Gottes auch unter
uns Leute, die unbeeinflußt und unberührt durch die
allgemeine Not, tun, als ob nichts wäre, Leute, die
leicht an ihren Besitz gekommen sind und ihn nun
leichtfertig verleben, als ob es keinen Bruder gäbe,
der irgendwie Not litte. Wir müssen gegen diese
Leute vorgehen, wo wir nur können. Hier im
Provinziallandtag können wir es nicht. Aber die
Forderung, die ich hier aufstelle, soll auch über diesen
Kreis hinaus an alle diejenigen Kreise gehen, die
irgendwie verantwortlich sind und irgendwie mittun
können. Ich möchte auch nn die Regierung den
Appell richten, daß sie durch eine kraftvolle Führung
zeigt, daß sie des Vertrauens des ganzen Volkes und
vor allen Dingen der ärmeren Schichten würdig ist,
daß man das vertrauende Volk nicht vergißt, daß man
stets bereit ist, ihm zu helfen. Leider Gottes gibt es
Leute, die, wie ich schon sagte, von dem allem un¬
berührt sind.

Aber es gibt auch Leute — und das ist noch viel
schändlicher— die versuchen, aus dieser allgemeinen
Not Geschäfte zu machen, Finanzgeschäfte, und,
was noch schlimmerist. p o l i t i f- ch e nndPartei -
geschiifte. Ich habe da vor mir einige Zeitungs¬
ausschnitte, zunächst eine Zeitung aus Pommern, die
..Greifswalder Zeitung". Auf der ersten Seite dieser
Zeitung ist in schönenWorten davon die Rede, daß
man die Einigkeit pflegen müsse; man redet sogar
davon, daß in Verbindung mit dem österreichischen
Volk das deutsche Volt eine einheitliche Front halten
müsse, um der Schwierigkeiten Herr zu werden. Und
auf der anderen Seite dieser selben Zeitung, meine
Damen und Herren, finde ich einen Bericht über eine
Versammlung, der für mich deshalb interessant und
hier erwähnenswert ist, weil da ein Herr aufgetreten
ist. der in Elberfeld seinen Wohnsitz hat. Dieser
Herr, ein Pastor Niemöller, hat die Stirn,
in einer Versammlung in Greifswalde, wahrscheinlich

vor einem großen Publikum unter anderem folgende
Wendungen zu gebrauchen!

„Das Ende des Krieges brachte dem Katho¬
lizismus auch hier" — im Rheinlande — „einen
Aufschwung. Er ist de r eineFeind im Lande".
(Hört, hört!) ./? r u v lri 11 6 r p <>u i> I n, I? r n, n o «
ist die klltholische Losung, und darin geht der
Katholizismus Hand in Hand mit dem
Landesverräter Dorten." Pfui-Rufe!)

An einer weiteren Stelle heißt es:
„Alle Versuche, uns vor Roms Triumphwagen zu

spannen und aus dem Rheinlande einen Vasallenstaat
Frankreichs zu machen, sind gescheitert und werden
scheitern."

Und schließlich ist die Rede davon, daß die
„evangelische Macht am R h e i n und an der
Ruhr" feststehe.

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir,
daß ich über diesen giftigen Erguß mit Verachtung
hinweggehe. Sie stehen alle den Verhältnissen nahe
genug, um zu sehen, was sich an Rhein und Ruhr
und im Snargebiet abspielt, und, um auch objektiv
darüber zu urteilen, was- das katholischeVoll leistet.
Ich glaube, Sie sind mit mir der Meinung, daß es ein
eitles, dummes Geschwätz ist, hier von einer evange¬
lischen Front zu reden. Es ist die deutsche Front,
die am Rhein und an der Ruhr steht, und zu der
gehören wir alle, alle Voltskreise, alle Konfessionen,
alle Parteien. (Lebhafte Zustimmung.) Wir wollen
uns da gegenseitig nichts vorwerfen. Wir wollen in
edelem Wettstreit miteinander tun, was zu tun ein
Gebot der Stunde ist. (Lebhaftes Bravo!)

Ich habe noch ein zweites Blatt vor mir liegen,
einen Ausschnitt aus der „Belgisch-Märkischen Zei¬
tung". Da wird unter dem 14. Juni gemeldet:

„Wie wir von zuverlässiger Seite erfahren, hat
am vergangenen Samstag in Köln eine V e rsamm -
lung rheinischer Zentrumsleute statt¬
gefunden, die sich mit der Frage der Errichtung einer
rheinischen Sonderrepublik befaßte. Die Be¬
wegung wird auf die Tätigkeit des päpstlichen
Delegnten Monsignore Testa zurückgeführt, der den
deutschen Kampf an Rhein und Ruhr als verloren
bezeichnete (angeblich nach einer Aeußerung des
Papstes) und die Errichtung einer Conderrepublit
als Vorbeugung gegen die Annexion durch Frankreich
oder den sogenannten Völkerbund empfahl. Inner¬
halb des Zentrums soll sich eine Spaltung zeigen, die
auch auf das Reich übergegriffen habe. An der
Sitzung in Köln soll nach anderen Mitteilungen
Minister Hermes teilgenommen haben."

Meine Damen und Herren! Wir von der Zen-
trumspartei fühlen uns im Gewissen verpflichtet,
gegen derartige Dinge schärfsten Protest einzulegen.
Wir haben versucht,durch unseren Vorsitzenden,Herrn
Iustizrat M önnig. und andere Herren festzustellen,
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was denn eigentlich hinter diesen Zeilen stecken
könnte. Die Herren sind zu der Redaktion hin¬
gegangen und haben sich mit den Herren aus¬
gesprochen. Und, meine Damen und Herren, es ist
furchtbar, das sagen zu müssen: Nichts konnte man
sagen, nicht wann und nicht wo die Versammlung
stattgefunden hat und auch nicht, wer daran teil¬
genommen hat. Meine Damen und Heiren! Die
einen wie die anderen, die so reden, wie ich es eben
gezeigt habe, und die so schreiben, wie es hier steht,
sind meistens Leute, die sich ihrer nationalen
Gesinnung mit großen Worten gerne rühmen. Ich
habe den Mut, zu sagen: Ihnen fehlt die wahre
nationale Gesinnung. (Lebhafte Zustimmung.) Ihnen
fehlt die Liebe zum Vaterlande und die Liebe zum
Volk. Sonst würden sie sich nicht so der Lüge bedienen,
um das Volt zu vergiften und die Volksseele aufzu-
wühlen. (Sehr richtig!) Wer es gut meint mit
imserem Volke, meine Damen und Herren, der pflegt
die Einigkeit, wenigstens im Augenblick. Wir haben
manche Meinungsverschiedenheiten unter den Par¬
teien und auch unter den Ständen. Aber, meine
Damen und Herren, sollen wir es denn nicht fertig
bringen, diese Meinungsverschiedenheiten ruhig und
sachlich und in brüderlicher Liebe auszutrngen?
Sollen wir dies nicht fertig bringen, angesichts der
furchtbaren Not, in der unser Vaterland steckt, damit
wir der Welt zeigen, daß wir e i n Volk sind, reif und
wert und würdig, sein Geschick selbst zu meistern.

Meine Damen und Herren! Ich muß noch auf
eins hinweisen- es gehört in den Rahmen dessen
hinein, was wir von Pastor Niemöller und von der
„Vergisch-MärkischenZeitung" hörten. Es ist das.
was in den letzten Tagen ein französischesVlatt, der
„M a t i n", schrieb. Meine Damen und Herren! Der
„Wntin" hat schon eifrig die Folgerung gezogen, er
hat bereits einen rheinischen Pufferstaat fertig und
— meine Herren außerhalb Kölns, erschrecken Sie
nicht —: ein Kabinett aus Kölner Herren (Abg.
Haas: Ich bin nicht dabei!) soll dieser rheinischen
Republik vorstehen. Die Herren, die dabei genannt
werden, schätzenwir, und sie sind uns alle miteinander,
ganz gleich, in welcher Partei sie stehen, zu schade,
in diesem Zusammenhang genannt zu werden. Aber
ich glaube, das Ganze ist am besten geweitet und
gewürdigt, wenn man es als einen verspäteten
Karneulllsscherz betrachtet. Gewiß, wir leben in
einer humorlosen Zeit: der Ernst und die Schwere
des Druckes liegen auf allen Gemütern. Da wollen
wir uns freuen, daß Leute sich bemühen, in dieser
Weise wenigstens etwas zur Erheiterung beizutragen.
(Heiterkeit.)

Aber das alles kann und soll uns nicht irritieren.
Wir stehen fest. Wir wollen die Einigkeit pflegen.
Wir danken es der preußischen Regierung, daß sie
gestern durch den Herrn Minister Severing erneut

erklärt hat, daß das Rheinland um nichts
feil sein soll. (Vravo!) Meine Damen und Herren!
Wir antworten: So wie Deutschland und Preußen
treu zu uns stehen, so stehen wir Rheinländer treu zu
Preußen und Zum Reich, man mag mit uns mache»,
was man will. (Beifall.) Jede Macht hat irgendwo
ihre Grenzen, und die Franzosenmacht hat ihre
Grenzen in unserem Herzen. Daraus wird man nie
reißen können, was wir an Liebe und Treue für unser
gemeinsames Vaterland empfinden.

Meine Damen und Herren! Wir wollen, wie ich
eben schon sagte, dieEinigkeit pflegen und Gegen-
sätze und Meinungsverschiedenheiten brüderlich und
sachlich nustragen. Wir müssen uns sogar überlegen,
sie in dieser Zeit ganz zurückzustellen. Wir haben noch
manche Aufgaben und Arbeiten in Deutschland und
auch in der Provinz zu erledigen. Eine Aufgabe steh:
aber allen voran- sie heißt: Deutschland. Und
dieser größten Aufgabe werden wir nur gerecht
werden, wenn wir einig sind, wenn wir feststehen,
wenn Regierung, Parteien und Volt Hand in Hand
arbeiten. Das wollen wir und wir wollen dabei
auch dann nicht verzagen, wenn in künftigen
Tagen noch schwerere Stunden an uns herankommen.
Mancher verzagt, wenn er die allgemeine Not sieht,
den furchtbaren Druck fühlt. Wir wollen unser Her^
panzern gegen ein Verzagen. Wir können es, wenn
mir in der Geschichte»achschauen und sehen, was
Deutschland geleistet hat, wenn wir rundgehen durch
die deutschen Lande und sehen, was an Kultur, an
Wissenschaftund Arbeit geschaffenwurde von diesem
Volle. Dann fühlen wir: Dieses Volk geht
nicht zugrunde,' in fernen Zeiten,
wenn unsere Knochen längst gebleicht
und wenn die Namen derer, die heute
herrschen, längst verweht sind, dann
gibt es noch ein Deutschland und noch
den deutschen Rhein! (Allseitiger Beifall und
Händeklatschen.)

Vorsitzender I»,-. Iarres: Ich mache darauf auf¬
merksam, daß es keine parlamentarische Gepflogen¬
heit ist, zu den Ausführungen eines Redners zu
klatsche». Ich bitte Sie, sich nn die bisherigen
Gepflogenheiten zu halten.

Das Wort hat Herr Abgeordneter I»i. Kaiser.
Abgeordneter I >r. Kaiser: Meine Damen und

Herren! Die Zahlen waren sonst die Seele des
Haushaltsplans. Wer sich mit dem Haushaltsplan
beschäftigenwollte, mußte sich auch mit diesen Zahlen
beschäftigen. Heute sind all diese Zahlen Schall und
Rauch, und unser Haushaltsplan war veraltet und
überlebt, ehe die Tinte trocken war, mit der er
geschriebenwurde. So halten es meine Freunde für
überflüssig, uns mit den einzelnen Zahlen dieses
Haushaltsplans überhaupt zu beschäftigen. So wenig
meine Freunde a» sich geneigt sind, Rechte des
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Provinziallandtags an den Plovinzialausfchuh abzu¬
geben, so stimmen sie doch dem Anträge der Verwal¬
tung zu, den Prouinzialausschuß zu ermächtigen,
diese Zahlen, die in dem Haushaltsplan stehen, ent¬
sprechendder Geldentwertung und den sonst geänder¬
ten Verhältnissen abzuändern. Wir sehen eben leine
andere Möglichkeit, Wir stimmen auch grundsätzlich
dem Zu, die Steuern so zur Hälfte auf die Nealstcueln
nnd zur Hälfte auf die Einkommensteuer umzulegen,
wie es uns vorgeschlagenwird. Die uns vorgelegten
Zahlen und die gemachten Erfahrungen haben llns zu
der Ueberzeugung gebracht, daß dieser Weg derjenige
ist, der für alle Beteiligten der wirtschaftlich richtigste
ist. Wir sind auch mit dem Herrn Landeshauptmann
der Auffassung, daß bei der ungeheuer rasch fort¬
geschrittenen Geldentwertung es den einzelnen
(Gemeinden oder vielen Gemeinden nicht möglich
gewesenwäre, die großen Summen durch Zuschlägezu
den Einkommensteuern aufzubringen, die Ihnen jetzt
in Form von Veamtengehaltszuschlägen und der¬
gleichen gezahlt werden. Aber die Reichsiegieiung
mutz doch nachdrücklichst darauf hingewiesen weiden,
daß ihr gegenüber der Rhcinplooinz ganz besondere
Verpflichtungen obliegen. Wir wollen hier nicht
fordern und uns aus der großen Not des Reiches
bereichern, indem wir pflücken, wo wir nicht zu pflücken
berechtigt sind. Aber wir wollen doch die Reichs
regierung mahnen, die ungeheuren Kosten für die
englischen Kohlen, die noch größeren Kosten für die
erschwerten Verkehrsmittel, die nach Auffassung
meiner Freunde die allergrößten Kosten sind, die wir
zu tragen haben, die Vesatzungszulagen und die
sonstigen örtlichen Zuschläge zu übernehmen. Da»
sind ganz gewiß keine Kosten, die das Rheinland zu
tragen hat- das sind Kriegskosten, die uns das Reich
endgültig in irgendeiner Form abnehmen muß,
(Zustimmung,) Wir wolleu aber nicht vergessen,daß
neben der Provinz und den Gemeinden auch von den
einzelnen, von der Bevölkerung, viele Sonderkosten
getragen werden. Auch diese Sondertosten müssen
selbstverständlich nicht zur Bereicherung einzelner,
aber gerecht und billig von den einzelnen auf die
Allgemeinheit des Reiches abgebürdet werden.

Die Kleinpflasterstraßen müssen trotz der un¬
geheuren Kosten, die sie' vevursachen, weiter aus¬
gebaut weiden. Die Kleinpflasterstraßen sind unsere
billigsten Dnuerstraßen. Wenn wir nicht unsere
Verkehrsstraßen hier im Rheinland ganz herunter¬
bringen wollen, so müssen wir auf diesem Gebiete
etwas Nachdrücklichestun.

Was nun die Zuschüsse anlangt, die den Kreisen
und den Städten gezahlt werden, die vor Zeiten an
Stelle der Provinz die Pflege und die Unterhaltung
der Straßen übernommen haben, so halten wir an
dem früheren Beschluß des Landtags fest, daß diese
Zuschüsse angemessenerhöht werden müssen, nnd zwar

nicht nur dem Wortlaut unseres früheren Beschlusses,
sondern auch dem Sinne nach. Wir sind der Meinung,
daß es nicht dem Sinne dieses früheren Beschlusses
entspricht, wenn nun pro Kilometer — ich glaube, das
ist die einzige Zahl, die ich anführe, hoffentlich habe
ich sie richtig behalten — 22 NN0 Mark gezahlt werden.
Das ist noch keine Friedensmarf. Mit diesen
Zuschüssen können die Straßen nicht in Ordnung
gehalten werden. Es wurde gestern bei unseren
Veratungen von einem der Herren zutreffend be¬
merkt! Wenn es bei diesen Zuschüssen verbleibt, dann
werden wir statt Verkehrsstraßen bald frisch gepflügte
Aecker hier im Rheinlande haben.

Wir erkennen auch an, daß im Kreise Wetzlar
Sonderverhiiltnisse vorliegen und daß diesen Sonder-
verhältnissen ohne Präjudiz für die Regelung, dir
sonst im Rheinland vorgenommen wird, gesondert
Rechnung zu tragen ist. Auch hier stimmen wir den
gemachten Vorschlägen zu.

Was nun die wirtschaftlichen Betriebe anlangt,
so sind hier nach AuffHssung meiner Freunde noch
viele Milliarden — ich verspreche mich nicht — zu
sparen. Einzelne Anregungen sind hier in den Aus¬
schüssen schon vielfach von uns gegeben worden und
werden fortlaufend gegeben. So treten wir ins¬
besondere für die Vorschlägenein, die für die Wärme-
uerbesserung gegeben werden. Es sind zwar recht
erhebliche Kosten, die da gefordert werden' aber
durch sie werden doch dauernde Verbesserungen
bewirkt, und durch diese einmaligen großen Ausgaben
entlasten wir doch die fortlaufenden Ausgaben. Wir
find aber der Meinung, daß das Vorgeschlagene nur
ein ganz kleiner Anfang ist. Die Erfahrungen der
Industrie, der Landwirtschaft und des Handels muß
sich die Provinz zunutze machen. Wir sind arm und
müssen wie Arme schalten. Wir können nicht mehr
nach den Grundsätzen und mit der Ueppigkeit walten
wie in den Zeiten, wo wir reich waren und wo es
uns gut ging. Wie jeder Prinathaushalt, so muß
sich auch die Provinz darauf einstellen, daß wir ein
armes Volk sind, dem noch tagtäglich weitere Lasten,
gegen die wir uns kaum wehren können, auferlegt
weiden.

Die größte Sparsamkeit müssen wir auch bei der
Beamtenpolitik treiben. Es ist wohl offenkundig und
wird von allen Parteien eingesehen, daß wie
anderswo, so auch hier in der Provinz, bei Neu¬
schaffung unserer Besoldungsordnung große Uneben¬
heiten vorgekommen sind, die sich wahrscheinlichauch
zu Ungerechtigkeiten ausgewachsen haben. Darum
muß bei Neueinstellung von Beamten sorgfältig
geprüft weiden, ob die einzelne Stelle, die zur Neu¬
besetzunggelangt, richtig eingestuft ist. nach oben wie
nach unten, und je nach dem Ergebnis muß die Neu¬
anstellung bewirkt werden. Es muß auch bei jeder
Neuanstellung sorgfältig »achgeprüfl werden, ob eine
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Neubesetzung dieser oder jener Stelle überhaupt
nötig ist. (Sehr richtig!) Es liegt ein Beschluß des
Landtages vor, der eine Kommission zur Prüfung
dieser Finge eingesetzt Hat. Wir möchten bei der Ver>
waltung anfragen, ob dieser Ausschuß getagt hat und
zu welchem Ergebnis er gekommen ist.

Bei dieser Gelegenheit verfehlen wir aber auch
nicht, die Beamten- und Pflichttreue unserer Beamten
im besetzten Gebiet ganz besonders anzuerkennen.
(Bruno!) Es ist vieles auf sie geladen worden, sie
werden vielem noch entgegengehen. Wir erkennen
das bei dieser Gelegenheit gern und freudig an und
danken ihnen, obschon jeder einzelne von uns es für
selbstverständlich erachtet, daß, wie jeder einzelne so
auch jeder Beamte in dieser schwersten Zeit des
Rheinlands seine Pflicht ganz besonders tut.

Im Zusammenhang mit der Notwendigkeit zum
Sparen bedauern meine Freunde einen Vorschlag ab¬
lehnen zu müssen, der uns gemacht wird. Das ist die
Neuauflage des Handbuches der Provinzialverwal-
tung. Wir sind der Meinung, daß die jetzige Aus¬
gabe dieses Buches nicht nm Platze ist. Hier ist alles
im Fluß. Auch dieses Buch wird veraltet sein, ehe
es druckfertig geworden ist. Bei den nicht unerheb¬
lichen Kosten, die der Druck dieses Buches verlangt,
werden wir diesen Posten zunächst jedenfalls ab-
lehnen.

Ich komme zu den Mitteln, die zur Erhaltung
unserer rheinischen Kunstdenlmäler ausgeworfen
sind. Mir halten diese Mittel für ungenügend. Mit
den ausgeworfenen Summen ist unserer Auffassung
nach recht wenig zu machen. Aber auch hier möchten
wir nicht fordern, sondern wir möchten beim Reiche
die Anregung geben, es als vodiw ottieiuin anzu»
sehen, uns einen Teil dieser Lasten abzunehmen.
Rheinische Kunstdenlmäler als Wahrzeichen deutscher
Kunst hier am Rhein Zu erhalten, ist heute mehr
denn je auch Sache und Pflicht des Reiches. Sie sind
eine deutlich sichtbare Wacht am Rhein und auch ein
äußeres Zeichen des Deutschtums der Rheinlande, zu
dem wir uns doch alle einmütig bekennen. (Beifall.)

Die gemischt-wirtschaftlichenBetriebe, die bei den
Steinbrüchen vorgeschlagenwerden, sehen wir als ein
gutes Geschäft für die Provinz an. Auch die Stadt
Köln soll sich für diese Betriebe interessieren, und sie
steht ja in dem Rufe, unter der heutigen Leitung
für einträgliche Geschäfte eine recht gute Nase zu
haben. (Heiterkeit.) So schließenwir uns den Vor¬
schlägen, die da gemacht werden, mit Freuden an.

Ich komme zur Steuerfrage. Wir, bedauern hier,
daß wir nicht nach früherem gutem Rezept die not¬
wendigen Ausgaben festsetzenund dann nach diesen
Ausgaben unsere Einnahmen beschließen können.
Unser ganzes Nestreben muß mit allem Nachdruck
darauf gerichtet fein, zu diesem gesunden System
zurückzukommen. Wir müssen leider heute in den

Kommunen wie in der Provinz das Pferd am
Schwänze aufzäumen und müssen uns sagen' Wir
kennen unsere Ausgaben nicht- es bleibt uns also
nichts anderes übrig, als das an Steuern zu be¬
schließen, was nach unserer Auffassung möglich ist
uud innerhalb der Leistungsfähigkeit liegt, und dann
die Deckung des großen unbekannten Loches dem
Lande Preußen bezw. dem Reiche zu überlassen.
Meine Damen und Herren!! Dieser Zustand ist nicht
lange mehr erträglich. Er fördert bei den Städten
und den Kreisen eine ungeheure Veiantworrungs-
losigleit, und er untergräbt auch bei den Behörden
die Moral. Ich will auf Einzelheiten hier nicht ein¬
gehen, weil sie sich dazu nicht eignen. Aber jeder mit
den Verhältnissen Vertraute wird verstehen, worauf
ich hierbei hinziele.

Nun komme ich zum Schluß. Ganz besonderen
Dank möchten wir dem Herrn Minister Eeuering für
die Anerkennung der Leistungen der Selbstverwal¬
tung der Rheinlande aussprechen. Ebenso danken wir
für die historisch zutreffende Feststellung des Herrn
Landeshauptmanns, wie gerade Preußen diese Selbst¬
verwaltung nicht immer ohne Widerspruch mit weitem
und klugem Blick hier in den Rhemlanden eingeführt
und gefördert hat. Das ist ein Ruhmesblatt der
preußischen Verwaltung, das wir gerade in der
gegenwärtigen Zeit, wo das Ausland uns zwangs¬
weise die Entpreußung des Rheinlandes aufdrängen
will, gern und dankbar aufschlagen. Das Rheinland
steht fest zu Preußen, steht fest zum Reiche, das ist
die Ueberzeugung, die wir heute in allen Parteien
haben, und nur darin sehen wir unsere Hoffnung.
Nur, wenn wir fest zu Preußen und fest zum Reiche
halten, wird es uns möglich werden, einen Ausweg
zu finden aus den ungeheuren Nöten, unter denen
das Rheinland und die Nachbarprouinz jetzt leiden,
zum Besten von Preußen, zum Besten unseres deut¬
schen Reiches. (Lauter Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Ullenbaum:
Das Wort hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!
Seit zwei Jahren ist bei den Gtatsberatungen schon
darauf hingewiesen worden, daß der Etat lediglich
einen Leitfaden darstellen sollte und könnte, weil es
durch die fortwährende Geldentwertung nicht möglich
ist, mit festen Zahlen zu rechnen. Daß die Geld¬
entwertung heute noch viel stärker ist als in den
letzten zwei Jahren, ist bekannt. Trotzdem ist es not¬
wendig, einmal auf den Wert unserer Mark in den
letzten zwei Jahren hinzuweisen, um zu sehen, wie
erschreckendschlecht unsere Mark nach der letzten
Etatsberatung geworden ist.

Im Juni tN20 haben wir im Provinziallandtag
den Etat beraten; damals stand der Dollar auf
?N Mark. Im Juli 1!>22 bei der Etatsberatung
hatten wir einen Dollarslnnd von 8UU Mark. Und
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jetzt, Ende Juni 1923, hoben wir einen Dollarstano
von 120 000 Mark. Daraus geht mit aller Deutlich¬
keit hervor, was sich im Laufe der letzten zwei Jahre
innerhalb unseres wirtschaftlichen und politischen
Lebens in Deutschland abgespielt hat. Daraus geht
auch deutlich hervor, daß heute noch viel mehr,
als in früheren Jahren, wie ich anfangs schön sagte,
der Haushaltsplan nur' als Leitfaden für das
Rechnungsjahr dienen kann. Welche Möglichkeiten
für die Zukunft bei einem Schlechterweiden unserer
Valuta noch offen stehen, ist noch nicht «!bzu-
sehen. Ich habe in der vorigen Woche eine Zeitung
gelesen, in der ein Vergleich mit Sowjet-Rußland
angestellt wurde. Dort wurde gesagt, daß heute
3 Millionen Sowjet-Rubel notwendig sind, um einen
einzigen Dollar zu kaufen. Daraus wurde in der
betreffenden Zeitung der ^Schluß gezogen, daß es
möglich wäre, daß auch die deutsche Mark noch
wesentlich stärker entwertete, als es bisher der Fall
gewesen sei.

Ich möchte in diesem Zusammenhang einiges
über die Folgen dieser rapiden Geld¬
entwertung sagen und auf Grund der
Preispolitik, die sich infolge der
schlechten Valuta in Deutschland
herausgebildet Hut, einige Ver¬
gleiche ziehen.

Ich habe vor mir einige Zahlen über die Preise
von Gegenständen des täglichen Bedarfs in den
Fahren 1914 und 1923. Da sehen wir folgendes!
E i n P f u n d F l e i s ch to st e t e 19 1 4 ^ 70 Pfg..
heute kostet es 16000 Mark, so daß
wir hier das 23000fache des Friedens¬
preises zu verzeichnen haben. Vutter
140 Pfennig vor dem Kriege und jetzt
25—2 60 0 0 Mark, also das 18N0Nfache
des Friedenspreises. Margarine 1914
80 Pfennig und jetzt 13000 Mark, also
das 16N00fache. Eier 1914 ^ 8 Pfennig
pro Stück, jetzt 1500 'Mark oder das
190N0fache. Brötchen 2 Pfennige im
Frieden, jetzt 470 Mark, oder das
2300j) fache. An Gemüsen kann ich nur
zwei herausgreifen, weil augenblick¬
lich andere Vergleiche sich schlecht
ziehen lassen. Salat pro Kopf 5 Pfg.
im Frieden und 1500 Mark jetzt, das
3NN00fache. Wirsing 10 Pfennig im
Frieden und jetzt 2000 Mark, das
2 0 0 0 0 fache. Ein weiterer Vergleich sei mir noch
gestattet. Sie wissen alle, daß im
Frieden das E!ssen von Hering und
Pellkartoffeln in Wirklichkeit das
Essen des allerärmsten Mannes in
Deutschland war. Heute dagegen sehen
wir. daß es zu einer Delikatesse, zum

Essen der Wohlhabenden geworden
ist. Ein Hering kostete im Frieden
5 Pfennig' jetzt kostet er 1000 Mark,
das ist das 2N000fache. Einen Ver¬
gleich zwischen den Preisen alter
Kartoffeln zu ziehen, ist kaum mög¬
lich, weil, wir so gut wie keine alten
Kartoffeln bekommen können. Neue
Kartoffeln kosteten im Frieden in
dieser Zeit 10 Pfennig! heute kosten
sie 4000 Mark, das ist das 4U0U0fache.

Wenn man solche Preise, die selbstverständlich
zum erheblichen Teil durch die starke Geldentwertung
hervorgerufen sind, hört, dann kann man auch ver¬
stehen, daß auf diesem Voden der Wucher überall
stark in die Erscheinung tritt. Die fortwährende
Steigerung dieser ungeheuerlichen Preise öffnet den
Wucherern und den Auspowerern des Volkes Tür
und Tor. Wir sehen, daß alle Maßnahmen, die
seitens der Gesetzgebung getroffen werden, durchaus
nicht ausreichen, um der Ausbeutung des Volkes
Einhalt zu gebieten. Wir sehen einen weiteren
schweren Noltsschaden, das Spekulantentum. Es ist
nicht allein eine Spekulation in Waren, sondern wir
dürfen heute sa^en, daß durch die fortwährende
immer stärker und schneller eintretende Geldent¬
wertung die Hälfte der deutschen Veuölkerung auch
in allen möglichen Wertpapieren spekuliert. Wir
befinden uns mehr oder/weniger in einem Spelu-
lationstaumel, wie er nach meinem Dafürhalten in
der Welt überhaupt noch nicht da war und nur
möglich ist bei einem Volke, das derartig leidet und
unterdrückt wird wie das deutsche Volk augenblicklich.
(Lehr richtig!)

Ueber die Wirkungen dieser Verhältnisse möchte
ich ebenfalls einiges sagen. Die Steigerungen der
Löhne und Gehälter sind in den früheren Jahren
schon bei weitem mit der Geldentwertung nicht mit¬
gekommenund kommen heute noch viel weniger mit.
Wir haben bei den Gehältern und Löhnen eine
Steigerung auf das 8—1N NN0fache gegenüber dem
Frieden erreicht. Halten Sie dem gegenüber, was
ich Ihnen eben an Hand der Preise der Gegenstände
des täglichen Bedarfs dargelegt habe, wo die Steige¬
rung der Ausgaben das 15—30 0N0fnche beträgt, so
geht daraus hervor, daß tatsächlich immer weitere
Schichten der Arbeiter und döv Beamten in Rot
geraten und verelenden. Aber wir sehen, daß über
diese Schichten von Beamten und Arbeitern hinaus
auch noch weitere große Schichten der Bevölkerung
immer stärker verelenden. Diese Verhältnisse be¬
dingen, daß die Arbeiterschaft stärker fordert, daß sich
die Löhne den Verhältnissen anpassen, daß wert¬
beständige Löhne eintreten. Ich möchte den Herrn
Landeshauptmann, der ja zu den Konferenzen der
ttandesdirel'toren Preußens reist, bitten, zu ner-
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anlassen, daß auch in einer solchen Konferenz einmal
über diese Frage gesprochenwird, weil ich der Mei¬
nung bin, daß bei der großen Zahl von Arbeitern,
Angestellten und Beamten, die die Provinzen haben,
auch die Provinzialverwaltungen in der Lage sein
müßten, auf Staat und Reich einzuwirken, in der
Lohn- und Gehaltspolitik andere Wege einzuschlagen,
als es bisher geschehen ist.

Es ist eine ungeheure Verarmung eingetreten.
Wir sehen, daß die Wohlfahrtsämter der einzelnen
Gemeinden überlaufen weiden. Wir sehen, daß
Tuberkulose, Rachitis, Skorbut usw.
im deutschen Volke immer mehr
zunehmen. Dabei müssen wir feststellen,daß bei
diesem immer schlechter werdenden Gesundheits¬
zustande des deutschen Volkes die Anstalten, die zur
Förderung der Gesundheit und zur Heilung der
Krankheiten im Frieden gebaut worden sind, nicht
vermehrt weiden konnten, sondern tatsächlich ver¬
mindert und zum Teil geschlossen werden mußten,
weil sie nicht mehr aufrecht erhalten werden können.
Wir sehen, daß nicht allein in einzelnen Provinzen
Anstalten geschlossenwerden müssen, wie das im
Laufe dieses Jahres bei uns in der Rheinprouinz mit
einer großen Anstalt der Fall war, sondern wir
sehen auch, daß in einzelnen Kommunen Anstalten

/vorhanden sind, die heute zum großen Teil leerstehen,
^ weil die Masse der Bevölkerung nicht mehr die

Kosten aufbringen kann und weil die Gemeinden
auch nicht mehr in der Lage sind, eine andere Finanz¬
politik zu treiben, um es den armen Bevölkeru>:g«-
schichte-n überhaupt noch möglich zu machen, diese
Anstalten zu besuchen.

Meine Damen und Herren! Wir sehen weiter,
daß die L a nde s u e r si ch e r>u n gs a n st alt,
worüber wir ja ebenfalls einen Etat vorliegen
haben, ihre Einrichtungen abbauen muß. Wir sehen,
daß in vielen Fällen Heilverfahren abgelehnt
werden, wo in Friedenszeiten, als die Tuber¬
kulose lange nicht so fortgeschritten war wie jetzt,
Heilverfahren genehmigt wurden. Wir sehen weiter,
daß bei der Landesuersicherungsanstalt das Kinder-
Heilverfahren eingestellt zu werden droht, daß man
die freiwillig übernommene Behandlung der
Geschlechtskrankenin der Rheinprooinz schon ein¬
gestellt hat. Alles dieses trägt natürlich dazu bei.
daß Seuchen und > Krankheiten aller Art im ner
schnellerum sich greifen.

Hinzu kommt eine ungeheure Wohnung s
not, worüber wir uns früher schon unterhalten
haben. Diese Wohnungsnot muß dadurch immer
stärker werden, daß die Bauprogramme, die in der
Regel im Frühjahr aufgestellt werden, im Laufe
des Jahres nicht ausgeführt werden können, weil
die Geldentwertung alles über den Haufen geworfen
hat. Wir sehen weiter, daß die öffentliche

Gesundheitspflege vernachlässigt werden
muß, weil sie von unseren Kommunen, von unseren
öffentlichen Einrichtungen nicht mehr zu tragen ist.
Anstatt eines Ausbaues von Straßenreinigung,
Kanalisation usw. sehen wir das Gegenteil. Städte,
die im Frieden noch keine Kanalisation hatten,
können sie heute gar nicht mehr anlegen- in Städten,
wo neue Wohnviertel durch Siedelungsbauten ent
stehen, können diese an die Kanalisation nicht an¬
geschlossen werden, weil die Genteinden dazu nicht m
der Lage sind.

Meine Damen und Herren! Aus alledem geht
hervor, daß mir auch in der Zukunft noch einer weil
trostloseren Zeit entgegen gehen, als wir sie wäh¬
rend des Krieges und in den Nachkriegszeiten
durchzumachenhatten.

Es ist notwendig, auf die Ursachen kurz ein¬
zugehen. Wir können es verstehen, daß nach einem
4 ^jährigen Kriege manches vernachlässigt weiden
muß, weildie finanzielle und wirtschaftliche Kraft
des Voltes es nicht mehr aushält. Aber wir müssen
doch feststellen, daß in allererster Linie der Ver¬
sal ller Friedensuertrag, jenes Macht¬
instrument, das man unseren Gegnern in die Hand
gegeben hat, den Grund und die Ursache darstellt, daß
in Deutschland solche Zustände einreißen konnten und
sich immer mehr und mehr verschärfen. (Lebh. Zust.)
Weiter aber ist darauf hinzuweisen, daß durch den
Ruhreinbruch der Besatzungstruppen die Lage Deutsch¬
lands noch immer mehr verschlechtert worden ist
und täglich weiter verschlechtertwird. Am 5. Februar
haben wir hier in diesem Saale seitens des Pro-
uinziallandtllges feierlichst Protest gegen das gewal¬
tige Unrecht eingelegt, das dem rheinisch-westfälischen
Volke und damit auch gleichzeitig dem deutschenVolke
geschieht. Wir haben damals entschieden protestiert
gegen die Rechtlosmachung des rheinisch-westfälischen
Voltes, und ich habe damals hier gesagt: Militaris¬
mus bedeutet Gewalt, ganz gleich von wo er kommt.
Aber das müssenwir heute sagen: An eine solche
Gewaltherrschaft, ja ich darf wohl
ohne Uebertreibung sagen Schreckens¬
herrschaft des Militarismus hätten
wir am 5,. Februar nicht geglaubt.
(Allseitige Zustimmung.) Was in der Zwischen¬
zeit passiert ist, erinnert an frühere Jahr¬
hunderte' nicht an die heutige Zivilisation, an die
heutige Kultur. Man darf sicher sein, daß das, was
ich schon einmal vor zwei Jahren in Düsseldorf im
Beisein von französischerBewachung aussprach, immer
stärker eintritt, nämlich, daß an die Stelle von Völker-
liebe und Völkernersöhnung der Völkerhaß tritt.
(Sehr wahr!) Dazu führt das, was Frankreich und
Belgien dem Volte nn Rhein und Ruhr in den letzten
Monaten getan haben, es werden viele, viele Jahre,
unter Umständen cm ganzes Menschennlter vorüber-
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gehen, ehe diese Saat, die jetzt gesät worden ist,
wieder vollständig vernichtet ist und man wieder von
einem wirklichen Frieden und einer wirtlichen Völker-
Versöhnung reden kcm».

Das, was das Volk an Rhein und Ruhr in diesen
fünf Monaten geleistet hat, brauche ich nicht besonders
zu schildern, denn das ist uns allen bekannt. Aber
das, was wir auszuhalten hatten, haben wir ab¬
gehalten, um wieder Gerechtigkeit zu bekommen.
Wir verlangen — das ist gestern vom Vorsitzendenmit
Recht betont worden —, daß das Selbstbestimmungs-
recht der Völker auch auf uns angewandt wird. In
dem Augenblick,wo das geschieht,sind wir der festen
Ueberzeugung, daß es für uns Rheinländer und für
unsere Volksgenossen in Westfalen leine Rheinland-
frage gibt. (Lebh. Sehr richtig!) Für uns steht
weiter fest, daß wir keine Stellung unter den Völker¬
bund wollen, daß wir keine internationale Gen¬
darmerie im Rheinland haben wollen. (Sehr gut!)
Wir sagen in aller Deutlichkeit nach drüben, jenseits
des Kanals, daß sich die Volksgenossenan Rhein und
Ruhr mit aller Scharfe gegen alles das wenden, was
daraus hinausläuft, uns dem Völkerbund zu unter¬
stellen, oder aber unter dem Wort „Neutralisation"
dazu beitragen soll, uns einer internationalen Ueber-
wachungslommissionoder einer internationalen Gen¬
darmerie zu unterstellen. Ich habe im preußischen
Landtag vor wenigen Wochen gesagt: Deutschland ist
gegenüber Frankreich entwaffnet, und die Rheinland«
sind in dem Augenblicke entmilitarisiert, wo die
Ententetruppen den Fuß von dem Rheinland ab¬
setzen. (Lebh. Zustimmung.) Also man soll uns nicht
mit Entmilitarisier««?, kommen, sondern die soll man
nach der anderen Seite betreiben. Ich bin überzeugt, ^
daß das. was sich in den letzteil Tagen gezeigt hat, sich
noch stärker zeigen wird, je näher wir dem Termin
kommen, wo es sich darum handelt, durch Verhand¬
lungen über die Geschicke Deutschlands und der Volks¬
genossen an Rhein und Ruhr zu entscheiden. Je
näher wir diesem Tage kommen,desto schärfer werden
die Maßnahmen der Vesatzungsarmee sein, desto rück¬
sichtsloserwird die Vesatzungsarmee von ihrer Macht
Gebrauch machen. Darüber müssen wir uns voll¬
kommen klar sein. Ich bin der Ansicht, diese Rück¬
sichtslosigkeit,diese schärfere Anwendung der Macht¬
mittel muß dazu führen, daß auf der anderen Le,te
auch der Abwehrwille desto stärker wird. (Sehr
richtig!) Wir müssen einig zusammenstehen,um noch
mit größerer Entschlossenheitdas auf uns zu nehmen,
was uns von jener Seite aufgezwungen wird.
(Bravo!) Dabei möchte ich eins sagen: Wir wollt n
nicht mit gleichen Mitteln, mit den Waffen, den
Ententegegnern entgegentreten, svndern wir wollen
der Vesatzungsarmee passiven Widerstand entgegen¬
setzen. Leider, leider müssen wir feststellen, daß' es
auch einen Teil Volksgenossen in Deutschland gibt,

die heute noch nicht diesen Unterschiedbegriffen haben
oder ihn nicht begreifen wollen, sondern nach wie vor
mit allen möglichen anderen Mitteln der Vesatzungs¬
armee glauben entgegentreten zu können. Ich ver¬
stehe es, wenn in der Erregung Leute, die aus¬
gewiesen worden sind, oder deren Angehörige zu
Mitteln greifen, die nicht friedlicher Art sind. Aber
wir wissen, daß solche Mittel auch von Personen an¬
gewendet werden, die es sich vorher genau überlegt
haben und mit voller Absicht zu diesen Mitteln griffen.
Das halten meine Freunde für falsch. Und ich habe,
nachdemgestern eine Nachricht aus Münster durch die
Zeitung gegangen ist, daß dort das Gebäude des
Organs der sozialdemotratischen Partei in die Luft
gesprengt worden ist. den Eindruck, daß sich in diesen
selben Kreisen auch Menschen befinden, die glauben,
an denjenigen Rache nehmen zu müssen, die bisher
den passiven Widerstand gepredigt und diese Gewalt-
Methoden abgelehnt haben, denn anders kann ich eine
Tat wie in Münster nicht verstehen. Ich betone:
Wenn wir einig bleiben wollen, müssen wir der¬
artigem entschieden entgegentreten. Wir müssen
zeigen, daß die rheinische Bevölkerung bei allen
politischen und wirtschaftlichen Gegensätzen in dieser
Frage einig sein kann, und ich behaupte, daß 99 Pro¬
zent der Bevölkerung im Rhein- und Nuhrgebiet in
dieser Frage einig sind. (Zustimmung.)

Wir müssen weiter auch hier an dieser Stelle
sagen: Man soll auch der Opfer gedenken,die bei den
Beamten^ den Angestellten, den Arbeitern usw.
gefallen sind. Und wir haben alle Ursache, zu fordein:
dieser Opfer nicht lediglich jetzt zu gedenken, sondern
man soll ihrer auch über diese Zeit hinaus gedenken.
(Lebh. Sehr lichtig! links.) Der Dank des Vater¬
landes darf nachher nicht lediglich mit leeren Worten
abgetan weiden, sondern wir haben die Verpflich¬
tung, denjenigen, die gelitten haben in diesem Kampf
und weitel leiden, auch Anerkennung in ganz Deutsch¬
land zu zollen und kein Opfer dals zu groß sein, um
sie in der Zukunft zu unterstützen.

Meine Damen und Herren! Ich komme zum Etat.
Meine Freunde vertreten nicht den Standpunkt, den
der Herr Landeshauptmann gestern dargelegt hat,
daß wir es mit zehn Milliarden Reserve Genüge
sein lassen sollen, daß wir keine höhere prozentuale
Umlage als l5 0M Prozent beschließen sollen, weil
wir, wie ei sagte, zu dem Rest Reich und Staat ver¬
urteilen müßten. Den Standpunkt vertreten wir
nicht. Wir sind der Meinung, daß die rapide Geld¬
entwertung von März bis Juni so ungeheuerlich ist,
daß wir unter allen Umständen eine größere Reserve
schaffen müssen als zehn Milliarden. Und dazu muß
die Provinzialumlage erhöht weiden. In den Kom¬
missionen wird ja noch darüber zu sprechensein.

Dann einige Worte zu dei Form des Etats. Im
allgemeinen finden wir die heutige Form wesentlich
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bessei als früher. Wir wünschen aber, daß die An¬
zahl der Angestellten und Beamten bei den einzelnen
Anstalten getrennt aufgeführt wird mit ihrem Titel,
d. h.-. soundsoviel Aerzte, soundsoviel Direktoren, so¬
undsoviel sonstige Aligestellte nach den einzelnen
Gruppen, damit man bessei übersehen kann, wieuiel
Beamte von dieser und wieuiel uon jener Kategorie
da sind, um bessei Bergleiche ziehen zu tonnen. Ich
habe mir nämlich einmal die Heil- uno Pflege-
Anstalten daraufhin angesehen, und da zeigt sich, daß
inderAnstalt Andernach auf 2,6 Krante
ein Beamter und Angestellter kommt.
In Ned bürg- Hau kommt auf vier
Kranke einBeamter, Angestellter oder
Bediensteter, in Bonn auf 3 Kranke,
in Düren auf 2,3 Krante, in Grafen belg
auf 3,2 und in Iohannisthal auf 3,5
Kranke ein Beamter, Angestellter usw.
Wenn man die Beamten allein be¬
trachtet, so ergibt sich folgendes Bild.
In Andernnch kommt ein Beamter auf
7,8 Kranke. in B e d b u r g - H au auf 13, in
Bonn aus 7, in Düren auf 4,5, inGlafen-
bergauf 7, und in Iohannisthal auf 8.
Ich bin der Ueberzeugung, wenn man unserer An¬
regung, mehr die Art der Beamten und Angestellten
zu spezialisieren, entspricht, dann lassen sich Vergleiche
besser ziehen, und wir können dann besser da abhelfen,
wo wirtlich Beamte und Angestellte zuviel sind.

Weiter habe ich einen Vergleich angestellt bei den
Erträgnissen unserer Land- und Wehwirtschaft.
Da fällt mir folgendes «uf. Es sind die Ein¬
nahmen der Land- und Viehwirtschaft eingesetzt.
Wenn man die landwirtschaftliche Fläche nach Hektar
nimmt, dann ergibt sich folgendes Bild: Es ent¬
fallen auf den Hektar in An der-
nach 1,8 Millionen, in Bedburg - Hau
1 Million, in Bonn 1,7 Millionen, in
Düren 1.4 Millionen, in Nalthausen
1,1 Millionen, in G rasender« 1,4 Mil¬
lionen und in Iohannisthal 1.1 Mil¬
lionen Ertrug. Ich bin der Auffassung, daß
auch diese Ziffern zeigen, daß entweder mehr System
in den Haushaltsplan hineingebracht oder aber in
die landwirtschaftliche Bearbeitung eingegriffen wer¬
den muß, denn sonst kann ich mir nicht vorstellen, daß
man pro Hektar U.8 Millionen Unterschied bei den
Erträgnissen hat. Eine ganze Anzahl Besprechungen
über Einzelheiten werden meine Freunde in der
KommissionHeute nachmittag vornehmen. Ich möchte
nur noch mit wenigen Worten grundsätzlicherArt zu
dem Kapitel „Fürsorgeerziehung" etwas sagen.

Daß meine Freunde sich da in ihren Ansichten
von den Kollegen uon der Zentrumspartei unter¬
scheiden, ist selbstverständlich. Was Herr Kollege
Elfes hier über die Fürsorge, in erster Linie über

die private Wohlfahrtspflege gesagt hat, dte die
Brücke zwischen den Parteien und Ständen darstellen
soll, das haben wir bisher nicht gesunden. Es mag
dieses wohl innerhalb einer Konfessionder Fall sein.
Das mag da wohl der Boden sein, wo innerhalb der
Konfession alle Stände und Voltsgenossen, die dieser
Konfession angehören, mitarbeiten. Aber das kann
man nicht auf alle Parteien amsdehnen. Ferner mau
es richtig sein, die Privatanstalten vorzuziehen, so¬
weit sie, wie Herr Elfes gesagt hat, billiger sind.
Aber wir sind der Ausfassung, daß in manchen
anderen Beziehungen unsere Piouinzialanstalten vor¬
zuziehen sind, besonders soweit die Erziehung der
Zöglinge selbst in Frage kommt. Daß wir weiter der
Auffassung sind, daß man nicht alles konfessionellein¬
richten soll, darüber brauche ich hier nicht zu reden,
das haben wir früher schon oft dargelegt. Herr Elfes
sagte aber, daß die Fürsorgeerziehung konfessionell ,
sein muß. Ich bin der Meinung, daß inan dann aber
auch die Pflicht hat, für diejenigen eine Anstalt her¬
zugelben, die nicht diese konfessionellen Anstalten
lieben. Dann muß man auch tolerant sein und sagen i
Wenn für Evangelische und für Katholiken Anstalten
da sein sollen, dann sollen aber auch die Eltern, die
nicht ihre Kinder in eine konfessionelle Anstalt
brinlgen wollen, Gelegenheit haben, sie in eine freie
Anstalt zu tun. Das ist nicht mehr als ein Akt der
Gerechtigkeit. Ich bin der Auffassung, darüber läßt
sich unter vernünftigen Menschen eine Verständigung
finden.

Wir haben allmählich einen Umschwung gesehen, ^
der sich auch in der Bevölkerung unseren Anstalten
gegenüber bemerkbar gemacht hat. Dieser Umschwung
der Meinung der Bevölkerung ist meiner Ueber¬
zeugung nach vor allen Dingen durch die freie Kritik
eingetreten, die wir in den Vergangenen Jahren, an
einer Anzahl Anstalten geübt haben, ferner dadurch,
daß wir es durchgesetzthaben, daß die Anstalten auch
uon den Abgeordneten besucht weiden können. Je
weiter man die Tore öffnet, nicht allein für Abgeord¬
nete, sondern auch für Lehrer, Lehrerinnen, Gowert-
schllftssekretcireund sonstige Leute, desto mehr wird
meiner Ueberzeugung nach in der großen Masse der
Bevölkerung Klarheit darüber geschaffen,wie es in
den Anstalten zugeht. (Abgeordneter Verlach: Sehr
richtig!) Das kann nur von Votteil sein. Ich Möchte
wünschen,daß man unsere Anstalten nicht allein den
Abgeordneten, sondern den verschiedensten Menschen
zur Besichtigung zugänglich macht.

Meme Freunde sind überhaupt der Meinung, daß
die Arbeiter weit mehr zur Fürsorgetätigteit heran¬
gezogen werden müssen, damit nicht nur Geistlicheund
Lehrer Fürsorger weiden. Man kann sich an die ver-
schiedenstenGewerkschaftsrichtungen wenden und sich
Vorschläge macheil lassen, so daß die Arbeiterkinder,
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soweit es eben möglich ist, auch einen Arbeiter als
Fürsorger bekommen.

Weiter darf ich kurz daran erinnern, daß wir nach
wie vor wünschen,daß die Prügelstrafe für die Schul¬
entlassenen vollständig abgeschafft wird. Dann
wünschen wir aber auch dringend, daß bei den Zög¬
lingen, die sich in Dienststellen befinden, eine bessere
Entlohnung eintritt. Ich will Ihnen idie augenblick¬
lichen Zustände einmal darlegen. Augenblick¬
lich wird für über 20 Jahre alte Zög¬
linge, die sich in Dienststellen befin¬
den, außer freier Kost und Logis ein
Betrag von 21—24000 Mar,k pro Monat
bezah.lt, also noch nicht einmal 1000 Ml.
pro Tag. Es ist meiner Ueberzeugung
nach gar nicht möglich, daß da über¬
haupt Lust und Liebe zur Arbeit be¬
steht. Wir sind uns doch alle darüber einig, daß
die Arbeit der beste Eiziehungsfaktoi ist. Dann mutz
man aber auch dafür sorgen, daß es sich noch lohnt,
zu arbeiten. Mit 1000 Mark pro Tag, außer Kost
und Logis, ist meines Erachten» nichts anzufangen'
damit wird man die Arbeitsfieudigkeit nicht heben.

Meine Damen und Herren! Ich will nicht weiter
auf unsere früheren Anregungen eingehen, sondern
nur noch kurz auf zwei hinweisen, die bisher noch
nicht durchgeführt worden sind, trotzdem es von uns
verschiedentlichverlangt wurde. Das ist erstens
eine Kommission für die Neuschaffung
der Hausordnungen in unseren An¬
stalten. Wir haben bisher nur eine einzige Haus¬
ordnung neu gemacht. Ich weiß, daß auf diesem Ge¬
biete noch vieles im Fluß ist, daß man die neue
Gesetzgebung abwarten will usw. Man sollte aber
trotz alledem die heutigen Hausordnungen nach¬
prüfen und neuschaffen.

Die Frage einer Vüchereikom Mission
habe ich früher ebenfalls schon angeschnitten. Ich halte
eine solche Kommissionfür dringend notwendig. Meine
Freunde werden heute noch einen Antrag einreichen,
eine zehngliedrige Kommission zu bilden, die aus
Leuten, die Fachtenntnisse haben, zusammengesetzt
wird und die alle unsere Büchereien durchprüfen,
das was nicht hineingehölt. ausmerzen und gleich«
zeitig auch über Neuanschaffungen zu den Büchereien
mitbestimmen sollen.

Nun noch ein Wort zu den Ausführungen des
Herrn Kollegen Kaiser, soweit er gesagt hat. seine
Freunde lehnten die Summe ab, die im Haushalts¬
plan für ein neues Handbuch der Prouinzial-
verwaltung gefoldelt wird. Ich habe schon im Pio-
uinzialausschuß die Bedenken, die Herr Kollege
Kaiser geäußert hat. vor wenigen Wochen geltend
gemacht, und. nachdem mir gesagt wurde, daß man
vorläufig lediglich die Mittel einsetzen will, um das
Handbuch hernuszugoben, wenn wirklich die neuere

Gesetzgebung, die gerade bezüglich der Prouinzial-
ordnung kommt, erledigt ist, habe ich mich damit
einverstanden erklärt. Ich glaube auch, daß wir das
auch hier können. Ich habe damals gesagt: Auf
diesem Gebiete ist alles in Fluß, wir haben eine
neue Provinzialordnung zu erwarten, da ist es nicht
angängig, jetzt dieses Buch herauszugeben.

Ich möchte zum Schluß nochmals kurz vbewnen:
Wir haben uns schon oftmals im Provinziallandtag
gegenseitig auseinandergesetzt, und wil weiden das
allch in der Zukunft noch zu tun haben. Bei den
politischen Gegensätzen,die vorhanden sind, wild das
immer vorkommen. Aber daß wir jetzt nach fünf¬
monatigem Leiden der Rheinpiouinz zusammen¬
getreten sind und haben nach unserer altgewohnten
Art den Haushaltsplan zui Debatte gestellt und
beraten, ist nach außen hin ein Zeichen, daß wir
nach fünfmonatigem Kampf an Rhein und Ruhr
noch die Nerven haben, unsere Arbeiten so zu er¬
ledigen, wie wir sie auch früher erledigt haben.
(Bravo!) Es soll aber auch gleichzeitig nach außen
hin deutlich in die Erscheinung treten, daß bei allen
politischen Meinungsverschiedenheiten und allen
sonstigen Gegensätzen wir in der Frage, die uns
gemeinsam angeht, auch gemeinsam bis zum Letzten
unseren Mann stehen wollen, für die Rhein- und
Ruhrbenölterung, für Preußen, für Deutschland.
(Beifall.)

Stelln. Vorsitzender Ullenbaum: Das Wort
hat Heil Mgeoldneter Knab.

Abgeordnete! Knab: Meine Damen und Herren!
Ich beabsichtige durchaus nicht, mich bei der Be¬
sprechung des uns vorliegenden Etats mit Einzel¬
heiten der Vorlagen zu beschäftigen. Einmal be¬
absichtige ich das nicht, weil die uns vom Aeltestenrat
auf Dreiviertelstunden beschränkteRedezeit eine wirk¬
lich eingehende Behandlung «er einzelnen Etats,
ihrer Zahlen und Zusammenhänge nicht ermöglicht,
zweitens, weil dieser Etat bis in seine letzten Einzel¬
heiten bereits eine beschlossene Sache ist. Wenn wir
Vorschläge zu grundsätzlichenbezw. zu einzelnen Ab¬
änderungen machen, werden wil mit unseren Ansichten
doch nicht durchdringen. Die Verwaltung ist bereits
in die Wirtschaft des uns vorliegenden Etats seit
Monaten eingetreten. Drittens aber ist füi mich
matzgebend, daß nach den Ausführungen auch des
Herin Landeshauptmanns der vorliegende Etat rein
problematischol Natui ist, denn die angegebenen
Zahlen nach dem Stande vom 31. März sind bereits
durch die Wirklichkeit weit überholt, und mit den
angegebenen Zahlen ist dieser Etat nichts anderes
als eine Totgeburt. Der Herr Landeshauptmann
bemerkte: Der vorliegende Haushaltsplan kann nicht
den Zweck haben, die Verwaltung an bestimmte
Zahlen zu binden. Das heißt, ins Deutsche über¬
setzt: Wir sollen hier im Provinziallandtag der Pro-
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uinzialuerwaltung eine Blankovollmacht für ihre
künftige Wirtschaft ausstellen und sollen diese Blanko¬
vollmacht noch mit einem Blankoscheck versehen, damit
die Prouinzilllveiwaltung sich auch die Mittel zur
Führung der Wirtschaft beschaffen kann, ohne erst
den Prouinziallnndtag darüber zu befragen. Wir
kennen sehr wohl die Gründe, warum es nicht mög¬
lich ist, eine festumrissene Summe in diesen Gesamt-
etat einzustellen. Wir haben aber auch an dieser Stelle
die Pflicht, Ihnen, meine Herren von der bürger¬
lichen Seite, zu sagen, warum es nicht so sein kann.
Ich werde mich in meinen weiteren Ausführungen
sehr eingehend mit Ihren wirtschastspolitischen Maß¬
nahmen beschäftigen müssen, die letzten Endes zu
dieser Unbeständigkeit in unserer öffentlichen Ver¬
waltung geführt habe».

Die Gesamtausgaben weisen ja gegenüber dem
Vorjahre eine ganz ungeheure Steigerung in ihrem
Zcchlenausdruck auf. Wir sehen, daß der kleinere
Teil zunächst einmal durch eigene Einnahmen aus
den produktiven Anstalten der Provinz gedeckt ist,
und davon ist wieder der größere Teil durch Mittel
gedeckt, die für Pfleglinge gezahlt werden, die aus
öffentlichen Mitteln, aus der Gemeindclasse, der
Kieislasse usw. fließen. Der zweite Teil, die größere
Summe des vorliegenden Etats von 62 Milliarden
soll aus der Prooinzialumlage, aus Neichssteuern,
aus Vesoldungszuschüssenusw. gedeckt werden, also
wieder aus Mitteln, die von der sogen. Allgemein¬
heit aufzubringen sind. Ich werde mich im zweiten
Teil meiner Ausführungen, da, wo ich zu Ihrer
Wirtschaftspolitik Stellung nehmen will, auch mit
der Frage zu beschäftigen haben: Wie weiden diese
Mittel von der sogen. Allgemeinheit aufgebracht?
Wir sind darin eben anderer Ansicht als Sie, meine
Herren nun der Mitte und der Rechten des Hauses.

Ich möchte nun trotz unserer grundsätzlichen Ab¬
lehnung des gesamten Etats zu einigen Punkten des
Etats Stellung nehmen, nicht weil ich hoffe, da noch
nennenswerte Abänderungen herbeiführen zu können,
sondern um von unserem Standpunkte aus eine be¬
rechtigte Kritik an den vorgeschlagenen Maßnahmen
zu üben, vor allen Dingen aber auch, um Forde¬
rungen und Wünsche vorzutragen, die wir als
Ärbeiterueitleter an Sie als die herrschende Klasse
stellen müssen, an die Klasse, die nicht gewillt ist.
ihre Macht kampflos preiszugeben, die behauptet,
noch weiter dazu berufen zu sein, über Wirtschaft
und politische Zukunft des deutschen Volkes zu be¬
stimmen. Wir erheben unsere Forderungen an Sie
noch so lange, wie Sie die Macht haben, Wirtschaft
und Politik nach Ihren Grundsätzen zu bestimmen.
So lange, wie Sie uns mit allen Machtmitteln
daran hindern, nach unseren Grundsätzen vorzugehen,
so lange müssen wir an Sie stets und ständig die
Forderungen stellen, die wir im Interesse der Lebens-

noiwendigkeiten der breiten Masse für zweckmäßig
erachten.

Es ist zunächst einmal bei den Einzeletats zur
Prouinzialstraßenverwaltung von den einzelnen
Rednern wie vom Herrn Landeshauptmann gesagt
worden, daß die Mittel von der Provinz nicht mehr
aufgebracht werden können, daß letzten Endes das
Reich für die Kosten verantwortlich zu machen sei,
daß man aus Reichsmitteln die endgültige Deckung
dieser gewaltigen Lasten von rund 3l Milliarden
Zu fordern haben wird. Wir hielten es an dieser
Stelle für gut, wenn die Verwaltung dem Hause
eine Entschließung vorgelegt hätte, die von der
Reichsiegierung klipp und klar verlangt, daß diese
Frage in aller Kürze geregelt wird. Denn es wird
eine erhöhte Belastung der rheinischen Bevölkerung
stattfinden, wenn wir setzt ohne bestimmte Zusagen
vom Reich die Aufrechterhaltung der Prooinzial-
straßen durchführen.. Es würde davon die rheinische
Älveitnehmerschllft wieder in erster Linie betroffen
werden gegenüber der Bevölkerung im unbesetzten
Gebiet. Ob nun die Summen aus der Reichslasse
oder der Provinzialkasse entnommen weiden, in
erster Linie werden doch die breiten Massen die
Gesamtlasten zu tragen haben. Wir hielten es trotz¬
dem für gut, wenn diese Forderung in einer be¬
stimmten Entschließung an das Reich erhoben würde.
Es wäre dann Sache des Reiches, wie auch der Herr
Landeshauptmann bemerkte. Wege zu finden, um
diese Mittel zu beschaffen. Wir haben diese Wege
schon mehrere Male auch im Reichs- und Landes-
parlament, wie bei sonstigen Gelegenheiten, vor¬
geschlagen. Sie bestehen nach unserer Auffassung
darin, daß das Reich in seiner schweren finanziellen
Krise unbedingt dazu übergehen muß, die Snchwert-
erfassung, die seit Jahren gefordert worden ist,
wenigstens zum Teile durchzuführen. (Sehr richtig!
links.) Die bürgerliche Regierung hat noch einmal,
und zwar vielleicht in letzter Stunde, die Möglich¬
keit, den Gesllmtstaat auf Kosten des Profits und
des Eigentums einer kleinen besitzenden Schicht zu
retten. Aus diesem Gedankengnng heraus schlagen
wir der Verwaltung vor, mit einer derartigen Ent¬
schließung an das Plenum heranzutreten.

Ich möchte nur kurz zur Fürsorgeerziehung etwas
bemerken. Es ist von dem Redner der Sozialdemo-
tratie zu dieser Sache schon genügend gesagt worden.
Wir möchten uns der Forderung anschließen, Fllr-
sorgeanstalten in der Provinz zu verlangen, die rein
weltlichen Eharakter haben. Sie wissen, daß die
weltlichen Schulen, die bisher noch „Sammelschulen"
heißen, in der Rheinprovinz ständig wachsen,so daß
in absehbarer Zeit damit zu rechnen ist, daß ein
gewisser Prozentsatz auch der Schüler dieser Schulen
der Fürsorgeerziehung anheimfallen wird (Abg.
Vifes: Das ist sehr wahrscheinlich!), wenn auch nicht,
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wie wir bestimmt hoffen, derselbe Prozentsatz, wie
ihn bisher die konfessionellenSchulen gestellt haben.
(Heiterkeit.) Wir legen Ihnen deshalb den Antrag
vor:

„Der Prouinzilllausschuß wird beauftragt, die
Einrichtung weltlicher Fürsorgeerziehungsanstalten
in Angriff zu nehmen, damit beim Inkrafttreten des

Anstalten vorhanden
>ind, in welche die Ueberführung der in Frage
kommenden Schüler stattfinden kann. Dem nächsten
Provinziallandtllg ist von den ausgeführten Vor¬
bereitungen Kenntnis zu geben."

Es wurde gerade bei diesem Punkte von dem
Redner der Zentrumsvartei, Herrn Elfes, betont,
daß Sie einen so unendlichen Wert darauf legen,
die Fürsorgeerziehung nach konfessionellen Gesichts¬
punkten zu leiten. Er betonte, daß es gerade das
Christentum sei, das die Bindungen hervorrufe, die
dem haltlosen Menschen in diesen Anstalten den
inneren halt verleihen würden. Ich weiß nicht, ob
Herr Elfes sich einmal die Ausübung des Christen¬
tums in unseren Fürsorgeerziehungsanstalten an¬
gesehen hat. Ich habe das nicht einmal, sondern
nutzende Male getan, und zwar sowohl in Begleitung
der die Fürsorgeerziehung Ausübenden als auch in
Fällen, wo man von meiner Anwesenheit keine Kennt¬
nis hatte. Die ganze Gebetepliirrerei war ein rein
mechanischerVorgang, es war ein Aufstehen vom
Stnyle aus Kommando — angesichts einer dünnen
Suppe —, ein gedankenloses Hersagen des Vater¬
unsers mit den üblichen Zusätzen und Sprüchen. Be¬
trachten Sie das vielleicht als eine praktische Aus¬
übung des Christentums? Menschen,von denen Sie
bei anderen Gelegenheiten, wenn Sie nicht vor einem
solchenPlessum stehen, sagen: „Das sind sittlich und
moralisch verkommene Menschen." Glauben Sie
diese mit Ihrem Christentum auf einen besseren
Weg führen zu können? 1900 Jahre Christentum
haben nicht vermocht, den Menschen in seiner Natur
zu ändern; Sie weiden das auch mit Ihrem Christen¬
tum in den Provinzial-Fürsorgeanstalten nicht fertig
bringen.

Bei dieser Gelegenheit möchte ich den Herren vom
Zentrum sagen: Wenn Sie hier vom Christentum
reden, so meinen Sie damit den Katholizismus, als
allein scligmachende Kirche. Es gibt auch andere
Christen. Es gibt auch Christen, die. wenn andere
soziale und politische Verhältnisse eintreten, ganz
anders können und auch anders beschließen, es sei
denn, daß Sie sich wieder auf den Standpunkt stellen:
E« kann allein die katholische Kirche als christliche
Kirche angesprochen werden, Da möchte ich gerade
Sie darauf hinweisen, daß es unter den sozialen
und politischen Umgestaltungen in Rußland die
russische Kirche ist, die heute eine wesentlich andere
Stellung einnimmt als früher, obwohl auch sie bei

jeder Gelegenheit ihr Christentum betont, genau wie
es hier die katholische Kirche durch ihre Vertreter
in der Zentrumspartei bei jeder passenden und un¬
passenden Gelegenheit tut. Ich möchte Sie auf die
Beschlüssedes letzten Kongresses der russisch-ortho¬
doxen Kirche hinweisen, weil diese gleichzeitig eine
grundsätzliche Rechtfertigung unserer ökonomischen
und politischen Anschauungen sind. Auf der Tagung
des russischenKirchenkonzils, zu der auch Vertreter
der ausländischen Kirche geladen und erschienen
waren, ist unter anderem folgende Entschließung
gefaßt worden:

„Die allrussische Synode erklärt vor der ge¬
samten Kirche und der ganzen Menschheit,,daß die
Welt- in zwei Klassen geteilt ist: kapitalistische
Ausbeuter und Proletariat, das mit seinem Blut
für den Wohlstand der Kapitalisten sorgen muß.
In der ganzen Welt ist nur die russische Sowjet¬
macht diesem großen sozialen Nebel entgegen¬
getreten. Das Christentum kann in diesem Kampfe
nicht neutral sein. Die Synode erklärt den
Kapitalismus für eine Todsünde" — Sie fühlen
sich wahrscheinlich verwandtschaftlich berührt —
(Heiterkeit) — „und den Kampf gegen ihn für
eine heilige Pflicht der Christen. In der Sowjet¬
macht erblickt die Synode den Hauptuertreter des
Gedankens der Brüderlichkeit, der Gleichheit und
des Friedens unter den Völkern. Die Synode ver¬
dammt die internationale und nationale Gegen¬
revolution mit all ihrer religiösen und moralischen
Autorität, Die Synode ermähnt alle wahren
christlichen Bürger Rußlands, eine Einheitsfront
unter der Führung der Sowjetregierung zu bilden,
um den Kampf gegen das Weltübel der sozialen
Ungerechtigkeit aufzunehmen."
Sie müssen sich schon auf einen sehr überheblichen

Standpunkt stellen und sagen: Für uns kommt als
christliche Kirche nur die katholischeKirche mit ihren
christlichenIdeen in Frage; die ganze russische Kirche
ist durchaus nicht urteilsfähig. Wir aber folgern
daraus, meine Herrschaften vom Zentrum, wenn sich
eines Tages „das Blättchen wendet", dann weiden
Sie durch die geistige Krise, die in Ihren Reihen
nusbrechen wird, hervorgerufen durch die soziale
Frage, die Sie dann spalten wird, durch Ihre kirch¬
lichen Vertreter genau dieselben Maßnahmen be.
schließen,die die russische Kirche unter den heutigen
Verhältnissen zu beschließen gezwungen ist. (Abg.
Elfes: Gezwungen ist sehr gut! — Heiterkeit.) Sie
ist nicht gezwungen von der Sowjetregierung, sondern
unter dem Eindruck der vorliegenden Tatsachen hat
die russische Kirche das getan. Ich kann Ihnen nicht
alle Entschließungen vorlesen, sonst würde meine
Etlltsrede zu sehr eingeschränkt werden. Ich will
Ihnen nur noch sagen, daß die russische Kirche auch
eine Entschließung zur religiösen Freiheit an»
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genommen hat. Ihre Freunde uon der „K. V." in
Köln waren es, die unseren kommunistischen
Freunden in Rußland Unduldsamkeit vorwarfen.
Da ist folgende Entschließung der Synode der
russischenKirche von Interesse:

„Gemäß der Sowjetverfassung hat jeder Bürger
das Recht auf religiöse Gedankenfreiheit. Die
Verordnung über Trennung von Kirche und Staat
garantiert dieses Recht. Die Freiheit der religiösen
Propaganda zusammen mit dem Recht auf anti¬
religiöse Ioeenueibreitung gibt den Gläubigen
die Möglichkeit, ihre religiöse Ueberzeugung zu
verteidigen."
Ich kann Ihnen die ganze Entschließung nicht

vorlesen- sie liegt aber zur Einsicht offen. Daß diese
Entschließung von der russischen Kirche gefaßt worden
ist, dafür liegen eine große Zahl von Zeugnissen
bürgerlicher Vertreter vor, die auf diesem Konzil
anwesend gewesen sind, besonders des Bischofs der
amelitllnisch-methodistischenKirche, des Herrn Blake.

Also, meine Herren vom Zentrum, Sie haben
durchaus keine Veranlassung, zu sehr mit den
„Grundsätzen" Ihrer christlichen Erziehung zu
prunken, die Sie in unseren Prooinzialaiistalten
beibehalten wollen. (Abg. Elfes: Sie sehen nur das
Aeußere!)

Wir haben in der Landtagssitzung vom Dezember
»engen Jahres eine Reihe von Anträgen gestellt,
wonach in den Piovinzial-Füisorgeeiziehungy-
llnstlllten vor allen Dingen die beruflichen Aus-
bildungsmöglichtelten für die Zöglinge vermehrt
weiden sollten. Sie wissen, daß die Fürsorgezöglinge
in erster Linie aus den rein industriellen Gebieten
der Provinz stammen und daß sie später in einen
Betrieb eintreten werden, der in der Großbetriebs-
form wirtschaftet. Wenn man sich heute die Be¬
triebe der Piovinzialllnstalten mit ihren ganz rück¬
ständigen tleinbetliebswiitschaftlichen Formen an¬
sieht, so muß man sagen, daß dort den Zöglingen
nicht in vollem Maße die Ausbildungsmöglichkeit
geboten wird, damit sie später mit Erfvlg in dem
Wirtschaftsknmpf bestehen können. Mir huben bei
der Gelegenheit besonders den Gedanken vorbringen
wollen, üohrlingshäuser in staatlichen oder auch in
privaten Betrieben zu schaffen,wo die betreffenden
Fürsorgezöglinge unter der Aufsicht von Prouinzml-
beamten und Lehrern untergebracht werden müßten.
Wir wünschen also eine Erweiterung der bestehenden
Ausbildnngsmöglichkeiten. Dieser Antrag ist uon
nur schriftlich im Prouinzialausschuß in Anfrage-
form gestellt worden. Bisher ist über abgelehnt
worden, darüber irgendeine Aeußerung der Ver¬
waltung herbeizuführen.

Ich möchte noch auf einen, Mißstand in einer
Prouinzial-Fürsoigellnstalt, und zwar in Euslirchen.
hinweisen. In dieser Fürsorgennstalt ist Ansang

April ein neuer Psörtner eingestellt worden. Dieser
Pförtner war bisher Küster. Soweit wir feststellen
konnten, hat die betreffende Kirchengemeinde nicht
mehr die nötigen Gelder gehabt, um ihren Küster
zu bezahlen. Flugs wurde er an eine Prouinzial-
anftlllt als Pförtner übernommen, während Pro-
oinzilllausschutz und Provinziallandtag noch im
Dezember vorigen Jahres beschlossenhaben, An¬
gestellte aus der Anstalt Galkhausen, die durch die
Auflösung überflüssig werden, zu entlassen. Sie
sehen, daß man es versteht, hinter den Kulissen
Personen einzuschieben, sei es auch in eine unter¬
geordnete Stellung, die der herrscheirden Partei in
der Provinz, dem Zentrum, sehr nahe stehen, denn
ich glaube nicht, daß der Mann in einer kommu¬
nistischen Kirche Küster gewesen ist. (Heiterkeit.
Abg. Elfes: Wenn Sie Küster werden wollen,
nehmen wir Sie auch!)

Znm Etat der Prouingial-Heil- und Pflege¬
anstalten hätten wir folgenden Antrag enMlbringen!

„Um die an den Piovinzialllnstalten tätigen
Handwerker den Pflegern gleichzustellen bei ihrer
Uebernahme in das Veamtenuerhältnis, erfolgt
diese nach 7 Jahren. Das Besoldungsdienstalter
usw. der bereits in das Veamten<verhältnis über¬
nommenen Handwerker ist entsprechend abzuändern."

Diese Ungleichheit ist bisher nicht beseitigt
worden. Der Herr Landeshauptmann bemerkte, das
tonne die Verwaltung nicht, weil ein Beschluß"des
Prouinzialllusschusses vorliege. Wir wollen daher
dem Plenum Gelegenheit geben, diese Ungerechtigkeit
zu korrigieren und den Provinzialamsschluß zu be¬
auftragen, diese Ungerechtigkeit in aller Kürze zu
beseitigen.

Ich kann mitteilen, daß bei einigen unserer
Prouinzial-Heil- und Pflegennstalten, besonders in
Bonn, ein durchaus reaktionärer Geist vorherrscht,
und zwar in den leitenden Stellen, namentlich beim
Direktor der Nonner Anstalt und bei dem ersten
Arzt, Professor Dr. Sioli. Die Herren sind mir bei
einem Besuch der Anstalt, den ich unternahm, in
einer Forin entgegengetreten, für die ich Ihnen an
anderer Stelle, wenn keine Unbeteiligten zugegen
gewesen wären, Ohrfeigen verabreicht hätte. (Un¬
ruhe! Heiterkeit.) Ich möchte das hier vor der
Öffentlichkeit feststellen. Diese Herren denken, das
ist auch die Meinung eines großen Teils ihres
Personals, durchaus im monarchistischenSinne und
machen aus ihrer Meinung auch während der Dienst- ^
zeit kein Hehl. Weil es sich in meinem Falle um
einen Kommunisten handelte, der die Anstalt ein¬
mal besichtigen wollte, glaubten die Herren, mir in
einer durchaus flegelhasten Weise entgegentreten zu
tonnen. Ich bin bereit, der Prouinzialverwaltung.
wenn sie es wünscht, nähere Angaben über die Art
und Weise ihres Betragens zu machen.
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Zum Taubstmninenwesen haben wir zu erinnern,
daß wir bereits im Dezember vorigen Jahres einen
Antrag eingebracht hatten, wonach die Lehrpläne der
Provinzilll-Taubstümmenlehranstalten einer Revision
nach modernen pädagogischen Gesichtspunkten unter¬
sucht und revidiert werden sollten. Bis heute liegen
weder dem Provinzialausschuß noch den» Plenum
irgendwie betr. Maßnahmen der Provinzillluerwnl-
tung vor. Wir bestehen nicht unbedingt auf der
Form, die wir damals beantragt haben, wenn nur
die Frage ins Rollen kommr. Die jetzigen üehrpliine,
sind einfach ein Skandal. Ich will davon absehen,
daß das ganze Prinzip des Unterrichts in den Pro-
vinzial-Taubstummenanstalten' lediglich auf die
Lernschule eingestellt ist, während doch gerade hier
das arbeitsunterrichtliche Prinzip gut zu verwerten
wäre. Ich will Ihnen aus dem Inhalt der üehr-
pläne einen kleinen Auszug geben, der Ihnen zeigen
soll, wie man diese Kinder, die sowieso körperlich
benachteiligt sind, unterrichtet. Bezüglich der Natur¬
kunde heißt es hier:

„Dieser Unterricht lehrt den Schüler Dinge und
Borgänge in der Natur kennen und benennen.
Eine Anzahl der Naturerscheinungen, die ihn um¬
geben, weiden ihm zum Verständnis gebracht. Bei
all dem geht die Absicht nebenher, ihn auch einen
Blick tun zu lassen in die Weisheit des Schöpfers,
in den Reichtum, die Zweck- und Gesetzmäßigkeit
det Natur, die des Schöpfers Güte in den Dienst
der Menschen gestellt hat."

Wenn Sie nach diesem Lehrplan vorgehen, dann
treiben Sie keine Naturwissenschaft, sondern einfach
konfessionelle Beeinflussung. Heute ist es an den
konfessionellen Volksschulen doch schon so. daß man
einen derartigen Lehrplan nicht mehr aufzustellen
wagt. Ich habe über diesen Punkt mit einer großen
Anzahl katholischer Lehrer gesprochen, die dem
Zentrum angehöre». Sie bezeichnen eine derartige
Fixierung des Unterrichtszweckesals einen Nonsens,
den man in der heutigen Zeit den Kindern nicht
mehr bieten kann und darf, wenn man annimmt,
daß Wissen und nicht Glauben im naturwissenschaft¬
lichen Unterricht zu vermitteln ist.

Iü der Geschichte ist es genau dasselbe,' hier
heißt es!

„Die Schüler 'sollen einen Begriff bekommen
von der geschichtlichen Zeit und solche geschichtlichen
Tatsachen kennen lernen, die geeignet sind, die
Liebe zur Heimat, zum Vaterlande und zum
Herrschelhause zu fördern und den Glauben an
die göttliche Weltoidnung zu stärken."
Ich bitte Sie, mit einer solchenGeschichtsbetrach¬

tung tonnen Sie vielleicht auf ein hinterpommersches
Dorf gehen, wenn sich da noch eine katholischeInsel
befindet. Von der gesamten Welt, die ihr Augenmerk
gerade auf alle Vorgänge im Rheinlande richtet,

werden Sie mit derartigen Lehrplnnen nicht mehr
als vollwertig betrachtet weiden. Deshalb möchten
wir von hier ans noch einmal die Forderung an
Sie richten, diese Lehrpläne zu reformieren, und,
wenn Sie es nicht tun, so werden wir nicht ablassen,
bei jeder Gelegenheit zu wiederholen, daß Sie auch
diese Anstalten für Ihre rein lirchlich-tonfefftonellen
Zwecke mißbrauchen. (Sehr richtig! links.)

Man verlangt von uns in dem Etat zur Förde¬
rung von Kunst und Wissenschaft die Bewilligung
von 05U Millionen, wovon nur 550 Millionen für
die reinen Vewilligungszweckein Frage kommen. Ich
habe schon bei der eisten Vorlage als Mitglied der
Kommission für Denkmalpflege gekennzeichnet, daß
von 2? Bewilligungen l6 katholische Kirchen, 2 ehe¬
malige katholische Kirchen. 3 evangelische Kirchen
und nur li Profanbauten bedacht werden. Das
Zentrum hat heute durch den Mund des Herrn Elfes
erklären lassen, sie möchten nicht, das dies irgendwie
zu Streitigkeiten und Auseinandersetzungen führe.
Sie gehen davon aus. daß eben die katholischeKirche
in ihren Kirchen viele Kunstdenkmäler geschaffen
habe. (Abg. Elfes: Ich spreche von christlichen
Kirchen, vom Christentum überhaupt!) Wir sind
nicht so engstirnig, daß wir sagen: Irgendeine Kirche,
die tatsächlich einen kunstgeschichtlichen Wert hat, soll
nicht unterstützt weiden, wenn es sich darum handelt,
ein wirkliches Kunstwerk zu erhalten. Aber wir
sagen' Diese Kirchen dienen außer ihrer rein kunst«
geschichtlichen Wertung durch die Allgemeinheit noch
konfessionellen Zwecken, und es ist in erster Linie
Aufgabe der betreffenden Kirchengemeinde, zur Er¬
haltung dieser Kirche die erforderlichen Mittel auf¬
zubringen. (Abg. Elfes: Geschieht auch!) Ihre
Freunde sagen zwar heute, sie hätten es lieber, wenn
sie nicht gezwungen wären, diese alten Kirchen noch
zu unterhalten, sie hätten sie lieber längst abgerissen.
Sie wissen genau, meine Herrschaften vom Zentrum,
welch einen ungeheuren propagandistischen Wert die
Erhaltung dieser Kirchen für Ihre Kirche besitzt, denn
Sie leben ja nur mehr von den Traditionen einer Zeit,
wo auch einmal die Kirche, wenn auch nur in ganz
beschränktem Umfange, produktiv wirken konnte.
(Heiterkeit.)

Von diesen Mitteln haben Sie nicht weniger als
21N Millionen für katholische Kirchen bewilligt und
nur 84 Millionen für Profanbauten. Das hängt
nicht damit zusammen, daß es so wenig Profanbauten
gibt. Ich denke nicht, wir mir einmal entgegen¬
gehalten wurde, an die Schlösser der Komineizienrate
und Schieber des Rheinlandes, sondern an die
Profllnlunstblluten, die sich im Besitz der Allgemein¬
heit, der Kommunen, Kreise usw. befinden. Ich habe
noch im Frühjahr darauf hingewiesen, daß eine ganze
Reihe dieser Bauten, wenn nicht schnell eingegriffen
wird, den, Verfall anheimfällt. Aber warum ist die
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Summe für Kirchen so groß? Zunächst haben Sie
in der Verwaltung einen maßgebenden Einfluß, denn
die Verwaltung ist ja Herr Adenauer und Herr
Dr. Horion. (Heiterkeit.) Dann werden Sie zugeben
müssen, daß es Ihre Kirche, nicht nur jetzt, sondern
immer verstanden hat, da etwas zu holen, wo etwas
zu nehmen war. Weiter müssen Sie berücksichtigen,
daß Ihre Kirche eine ausgezeichnete Organisation mit
einem sehr feinen Spürsinn besitzt und daß die ganzen
übrigen Organisationen, die sich der Kunstp>lege aus
rein ideellen Gründen widmen, in eine ganze Reihe
von Vereinen zersplittert sind. Wir wünschendaher,
daß da auch eine Centralisation vorgenommen wird,
wie es bereits in West>alen geschehen ist, damit auch
auf diesem Gebiete der Kirche entgegengetreten
werden tann und ihre Forderungen au? das Maß
heruntergeschraubt wird, das tatsäll)lichzur Erhaltung
des rein tünstlerischen Wertes tircylicher Bauten not¬
wendig ist. Die reiche Gemeinde Mosbach hat nach
Aussage des Baumeisters Wildeman wahrend des
ganzen Krieges nicht ein Iota an ihrem Dachstuhl
reparieren lassen' aber jetzt, nachdem ein Blitzstrahl
lden ganzen Dachstuhl zerstört hat, fangt die Ge¬
meinde an, sich um die Kirche zu kümmern' sie geht
hin und verlangt von Staat und Provinz für ihre
Bummelei — so drückte sich der Baumeister aus —
aus öftentlichen Mitteln Unterstützung. So machen
es diese reichen Nauerndörfer.

Aus diesen Gründen müssen wir eine solche Be¬
willigung ablehnen.

Ich möchte nun etwas zu den Beamten- und
Perjonalfragen sagen. Es wird von allen Rednern
betont, daß auf diejem Gebiete gespart werden müsse.
Herr Haas hat Ihnen zahlenmäßig belegt, daß heute
die Beamten, Angestellten und Arbeiter nicht das
zum Leben unbedingt Notwendige haben, daß bei
ihnen einem Durchschnittspreis der Lebensmittel von
dem 2NNUUfachen gegenüber der Vorkriegszeit eine
Einnahme von nur dem 8—l0 00Ufachengegenüber¬
steht. Das stimmt noch nicht einmal ganz, allenfalls
ist es richtig, wenn man nur die mittleren und die
oberen Beamten berücksichtigt, denn die unteren Be¬
amten und die ersten Gruppen der mittleren Be¬
amten haben höchstens das 5- «der 6000fache ihres
Vorkliegslellleinkommens. Und von solchen Beamten
fordern Sie Pflichterfüllung unter allen Umständen,
besonders in diesen Zeiten, wo sich die Aufgaben der
Beamtenschaft gegenüber dem ruhigen Betriebe in
der Vorkriegszeit vervielfacht haben. Geben Sie
zunächst einmal den Beamten das zum Loben Not¬
wendige, dann erst können Sie mit Ihren Forde¬
rungen kommen. Sie appellieren immer an das
Pflichtgefühl, an den Idealismus der Beamten. Nein,
meine Herren von der bürgerlichen Seite, appellieren
Sie zunächst einmal an die Geldsäcke Ihrer Herren,

! deren Interessen Sie auch in diesem Parlament.
wenn auch nur auf beschränktem Gebiete, vertreten.

Wir möchten zu der Aeußerung des Herrn Landes-
' hlluptmcmns Stellung nehmen, daß 25 NW Krüppel,

Irre usw. in unseren Anstalten verpflegt werden
, müssen. Diese Zahl würde nach seinen Ausführungen
! angesichts der allgemeinen Vereleiidung von Jahr zu

Jahr wachsen. In der „Rheinischen Zeitung", dem
^ Organ der Sozialdemokratie, stand am vergangenen

Freitag ein Artikel' „Zum Tode verurteilt". Da
war festgestellt, daß in der vornergangenen Woche
in Köln unter den Cterbefällen vom 1. bis zum
60. Lebensjahre jeder Zweite an Tuberkulose ge¬
storben ist. Meine Damen und Herren! Diese kleine.
Angabe sagt genug. Was in Köln ist, ist in allen
industriellen Städten der Fall. Wer wie ich als
Lehrer heute in der Schule steht, weiß, bis zu welchen»
Grade die Verelendung der Proletarierkinder ge¬
wachsen ist. Wenn bereits im frühesten Lebensalter
jedes zweite Kind, das stirbt, an Tuberkulose zu¬
grunde geht, so müßte eine solche Tatsache gerade für
Ihre Klasse eine furchtbar anklagende Wirkung
haben. Man sieht aber, daß Sie angesichts dieser
Tatsache doch nicht „Ihre Ruhe" verlieren, weil Sie
zum größten Teil in Ihrem Innern auf dem hoch-
kapitalistischen Standpunkt stehen. Sie haben ja
auch hier eine Reihe von Vörsenmagnaten und
Jobbern in Ihren Reihen. Wenn Sie den Kopf
schütteln, so sehen Sie sich doch nur einmal Herrn
Louis Hagen an, der wird Ihnen nähere Auskunft
geben. (Glockedes Vorsitzenden.)

Vorsitzender Di-. Juries: Herr Abgeordneter
Knab, ich möchte bitten, nicht so persönlichzu weiden.

Abgeordneter Knab (fortfahrend): Bei dieser
Gelegenheit aber wollen wir nicht versäumen, an
den einleitenden Worten zum jetzigen Provinzial-
landtllg, die der Minister Seuering hier gesprochen
hat, Kritik zu üben. Der Minister Severing hat hier
gesagt, lein Wort sei scharf genug zur Verurteilung
der verbrecherischen Elemente, die kürzlich im In¬
dustriegebiet unter mittelbarer Unterstützung der
Franzosen die Unruhen herbeigeführt hätten. Er
hätte doch ganz ruhig sagen sollen, was er damit
sagen wollte und eigentlich indirekt auch gesagt hat.
Er hätte offen sagen sollen: Das seid Ihr Kommu¬
nisten gewesen. Die Presse des Herrn Ministers und
Ihre bürgerliche Presse hat das ja bei jeder Gelegen¬
heit getan. Nachdem der Herr Minister diese „Fest¬
stellung" gemacht hat, will ich feststellen, daß er kein
einziges Wort der Verurteilung für die deutsch-
völkischenund hatenkieuzlerischen Elemente gefunden
hat. die bei jeder Gelegenheit Zusammenstöße zwischen
den Arbeitern zu provozieren versuchen, daß er lein
Wort der Verurteilung für die Industriellen, die
Börsenjobber, die Bankiers und die wuchernden
Bauern gefunden hat. die durch ihre wahnsinnige
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Preispolitik die Lebenshaltung der arbeitenden Be¬
völkerung heruntergesetzt haben. Bei Herrn Severings
Gesinnungsalt nimmt uns das nicht wunder. Wenn
Herr Seuering das nicht tun würde, dann würde er
nicht preußischer Innenminister sein.

Wir lehnen den gesamten Etat nb (Ironisches
Bravo!), besonders in Anbetracht der Verhältnisse,
wie sie sich jetzt im rheinisch-westfälischenGebiet ent¬
wickelt haben, und im Hinblickauf die gesamte Wirt¬
schaftspolitik des Deutschen Reiches seit 1918. Meine
Damen und Herren! Sie werden alle die Tatsachen
kennen und sie nicht cmssprechen,die zu dieser Ent¬
wertung der Mark, zu diesem finanziellen Bankrott
des Deutschen Reiches geführt haben. Es hat auch
einmal ein katholischerGeistlicher den Mut gefunden,
das bei einer Kundgebung zu sagen. Anläßlich der
Ruhraktiun fund am 25. Februar in Köln in der
VUrgersellschaft eine Kundgebung des „Katholischen
Frauenbundes für Deutschland" statt. Bei der Ge¬
legenheit hat Pfarrer Rosch gesagt'. „Der moderne
Kapitalismus ist international geworden. Wir
haben es auch mit Schrecken erkannt, daß dieser
Kapitalismus es gewesen ist, der die Hölle des Welt¬
krieges heraufbeschworen hat. Wir klagen ihn an
als den Blutsauger und Blutsciufer der Menschheit."
So zu lesen am 28. Februar in der „Rheinischen
Volkswart". Sie sehen, daß auch in diesen Kreisen
die Erkenntnis der Vorgänge, die hinter den Kulissen
sich vollziehen, da ist. Aber Sie ziehen daraus nicht
die notwendigen Konsequenzen. Wir haben seit 1918
gcsehen, daß alle Lasten, die sich aus dem Friedens-
vcrtrng ergeben haben, durch die 10prozentige Lohn¬
steuer und durch die indirekten Steuern auf die
Lohn- und Gehaltsempfänger abgewälzt worden sind.
Es mußte auch der „Vorwärts", der sonst mit Ihnen
durch dick und dünn geht, am 22. Oktober v. I. fest¬
stellen, daß es so nicht weitergeht, weil durch die
Geldentwertung alle Lasten auf die breiten Massen
abgewälzt werden. Es sind 9N Prozent der direkten
und indirekten Steuern, die die deutsche Arbeit-
nehmerschllft aufzubringen hat, Die übrigen zehn
Prozent, so könnten Sie sagen, weiden vom Besitz
aufgebracht, etwa durch das Rotopfer, die Gewerbe¬
steuer, die Grundsteuer, (Abg. Elfes: Das stimmt ja
gar nicht!) Aber Sie werden die Tatsache nicht weg¬
leugnen können, daß jede, aber auch jede Steuer
abwälzbar ist für denjenigen, der im Besitz der Pro¬
duktionsmittel ist. Er kann sie in seine Preise ein-
loltulieren, und, daß sie einkalkuliert worden sind,
z^igt Ihnen der Stand, in dem sich -heute die deutsche
Privatwirtschaft befindet. Noch im vorigen Jahr
am 3U. August wurde im „Berliner Tageblatt" von
dem Schwerindustriellen Arnold Rechberg ein Artikel
über die Reparntionsfrage geschrieben. Bei der
Gelegenheit stellte ei fest, „daß die deutsche Industrie
i'l die allgemeine Verelendung des deutschen Volles

und des Staates nicht hineingezogen worden sei".
Er sagte, es sei die deutsche Industrie, die die deutschen
Reichtümer vor dem Kriege geschaffen habe, und diese
Reichtümer vereinige sie heute noch in ihren Händen.
Das sei ein günstiger Umstand für die Industrie, und
dieser Umstand sei dadurch herbeigeführt worden, daß
infolge der geringen Produktionskosten in der
deutschen Industrie die deutsche Industrie eine gute
Absatzmöglichkeitund gute Gewinne in den Ländern
mit hoher Valuta gehabt habe. (Abg. Elfes: Mo
steht das?) Im „Berliner Tageblatt" vom 30. August
vorigen Jahres. Der bekannte Schwerindustrielle
würde dies nicht festgestellt haben, wenn es nicht den
Tntsachen entspräche. Er hat es da feststellen müssen,
weil er bei der Gelegenheit andere Konsequenzen
daraus ziehen wollte, nämlich den Franzosen schon
einen bestimmten Teil des deutschenSachwertes, des
deutschen Grund- und Bodenbesitzes anzubieten, um
auf eine solche Art und Weise die sogenannte Wieder-
herstellungsflage zu lösen.

Die deutsche Industrie hat systematisch die Er¬
füllung des Veislliller Friedensvertrages sabotiert.
Es ist noch nicht lange her, daß auch das Organ der
Deutschen Volkspartei, die „Kölnische Zeitung", bei
jeder Gelegenheit über die Erfüllungspolitit ge¬
schimpft und die hinter ihr stehenden Kreise aufge¬
fordert hat, die Koalitionsregierung, trotzdem sie
steuerlich nur so schwach zngriff, nicht zu unterstützen.
Mittlerweile ist in dieser Politik ein Wendepunkt
eingetreten. Man hat eingesehen, daß man diesen
Staat als Instrument zur rücksichtslosen Ausbeutung
benutzen kann, und, als nun der Ruhreinmarsch er¬
folgte, da hieß es: nationaler Widerstand! Was
konnten Sie von der bürgerlichen Seite zu diesem
nationalen Widerstand hinzutun? Sie tonnten
weiter nichts, als Ihre Finanzkraft durch den Staat
der passiven Abwehrfront zur Verfügung zu stellen.
Haben Sie das getan? Haben.Sie von der bürger¬
lichen Seite und die hinter Ihnen stehenden Wirt-
schaftskreise nicht vielmehr systematisch die Gold-
anleihe sabotiert? Hat nicht am 5. April in Düssel¬
dorf auf der Generalversammlung der Landwirt¬
schaftlichen BerufsgenossenschllftHerr Dr. Backhaus
unter dem Beifallsgelächter und Grinsen der an¬
wesenden Großagrarier, vom Grafen Spee bis zum
letzten Bäuerlein, erklärt: „Man müßte uns schon mit
Zuchthaus und Polizei kommen, ehe wir unsere Ge¬
winne in Goldanleihe oder in deutschen Papieren
anlegen würden. (Abgeordnete Fräulein Otto: Hört!
hört!) Der Herr Landeshauptmann wird Ihnen sagen
tonnen, daß das ein Wort am unrechten Platze ge¬
wesen ist: er hat bei der Gelegenheit einmal nach
mir herübergeschielt. (Heiterkeit.) Ich möchte das
hier feststellen als Kennzeichen für die Gesinnung,
die heute in breiten Kreisen des deutschen Besitzes
vorherrscht, sich zu retten in die Anslandwährung,
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seine Sachwerte im Auslande anzulegen, die gewlll«
tigen Gewinne, die man durch die Ausbeutung der
deutschen Bodenschätze und der deutschen Arbeits¬
kräfte gewonnen hat. dem steuerlichen Zugriff des
Staates zu entziehen. Am 28. Oktober vorigen
Jahres schrieb der bekannte sozialdemokratische
Staatssekretär a. D. Dr. August Müller im „Kölner
Tageblatt" einen Artikel „Nachdenklichesaus Ruh'
land". Am Schluß kam er zu folgendem Ergebnis!

„In Deutschland wird oon Tag zu Tag der
Staat schwächer gegenüber den Mächten des Wirt¬
schaftslebens. Die Ohnmacht der Staatsorgane
wächst in demselben Tempo, in dem der Dollar»
kurs steigt."
Das können wir heute feststellen. Wir sind alle

Zeuge davon geworden, daß die Ohnmacht der
Staatsorgane tatsächlich in demselben Tempo g^
wachsen ist, wie der Dollarlurs von 8 Mark bis auf
12N00NMark stieg. Der Staat hat es nicht ver¬
mocht, die Kreise der Industrie, der Vantwelt und
des Handels zu den Leistungen heranzuziehen, die sie
unbedingt nach ihren Kräften leisten tonnen und
müssen. Sie oon der bürgerliche» Seite wissen genau,
daß es die Haltung der deutschen Industriellen ge¬
wesen ist, die das deutsche Ansehen im Auslande voll¬
ständig zerstört hat. Und wenn Sie an dieser Stelle
Protest erheben gegen die Maßnahmen der fran
zösischen kapitalistischenRegierung, so sage ich Ihnen'
Vom allgemein menschlichenund auch vom'prole¬
tarischen Standpunkte aus ist diese Gewaltherrschaft
Frankreichs auf das nllerschärfftc zu verurteilen, und
wir bekämpfen sie null, auf das schärfste. Aber Sie von
Ihrem Standpunkte aus, vom Standpunkte der
kapitalistischen Wirtschaftsweise, haben nicht das
Recht, darüber zu jammern, da Sie im gleichen Falle
das Gleiche tun würden. Herr I>, Nreitscheid oon
der S. P. D. und oon den Demokraten Herr Erkelenz
haben in London feststellen können, daß es die
deutschen besitzenden Kreise gewesen sind, die das
deutsche Ansehen im Auslande zerstört haben. Vom
Standpunkt der rein kapitalistischen Weltmoral aus
hat Deutschland gegenüber Frankreich, als Staat be¬
trachtet, Unrecht. Sie können nicht erwarten, daß ein
kapitalistisches Frankreich vom Standpunkte allge¬
mein menschlicher Moral rein , wirtschaftliche und
politische Machtfragen betrachtet. Deshalb werben
auch alle Ihre Appelle an die Nachgiebigkeit der
Sieger und an die Weltmornl vergebens sein, Sie
mögen es in einer Form ausdrücken, wie Sie wollen.
Es werden die militärischen und die wirtschaftlichen
Gesichtspunkte Frankreichs sein, die letzten Endes zu
einer sog. Verständigung führen werden. Wir wissen
genau, diese Verständigung wird von Ihnen und von
Ihren Vertretern im Reichsparlament so gedeichselt
werden, daß die Lasten der Verständigung auf das
Hand- und topfarbeitende Proletariat in Deutschland

und Frankreich abgewälzt werden. (Sehr richtig!
links.)

Der Herr Landeshauptmann sagte, es hätte im
Dezember vorigen Jahres nicht vorausgesehen weiden
tonnen, daß dieser rasende Niedergang erfolgte.
Haben wir Ihnen nicht bei jeder Gelegenheit, auch
hier in diesem Plenum, diese Dinge vorausgesagt?
Ich erinnere an die Worte, die mein Frattionstollege
Schröer im Dezember anläßlich der Nachtiagsbewil-
ligung gesprochen hat: er sagte'

„Das Verbrechen, das Sie begangen haben,
fängt nach und nach an, sich so recht zu kristalli¬
sieren. Die Pump- und Schuldenwirbschaft hat so
enorm zugenommen, daß sie Ihnen über den Kopf
wächst. Aber wenn Sie glauben, mit Ihren Mit¬
teln die Schuldenwirtschaft beheben zu können, so
werden Sie in ganz kurzer Zeit ein noch viel
größeres Fiasko erleben, als es jetzt bereits ein¬
getreten ist."
Das war im Dezember. Das Fiasko ist heute

allen offensichtlich. Sie werden sich auch erinnern,
daß im vergangenen Jahr unser Freund Theißen ge¬
sagt hat: „Dieses Jahr sind es Millionen, und näch¬
stes Jahr werden es Milliarden sein", und ich füge
hinzu: Wenn Sie nicht rechtzeitig eingreifen, und Sie
werden nicht rechtzeitig eingreifen, dann werden wir
nächstesJahr mit Villionen zu rechnen haben, und die
werden Sie genau so abwälzen wie bisher auf die
breiten Massen der besitzlosen Schicht in Deutschland.
Die Frage ist deshalb von unserem Standpunkte aus
so zu stellen'. Wer zahlt die Kosten, auch die Kosten
zur Aufrechterhaltung der Prouinzialverwaltung?
Das ist lediglich eine Machtfrage, und diese Machtfragc
wird, weil Sie heute noch die Macht haben, in Ihrem
Sinne gelüst werden. Wir sagen auch von dieser
Stelle aus der Arbeiterklasse' Ihr werdet keinen
Neallohn erhalten, der auch nur annähernd dem der
Vorkriegszeit angepaßt ist, wenn Ihr nicht gewillt
seid, mit der Politik zu brechen, in der kapitalistischen
Wirtschaft mit der kapitalistischen Gesellschaft sog,
„gemeinsame Volksinteressen" zu vertreten. Deshalb
sagen wir Ihnen von der bürgerlichen Seite: Wir
haben in Anbetracht der vorliegenden Verhältnisse
und in Anbetracht Ihrer Sabotage durchaus keine
Veranlassung, diesen Etat zu bewilligen, der wohl
seinem Zwecke nach, wenn wir im Besitz der Staats¬
macht wären, auch von uns voll und ganz bewilligt
und noch in weiterem Maße ausgebaut würde. Wir
können Ihnen nicht die Mittel bewilligen, denn Sie
legen sie ja heute nicht auf die Schultern derer um,
die wirtlich die Lasten tragen tonnen, sondern auch
diese Mittel werden wieder von der Allgemeinheit
genommen. Und was ist die Allgemeinheit in Ihren
Steuergesetzen? Es ist weiter niemand als die große,
breite Schicht des Hand- und topfaibeitenden Prole¬
tariats in Deutschland. Deshalb haben meine
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Freunde beschlossen,auch diesen Etat, besonders in
Anbetracht der vorliegenden wirtschaftspolitifchen
Verhältnisse i» Rheinland und Westfalen, auf das
entschiedensteabzulehnen.

Vorsitzender !','. Juries: Nach einer Verstän¬
digung unter den Parteien im Aeltestenrat sollen zu
dieser ganzen Tagesordnung die einzelnen Fraktionen
eine längere Redezeit als 45 Minuten nicht haben.
Diese Redezeit hat die Kommunistische Partei er¬
schöpft, unter Uebeiischieitung uon einer Minute,
(Heiterkeit.) Das Zentrum hat 38 Minuten in An.
spruch genommen,' ihm stehen also noch ? Minuten
zur Verfügung. Der Arbeitsgemeinschaft stehen
noch 3N Minuten zur Verfügung, der Vereinigten
Sozialdcmokratischen Partei noch N Minuten.

Es sind noch folgende Antrage eingelaufen:
Antrag des Abgeordneten Haas:

„Der Provinziallandtag wählt eine zehngliedrige
Büchereikommission, die die Aufgabe hat, die
Büchereien fämtlicher Anstalten durchzuprüfen und
über Reuanschaffungen und Ausmerzung von
Büchern zu entscheiden."
Ein weiterer A nt r a g d e s A b g e o r dn e t e n

Haas:
„Der Provinziallandtag beschließt,die im Etat

der Blindenanstalten eingesetzte Summe für
Bücherei, Zeitschriften und Lehrmittel uon 2 <?(><)N0
Mark auf 5.5 Millionen zu erhöhen."
Diese beiden Antrage würden zur Fachkom¬

mission II gehen.
Herr Abgeordneter Knab hat dann noch folgende

Anträge der Fraktion der K. P. D. vorgelesen:
1. „Um die an den Piouinzinlanstalten tätigen

Handwerker den Pflegern gleichzustellen bei ihrer
Uebernahme in das Bemntenverhältnis, erfolgt
diese nach 7 Jahren. Das Nesoldungsdienstalter
usw. der bereits in das Beamtenuerhältnis über¬
nommenen Handwerker ist entsprechend abzu¬
ändern."

2. „Der Prouinzialausschuh wird beauftragt,
die Einrichtung „weltlicher" Fürsorgeeiziehungs-
llnstalten in Angriff zu nehmen, damit beim In¬
krafttreten des Reichsjugendwohlfllhrtgefetzes An¬
stalten vorhanden sind, in welche die Ueberführung
der in Frage kommenden Schüler stattfinden kann.
Dem nächsten Provinziallandtag ist uon den aus»
geführten Vorbereitungen Kenntnis zu geben."
Ich möchte vorschlagen, auch diese beiden Anträge

dem Fachausschuß II zu überweisen.
Das, Wort hat zunächst der Herr Landeshaupt¬

mann.
Ich bitte, das Rauchen hier im Saal und auf den

Tribünen zu unterlassen.
Landeshauptmann Qr. Horion: Meine Damen

und Herren! Wenn ich kurz auf die Ausführungen
der Zerren Vorredner, soweit sie sich mit der Pro-

uinzilllverwaltung beschäftigt haben, und das war ja
der kleinere Teil der Ausführungen (Abg. Adams:
Sehr richtig!), eingehen darf, so ist zunächst nicht zu
verkennen, daß über den Ausführungen der Redner
eine gewisse Resignation schwebte, einmal eine
Resignation in bezug auf die Ziffern, die in den
Haushaltsplan eingesetzt sind, und in bezug auf die
Möglichkeit, diese Ziffern einzuhalten. Das ist ver¬
ständlich und ja auch von mir in meinen ersten Aus¬
führungen schon hervorgehoben worden. Es wird tat¬
sächlich nicht anders angehen, als daß der Prouinzial-
ausschuß sich nicht an diese Ziffern sklavisch binden
kann, sondern daß er das Recht für sich in Anspruch
nehmen muß, über!die formellen Ziffern hinaus der
Wirklichkeit Rechnung zu tragen. Mag das auck
etatsrechtlich und gesetzlich vielleicht etwas bedenklich
erscheinen; in den außergewöhnlichen Zeiten, in
denen wir heute leben, müssen auch außergewöhnliche
Mittel angewandt werden, und das Höchste ist nicht
die Befolgung der Form, des Wortlautes "der Ne¬
stimmungen, sondern die Durchführung der uns an¬
vertrauten Aufgaben. Aber die Resignation zeigte
sich auch nach einer anderen Richtung, und zwar habe
ich diese Resignation besonders aus den Aus-
führungen des Herrn Abgeordneten Haas ent¬
nommen, ^err Abg. Haas hat durchaus zutreffend auf
die außerordentlichen Schwierigkeiten hingewiesen,
die wir aus finanziellen Gründen fetzt haben, um
unsere Wohlfahrtspflege heute aufrecht zu erhalten,
die Schwierigkeiten, daß auf der einen Seite die
Aufgaben der WohlfaHrtspflenc unneheuer wachsen
und daß auf der anderen Seite in demselben Per
bältnis die Mittel, die uns zur Verfiiaung stehen,
abnehmen. Allerdings alaubc ich für die Priouinzial-
verwnltung in Ansvruch nehmen zu können, daß sie
bisber in einen Abbau der Wohlfahrtspflege im
wesentlichen noch nicht eingetreten ist. fondern mit
allen Mitteln versucht hat. ihre Aufgaben im bis-
heriacn Umfange durchzuführen. Wenn die Anstalt
Galkhaüsen aufgegeben worden ist. so hat das ja auch
seinen Gründ darin, daß während des Krieges die
ZM der unterzubrinaenden Geisteskranken sich be¬
deutend vermindert bat und wir auch heute noch nicht
wieder auf dem Stande der Vorkriegszeit an¬
gekommensind. Auf der anderen Seite darf ich aber
beispielsweise darauf hinweisen, daß die Prouinzial-
ucrwllltung das neue Gebiet der Krnppelfürsorge in
vollem Umfange in Angriff genommen hat und auch
schon dazu übergegangen ist. eine eigene Anstalt zu
diesem Zwecke einzurichten. Dem preußischen Wohl
fahrtsminister ist durch das Gesetz die Möglichkeit
gegeben, für die Proninzialncrwaltungen anzuordnen,
daß das Krüppelfüisorgegesetz für Kinder bis zu
sechs Jahren vorläufig keine Geltung haben soll,
wenn die Provinzen nicht die nötigen Mittel haben,
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um die Aufgabe durchzufühlen. Die Rheinische
Provinzialverwaltung ist von allen preußischen
Vrovinzialv^rwnltungen dir einzige gewesen, die oon
dieser Dispensmöglichteit keinen Gebrauch gemacht
hat und auch keinen Gebrauch machen wird. sViavo!)

Richtig ist, daß sich die Landesoersicherungsanstalt
in einer besonderen Notlage befindet. Wenn auch
die Landesuersicherungsanstalt hinsichtlich der fach-
lichen Seite ihrer Verwaltung nicht der Kompetenz
des Landtages unterliegt, sondern nur ihre Ver¬
waltungsausgaben von ihm festgestellt werden,
so mutz doch im Zusammenhang hiermit mit
Recht auf diese Tatsache hingewiesen werden.
Die Landesversicherungsanstnlt hat nicht das Ne-
steuerungsrecht hinter sich, mit Hilfe dessen sie
sich die notwendigen Mittel für ihre Aufgaben
unter allen Umständen beschaffen kann. Aber
das Allerbedenklichste,was unbedingt geändert wer¬
den mutz, ist, datz das Neich sich nicht dazu ent¬
schließen kann, für die Beamten der Landes-
oersicherungsanstalt wie für alle anderen öffentlichen
Beamten auch die Besoldungszuschüssezu zählen. Es
ist freilich an einer Stelle im Gesetz über die Landes-
versicherungsanstalten gesagt, datz diese Anstalten
ihre Kosten selbst zu tragen haben, und auf diese
formelle Gesetzesbestimmungstützt man sich, um diese
Forderung abzulehnen, obwohl es sich bei der Aus¬
führung der Aufgaben der Lnndesverstcherungs-
anstalten vor allem auf dem Gebiete der Heilfürsorge
um genau dieselbe Art der Tätigkeit handelt, die
auf diesem Gebiete die Piovinzialverwaltungen und
die gvotzen Städte ausüben. (Lehr richtig!) Das ist
es, was die Landesuersicherungsanstalt allmählich
finanziell erdrückenmutz und es ihr unmöglich macht,
in dem bisherigen Umfange die von ihr über¬
nommene Heilfürsorge fortzuführen. Ick, kann aber
doch zum Troste mitteilen, datz in den letzten Tagen
nicht nur weitgehende Versprechungen auf diesem
Gebiete von Berlin aus gemacht, sondern der
Landesuersicherungsanstalt auch schon Mitteb über¬
wiesen worden sind, und datz insbesondere die in
Aussicht genommene Einstellung des Kindercheiluer-
fllhrens vorläufig nicht notwendig sein wird. Die
Mittel für dieses Kindelheilverfahren sind inzwischen
aus bestimmten Quellen zur Verfügung gestellt
worden. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Was nun das be¬
sonders eingehend erörterte Gebiet der Fürsorge¬
erziehung angeht, so ist es ja nicht zu vermeiden, datz
die Ansichten über die Durchführung der Fürsorge¬
erziehung weltanschaulich auseinandergehen. Wenn
schon die Ansichten in bezug auf die Schule, die doch
nur einen kleinen Teil der Erziehung des Kindes
in einigen Stunden des Tages zu leisten hat, aus-
einnnver^ehen, so ist es klar, datz in bezug auf die

Frage, wie das Kind überhaupt zu erziehen ist, die
Ansichtensich nach Weltanschauungen trennen müssen.
Hier können wir nur zu einem Frieden kommen,
wenn wir dafür sorgen, datz jedem sein Recht wird,
(Abg. Haas! Sehr richtig!) Das bisherige Fürsorge
erziehungsgesetz hat den Konfessionslosen ihr Recht
nicht werden lassen. Es spricht grundsätzlichnur von
einer konfessionellen Erziehung. Das ReichZjugend-
wohlfahrtsgesetz hat diese Bestimmungen geändert
und eine besondere Bestimmung eingefügt, die sich
auf Vte Erziehung derjenigen bezieht, die keimn.
Bekenntnis angehören. Allerdings ist das Inkraft¬
treten dieser Bestimmung durch das Einfühiunys-
gcsetz zum Reichsjugendwohlfahrtsgesetz vorläufig
noch bis zum 1. April 1926 hinausgeschoben, so datz
voraussichtlich bis dahin rechtliche Verpflichtung?«
auf diesem Gebiete nicht bestehen. Das wird aber
nicht hindern, datz man aus sachlichen Gründen ietzt
schon versucht, in der Fürsorgeerziehuna schiedlich-
friedlich nebeneinander zu arbeiten. Wir haben
bereits eine Fürsoroeerziebung für katholische
Kinder, die mit katbolischenMitteln und unter voller
Ausnutzung der Mittel, die die katholische Kirche
auf erzieherischem Gebiete bietet, arbeitet. Wir
haben dasselbe auf evangelischemGebiete für eoanae
lische Kinder, und wir werden das oleiche auch für
d>e konfessionslosenKinder haben müssen. Aber sei?!
schon Anstalten für konfessionsloseKinder einzurichten,
darüber wird sich in diesem Landtnae meines
Trachtens ein Beschluß noch nicht fassen lassen.
Zunächst mutz das preußische Ausfühiunnsaesetz zum
Iuaendwohlfahrtsaesetz aboewartet werden, da^
möolicherweise auch auf diesem Gebiete noch Vor
schriften brinnt. Dann ist die Vedürfnisfraoe auch
durchaus noch nicht aeklärt. Der Vrovinzialausscklutz
wird sich in einer seiner nächsten Sitzunaen ausfübr
lich m't der Fraae befassen müssen. Er wird da:m
zunächst die Frage prüfen müssen' Wer ist konfessions
los? Das steht durchaus nicht fest. Insbesondere
kann man nicht Innen, datz etwa diejenwen K'nder
die in der weltlichen Schule sich befinden, konfessirms
los seien. Das wird auch von mak"ebenden Kreisen
der Sozialdemokratie ganz entschieden bsttritten.
sZuruf lmks! Daran denken wir oar nicht') So
stand z. V. in der ..Rne'nilchen Zeituna" ein Aufsatz,
in dem mit oroster Entrüstuno daraeleot wurde, daß
ein katholischer Kavlan ein Kind der freien Schule
nicht mit zur ersten heilioen Kommunion hotte
nehmen wollen. Wenn, die Auffassung richtig wäre,
daß alle Kinder der freien Schule konfessionslos seien,
so wäre zur Entrüstuna leine Veranlassung und der
Artikel vollständig verfehlt gewesen. (Sehr richtig!
links.) Diefe Frage wird also zunächst rechtlich nach
Matzgabe der Gesetzgebungzu prüfen sein. Bis jetzt
haben wii ja nichts anderes als den Ämtsgerichts
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beschluß, mit dem uns die Mnder überwiesen weiden.
Nach dem Inhalt dieser Beschlüsse haben wir bi;
heute in der ganzen Rheinprovinz 15 konfessionslose
Fülsorgezöglinge. Sie werden einsehen, daß es nicht
möglich ist, hierfür Anstalten zu errichten, denn Cw
müssen doch immer bedenken, daß die Zöglinge sich
nicht in einer einzigen Anstalt unterbringen lassen,
Es sind aus erzieherischen Gründen immer vier
Anstalten zu unterscheiden- für schulpflichtige und
schulentlassene,für männliche und weibliche Zöglinge.
Es wird deshalb darauf hinauskommen, daß die ein-
zelnen Provinzen sich untereinander zusammentun,
indem die eine diese und die andere jene Aufgabe
übernimmt, und daß versucht wird, auf diesem
Gebiete — das betone ich nochmals — seder Richtung
ihr Recht nach dem Gesetze werden zu lassen. Auch
heute bringen wir in einzelnen konfessionslosen
Anstalten in anderen Provinzen schon in geeigneten
Fällen den einen oder anderen konfessionslosen
Fürsorgezögling unter. Wie ich aber bereits sagte,
ist bisher kein wesentliches Bedürfnis hervorgetreten,
und es ist auch, worauf ebenfalls schon aufmerksam
gemacht wurde, nicht anzunehmen, daß etwa mit
Einführung der freien Schule das Bedürfnis in
höherem Matze hervortritt. (Sehr, richtig! links,)

Der Herr Abgeordnete Haas hat dann darauf
hingewiesen, daß aus dem Haushaltsplan sich an ein¬
zelnen Stellen so verschiedenartige Ziffern in bezug
auf Bcamtenzahl und Ertrag der Landwirtschaft bei
einzelnen Anstalten ergäben, datz dort nach dem
Rechten gesehen weiden müsse. Es ist richtig, daß die
Anstalten von der Zentralstelle aus sowohl in bezug
auf die Veamtenzahl als auch in bezug auf die lan^
wirtschaftlichen Betriebe einer ständigen Ueber-
wachung, Anregung und Unterstützung bedürfen, die
auch durchgeführt werden soll und durchgefühlt wird,
soweit nicht die jetzigen- Verlehrsschwierigkeiten uns
auch da hindernd im Wege stehen. Aber die Zahlen
des Etats sind doch da immer mit nutzerordentlicher
Vorsicht zu lesen. Die Anstalten sind individuell
alle ganz verschieden gestaltet. Die Unterschiede
können auch meistens sofort sachlich aufgeklärt werden.
Der Ertrag der Landwirtschaft pro Hektar schwankt
zwischen l und 1,8. Das wird, glaube ich. kein Land¬
wirt auffällig finden, der bedenkt, datz es sich um
Anstalten in den verschiedenstenGegenden der Rhein¬
provinz handelt. In der einen Gegend ist Sand'
voden, in der anderen fruchtbarster Ackerboden. Es
kommt weiter hinzu, datz auch der Devisor, d. h. die
Anzahl der Hektare, durch die der Ertrag dividiert
wird, bei den einzelnen Anstalten ganz verschieden
ist, datz dagegen der Viehbestand,'der sa auch einen
großen Ertrag abwirft, sich immer der Größe der
Anstalt anpassen mutz. Infolgedessen kommt in
Andernnch mit dem verhältnismäßig kleinen llmfa»^

des landwirtschaftlichen Grundbesitzes ein verhältnis-
mätzig hoher Reinertrag heraus, und in Vedburg-
Hau ist das Umgekehrte der Fall. Es soll aber auf
diesem Gebiete den Vergleichsziffern noch näher nnch>
gegangen werden. Im übrigen ist ein ansführlicher
Bericht über die landwirtschaftlichen Netriebe der
Provinzialanstalten erschienen, er ist in diesen Tagen
fertig geworden, und den Herren Abgeordneten, die
sich speziell dafür interessieren, steht ein Exemplar
davon zur Verfügung.

Die Frage der Schaffung der neuen Hausordnung
und der Nachprüfung der Bibliotheken hat nicht den
erwünschten Fortgang genommen aus den Gründen,
die ich schon in meiner Einleitungsrede andeutete.
Unsere Anstalten liegen durch die ganze Provinz
zerstreut. Es ist hier nur möglich, die nötigen Vor¬
arbeiten zu treffen, wenn man die Vertreter der
einzelnen Anstalten zusammenkommen lätzt und mit
ihnen die Angelegenheit bespricht. Heute ist es aber
ganz unmöglich, die Vertreter der Anstalten
zusammenkommen zu lassen, und auch für die von
Herrn Haas vorgefchlagenezehngliedrige Kommission,
die sich doch auch aus der ganzen Rheinprouinz
zusammensetze»mutz, sehe ich im Augenblick keine
Möglichkeitdes Zusammentretens. Im übrigen wird
aber über beide Fragen der Prooinzialnnsschuß schon
demnächsteine Vorlage bekommen.

Den Schwierigkeiten und Gefahren, die unserer
Wohlfahrtspflege für die Zukunft bevorstehen, wird
in großem Umfange dadurch begegnet werden müssen,
daß versucht wird, mit möglichst geringen Mitteln
möglichstviel zu leisten. In dieser Hinsicht begrüße
ich es, daß Herr Abgeordneter Elfes das bisherige
Verfahren der Provinzialuerwaltung, die freie
Liebestätigkeit auf diesem Gebiete auch heranzuziehen
und die Wohlfahrtspflege nicht in amtlichen Händen
zu monopolisieren, namens seiner Partei anerkannt
hat. Dieses gemischteVerfahren, das wir bei der
Provinz haben, halte ich auch für die Zukunft für
das richtige. Es gibt Provinzen, die ganz nach dem
einen Prinzip verfahren und nur Provinzialanstalten
haben — nebenbei bemerkt sind dieselben zurzeit auf
finanziellem Gebiete sehr unglückselig daran —. es
gibt auch Provinzen, die ganze Wohlfahrtsgebiete
lediglich mit privaten Anstalten betreiben, beispiels¬
weise die Provinz Westfalen, die ja die ganze
Fürsorgeerziehung lediglich mit Privatanstalten
betreibt und keine Provinzial-FUlsorgeerzichungs-
anstaltcn hat. Wir in der Rheinprovinz haben auf
allen Gebieten das gemischtePrinzip. Dieses Prinzip
wollen wir auch in Zukunft beibehalten, und ich
glaube, daß wir auch in Zukunft gut dabei fahren
werden.

Es ist dann weiter von verschiedenenRednern
darauf Hingewiese»worden, daß die Neuauflage de-
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Handbuches doch wohl etwas verfrüht sei. Ich gebe
zu, daß man darüber verschiedenerAnsicht sein kann.
Meine Absicht bei dem Vorschlage,das Handbuch neu
herauszugeben, war vor allem die, die Selbstver-
waltungsorgnne, Provinziallandtag und Provinziell-
Ausschuß, noch intensiver zur Verwaltung heranzu¬
ziehen, als es jetzt der Fall ist. Das ist aber in
bequemster Weise dann möglich, wenn Ihnen einmal
eine Uebersicht über die Einrichtungen der Provinzial-
Verwaltung, auch über die Anstalten und die
Straßenvenwaltung, geboten wird, und das glaubte
ich mit einer Neuauflage des Handbuches zu er¬
reichen. Vielleicht wird sich in der Kommission eine
Form finden, die es uns ermöglicht, an dem Hand¬
buch weiter zu arbeiten, damit wir die Gewißheit
haben, daß die Arbeit, die dafür geschieht,hinterher
auch ihren Zweck hat, ohne daß wir die Sache im
Augenblicküberstürzen.

Der Herr Abgeordnete D,>. Kaiser ist dann auf die
Frage der Reformen innerhalb der Verwaltung ein¬
gegangen und hat sich nach den Arbeiten der zu diesem
Zwecke eingesetztenKommission erkundigt. Es ist in
der Verwaltung, wie in allen städtischen Verwal¬
tungen, eine Kommission unter der Leitung eines
Landesrats und unter Beteiligung der Beamten
sämtlicher Ranggruppen eingesetzt worden, die in
einer umfanareichen und vorzüglichen Arbeit die
Ergebnisse ihrer Tätigfeit niedergelegt hat. Der
Prcwinzilllausschuß hat dann ebenfalls eine Kom^
Mission eingesetzt, die näher prüfen soll, welche
Konsequenzen aus diesen Feststellungen zu ziehen
sind. Auch hier hat die Schwierigkeit des Weitcr-
arbeitens daran gelegen, daß es schwer ist, diese
Prouinzialkommission zusammenzubringen. Ich hoffe
aber, daß es, besonders nach der heutigen Rücksprache
mit den Herren, in Välde der Fall ist und daß wir
dem nächsten Landtage vielleicht Vorschläge auf
diesem Gebiete zugehen lassen können,

Run muß ich doch noch mit einem Auge einmal
zum Herrn Abgeordneten Knnb hinüberschielen.
(Heiterkeit.) Ich will zwar auf seine umfangreichen
theologischen Ausführungen, insbesondere über die
russischeKirche, nicht eingehen, da ich mich darauf
auch nicht in diesem Umfange verstehe. (Sehr richtig!)
Nur auf einen Punkt möchte ich eingehen, auf die
Vorwürfe, die er gegen einen Teil meiner Beamten
erhoben hat. Er hat behauptet, daß er als Mitglied
des Provinzilllausschusses bei einer Besichtigung von
Anstalten nicht in gebührender Weise aufgenommen
und behandelt worden sei. Meine Damen und
Herren! Ich begrüße es sehr, daß die Anstalten von
Mitgliedern des Pvovinzialausschusses recht fleißig
besucht werden. Und der Herr Abgeordnete Knnb
macht den allerfleißigsten Gebrauch von diesem Recht.
Er besucht die Anstalten, bestellt sich die leitenden Ve-
umten, besucht sie auch anßerhnlb der Dienstzeit und

verlangt dann, daß die leitenden Beamten ihn um
1 oder 2 Uhr noch begleiten. Er nimmt dann die
entsprechenden Feststellungen vor, hält meistens an,
Schlüsse noch eine Konferenz mit dem Betriebsrat,
getrennt von dem Direktor ab, und die Ergebnisse
kommen uns dann manchmal in Anfragen und An¬
trägen beim Provinzialau'sschuß zu Gesicht. Ich habe
schon manchmal gefragt, ob dieses Verfahren in der
vorliegenden Weise haltbar ist. (Zurufe! Nein!)
Ich glaube, daß die Provinzialbeamten weit eher
Grund haben, sich hier zu beklagen, als der Herr Ab¬
geordnete Knab. (Zustimmung.) Ich habe den
Herrn Abgeordneten Knab, nachdem er mir von
einem angeblichen Falle, wo er nicht gebührend be¬
handelt morden sei, Mitteilung gemacht hat, gebeten,
mir den Fall anzugeben. Er hat das bis heute
nicht getan. Eben erst ist er damit hervorgetreten,
(hört, hört!) Er hat angegeben, es sei bei einer
Besichtigung der Anstalt Bonn gewesen. In Bonn
ist Herr Knab nun nicht von dem Direktor, auch nicht
vom ersten Oberarzt, sondern von einem anderen
Oberarzt geführt worden. Nun ist es interessant, daß
Herr Knab auf den Herrn einen viel, viel günstigeren
Eindruck gemacht hat, als er selbst angenommen hat.
(Heiterkeit.) Ich habe einen Bericht über die Besich¬
tigung durch Herrn Knnb vorliegen,' dieser Bericht
schließt mit den Worten? „Im ganzen war es einer¬
seits eine Freude, einen von Interesse getriebenen
Herrn, der sich sachlich orientieren wollte, durch die
Anstalt zu führen und seine Fragen zu beantworten.
Andererseits ist es unverkennbar, daß in manchen
Fragen von Herrn Knab ein Mißtrauen und eine
Voreingenommenheit zutage tritt, die mir nicht
sachlich, sondern nur durch politische Einflüsse oder
Ziele erklärbar ist." (Heiterkeit.) Allerdings wird
der Schlußeffett der Besichtigung Herrn Knab nicht
sehr gefallen haben. Er hat nämlich auch die
dankenswerte Gewohnheit, am Schlüsse die Beamten
zu fragen, ob sie irgendwelche Wünsche hätten, die
er vertreten könne. Der führende Beamte hat es ab¬
gelehnt, sich in bezug auf persönliche Wünsche Herr»
Knab gegenüber zu äußern, hat aber gesagt, wenn
er dem Herrn Knab gegenüber einen Wunsch geltend
machen dürfe, den er vertreten wolle, dann möge er
doch dafür eintreten, daß der schematische Achtstunden¬
tag im Krantendienste in der Anstalt abgeschafft
würde, weil er sachlich unberechtigt sei. Den Wunsch
hat aber Herr Knab bisher im Provinzialausschuß
noch nicht weitergegeben. (Heiterkeit.)

Meine Damen und Herren! Darüber hinaus
möchte ich nochmals betonen, daß gerade in der
schweren Zeit, in der wir uns befinden, ich eine
sachlicheMitarbeit" der Mitglieder des ProumZial-
uusschusses und des Prouinziallandtages außer¬
ordentlich begrüße und ich es auch sehr begrüßen
würde, wenn die Anstalten noch mehr als bisher be-
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sichtigt würden. Freilich muß bei diesen Besich¬
tigungen auf den Zweck der Anstalten in etwa Rück¬
sicht genommen werden. Insassen einer Anstalt
können nicht vorgeführt werden, wie man sich etwa
im ZoologischenGarten die Sehenswürdigkeiten an¬
sieht. Da müssen gewisse Rücksichtenherrschen, die
auch bisher bei allen Besichtigungen, abgesehen von
den Klagen, die ich eben vorgebracht habe, stets im
Auge «behalten worden sind. Infolgedessen haben
auch alle Direktoren mir stets berichtet, daß sie es
sehr gerne haben, wenn Abgeordnete oder Mitglieder
des Proninzialausschnsses die Anstalten besichtigen.
Nur, wenn wir in dieser Weise zusammenarbeiten
und die Organe der Selbstverwaltung der eigentlichen
Verwaltung helfend zur Seite stehen, wird es uns
auch möglich sein, gerade auf dem Wohlfahitsgebiete
über die kommenden schweren Tage, die weit schwerer
sein werden als diejenigen, die wir jetzt haben, hin¬
wegzukommen. (Vlauo!)

Vorsitzender !>,'. Iarres - Das Wort hat Herr
Abgeordneter I','. Wesenfeld.

Abgeordneter !»,'. Wesen seid' Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wenn ich das Wort
ergreife, so geschieht es nicht, um meinerseits noch
Ergänzungen zu dem zu geben, was die Redner
bereits ausgeführt haben, oder einzelne der Aus¬
führungen besonders zu unterstreichen. Wir hätten
allerdings noch mancherlei hinzuzufügen, aber wir
glauben, daß es zweckmäßigersein wird, das zu tun,
wenn die einzelnen Vorlagen der Plouinzialuerwal-
lung morgen oder übermorgen hier zur Beratung
lommen. Dagegen haben wir das Bedürfnis, hier
eine Erklärung allgemeiner Art abzugeben, und zwar
im Anschlußan das, was Herr Elfes hier vorgebracht
hat, indem er zwei Zeitungsartikel zur Sprache
brachte. Herr Elfes hat hier zunächst einen Bericht
aus der „Greifswnlder Zeitung" vom Freitag, den
22. Juni 192A vorgelesen, über Aeußerungen, die ein
Elberfelder Pfarrer bei dem Iahrcsfcst des Gustcw-
Adolf-Vereins in Kreifswalde getan hat. in dem u. a.
die Worte stehen! „Das Ende des Krieges brachte
dem Katholizismus einen Aufschwung. Nr ist der
eine Feind im Lande." Meine Damen und Herren!
Wenn dieser Bericht auch nur annähernd die Aeuße¬
rungen dieses Herrn wiedergibt, so stehen wir nicht
an, das nicht nnr zu bedauern, sondern mit aller
Schärfe zu verurteilen. (Bravo! rechts.) Wir sind
der Ueberzeugung, meine Damen und Herren, daß
die weitesten Kreise des evangelischen Volkes im
Nheinlnnde mit^uns diese Aeußerung als eine außer¬
ordentlich gefährliche uud nach jeder Richtung hin
zu verurteilende Entgleisung eines, einzelnen Herrn
betrachten. (Zustimmung.)

Meine Damen und Herren! Was dann den Be¬
richt in der „Bergisch-Märkischen Zeitung" angeht,
so ist dieser Bericht auch in kleinerem Kreise schon

der Gegenstand mannigfacher Erörterungen gewesen.
Dieser Belicht, der vom 14. Iuui stammt und die
Uebeischrift trägt: „Eine neue Sepnrationswelle, die
Absplitterungsbewegung im Rheinlande", ist, danon
sind wir alle überzeugt, sachlich durchaus falsch. Ich
nehme leinen Anstand, zu erklären, daß wir alle, die
wir die Verhältnisse im Rheinland einigermaßen zu
kennen glauben, nicht nur davon überzeugt, sondern
sicher sind, daß eine solche Versammlung, wie sie hier
geschildert ist, niemals stattgefunden hat. Wenn es
in dem Bericht dann weiter heißt! „Wir halten es
für notwendig, daß sich das rheinische Zentrum, wie
das Reichszentrum, klar und unmißverständlich von
jeder Sonderbestrebung entfernt und daß die Regie¬
rungsstellen die Augen offen halten," so erklären
wir hiermit, daß das rheinische Zentrum diese
Stellung klar und deutlich eingenommen hat. Und
wii haben durchaus keinen Nruno, an den Er¬
klärungen maßgebender Männer der rheinischenZen-
tlumöpaitci zu zweifeln.

Gestatten Sie mir, hier auf zwei Aeußerungen
zurückzugreifen,die in unserem Provinziallandwg am
5. Februar 1923 gefallen sind. Unter dem lebhaf¬
testen Beifall dieser Versammlung hat Herr Abge¬
ordneter !>>. Heß am 5. Februar hier, nachdem er
gesagt hatte, daß in den Jahren lü>!8 und 1919 ge¬
wisse Bestrebungen vorhanden gewesen seien, die aber
nunmehr abgeflaut seien, erklärt:

„Heute lautet die Parole am ganzen Rhein,
rheinauf und rheinrch,daß wir nicht nur zu, Deutsch¬
land gehören, sondern daß wir auch zu Preußen
gehören wollen in der Form, die wir für gut und
für richtig halten."

Meine Dame» und Herren! Wir haben das
Vertrauen, daß die führenden Männer des Zentrums
auf dem B.oden stehen", dei mit diesen Wollen ge¬
kennzeichnetist, und wir eitläien ihnen mit Freuden
dieses Vertrauen hier öffentlich. (Beifall.)

Meine Damen und Herren! Ich habe die Ehre
gehadt, am 5. Februar für die Fiattion del Ar¬
beitsgemeinschaft hier zu sprechen. Ich habe damals
ausgeführt — ich darf wohl den Wortlaut verlesen
—, daß derjenige, der in dieser schwersten Zeit des
Baterlandes sich unterfangen sollte, irgend etwas zu
sagen oder zu tun, was unter uns ein Mißtrauen oder
irgendwelche Zwietracht schaffen würde, ein Ver¬
zechen am Vaterlande begeht. - Das ist der Stand¬
punkt, auf dem wir heute noch stehen.

Gestatten Sie nur noch ein Wort. -~ Meine
Damen und Herren! Der Kampf ist noch nicht vor¬
über. Wir müssen vielmehr annehmen, daß wir noch
vor dem schwersten Teil des Kampfes stehen.. Es
ist von allen Seiten hervorgehoben worden, daß wir
bisher in diesem Kampfe einig gewesen sind, und
wir sehen die Früchte dieser Einigkeit. Aber wir
alle' missen, daß es schwer ist, eine solche Einheiw-
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front unter so schweren Verhältnissen Monate hindurch
aufrecht zn erhalten, daß auch beim ' besten Willen
der Führer hier und da gezischelt und getuschelt wird,
daß leicht etwas aufkommt, was ein leises, schleichen¬
des Mißtrauen erweckt. Bekämpfen Sie dieses Miß¬
trauen, geloben Sie nach dieser Richtung alles zu
tun, und lohnen Sie»— jede Partei der anderen —
Vertrauen mit Vertrauen! Dann ist der Sieg unser,
zum Heile unseres deutschen Vaterlandes. (Veifall.)

Vorsitzender Di-, Iarres - Das Wort hat Herr
Abgeordneter Loenartz.

Abgeordneter Loenartz : Meine uerehrten
Damen und Herren! Ich kann im Namen meiner
Fraktion mit herzlichem Dank und großer Freude
feststellen, daß Herr Abgeordneter Wesenfeld im
Namen der Arbeitsgemeinschaft in so loyaler Weise
diese unglaublichen Entgleisungen, die hier vorge¬
kommen sind, zurückgewiesenhat, indem er sich auf
den Standpunkt stellte, daß derartige Aeußerungen
nicht bloß durchaus ungehörig, sondern absolut un¬
richtig sind. Ich glaube, daß ich namens aller meiner
Freunde spreche, wenn ich in die dargebotene Hand
einschlageund namens des Zentrums.erkläre, daß wir
wie bisher Schulter an Schulter mit den anderen
bürgerlichen Parteien und mit der Linken in einer
einheitlichen Fvont in dem uns aufgezwungenen
Kampfe zusammenstehen wollen. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Ich habe nicht die
Absicht, zum Etat weiter zu sprechen. Es hat ja die
gesamte Etntsberatung, wie der Herr Landeshaupt¬
mann auch schon hervorgehoben hat, sich im Gegen¬
satz zu früher so abgespielt, daß — wenigstens was
die drei ersten Etatsredner angeht — nur kurz zum
Etat gesprochenworden ist, während der vierte Etats¬
redner, wie es auch früher üblich war, eigentlich nicht
zum Etat gesprochenhat. Abe"r es liegt ja auch heute
ein derartiger Druck auf dem Volke, eine derartige
Sorge für die Zukunft, und es beschäftigen uns viel
schwerer wiegende Fragen, als daß wir auf die Ein¬
zelheiten dieses Etats eingehen könnten. Eine
Ausnahme bei den Erörterungen, die ja sonst in einer
durchaus übeieiustimmenoen Weise erfolgten — es
hat da, abgesehen von dem Gebiete der Fürsorge¬
erziehung, eigentlich kaum sachliche Gegensätze ge»
geben —. hat, wie üblich. Herr Abgeordneter Knab
gemacht, der, wie es bei ihm ja wohl so sein muß.
eine etwas erheiternde Note in unsere Verband-
lungen zu bringen pflegt. Es war da für uns von
gany besonderem Interesse, aus der tiefen Lebens¬
weisheit und den vielen Kenntnissen zu schöpfen, die
er uns hier vorgetragen hat, und namentlich seinen
theologischenAusführungen zu lauschen. (Heiterkeit.)
Ich weiß nicht, was die Entschließung des russischen
Kirchenlonzils mit dem Etat der Piovinzialverwal-
tung zu tun hat. Aber es war jedenfalls außei'
ordenilich interessant, oaß Herr Abgeordneter Knab

aus dieser Entschließung auf die Gedankenfreiheit in
Sowjet-Rußland geschlossen und uns dargelegt hat,
wie frei da die Kirche stehe und wie frei da jeder
seiner Meinung, seiner religiösen Ueberzeugung nach¬
gehen könne. Ich glaube, der Herr Abgeordnete
Knab wollte einen Scherz machen, denn er hat doch
sicherlich auch in der Zeitung von der Erschießung der
katholischen Bischöfe und Priester gelesen, die des¬
wegen als Märtyrer ihr Leben haben lassen müssen,
weil sie sich in ihrer religiösen Ueberzeugung nicht
beugen lassen, sondern ihre ehrliche religiöse Ueber¬
zeugung lieber mit dem Blute besiegeln wollten,
(Abgeordnete Fräulein Otto! ihre politische Ueber¬
zeugung, nicht die religiöse!) Meine Damen und
Herren! Wie bei dieser Gedankenfreiheit Ent¬
schließungenin der Sowjet-Republik zustnndekommen,
das kann man sich sehr gut vorstellen.

Herr Kollege Knab hat dann ferner noch in einem
Punkte seiner freundlichen Gesinnung namentlich der
katholischenKirche gegenüber Luft gemacht, indem er
Beschwerde darüber führte, daß in dem Etat für
Denkmalpflege und Heimatschutz 16 katholische
Kirchen zu Unterstützungen vorgesehen seien. Er
findet es unerklärlich, warum die Gemeinden nicht
selbst für ihre Kirchen sorgen. Meine Damen und
Herren! Die Sache liegt so — Herr Knab ist als
Mitglied der Kommission auch genau darüber aufge¬
klärt —-. daß diese Kirchen alle alte Kunstdenkmäler
sind und daß ihre Unterhaltung mit derartigen Kosten
verbunden ist — weil es eben alte, dem Verfall nahe
Bauwerke sind —, daß die Gemeinden weder in der
Lage noch vielfach gewillt sind, diese Kunstdenkmäler
zu erhalten. Die Gemeinden würden in vielen Fällen
billiger fahren, wenn sie neue Kirchen bauten, als
wenn sie die alten ständig unterhielten. Deswegen
muß die Provinz eingreifen, um diese Kunstdenkmäler
vor dem Verfall zu schützen. Daß viele katholische
Kirchen dabei sind, dafür können wir leider nichts,
denn es ist doch einmal so, daß die katholischeKirche
von altersher eine große Förderin der Kunst ist und
daß die meisten unserer Kunstdenkmälei aus dem
Mittelnlter gerade von kirchlicher Seite herrühren.
Ich glaube allerdings, daß die Herren Kommunisten
dafür weniger Verständnis haben, denn ich habe die
Empfindung, daß manche Kreise, die der Kommu¬
nistischen Partei nahestehen, weniger geneigt sind,
Kunstdenkmäler zu errichten, als Ruinen zu schaffen.
(Sehr gut!)

Meine Damen und Herren! Ich komme doMit
zum Schlüsse. Es sind meiner Ansicht nach bei diesen
ganzen Erörterungen eigentlich weitere Gegensätze
nicht hervorgetreten, mit Ausnahme des Gebiets der
Fürsorgeerziehung, wo Herr Haas und Herr Elfe?
in ehrlicher Weise ihre Meinung gesagt und erklärt
haben: Da, gehen eben unsere Meinungen ausein¬
ander. Wir stehen nach wie vor auf dem Standpunkt
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und sind der alten Ueberzeugung, daß für die Er¬
ziehung des Menschen die religiöse Grundlage die
Hauptsache ist. Wir sind der Ueberzeugung, daß die
Werte, die in der Religion mit ihrer Lehre und
ihrem Beispiel liegen, die beste Grundlage für das
Leben bieten und daß die religiöse Erziehung vor
allen Dingen nicht in den Anstalten entbohrt werden
lann, wo die armen Menschenuntergebracht werben,
die schon den Boden unter den Füßen verloren haben
oder ihn zu verlieren drohen. Deswegen werden Sie
Verständnis dafür haben, wenn wir mit allen uns
zu Gebote stehenden Kräften dafür eintreten, daß
die konfessionelle Erziehung unserer Jugend im
weitesten Umfange aufrecht erhalten wird. Wir haben
auch Verständnis dafür, daß man eine andere Auf¬
fassung darüber haben kann, und, wenn die gesetz¬
liche Bestimmung kommt, wonach eine andere Rege¬
lung Platz greifen kann — heute besteht ja, wie der
Herr Landeshauptmann ausgeführt hat, noch das
Gesetz, wonachdie Fürsorgeerziehung konfessionell ist —
so werden Sie uns loyal genug finden, auf den Boden
dieses Gesetzes zu treten. Wir müssen selbstverständ¬
lich aber auch in eine Nachprüfung der Vedüifnis-
frage eintreten, denn das, was nach der Richtung
uns der Herr Landeshauptmann gesagt hat, spricht
ja nicht dafür, daß zurzeit ein besonderes Bedürfnis
bcs^l. (Zuruf llnts: Gott sei Dank!) Wir wollen uns
über diese Dinge hier nicht streiten' wir werden uns
darüber ja noch an anderer Stelle auseinanderzu¬
setzen haben. Die geringen Gegensätze, die vorhanden
sind, wollen und können wir überwinden. Wir haben
Gegensätze in wirtschaftlicher, konfessioneller und
politischer Beziehung. Das Eine aber, was uns eint,
das ist die Liebe zu unserer rheinischen Heimat. Das
muß eigentlich der Ausklang eines jeden Wortes
sein, das hier gesprochen wird. Es ist immer noch
wahr das alte Wort, daß die Gerechtigkeit siegen
wird. Es mag sein, daß eine Zeitlang das Unrecht
des Gegners scheinbar Sieger bleibt. Aber die
Gerechtigkeitmuß siegen, und es wird die Zeit kommen,
wo es auch für unser Rheinland wieder eine
Gerechtigkeit, eine Freiheit gibt. Die Zeit wird dann
kommen, wenn wir fest und entschlossenzusammen¬
stehen. Das -muß das Gelöbnis bei unseren heutigen
Verhandlungen sein. (Bravo!)

Vorsitzender Dr. Iarres: -Das Wort hat Herr
Abgeordneter Steinbüchel.

Abgeordneter Steinbüchel! Meine Damen
und Herren! Nur wenige Worte, denn es bleiben mir
nur noch einige Minuten übrig.

Herr Knab hat in leiner Rede Herm Minister
Severing in scharfer Weise angegriffen. Er hat auch
hier wieder sein altes Temperament und seinen Ruf
als „entuiit tc^i'idl«)" des Hauses bewährt. Er hat
sich darauf bezogen, daß Herr Minister Severing von

verbrecherischenElementen gesprochen hat, und be
hauptet, er habe damit die K. P. D. gemeint. Das
ist mit keinem Wort bewiesen; Herr Severing hat
nicht davon gesprochen. Um kurz darauf einzugehen,
sei bemerkt, daß es richtig ist, daß mit der Notlage
des Volkes — die auch wieder darauf zurückzuführen
war, daß von der kapitalistischen Seite nicht früh
genug mit den Lohnerhöhungen vorgegangen worden
war — die K. P. D. eine starke Agitation getrieben
hat und daß schließlich verbrecherischeElemente dazu
gekommen sind, die die Agitation der Kommunisti
schen Partei weiter getrieben haben zu Plünderungen
und schließlich zu Aufständen. Es mag sein, daß Ihre
Zentrale die Plünderungen usw. nicht gewollt hat,'
aber Sie sind insofern nicht unschuldig daran, als
Sie in Ihrer Presse und in Ihren Flugblättern erst
die Grundlage für diese Plünderungen geschaffen
haben. Die Plünderungen haben Sie schließlich
desavouiert, weil Ihnen die Dinge über den Kopf
gewachsen sind. Aber von einer gewissen Mitschuld
wird man Sie nicht frei sprechentonnen.

Herr Knab hat weiter Herrn Minister Severing
vorgeworfen, daß er kein Wort gegen die Mordhetzc
der Deutschoöltischengefunden habe. Meine Dame»
und Herren! Sie können nicht erwarten, daß ein
Minister hier in einer kurzen Ansprache die Gesamt¬
summe der Probleme von Preußen und dem Reiche
vorbringt. Das ist vollständig ausgeschlossen. Aber
ich möchte Herrn Knab einmal fragen, ob er nicht
die beiden Reden des Herrn Minister Severing aus
den letzten Tagen gelesen hat. die sich fast ausschließ¬
lich gegen die Mordhetze der Deutschnationalen
gewandt haben. Ich glaube, damit wird er zweifellos
doch auch außerordentlich zufrieden gewesen sein.

Ferner sagt Herr Knab, er könne dem Etat nicht
zustimmen. Hier liegt es ja so' Es existiert eine
Anweisung der Zentrale der K. P. D.: Wo man in
der Minderheit ist, stimmt man gegen den Etat, und
wo man in der Mehrheit ist, muß man sich den gesetz¬
lichen Bedingungen fügen. (Widerspruch bei den
Kommunisten.) Das ist die Politik von Kindern,
aber nicht von erwachsenen Menschen.

Wenn schließlich Herr Knab sagt! Früher waren
es Millionen, und nächstes Jahr sind es Billionen,
so mag das schon richtig sein. Es liegt im wesent¬
lichen daran, daß die Sozialistische Partei durch.die
Iersplitterungsarbeit der Kommunistischen M-tei
so geschwächt worden ist. daß sie in Preußen und im
Reiche nicht die Arbeit leisten konnte, die sie hätte
leisten können, wenn Sie von vornherein eine ver>
nünftige Politik mit uns getrieben hätten. Ich bin
überzeugt, es wäre der Sozialdemokratie in einer
großen einheitlichen Partei, die auf dem Boden der»
Wirklichkeit steht, eher gelungen, die Dinge zu
meistern, als es heute der Fall ist.
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Ich möchte da»» noch mit einigen Worte» auf die
Ausführungen des Herrn Elfes eingehen.. Es ist
schon verschiedenesüber die Fürsorgeerziehung gesagt
worden. Herr Elfes wies darauf hin, das; sie in erster
Linie konfessionellgehandhadt werden foll. Es wäre
ja reizvoll, einmal in die Geschichte der Kirche
hinabzusteigen. Jede Konfession hat ihre Schatten,
selten gehabt; ich will hier nur an die Inquisition
im Mittelalter erinnern. Aber selbst, wenn Sie die
(hegenwart betrachten und sich die Ziffern vor Augen
halten, die über die Kriminalität in den rein katho¬
lischen Gegenden geliefert werden, (Abg. Loenartz!
Das sind die besetzten Gebiete, wo die Amerikaner
und Engländer gewirtschastet haben!), so werden
Sie finden, daß der Enfluß der katholischenReligion
aus das Leben der Katholiken doch nicht so groß ist.

Ich möchte Sie deshalb bitten, das konfessionelle
Moment in der Fürsorgeerziehung doch nicht so sehr '
hervorzukehren. Ich glaube, die Erfolge, die Sie zu
habeil meinen, werdeu von Ihnen übertrieben.
Wenn man das soziale Moment mehr hervorhebt,
wenn man ihre handwerkliche Ausbildung fördert,
wenn man den Zöglingen die Fähigkeit gibt, im
Leben etwas Tüchtiges zu leisten, fo ist damit den
Zöglingen viel besser gedient. Wenn die Zöglinge
so ertüchtigt werden, dann werden sie auch später
nicht auf eine schlechte Bahn geraten.

Herr Elfes kam dann auch auf die Wohlfahrtspflege
zu sprechen. Auch hier sprach er sehr dafür, daß die
konfessionelleprivate Wohlfahrtspflege nach Möglich¬
keit unterstützt werde, und er forderte öffentliche
Mittel dafür. Gewiß, meine Damen und Herren,
vor dem Kriege war es so! Es brauchte leine
Gemeinde, leine Provinz den konfessionellen Ver¬
einen etwas zu geben, sie existierten aus eigenen
Mitteln. Heute bekommen sie aber die wesentlichen
Mittel von den Gemeinden geliefert. Das ist bei den
vaterländischen Frauenvcreinen, bei den katholischen
und evangelischen Vereinen der Fall. Also die
Mittel liefern sie nicht mehr in dem Maße, wohl
bestimmen sie mit über die Verteilung der Mittel.
Das ist selbstverständlich eine große Gefahr, die
««fahr nämlich, daß die Mittel auch zur Werbung
von Anhängern mißbraucht wecken, daß die Leute
nur dann etwas bekommen,wenn sie den betreffenden
konfessionellen oder politischen Kreisen nahestehen.
Deshalb müssen diese Dinge mit großer Vorsicht
behandelt werden.

Nun noch einige Worte über das, was Herr
!»'. Kaiser hier gesagt hat. Er sprach davon und
freute sich darüber, daß jetzt der gemischt-wirtschaft¬
liche Betrieb der Steinbrüche eingerichtet wird.
Meine Damen und Herren! Vor dem^Kriege hörte
man es anders: da hieß es aus dem Kreise der
liberalen Bourgeoisie! Staat und Kommnnc dürfen

sich nicht in das private Wirtschaftsleben Hinein¬
magen, sie müssen diesen Dingen fernbleiben, das
Großkapital muß das Gebiet allein abgrasen können.
Heute kommen wir zn gemischt-wirtschaftlichen
Betrieben, aber mit ungeheuren Kosten. Hätten Sie
in der Zeit, wo Lie die Mehrheit gehabt haben, die
Betriebe eingerichtet, so hätte die ganze Prouinzial-
verwnltung mit billigem Steinmaterial versorgt
weiden können,' dann ständen wir heute glänzend
und hätten auch Unterlagen für unsere Anleihen.
Der Herr Landeshauptmann sagte ja mit einem
gewissen Stolze Wir haben 3000 Morgen und so und
so viel Stück Vieh. Meine Herren! Was ist das für
so viele?, möchte ich sagen. Wir müßten in Wirt
lichteit in der Provinz mindestens 50 WO Morgen
Land haben und einige zehntausend Stück Vieh.
Denken Sie einmal an die Stadt Berlin, die an¬
nähernd 8U0V0 Murgen Land ihr eigen nennt.
Meine Damen und Herren! Dann hätten wir wirt¬
lich Unterlagen für Anleihen; dann hätten wir auch
Produkte zur Verfolgung der einzelnen Betriebe.
Verschiedene Betriebe haben nur wenige Morgen
Land und müssen mit ungeheuren Kosten Viehfutter
und Getreide von drarchen hereinholen. Hier liegt
auch ein großes Verschulden der früheren liberalen
Mehrheit des Parlaments vor. (Lehr richtig! links.)
Jede Anstalt müßte mindestens 50U—lOUU Morgen
Land haben. Wer von Ihnen weiß, was beispiels.
weise unsere Güter in Kreuznach einbringen, wird
fragen müsse», warum man diese Politik bei den
Weinbauschulen nicht in größerem Maße betrieben
hat. Aber auch an die Weingüter in Kreuznach ist
man nicht aus Klugheit, sondern nur durch einen
Zufall^ gekommen; auch hier liegt leine planmäßige
Politik vor. Ich möchte doch bitten, daß gerade dieser
wirtschaftliche Gedanke, der (hedantc der Ausgestal¬
tung der Betriebe und der Vermehrung des Land-
besitzes,in viel größerem Maße gefördert wird.

Meine Damen und Herren! Weiter war oo»
Herrn I>r. Kaiser die Zahl der Beamten berührt
worden. , Es wurde von ihm gesagt, daß die Zahl
der Beamten außerordentlich groß sei. Meine Damen
und HeDien! Wer hat denn alle diese Beamten
angestellt? In der Nachkriegszeit ist von uns aus
diesem Gebiete sozusagen nichts geleistet worden.
Das sind doch alles Sünden des alten Regimes, dn'
Sie und Ihre Freunde auf dem Gewissen habe».
Sie haben einfach die Zahl der Beamten bis ins
Ungeheure vermehrt, obwohl gar nicht die genügende
Arbeit für alle diese Beamten vorhanden war. Wir
haben in der landwirtschaftlichen Berufsgenossen¬
schaft allein drei Landräte, in der Fürsorge¬
erziehung auch drei. Wir sind uns alle darübe'
einig, daß diese Zahl bei weitem nicht notwendig ist.
Ich komme deshalb auf diesen Punkt, weil wahr-
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scheinlich 5ierr Dr. Kaiser, wen,l einmal wieder
Wünsche der Sozialdemokratie in bezug auf irgend¬
eine Beamtenstelle hier vorgebracht weiden, sagen
wird: Wir haben fn so ungeheuer viel Beamte, wo
sollen wir damit hin? (Abg. Hoff! Die sind abe>
nicht alle bei der Deutschon Voltspartei!) Glauben
Sie denn, daß wir alle unsere Wünscheauf Personnl-
resorm zurückstellenkönnen, weil Sie vor dem Krieg?
dafür gesorgt haben, daß vielleicht 2l) Prozent Beamte
zu viel da sind? Dann müßten wir ja mit der
Personnlreform bis zum Sankt Nimmerleinstag
warten. Das tonnen Sie von uns nicht verlangen.

Das wären die haiuntsachlichstenPunkte, die ich
zur Sprache zu bringen Habe. Im ganzen weiden
wir, nachdem in den Kommissionen die einzelnen
Dinge behandelt worden sind und wir dazu Stellung
genommen haben, wie das für uns als Partei, d'e
praktischepolitische Arbeit leisten will und nicht wie
die Partei des Herrn Knab den Etat grundsätzuit,
ablehnt, selbstverständlichist, schließlich auch dem Etat
unsere Zustimmung geben können. "

Vorsitzender Dr. Iarres: Nunmehr stelle ich
fest, daß weitere Wortmeldungen nicht vorliegen
und schließe die Besprechung. Die Tagesordnung ist
erschöpft.

Ich habe gestern die Kommissionen vorgelesen,
welchen die einzelnen Vorlagen überwiesen weiden
sollen; ich brauche das heute nicht zu wiederholen.
Ich bitte Sie, sich damit einoerstanden zu erklären,
daß die Vorlagen den Ausschüssen Überwiesen
werden, wie ich, es gestern verlesen Habe. Wider¬
spruch dagegen erhebt sich nicht,' dann ist der Antrag
angenommen.

Heute nachmittag von !l Uhl an wecken die Aus-
schlisse tagen. Ich bitte, die Arbeit so einzurichten,
daß wir morgen früh um ll Uhr mit der Vollsitzung
wieder beginnen tonnen. Dann soll in der morgige»
Sitzung die ganze Tagesordnung erledigt werden.
Die^ Tagesordnung würde dieselbe sein wie heute.
Ich stelle fest, daß Sie damit einverstanden sind.
Eine Verteilung der Tagesordnung wird nicht er¬
folgen; sie wird lediglich unten am schwarzen Breit
ausgehängt werden.

Also ll Uhr morgen früh Vollsitzung.

Ich schließe die Sitzung und bitte die Herren vom
Aeltestenrnt, sich in das Nebenzimmer zu uersügen.

(Schluß 1 Uhr 45 Minuten.,

Vierte Sitzung
im Rathaussaale zu Barmen, am Mittwoch,den 27. Juni 1923

(Beginn 11 Uhr 4U Minuten.)

Tagesordnung! Wie Seite 6 und folgende.
Vorsitzender Dr. Iarres: Die Sitzung ist er¬

öffnet. Die Niederschrift über die gestrige Vollsitzung
liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsichtnahme
offen. Die Schriftführer der heutigen Sitzung sind
die Herren Abgeordneten Elfes und Knab.

Zunächst möchte ich die Abgeordneten, welche ihre
Diäten bisher noch nicht in Empfang genommen
haben, bitten, dies im Laufe des heutigen Tages
noch zu tun.

Aus der Vrouinzinltommission für die Prouinzial-
Heil- und Pflegeanstalten sind ausgeschieden die
Herren Abgeordneten Oberbürgermeister Dr. Vott -
l e r durch Tod und Oekonomierat Nrücker infolge
Mandatsniederlegung. Es sind dafür Ersatzmit-
glieder vorzuschlagen. Als Evsatzmitglieder sind mir
für Herrn Vottler Herr Abgeordneter Dr. H a r t
mann und für Herrn Nrücler Herr Abgeordneter
^ettwcis schriftlich vorgeschlagen/ Da sich ein

Widerspruch gegen diese Vorschläge nicht erhebt, jteUe
ich fest, daß die.Herren ernannt sind.

Meine Damen und Herren! Die Tagesordnung
zu der heutigen Sitzung hat nicht vervielfältigt
werden können. Es ist dieselbe Tagesordnung wie
in den letzten Tagen. Sie hat ordnungsmäßig unten
an der Tafel ausgehangen.

Ich möchte Ihnen vorschlagen, den Punkt 1
der Tagesordnung: Haupt-Haushalts¬
plan der Provinziell» erwaltung nebst
Einzelhaus Halts planen für das Rech¬
nungsjahr 192!j an den Schluß unserer
heutigen Verhandlung zu setzen. Ich würde dann
den Herren Verichteristattern, die Abiinderungs-
anträge zu den einzelnen Haushaltsplänen zu
begründen haben, zunächst das Wort erteilen und
dann Herrn Abgeordneten Dr. Hagen als General-
berichterstatter das Schlußwort geben. Ich nehme
an. daß Sie damit einverstanden sind.
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Es kommt dann ^
Punkt 2 der Tagesordnung/ Bericht

des Provinzialausschusses über die
Ergebnisse der» Provinzialverwal-
tung für das Rechnungsjahr 1921,

Ein Berichterstatter ist hier nicht ernannt. Im
allgemeinen wird dieser Bericht durch Kenntnis¬
nahme für erledigt erklärt. Es hat aber das Wort
dazu gewünschtHerr Abgeordneter Hauck.

Abgeordneter Hauck: Meine Damen und Herren!
Im Bericht des Provinzialausschusses ist uns ins¬
besondere auch der Bericht über die landwirtschaft¬
liche Unfallversicherung gegeben. Ich mutz auch in
diesenl Jahre feststellen, daß in diesem Bericht auch
in diesem Jahre eine verhältnismätzig grotze Zahl
von Todesfällen bei der landwirtschaftlichen Unfall¬
versicherung zu verzeichnen ist. Ich muß deshalb die
Frage stellen, ob die technilsche Aufficht über den
landwirtschaftlichen Betrieb genügend ausgebaut, ist
oder ob in dem Berichtsjahre nicht in der nötigen
Weise für Aufsicht gesorgt wurde.

Durch den Bericht über die Kiiegsoeschädigten-
und Kriegshinterbliebenenfürforge, den wir wohl
zum ersten Male vorliegen haben, bekommen wir
einen Ueberblicküber die Mittel, welche der Kriegs¬
beschädigten- und Hinterbliebenenfürsorge, ins¬
besondere unserer Düsseldorfer Hauptfürsorgestelle,
zur Betreuung der Fürsorgeberechtigten zur Ver¬
fügung stehen. Wenn man in diesem Bericht lesen
mutz, das, für eine so grotze Provinz wie die Rhein-
provinz für die sogenannte Nolksspende insgesamt
nur ein Betrag von 1 300 861 Mark in bar und von
8 Millionen in Wertpapieren zur Verfügung steht,
überkommt einen ein Gefühl der Bitterkeit, nament¬
lich wenn man sich dabei der während des Krieges
so viel gebrauchten Worte vom Danke des Vater¬
landes erinnert. Ebenso gering sind die, Mittel der
Nlltionalstiftung. die hier erscheinen. Zur Ver¬
waltung dieser Mittel ist zudem noch eine besondere
Satzungsänderung vorgesehen worden.

In Anbetracht.der Geldentwertung und insbe¬
sondere der Notlage der Kriegeifamilien, welche aus
den Mitteln der Nationalstiftung betreut werden
sollen, ist es sicherlich viel besser, wenn diese Mittel
nicht in so kleinen Quantitäten gegeben werden, denn
sie werden dann von den Empfängern als Almosen
betrachtet werden müssen, die man in der heutigen
Zeit der Geldentwertung noch nicht einmal einem
Bettler anbieten dürfte. Aus diesem Grunde würde
es praktisch sein, dafür zu sorgen, datz die Geldmittel,
die hier zur Verfügung stehen, nicht noch weiter ent¬
wertet werden, indem man sie möglichstbald nn die
Bezugsberechtigten ausgibt, denn mit einer Erneue¬
rung dieser Fonds dürfte wohl nicht zu rechnen sein.

Des weiteren habe ich beim Lesen des Bericht-
des Provinzialausschusses über die Unfallfürsorge für
die Gefangenen konstatiert, datz im Jahre 1921 fünf
Rentenempfänger vorhanden gewesen sind, die eine
Rente von zusammen nur 448,30 Mark erhalten
haben, also einen Betrag, der sicherlich keine Un-
sallentschädigung darstellt. Ich möchte hier die An¬
frage stellen, inwieweit der veränderten Gesetzgebung
über die Erhöhung der Renten nach dieser. Richtung
hin von seiten der Provinzialverwaltung Rechnung
getragen worden ist.

Vorsitzender Dr. Io. rres ' Das Wort hat Herr
Landesrat Kirchmann.

Landesrat Kirchmann: Meine Damen und
Herren! Die Berufsgenossenschasthat dem Unfall¬
schutz ihre ganz besondere Aufmerksamkeit gewidinet.
In der ersten Zeit nach dem Kriege waren zwei tech¬
nische Aufsichtsbeamte angestellt' die Zahl ist aber
inzwischenaus fünf vermehrt worden. Die technischen
Aufsichtsbeamten sind in den letzten Jahren fast
ständig, drautzen gewesen und haben die landwirt¬
schaftlichenBetriebe revidiert, und es hat sich gegen¬
über den Kriegszeiten, wo die Revisionen weniger
durchgefühlt werden tonnte,! und auf die Unfall-
ucrhlltungsvorfchriftcn nicht recht geachtet wurde, be¬
deutend gebessert,so dntz wir allmählich dazu kommen,
datz die sämtlichen Betriebe in guter Ordnung sind.
Allerdings hat sich die Zahl der Todesfälle hier ver¬
mehrt. Aber es ist zu beachten, datz die landwirt¬
schaftlichenBetriebe inzwischenzur Elektrizität über¬
gegangen und fast alle an das Elektrizitätswerk an¬
geschlossen sind. Die Landwirte kennen nur zum ge¬
ringsten Teil die Gefahren des elektrischen Stromes,
und es waren auch bisher auf diesem Gebiete keine
Unfllllvcrhütungsuorschriften vorhanden. Diese sind
nun in die neuen Unfalluerhütungsvorschristen auf¬
genommen worden; sie sind inzwischen von» Reichs-
uersicherungsamt genehmigt und werden noch in
diesem Jahre veröffentlicht werden. Es ist also zu
hoffen, datz die Todesfälle, die auf den elektrischen
Strom zurückzuführen sind, sich erheblich vermindern.
Weilern Todesfälle sind vor allen Dingen durch den
Absturz von Luken und Leitern hervorgerufen
worden. Die Luken sind in einem großen Teil der
Rheinprouinz weniger geschützt. Es ist aber inzwischen
darauf geachtet worden, datz sie hinreichend gesichert
sind. Bei den Leitern lätzt sich ein Absturz nicht
immer vermeiden. Es wird nicht mit der nötigen

^Sorgfalt vorgegangen, obwohl es leicht möglich ist,
datz die Leute abstürze,,. Die technischenAufsichts¬
beamten sind angewiesen worden, die Landwirte nach
Möglichkeit gerade auf diese Gefahren hinzuweisen,
und wir hoffen, datz sich in Zukunft auch nach dieser
Richtung hin weniger Unfälle ereignen.

Vorsitzender Nr. Iarres! Das Wart hat Herr
Landesrat Eeilach.
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Landesrnt Verlach! Meine Damen und
Herren! Der Herr Abgeordnete Hauck ging bei seinen
Ausführungen hinsichtlich der Kriegsbeschädigten-
und Kriegshinterbliebenenfürsorge doch von falschen
Voraussetzungen aus. Er hat offenbar ganz über¬
sehen, daß der Bericht, den er hier zur Hand hat, ei»
Bericht für das Jahr 1920/21 ist — (Abg. Hauck!
21,22!). Der Bericht ist für 1920/21 — und daß da¬
mals die Summen, die er anführte, doch eine ganz
andere Knuflraft hatten, als sie sie etwa gegenwärtig
haben. Ich darf vielleicht darauf hinweisen, daß
damals die insgesamt für Kriegsbeschädigte und
Himerbliebone aus Reichs'mitteln zur VerariS'
gabung gelangende Snmme sich auf 52 Millionen be-
lief. Wenn da die Lndendorsf-Spende 8 Millionen
betrug, so war es immerhin fast ein Sechstel der
Gesamtsumme. Und wenn Herr Hauck dann in Be¬
tracht zieht, daß schon in dem diesjährigen Etat an
reinen Reichsmitteln seit dem 1. März 2 Milliarden
zur Verfügung stehen, dann kann er doch versichert
sein, daß auch die übrigen Beträge sich entsprechend
erhöht haben. Ich darf des weiteren darauf hin¬
weisen, daß allein, um einmal die Verhältniszahl
hier vorzutragen, in der Rheinprsuinz gegenwärtig
nn Teuermrgszuschüssenfür Militärrentner einschließ¬
lich der Hinterbliebenen monatlich IN Milliarden zur
Auszahlung gelangen.

W»-.s nun die Voltsspende, früher üudendorsf-
Spende genannt, und die Nationalstiftung «betrifft, so
befinden wir uns da in einer gewissen Zwangslage,
Diese Mittel sind während des Krieges gesammelt
worden und können nicht mehr erhöht werden, weil
oben keine Gelder mehr hinzufließen. Die National-
stiftung wird im wesentlichen in Berlin verwaltet.
Die Berliner Zentralstelle hat selbstverständlichauch
die Nationlllstiftung wertbeständig angelegt und gibt
die Mittel daraus nach den Bedürfnissen der Pro¬
vinzen. Wir sind der Ausfassung, daß die Rhein-
prouinz nicht immer günstig dabei bedacht worden
ist. Aber auch da hat es die Hauptfürsorgestelle nie
an Vorstellungen fehlen lassen, um möglichst viel
für die rheinischen Kriegsopfer heraufzuholen,
hinsichtlich der Volksspende darf ich sagen, daß unter
ausdrücklicher Genehmigung des zum großen Teile,
fast zur Hälfte, aus Kriegsbeschädigten und Hinter¬
bliebenen bestehenden Beirats der Hauptfürsorge¬
stelle beschlossen worden ist, die Vottsspcnde als Not¬
pfennig für Kriegsbeschädigte zurückzustellen, weil
man sich grundsätzlich — und ich glaube, diese Auf¬
fassung ist auch durchaus richtig — auf den Stand¬
punkt stellt, daß in erster Linie das Reich mit seinen
eigenen sozialen Mitteln zur Fürsorge herangezogen
werden muß.

Ich fürchte, der Herr Abgeordnete Hauck wirft hier
die Dinge doch etwas durcheinander, vielleicht weil
ec die inneren Organisationsverhnltnisse nicht ge¬

nügend kennt. Es waren schon in der Zeit, in der ich
dem Beirat angehörte, alle Kriegsbeschädigten immer
der Ausfassung, daß man diese Mittel für eine Zeit,
wo es einmal nicht möglich ist, schnell an Reichs¬
mittel zu kommen, zurücklegensoll.

Der Herr Abgeordnete Hauck darf sich auch darüber
beruhigen, daß die 8 Millionen, die er hier anführte,
ihre innere Kaufkraft behalten haben, denn die
Hauptfürsorgestelle hat sie selbstverständlichnicht ent¬
werten lassen, sondern sie wertbeständig angelegt, wie
überhaupt die Hauptflllsvrgestelle alle verfügbaren
Barmittel entweder in Sachwerten oder in wert¬
beständigen Papieren angelegt hat. Es besteht durch¬
aus keine Gefahr, daß die Mittel, die für die Kriegs¬
beschädigten bei der Provinz zur Verfügung stehen,
in irgendeiner Weise durch nachlässige Verwaltungs-
tätigkeit entwertet werden tonnen.

Ich glaube, daß damit das gesagt ist, was zu den
Ausführungen des Herrn Abgeordneten Hnuck zu
sagen war.

Vorsitzender !)i. Iarres: Weitere Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Ich stelle fest, daß der
Bericht des Provinzialausschusses durch Kenntnis¬
nahme erledigt ist.

Punkt:;- Vericht und Antragdes Pro -
u i nz i a l a u s sch u sse s, b et re ff e n d d en A b-
lnufder Dien st zeit des Lnndcsbaurats
B a l tz e r.

Das Wort hat Abgeordneter I)i. Hagen als Be¬
richterstatter. (Abg. !>,-. Hagen! Ich verzichteauf das
Wort!) Der Herr Berichterstatter verzichtet. Dem¬
nach stelle ich fest, daß der Antrag des Provinzial¬
ausschusses,da auch das Wort weiter nicht gewünscht
wird, genehmigt ist.

P u n k t 4! B e r i cht u n d A n t r n g d e s P r o-
u i nzi al a u s schuss>e s über die Bestim¬
mung der p c n s i on s fii h i g en Dienstzeit
des Landesbaurnts Hirschhorn.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter !),-. Hagen. (Abg. Dr. Hagen' Ich verzichte
auch hier auf das Wort!) Der Berichterstatter ver¬
zichtet. Ein Widerspruch erhebt sich nicht. Der An¬
trag des Provinzialausschusses ist angenommen.

Punkt 5: Nericht und Antrag des Prv-
v i nzialausschusses, betreffend die
Herausgabe eines „Handbuches der
Rheinischen P r o u i n z i n l u e rw a lt u n g".

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬
neter !>>'. Wesenfeld.

Abgeordneter I»i>. Wesen feld: Meine Damen
und Herren! Der 1. Fachausschuß ist übereinstimmend
der Meinung, daß die Herausgabe eines solchen
Handbuches einem dringenden Bedürfnis entspricht.

7



5«) 66, Rheinischer Prumnzmllandtag, 4. Sitzung am 27. Juni 1928.

Wir haben deshalb auch die im Etat angeforderte
Summe bewilligt. Es war dagegen eine Meinungs¬
verschiedenheit darüber, wann der richtige Zeitpunkt
zur Herausgabe des Buches gekommen sein wird.
Zurzeit sind die Gesetzeund alle die Dinge, die in
das Buch aufgenommen wenden, noch in Fluß. Wir
raten Ihnen deshalb, den Antrag anzunehmen, aber
den Zusatz zu machen: „Der Zeitpunkt für die Heraus¬
gabe des Werkes wird vom Prouinzialausschuß
bestimmt."

VorsitzenderNi-. Juries: Sie haben den Antrag
des Herrn Berichterstatters gehört. Das Wort wird
nicht gewünscht. Ich stelle fest, daß der Antrag
mit der Abänderung des 1. Fachausschusses an¬
genommen ist.

Punkt 0: Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend die
Befugnis des Provinzilllausschusses
zur Veräußerung von Grundstücken
und Im m ob ili a r r e ch t en.

Das Wort hat der Berichterstatter. Herr Abgeord¬
neter Hoff.

Abgeordneter Hoff! Ich verweise auf die in
Ihren Händen befindliche Drucksache Nr. 5. Der Fach¬
ausschuß I empfiehlt die Annahme des Antrages des
Provinzilllausschusses mit der Maßgabe, daß wegen
der inzwischen eingetretenen weiteren Geldentwertung
der dort genannte Betrag von 5 Millionen auf
IN Millionen erhöht wird.

Zu diesem Antrage war seitens der K. P. D. ein
Abänderungsantrng gestellt worden, der dahin ging:

„Der Provinzialausschuß wir>d bis auf weiteres
ermächtigt, Grenzstreifengrundstückebis zu einem
Morgen selbständig«' zu veräußern, sofern die
Prouinzialuerwaltung sie. nicht produktiv ver¬
wenden kann oder die Verwaltungstosten bezw. die
mit dem Grundstück verbundene Unterhaltungs¬
pflicht usw. das Ergebnis aus dem Besitz über¬
schreitet."
Dieser Antrag ist juristisch und grundbuchrechtlich

'j nicht zu fassen und infolgedessen ein Nonsens. Ich
bave angenommen, daß die Antragsteller mit dem
Antrage nur bezweckten, daß in besonders eingehender
Weise bei Grundstücksvcrtäufen geprüft werden soll,
ob diese Voraussetzungen nicht zutreffen. Der Antrag
ist nuch später zurückgezogen worden.

Ich darf wohl gleich den Punkt 32 der Tages-
ordnung hiermit verbinden, der einen Antrag der¬
selben Fraktion aus dem 04. Provinziallandtag
darstellt! „Der Prouinzialausschuß wird beauftragt,
Anträgen auf Verkauf von Prouinzialgeliinde an
Privatpersonen nicht mehr stattzugeben." Auch dieser
Antrag ist zurückgezooen worden.

Vorsitzender 1>i>. Zaires: Ich darf annehmen,
daß Sie damit einverstanden sind, daß Punkt 32 mit
Punkt 6 verbunden wird.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!

Als wir im Dezember vorigen Jahres den Antrag
stellten: „Der Provinzialausschuß wird beauftragt,
Anträgen auf Verkauf von Provinzialgelände an
Privatpersonen nicht mehr stattzugeben," sind wir
dabei von bestimmten Einzelfällen ausgegangen.
Vor allem lag uns ein Fall vor, der in der Gemeinde
Bürge! im Kreise Daun vorgekommen ist. Da ist
näml.ch an ein Kultweri Hermann Nießendorfer eine
Nodensläche von 21 Ar 30 Quadratmeter verkauft
worden, und zwar wurde das vom Prouinzial¬
ausschuß im Dezember beschlossen.Die Einzahlungen
sind, soweit wir ermitteln konnten, im Januar oder
Anfang Februar zu einem Kaufpreise von 3l) Mark
pro Quadratmeter erfolgt. Wir haben damals eine
Umrechnung nach dem Goldwerte vorgenommen,' sie
ergab pro Quadratmeter ein Zehntel Goldpfennig.
Sie werden, selbst wenn Sie auf dem Standpunkt
stehen, aus öffentlichem Besitz Grundstückean Privat¬
personen zu verkaufen, sagen müssen, daß ein Kauf¬
preis von einem Zehntel Goldpfennig pro Quadrat¬
meter nicht den wirtlichen Verhältnissen entsprechen
tunn. Es war uns weiter bekannt, daß bei diesem
Beschluß des Provinzilllausschusses die Kompetenz
des Provinzilllausschusses überschritten worden war,
denn bis dato hatte der Provinzialausschuß nur das
Recht, Gelände bis zum Betrage von 30 000 Mark zu
verkaufen. Wir wollen dabei zunächst unberücksichtigt
lassen, daß bei der allgemeinen Geldentwertung wohl
auch eine Erhöhung dieses Satzes von 30 00N Mark
hätte erfolgen müssen, und zwar von Ihrem Stand¬
punkte aus, der besagt: Es kann Gelände aus öffent¬
lichem Besitz an Privatpersonen verkauft werden.

Aus diesen Erwägungen heraus hahen wir den
Antrag gestellt, dem Provinzialausschuß überhaupt
das Necht, Gelände zu verkaufen, zu entziehen, weil
der Prouinzialausschuß nach unserer Ansicht bei der
Behandlung derartiger Fragen die Dinge ganz ober¬
flächlich behandelt und gar nicht auf die einzelnen
Fälle eingeht. Ich.darf auch hier meiner persönlichen
Erfahrung Ausdruck verleihen: Ich habe im
Prouinzialausschuß den Eindruck gewonnen, daß
bei der Behandlung derartiger Verkäufe nicht auf
die Dinge eingegangen wird, denn sonst hätte ja der
Fall, daß die festgesetzteSumme von 30 000 Mail
überschritten wurde, gar nicht passieren können.

Mittlerweile habe ich Gelegenheit genommen,
mich mit den betreffenden Herren von der Ver¬
waltung auseinanderzusetzen. Dabei haben wir
gesehen, daß ein Teil der Grundstücksnerkäufe selbst
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bei unserem grundsätzlich ablehnenden Standpunkte
zu rechtfertigen ist. Es ist Ihnen bekannt, daß wir
grundsätzlichVerlaufe nn Private ablehnen, daß mir
«erlangen, daß alle im Besitz öffentlicher Körper¬
schaften befindlichen Bodenweite in deren Händen
bleiben. Aber in solchen Fällen, wo durch die Flucht¬
linie einer Straße ganz kleine Fleckchen von einigen
Quadratmetern abgeschnitten weiden, die produktiv
von der Prouinzinluerwaltung nicht benutzt werden
können oder wo die mit dem Grundstück ver¬
bundene Unterhaltspflicht — ich denke besonders an
Dämme — so unverhältnismäßig hohe Verwaltungs-
kusten verursacht, daß die Unterhaltspflicht eine?
Jahres den Wert des Grundstücks insgesamt über¬
steigt, da ist es logisch, daß wir den Verkäufen
zustimmen. Wir wollen mit unserem Antrag Nr. 2,
den wir als Abiinderungsantrag gestellt haben, das
Recht des Provinzialausschusses auf solche Fälle
beschränken. Wenn wir in unseren» Antrage von
einem Morgen sprechen, so wird es doch im
allgemeinen kaum einen Grenzstreifen geben, der
über einen Morgen groß ist,' bisher ist das in der
Praxis noch nicht vorgekommen. Deshalb haben wir
gesagt! Grenzstreifengrundstückebis zu einem Morgen
— die unter die vorerwähnten Grundstückefallen —
tonnen ohne weiteres vom Prouinzialausschuß ver¬
kauft werden. Wenn Sie aber jetzt dem Prouinzial¬
ausschuß die Vollmacht geben wollen, Grundstücke
bis zu zehn Morgen zu verkaufen, so sind das keine
Grenzstreifen mehr, sondern Sie geben damit dem
Prouinzialausschuß die Genemluollmacht, auch große
Grundstückezu verkaufen. Ein kleines Bauerngut von
zehn Morgen genügt schon, um eine Familie zu er¬
nähren. Dn werden Sie nicht sagen können, daß man
dem Provinzinlausschuß ein derartiges Recht über¬
tragen kann, denn damit geben Sie dem Provinzinl¬
ausschuß auch das Recht, daß er letzten Endes von
den landwirtschaftlichen Netrieben der Anstalten
irgendwelche Vodenflächen bis zu zehn Morgen an
Private veräußern kann.

Wir können nur für den Antrag stimmen, den
wir in der abgeänderten Form gestellt haben. Wenn
hier von dem Herrn Berichterstatter gesagt wird, daß
er juristisch undurchführbar sei, so hat er damit ledig¬
lich eine Behauptung aufgestellt, aber nicht den
Beweis dafür angetreten. Wenn es in der Kompetenz
des Prouinziallllndtageö liegt, dem Ausschuß das
Necht zu geben, bis zu zehn Morgen zu verkaufen,
so kann er ihm auch das Recht geben, bis zu einem
Morgen zu verlaufen. Uns ist jedenfalls unerfindlich,
aus welchen Tatsachen der Herr Berichterstatter seine

^Folgerung ziehen will, unserem Antrage könne nicht
stattgegeben weiden.

Meine Damen und Herren! Folgen Sie unserem
Antmne. denn damit ist die Möglichkeit gegeben, so

wie es bisher war, die ganzen Grenzstreifen, die für
die Provinz nicht zu verwerten und unproduktive
Anlogen find, abzustoßen, während Sie gleichzeitig
die im Besitz der Provinz befindlichen landwirtschaft¬
lichen Werte im Interesse der Provinz erhalten.

Vorsitzender !)>-. Inrres! Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann 1>. Horion! Meine Damen
und Herren! Wie dem Herrn Abgeordneten Knab
wohlbekannt ist. handelt es sich in dem Einzelfalle,
den er angeführt hat, um eine vollständig wertlose
Böschung, die uns sogar noch Kosten und Verant¬
wortlichkeiten brachte, die uns nötigen tonnte,
Futtermauern zur Verhütung größerer Schäden
aufzurichten. Infolgedessen hätten wir demjenigen,
der uns die Böschung abnahm, eigentlich noch etwas
herausgeben können, anstatt daß wir von ihm eiwus
verlangten. Nebenbei bemerkt, ist der Beschluß,
diese Böschung zu verlaufen, im Prouinzialansschnß
einstimmig, anch mit der Stimme des Abgeordnete»
Knab, gefaßt worden. (Abg. Knab widerspricht.)

Weiter hat Herr Abgeordneter Knab nochmals
für seinen Antrag gesprochen,die Befugnis des Pro¬
vinzialausschusses zum Verkauf von Grundstücken zu
beschränken. Er hat aber den Antrag wohl nicht
richtig angeführt. Er hat zuletzt gesagt, in dem
Beschluß stände nur, die Veräußerungsbefugnis solle
auf Grundstücke bis zu einem Morgen beschränkt
werden. Das kann natürlich nach der juristischen
Seite hin genau so gut beschlossen werden wie zehn
Morgen. In dem Antrage steht aber noch etwas
anderes i es steht weiter darin! Der Provinzinl¬
ausschuß soll die Veräußerungsbefugnis nur dann
haben, wenn die Prouinzialverwaltung die Grund»
stücke nicht produktiv «verwenden kann oder die Ver-
wüliungstosten bezw. die mit dem Grundstücke ver¬
bundene Unterhllltnngspflicht das Ergebnis aus dem
Vcsitz überschreitet. Es wird mir jeder Jurist in
diesem Hause zugeben, daß wir mit einem solchen
Antrage nicht ans Grundbuchamt gehen können, um
auf Grund dessen die Auflassung durchzuführen,
weil wir den Nachweis, daß diefe Voraussetzungen
vorliegen, grnudbuchmäßig gar nicht erbringen
können, sondern da wird sich jeder Nrundbuchrichter
auf die Bestimmungen der Piovinzinlordnung be¬
rufe», wonach nur der Provinziallandtag veräußern
kann.

Daß die Uebertragung der VeräußerungsbefuMis
in größerem Umfange an den Provinzwlausschuß
notwendig ist, darüber war in der Kommisston nur
eine Stimme. Ich möchte auch noch auf den manch«
mal vorkommenden Fall hinweisen, daß es sich um
den Austausch von Grundstückenhandelt. Auch dieser
Fall, der juristisch nur eine Veräußerung ist. kann
nur vorgenommen werden, wenn der Provinzinl¬
ausschuß die entsprechende Ermächtigung hat.
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Infolgedessen bitte ich, den Antrag der Kommission
anzunehmen.

Vorsitzender Dr. Jarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Knab.

Abgeordneter K n ab: Meine Damen und Herren!
Ich mutz die Behauptung des Herrn Landeshaupt¬
manns richtigstellen, daß im Prooingialausschuß ein¬
stimmig beschlossenworden sei, dieses Gelände zu
«erkaufen. Ich habe meine Stimme nicht für den
Verkauf des Geländes abgegeben. Ich habe mich,
als damals im Provinzialausschuß dieser Gelände-
vertauf in Verbindung mit noch ungefähr 13 anderen
Geliindeuertäufen auf der Tagesordnung stand, gegen
diesen bestimmten Fall gewandt und auch die
gesamten Verkaufspreise angegriffen. Da ist das
Quadratmeter nicht nur für W Mark, sondern auch
für IN Mark und sogar für 5 und 2 Mark verkauft
worden. Da habe ich erst einmal grundsätzlich gegen
Geländevertäufe überhaupt Einspruch erhoben, und
zweitens habe ich besonders gegen die Preise Ein¬
spruch erhuben, weil ich wußte, die Mehrheit des
Ausschussesnimmt doch ohne weiteres die Verkaufs-
antrage an. Und ich bin auch der einzige in dieser
Prouinzialllusschußsitzung vom Dezember vorigen
Jahres gewesen, der gegen diese Verkäufe Einspruch
erhoben und überhaupt zu diesem Punkte gesprochen
hat, während die Mehrheit des Provinzialaus-
schussesohne jede Debatte sowohl über die Sache als
auch über meinen Einspruch hinweggegangen ist. Der
Vorsitzende des Provinziülausschusses, Herr Dr.
Adenauer, hat darauf festgestellt: „Dann wäre der
Punkt mit dem Widerspruch des Herrn Kollegen
Knab erledigt." Ich habe meine Zustimmung zu
diesem GeliindeveVtauf nicht gegeben. Daß ich sie
nicht gegeben habe, werden Sie auch schon daraus
ersehen können, daß uuf meine Veranlassung im
Plenum des Landtages wenige Tage darauf im
Dezember vorigen Jahres der Antrag gestellt
worden ist: „Der Provinziallandtag wolle be¬
schließen, daß dem Provinzialausschuß grundsätzlich
das Recht zum Geländeueikach an Privatpersonen
entzogen wnd." Also wird der Herr Landeshaupt¬
mann die Behauptung, die er aufgestellt hat. mit
nichts beweisen tonnen. Bekanntlich wird ein
Stenogramm im Ptovinzialausschuß nicht aufge--
nommen. Sollte aber in das Protokoll aufgenommen
worden sein, daß der Veitauf einstimmig statt¬
gefunden hat, so stimmt dieses Protokoll nicht.
Jedenfalls ist mir auch im Januar und im Mai, als
ich gegen weitere Gelnndeveitaufe Widerspruch er¬
hob, ein derartiges Protokoll nicht vorgelegt worden.
Ich habe später — es war in der Mai-Sitzung —
mit dem betreffenden Landesbaurat darüber ver¬
handelt, ob nicht noch nachträglich versucht werden
könnte, für die im Dezember zu einem so außer¬
ordentlich billigen Preise verkauften Geländestreifen

im Interesse der Provinz noch etwas herauszuholen.
Ferner habe ich auch über später von dem Provin¬
zialausschuß beschlossene Verkäufe mit dem Landes¬
baurat verhandelt. Alfo stimmt die Behauptung
des Herrn Landeshauptmanns nicht.

Wenn er jetzt sagt, man könne dem ersten Teil
unseres Abändeiungsantiages, der das Recht des
Veitaufs auf einen Morgen beschränkt, zustimmen,
dagegen sei juristisch nichts einzuwenden, dann tunn
ja beantragt werden, den ersten von dem zweiten
Teil unseres Antrages zu trennen, der gewisser¬
maßen für den Provinzialausschuß nls Direktive
gelten und ihm sagen soll: In solchen Fällen können
die Grenzstreifen verkauft werden, wo der Prouin¬
zialausschutzfeststellt: Wir können mit diesem Flecken
nichts anfangen, die Unterhaltungskosten über¬
steigen den tatsächlichen Wert erheblich — unsere
Fraktion hat die Sunrme ja nicht genau piäzisiert
—: infolgedessen liegt für uns der Fall vor, daß wir
den Befitz, wenn sich ein Abnehmer dafür findet,
veräußern. Ich sehe also durchaus keine juristische
Schwierigkeit. Ich kann die Haltung der Verwaltung
nur begreifen, wenn sie sich grundsätzlich das Recht
vorbehalten will, auch Gelände zu verkaufen, das
nicht unter die erwähnten Grenzstreifen fällt.

Vorsitzender l),>. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hoff.

Abgeordneter Hoff: Meine Damen und Herren!
Meine Freunde sind mit dem Herrn Vorredner
darin einig, daß wir grundsätzlich Verkäufe von
Prouinzgelände nicht zulasfen wollen. Die Situation
ist aber heute so, daß es ausdrücklich heißt: „Der
Provinzialausschuß wird bis auf weiteres er¬
mächtigt". Wir weiden uns vorbehalten, sobald wir
wieder normale IeituerlMtnisse bekommen, ent¬
sprechendeandere Anträge zu stellen. Zurzeit liegt
die Sache aber so, daß, wenn überhaupt Grundstücke
verkauft werden — daran denkt ja ein vernünftiger
Mensch heute überhaupt nicht —. dies nur in den
allerdringendsten Fällen geschieht. Alle Grundstücks-
uerläufe find bisher im Provinzialausschuß ein¬
stimmig erfolgt. Wir nehmen an, daß sämtliche
Fraktionen des Hauses der Meinung sind, daß Ver¬
äußerungen von Prouinzeigentum nur in zwingend
notwendigen Fällen erfolgen sollen. (Sehr richtig,!)
Infolgedessen stimmen wir dem Antrage so, wie er
gestellt ist. zu.

Vorsitzender !)>>. Juries: Das Wort wird
weiter nicht gewünscht.

Der Antrag des FachausschussesI geht zu Puntt 6
dahin: „Der Provinziallandtag wvlle den Antrag
mit der Maßgabe annehmen, daß der Betrag von
5 Millionen auf 10 Millionen erhöht wird. Der
Antrag dev V. K. P. D. wird durch die Erklärung
des Abgeordneten hoff als erledigt angesehen."
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Der Antrag der Kommunistischen Partei wird
aber auch hier im Plenum aufrecht erhaltN, nicht
wahr, Herr Knab? (Abgeordneter Knab: Selbst¬
verständlich!) Es wird also über diesen Antrag ab¬
zustimmen sein. Der Antrag lautet:

„Der Promnzilllllusschuß wird bis auf weiteres
ermächtigt, Erengstreifengrundstllcke bis zu einem
Morgen selbständig zu veräußern, sofern die Pro-
vinzialnerwaltung sie nicht produktiv verwenden
tnnn oder die Verwaltungstosten bezw. die mit dem
Grundstückverbundene Unterhaltungspflicht usw. das
Ergebnis aus dem Besitz überschreitet."

Wenn ich richtig verstanden habe, wünschen Sie
jetzt eine getrennte Abstimmung über die beiden
Sätze. Ich lasse über diesen Abänderungsantrag zu¬
nächst abstimmen. Dem Antrage des Herrn Knab
entsprechend, teile ich die Abstimmung wie folgt!
Ich lasse zuerst darüber abstimmen, wer damit ein¬
verstanden ist, daß es lautet! „Der Provinzialaus-
schuß wird bis auf weiteres ermächtigt, Grenzstreifen-
grundstückebis zu einem Morgen selbständig zu ver¬
äußern." Dann lasse ich über den Nachsatz abstim¬
men! „Sofern .die Prouinzialuerwaltung sie nicht
produktiv verwenden kann oder die Nerwaltungs-
losten bezw. die mit dem Grundstück verbundene
Unterhaltungspflicht usw. das Ergebnis aus dem
Besitz überschreitet."

Ich bitte diejenigen, die für die erste Hälfte des
Abiinderungsantiages der Kommunistischen Partei
sind, sich zu erhoben. (Geschieht.) Ich bitte um die
Gegenprobe. (Erfolgt.) Das Letztere ist die Mehr¬
heit. Der Antrag ist abgelehnt.

Ich lasse nun über die zweite Hälfte abstimmen
und bitte diejenigen, die dafür sind, sich zu erheben.
(Geschieht.) Das ist unbedingt die Minderheit.

Ich möchte aber vorschlagen, daß, nachdem der
Antrag der Kommunistischen Partei nun hier im,
Plenum erledigt ist, der Wortlaut des Antrages der
l. Fachtommission in seinem Schlußsatze geändert
wird. Es darf nicht mehr heißen: „Der Antrag der
V. K. P. D. wird durch die Erklärung des Abge¬
ordneten Hoff als erledigt angesehen", sondern es
muß jetzt heißen: „Der Antrag der V. K. P. D. wird
abgelehnt". Ich bitte diejenigen, die für diesen An¬
trag sind. M zu erhoben. (Geschieht.) Das ist die
Mehrheit. Dann ist der Antrag der l. Fachkom¬
mission mit dieser Aenderung angenommen.

In Verbindung hiermit steht der Antrag des
I. Fachausschusses:„Der 1. Fachausschußsieht den An¬
trag, der von der V. K. P. D. nicht aufrecht erhalten
wird, durch den Beschluß zu DrucksacheNr. 5 als
erledigt an." Da Widerspruch sich nicht erhebt, stelle
ich Ihre Zustimmung fest.

Wir kommen zu
- Punkt ?: Belicht und Antrag des

Vro v i n zi alnuss ch usse s , betr. Verlän.

gerungder Geltungsdauer des Regle¬
ments für die Verteilung der gemäß
8 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 2. 6. 1902
an leistungsschwache Kreise und Ge¬
meinden zu verteilenden Staats -
r e n t e n.

Das Wort hat der Berichterstatter Herr Dr.
Hagen.

Abgeordneter l)>, Hag e n : Ich verzichte auf
das Wort zu diesem Punkte ebenso wie zu den fol¬
genden Punkten 8.bis 12.

Punkt 8: Bericht und Antrag des
Prov i nzi lllllus schusses, betr. die Er¬
höhung der Betei ligun gs summe an
der Rheinischen Wohnungsfür sorge -
G. m. b. H.;

Punkt 9: Bericht und Antrag des
Pr o o i n z i n l a u s schusses, betr. Ver¬
teilung der, I u w a ch s e i » n n h m e n des
Rhci n—W eser - Kanals.

Puntt 1 N : Bericht und Antra g d e s
Pruu i nzi a la usschusses, bet r. Bewil¬
ligungen aus Titel VI des Haushalts¬
plans über Kunst und Wissenschaft
jür das Rechnungsjahr 192.!,-

Punkt 1 l : Bericht und Antrag des
Prou i nz i alausschusses, betr. Satzung
des L a n d e s n r b c i t s - und Berufsamts
der Rh e i np r o v i n z i

Punkt 12: Bericht und Antrag des
Prouinzialausschusses, betr. Aende¬
rung der Satzung und Erhöhung des
Stammkapitals der Prouinzial-
L e b e n s u e r s i ch e r u n g s a n st a l t.

Vorsitzender !)i', Iarres: Herr ». Hagen ist
auch zu diesen Punkten Berichterstatter. Der Bericht¬
erstatter beantragt gemeinsame Abstimmung und
Behandlung. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.
Der Herr Berichterstatter verzichtet auf seinen Be¬
richt. Nur zu P unkt 1 1 wird das Wort gewünscht.
Zu den übrigen Punkten ?. 8, 9, 10 und 12
wird das Wort nicht verlangt, ich stelle die Annahme
der Ausschußanträge zu diesen Punkten sest.

Zu Punkt 11 hat das Wort Herr Abgeord¬
neter Knab.

Abgeordneter Knab: Meine Damen und
Herren! Wir möchten die Verabschiedung dieses An¬
trages nicht vorübergehen lassen, ohne auch an dieser
Stelle zum Ausdruck zu bringen, daß wir zu der
Form, die dei Bildung dieser Landesarbeits- und
Berufsümter zu Grunde gelegt wird, durchaus nicht
unser Einverständnis erklären können, genau so «ie
unsere Freunde im Reichs- und Landesparlament
und wie auch die Sozinldemokrntie im Reichs- und
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Landesparlament zu der vorliegenden Form des
Neichsarbeitsnachweisgesetzes und der preußischen
Ausführungsbcstimmungen ihr Einverständnis bezw.
ihre Befriedigung nicht erklären konnten. Wir möchten
zu dem § 3 der uns auf Grund des Reichsaibeits-
nuchweisgesetzesund der preußischen Ausführungs-
bestimmungen vorgelegten Satzungen folgendes sagen.
Es heißt dort, daß die Verwaltung des Landesarbeits-
und Veiufsamts durch die Organe des Provinzial-
nerbnnd's — Prouinziallandtna, Provinz'alnunsckuß
und Landeshauptmann — stattfindet. In Wirklichkeit
ist diesen Organen — wenn Sie die Satzungen durch'
gegangen sind, werden Sie das auch gefunden haben —
gar kein maßgebender Einfluß auf die üandcsarbeits
ämter und auf die Arbeits- und Berufsämter der
einzelnen Kommune oder der Errichtungskreife
gegeben. Dn ist lediglich ein Ueberbau durch ein
Oroan wie das Landesarde'ts- und Nerufsamt
geschaffen worden, dem in Wirklichkeit gar keine
gesetzlichen Maßnahmen zur Verfügung stehen, um
den eigentlichen Zweck der Errichtung eines wirklichen
Arbeits- und Verufsnmts zu erfüllen. Es ist sogar
bei dem eigentlichen Verwaltungsnusschuß noch nickt
einmal soweit ein Zugeständnis gemacht worden, daß
es neben den Arbeitgeber- und Arbeitnehmer-
Vertretern und den Errichtungsgemeinden auch
mögl'ch wäre, daß in der Provinz das Organ der
provinziellen Selbstverwaltung, der Prouinziallandtag
bezw. der Prouinzialausschuß, in dieses Zentralorgnn
seine Vertreter entsendet. Die politischen Parteien
haben also nur einen indirekten Einfluß durch
Arbeitnehmer und Arbeitgeber»auf die Ausgestaltung
und Praris dieser Lnudesarbeits- und Verufsämter.
Wir müssen an dieser Stelle unserem großen Bedauern
darüber Ausdruck geben, daß es bei diesen Satzungs-
bestimmungen auf Grund der Reichs- und üandes-
bestimmungen nicht möglich ist, einen größeren Einfluß
der politischen Parteien auch auf die Landesarbeits-
und Verufsämter herbeizuführen.

Sie mögen vielleicht die Auffassung vertreten,
das sei eine rein wirtschaftliche Maßnahme. Sie
wissen aber, daß wir aus grundsätzlichenErwägungen
Wirtschaft und Politik nicht voneinander trennen, da
sich letzteres auf dem ersteren aufbaut. Wir müssen
verlangen, daß in Anbetracht der vorliegenden Ver¬
hältnisse auch den politischen Parteien ein maß¬
gebender Einfluß auf die Ausgestaltung derartiger
für die Arbeiterklasse wichtiger Oryane zugestanden
wird.

Im 3 5 Absatz 4 heißt es: „Der Oberprüsident
zw. der Proninzialausschuß kann Beauftragte nur

mit beratender Stimme in die Sitzungen des Ver
waltungsausschusses entsenden." Ein derartiges
Zugeständnis ist durchaus unzureichend. Wenn also
die MehrheU des Provinzialausschusscs nicht beschließt.

einen Vertreter dahin zu senden, dann besteht für die
politischen Minderheiten in der Provinzinluertretung
nicht einmal die Möglichkeit, sich über das zu orien¬
tieren, was eigentlich in der Zentralleitung der
Arbeits- und Nerufsämter vor sich geht. Sie können
sich denken, daß wir mit einem solchen Zugeständnis
durchaus nicht zufrieden sind und daß wir eine der¬
artige Formulierung ablehnen müssen.

Noch eins' Das ganze Arbeitsnachweisgesetz —
und auf ihm sind die'Satzungen aufgebaut — gibt
weder dem Landesnrbeitsamt noch den einzelnen
Arbeits- und Nerufsnachweisen die Möglichkeit, für
Stellen zu sorgen, denn es gibt keine Bestimmung,
die die Arbeitgeber zwingt, die bei ihnen offenen
Arbeits- bezw. Lehrstellen den Arbeitsnachweis- und
Verufscimtern mitzuteilen. Deshalb ist die ganze
Arbeit der Arbeitsnachweise letzten Endes auf dem
outen Willen unserer deutschen Arbeitgeber auf
gebaut, und die Erfahrungen eines großen Teils
unserer Arbeitsnachweise und Berufsämter haben
gezeigt, daß man auf diesem guten Willen nicht
aufbauen kann, wenn nicht gesetzgeberische Zwangs¬
maßnahmen für die deutsche Arbeitgeberfchaft bestehen.

Wir wollen die Gelegenheit nicht vorübergehe«
lasse», »hne zu sagen, daß dieses Gesetz auch nicht im
entferntesten die Voraussetzungen erfüllt, um unsere
Zustimmung zu finden, daß es auch nicht im ent
fcrntesten die berechtigten Forderungen und Wünsche
der Arbeitnehmerschaft in Deutschland erfüllt hat
und daß wir deshalb auch die Satzungen, die daraus
aufgebaut sind, ablehnen müssen.

Vorsitzender Dr, I a r res' Das Wort wird nicht
weiter gewünscht. Ein besonderer Antrag ist von
Ihnen nicht gestellt worden. Ich stelle dann fest, daß
Punkt 11 entsprechenddem Antrage des Provinzial
ausschussesangenommen worden ist.

Da Punkt 12 bereits erledigt ist, kommen wir z»
Punkt 13: Bericht und Antrag des

Provinzial ausschusses, betr. Acndc
rung der Bedingungen für die Auf
nähme von Schülerin n en in di e
P r o u i n z i a l - H e b n m m c n l c h >. n n st a l t e n.

Das Wort hat der Berichterstatter, He^r Abgeord¬
neter Dr. Kaiser.

Abgeordneter Di, Kaiser. Meine D.nnen und
Herren! Hier empfiehlt Ihnen der Fachausschuß die
unveränderte Annahme des Antrages des Provin-
zialllusschusses.

Der Antrag der Vereinigten Sozialdemotratischen
Partei, der eine Abänderung dieser Bedingungen
vorsah, ist nach eingehender Beratung in der Kom¬
mission von den Antragstellern zurückgezogenworden;
er war damit erledigt. Es wurde in den Beratungen
der Kommission festgestellt, daß das Ziel dieses An¬
trages, das mohl von allen gebilligt wurde, auf dem
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Wege nicht erreicht werden tonnte, auf dem es hier
erreicht werden sollte, nämlich durch die Aenderung
der Aufnahmebedingungen. Es wurde festgestellt,
daß man hierzu einen anderen Weg einschlagen muß,
der von den Antragstellern denn auch eingeschlagen
werden soll.

Die Nbänderungsanträge der Kommunistischen
Partei sind auch zum größten Teil in der Kommission
zurückgezogenworden. Sie zielten vor allem darauf¬
hin, die Ansprüche, die man an die Vorbildung
der Schülerinnen stellte, herunterzudrücken. Die An¬
tragsteller haben einsehen müssen, daß es für diese
Bedingungen nicht so sehr auf das ankommt, was
denjenigen, die Schülerinnen weiden wollen, paßt,
als vielmehr auf das, was denen frommt, die die
Schülerinnen nachher, wenn sie ausgebildet sinö, be¬
treuen sollen, und daß deshalb eine möglichst gute
Vorbildung sehr zweckmäßigund notwendig erscheint.
Die dahin zielenden Anträge sind deshalb zurückge¬
zogen worden bis auf einen unwesentlichen, wonach
im 8 5 uorgesehen werden soll, daß gewisse Maß¬
nahmen statt auf Anordnung des Direktors, auf Be¬
schluß des Aerztetollegiums eingeführt werden
können. Die Abänderung, die hier von der kom¬
munistischen Fraktion beantragt war, ist auch nach
eingehender Beratung in der Kommission gegen die
kommunistischeStimme abgelehnt worden.

Vorsitzender t>. Karies: Das Wort hat Frau
Abgeordnete Appel.

Abgeordnete Frau Appel - Meine Damen und
Herren! Meine Fraktion hatte den Antrag ein¬
gebracht, den ß 2 in der neuen Fassung der Be¬
dingungen für die Ausnahme von Schülerinnen in
die Prouinzial-Nebammenlehlllnstlllten abzuändern
und die Nr. 1" des 8 2 vollständig zu streichen. Es
heißt dort: „Als Hebammenschülerinnen werden nur
solche Frauen aufgenommen, die
1. durch eine Bescheinigung der Ortspolizeibehörde

nachweisen, daß sie
;>1 einen sittlich einwandfreien Ruf genießen und

die für den Hebammenberuf erforderliche
Zuverlässigkeit besitzen."

In der alten Fassung hatte unter 8 2 unter o)
gestanden: „Sie können nicht aufgenommen werden,
wenn sie außerehelich geboren haben." Es scheint uns.
daß dieser Paragraph hier in veränderter Form
wieder auferstanden ist. indem diese Bedingung nun
in dem „sittlich einwandfreien Ruf" enthalten ,st.
Es handelt sich hier auch um ein rein demokratisches
Prinzip Es ist mir bisher unbekannt, daß an
irgendeiner männlichen Fachschule - und die Pro-
Uinzilll-Hobllmmenlehrllnstlllt stellt eine weibliche
Fachschuledar — vorher nach den, sittlich einwand¬
freien Ruf des Mannes, der diese Fachschule absol¬
vieren will, gefragt wird. (Sehr gut! linls.) Es
qehi nicht n», daß uns Frauen hier jedesmal etwa^

ganz Besonderes vorgelegt wird, daß den Frauen
immer wieder dargelegt wird, daß für sie eine andere
Moral existiert. (Sehr gut! links.) Wir lehnen
schon aus diesem Vrunde diesen Paragraphen ab.
Außerdem sind wir der Meinung, daß eine Frau, die
sich diesen vielleicht schwersten aller Frauenberufe
auserwahlt, schon von Haus aus so zuverlässig und
gewissenhaft veranlagt ist, daß sie diesen Beruf auch
ausüben kann. Das wird sich ja auch im Laufe des
Lehrjahres herausstellen, und der Herr Direktor hat
ja auch nach den weiteren Paragraphen das Recht,
eine Schülerin, die für den Beruf nicht geeignet
scheint, zu entlassen, so daß wir es nicht für nötig
hatten, das in einem besonderen Paragraphen noch
einmal auszudrücken.

Dann hatten wir einen zweiten Abänderungs-
antrag gestellt. Unter ß 2c> heißt es! „daß sie min¬
destens über eine abgeschlosseneund gute Volks-
schulbildung verfügen". Wir hatten beantragt, die
Worte „und gute" zu streichen. Man hat uns hier
den Vorwurf machen wollen, wir legten keinen Wert
aus eine gute Schulbildung. Wir legen darauf
ebenfalls einen großen Wert, möchten aber nicht,
daß diese Bestimmung irgendwie gegen Schülerinnen
ausgenutzt werden kann, die vielleicht in ihrer
Jugend durch Krankheit zurückgekommensind. Auf
unsere Anfrage ist uns gesagt worden, daß unter
einer guten Schulbildung nur die Entlassung aus dem
achten Schuljahr verstanden werden solle. Es ist
aber leicht möglich, daß auch Schülerinnen, die aus
dem siebten oder sechsten Schuljahr entlassen weiden,
weil sie vielleicht durch die Kriegsjahre körperlich
zurückgeblieben sind, trotzdem gute und tüchtige
Menschensind und sich auch gute Kenntnisse für später
huben erwerben können, weil sie zum größten Teil
auch den Fortbildungsschulunterricht besucht haben.
Eine abgeschlossene Noltsschulbildung besteht auch da¬
durch, — das weiden mir diejenigen aus diesem
Kreise, die Kollegen sind, bestätigen tonnen —, daß
wir in fast allen großen Städten heute Abschlußklassen
für die Schülerinnen haben, die früher entlassen
werden müssen, weil sie das l4. Lebensjahr erreicht
haben, ohne daß sie in die oberste Klasse der Volks¬
schule gelangt sind. Weil uns aber gesagt worden
ist, die Worte „und gute" bedeuteten die Entlassung
aus dem achten Schuljahr, möchten wir das ge¬
strichen haben.

Weiter handelt es sich um den § 5. Es heißt
dort! „Hebnmmenschülerinnen, die nach dem Urteil
des Direktors der Hebammenlehranstalt nicht die er¬
forderliche geistige Befähigung zur Erlernung der
5)cbllmmen!kunstbesitzen oder aus gesundheitlichen
Gründen als ungeeignet für den Hebammenberuf er¬
scheinen, tonnen frühestens 14 Tage nach Eintritt
in die Anstalt wieder entlassen werden." Hier
möchten wir nach ..können" eingefügt wissen „auf

'
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Beschluß des Aerztetollegiums", um dem Direktor
nichr eine ausschlaggebende Stellung zu geben. Es
ist nicht gut angängig, das; ein Einzelner eine Schü¬
ttn» entläßt. Es tonnten hier persönliche Gründe
maßgebend sein. Dem möchten wir vorbeugen. Das
Aerztekollegium wird ja auch in der Lage sein, ein
Urteil über die Leistungen und die Befähigung der
Schülerinnen abzugeben.

Unsere grundsätzliche Stellungnahme zum 8 7 ist
die, daß wir, wie wir auf allen Gebieten des Schul¬
wesens verfechten, daß die Lehr- und Lernmittel frei
sind, daß nicht nur die Volksschule schulgeldfrei ist,
sondern auch für den Besuch einer höheren Schule
nicht der Geldbeutel des Vaters, sondern die Be¬
fähigung des Kindes ausschlaggebend sein muß, auch
hier verlangen, daß die Kosten für Unterricht,
Wohnung und Verpflegung der Hebammenschllle-
rinnen von der Allgemeinheit getragen werben. Wir
müssen uns aber hier im Rahmen dessen halten, was
wir erreichen tonnen. Im § 7 Absatz 2 heißt es:
„Bei Unterlassung einer Ratenzahlung kann die
Schülerin du/ch den Landeshauptmann von der wei¬
teren Teilnahme am Kursus ausgeschlossen werden.
Es scheint uns gerade in dieser Zeit eine außer¬
gewöhnliche Härte zu sein, daß eine Schülerin, die
vielleicht schon l2 Monate den Kursus absolviert
hat, nun von dem Kursus ausgeschlossenwerden soll,
weil sie die weiteren Ratenzahlungen nicht leisten
tann. Wir haben deshalb dazu den Antrag einge¬
bracht. Absatz 2 wie folgt zu ändern!

„Bei Unterlassung einer Ratenzahlung infolge
fpäter eintretender nachweisbarer Zahlungs¬
unfähigkeit der Schülerin ist die weitere Teil¬
nahme am Kursus schulgeldfrei."
Ich bitte Sie, diesen Anträgen zuzustimmen.
Vorsitzender l),. Iarres: Das Wort hat Herr

Abgeordneter Haas.
Abgeordneter H aas: Die Ausführungen, die die

Kollegin Appel gemacht hat, sind zu einem großen
Teil auch schon bei der Beratung des Hebammen-
gesetzes im Preußischen Landtage gemacht worden.
Es ist ein erheblicher Streit darüber entstanden, was
„sittlich einwandfrei" heißen soll, und es ist dann
mit aller Deutlichkeit gesagt worden, daß unter „sitt¬
lich einwandfrei" nicht verstanden werden darf, wie
es nach den früheren Bestimmungen der Fall war,
daß diejenigen, die unehelich geboren haben, nicht
zum Hebammenberuf zugelassen werden sollen. Es
ist aber nicht gelungen, den Paragraphen im Heb-
ammengesetzzu ändern, weil die Mehrheit des Ab¬
geordnetenhauses auf dem Standpunkte der jetzigen
Fassung stand. Dasselbe ist auch hinsichtlich' der
„guten Volksschulbildung" versucht worden. Meine
Freunde haben im Ab geordnetenHause auf den,
Stnndpuukte gestanden, daß es Mädchen geben tan»,
die nicht bis zum achten Schuljahre die Schule be¬

suchten und trotzdem in der Lage sind, durch Weiter¬
bildung nach der Schulentlassung sich eine Allgemein¬
bildung anzueignen, die sie geeignet macht, auch im
Hcbammenberufe tätig zu sein. Aber auch hier hat
die Mehrheit des Landtages gegen uns entschieden.
Aus diesen Gründen ist es nach meiner Kenntnis der
Dinge gar nicht möglich, in dem Reglement etwas
anderes zu sagen, als das Gesetz zuläßt.

Es ist mir aber auch mitgeteilt worden, daß auf
Grund der Erklärungen, die in: Ausschuß an Hand
der gesetzlichen Bestimmungen gegeben worden sind,
die Kollegen von der K. P. D. ihre Anträge zurück¬
gezogen haben, (Sehr richtig!) weil sie nicht durch¬
geführt werden tonnten. (Abg. Frau Appel: Wir
haben die Anträge nicht zurückgezogen!) Ich sage
hier nur dasjenige, was mir mitgeteilt worden ist.
Sollte das nicht richtig sein, so bin ich eben falsch
unterrichtet. Aber ich bin überzeugt, daß die Pro-
ninzialverwultung fngen muh, daß wir tntsächlichauf
Grund der gesetzlichenBestimmungen ein anderes
Reglement gar nicht beschließentonnen.

Vorsitzender !)>', Iarres: Das Wort hat Herr
Landesrat Müller ll.

Landesrat Müller !!: Meine Damen und
Herren! Ich tann das, was der Herr Abgeordnete
Haas gesagt hat, nur bestätigen. Im Fachausschußll«
sind die Anträge der Kommunistischen Partei ein¬
gehend besprochenworden. Ich glaube nicht, das Sie
wünschen, daß ich auf den Wortlaut der Aufnahme¬
bedingungen im einzelnen eingehe. Ich darf nur
soviel sagen: Wir haben uns in den Aufnahme¬
bedingungen getreu den Vorschriften angepaßt, die
der Minister über die Ausbildung, die staatliche
Prüfung und die Fortbildung der Hebammen er-
'lassen hat. Wie Sie wissen, sind die Aufnahme¬
bedingungen eine Anlage des Reglements. Dieses
Reglement mit den Aufnahmebedingungen kann durch
einen Beschlußdes Provinziallandtages, der der Be¬
stätigung des Ministers unterliegt, geändert werden.
Der Minister muß also seine Genehmigung dazu er¬
teilen. Wenn Sie jetzt eine Abändernng der Auf¬
nahmebedingungen beschließen, die im Widerspruch
mit den Richtlinien des Ministers steht, so ist sicher
zu erwarten, daß der Minister die Genehmigung nicht
erteilen bezw. die gegen seine Richtlinien verstoßen¬
den Abänderungen einfach streichen wird.

Ich bitte Sie daher im Rainen der Verwaltung,
den Antrag, wie er vorliegt, anzunehmen und dem
Abänderungsantrnge der Kommunistischen Partei
nicht zu entsprechen.

Vorsitzender !)>-. I a r r e s : Das Wort hat Frau
Abgeordnete Appel.

Abgeordnete Frau Appel: Ich möchte dazu nur
noch kurz bemerken, daß über die einzelnen Anträge
getrennt abgestimmt werden kann. Es braucht ja
nicht über die Abänderungsanträge Msammen ab-
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gestimmt zu werden. Wenn es auch talsächlich mög¬
lich ist. daß einzelne Anträge durch den Minister ab¬
gelehnt weiden, so glaube ich doch, daß andere An¬
träge angenommen werden können. EL heißt hier'
„Bedingungen für die Aufnahme von Schülerinnen
in die PiouinMl-Hebllmmenlehranstalten". Wir be¬
finden uns nicht im Reichstag, sondern im Pro-
ninziallnndtng. Ich glaube, wenn wir der Meinung
sind, daß diese Bedingungen für uns nicht annehmbar
sind, dann können wir. wenn wir uns auch schließ¬
lich im Gegensatz zu dem Minister stellen, doch diese
Anträge aufrecht erhalten.

Ich bitte also, über die Anträge einzeln abzu¬
stimmen. Besonders bitte ich um Aenderung des
zweiten Absatzes des ß ?! „Bei Unterlassung einer
Ratenzahlung taun die Schülerin durch' den Landes¬
hauptmann von >der weiteren Teilnahme am Kursus
ausgeschlossenwerden". Ich kann mir nicht denken,
daß es gegen die Reglementsbestimmungen verstößt,
wenn bei Zahlungsunfähigkeit der Schülerin die
Provinz die Kosten trägt, damit die Schülerin den
Kursus bis zum Ende besuchen kann.

Vorsitzender »>', Iarres! Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas- Bei dem letzteren Antrage
ist meiner Ueberzeugung nach die Möglichkeit vor¬
handen, trotz der Bestimmung des Ministers und trotz
des Gesetzes so zu verfahren. Auch in meiner Fraktion
ist fchon darüber gefprochen worden, daß in dem
Falle, wo eine Ratenzahlung ausbleibt und die
persönlichen, finanziellen und wirtschaftlichen Ver¬
hältnisse der betreffenden Pcrfon es nicht mehr
zulassen, die Ratenzahlungen zu leisten, entweder
der Kreis oder die Provinz die Kosten übernehmen
muß. damit nicht die Teilnehmerin nach Hause
geschickt und nun nicht als Hebamme ausgebildet wird.
Ich bin überzeugt, das wollen Sie nicht, das will
keiner. Wir müssen den Ausweg finden, daß in
einem solchen Falle, wo die wirtschaftlichen Verhält¬
nisse es nicht mehr zulassen, daß die Ratenzahlungen
geleistet werden, die Provinz einspringt.

Vorsitzender !)>. Iarres! Das Wort hat Herr
Landesrät Müller !I,

Landesrat Müller II! Auch diese Lache ist
gestern in der Fachausschußsitzung eingehend
besprochen worden. Es besteht ja. wenn eine
Schülerin die zweite oder dritte Rate der Aus¬
bildungskosten nicht zahlen kann, die Möglichkeit,daß
sie an den Promnzinlausschuß herantritt und bittet,
von den weiteren Ratenzahlungen befreit zu werden.
Dem steht nichts im Wege. Es empfiehlt sich aber
nicht, das in die Aufnahmebedingungen hinein zu
setzen. Die Aufnahmebedingungen sind dafür dc>,
daß wir etwas in der Hand haben, worauf wir die
betreffenden Beweiberinnen hinweisen tonnen.

Bedenken Sie, daß die Ausbildung einer Schülerin
nach dem vorliegenden Etat einen Prouinzialzuschüß
von 20 Millionen erfordert. Wenn wir demgegenüber
heute von den Schülerinnen Beiträge uon N0N00N
Mark erheben, so ist das ein so geringer Betrag, daß
wirklich kein Grund vorliegt, ganz auf die Beiträge
zu verzichten.

Vorsitzender !»,-. Iarres! Das Wort hat Frau
Abgeordnete Plum.

Abgeordnete Frau Plum! Meine Dnmen und
Herren! Betreffs der Ratenzahlungen ist uns gestern
in der Kommission erklärt worden, daß unter den
Voraussetzungen, wie wir sie stellen, unserem Antrage
nichts entgegenstiindc. Wenn die Provinz auch nicht
dazu verpflichtet sei, so hätten doch die Kreise die
Verpflichtung, dafür zu sorgen, daß die weitere Aus¬
billdung der betreffenden Hebammenschüleiin ermög
licht wird. Mit diesen Ausführungen haben wir uns
auch einverstanden erklärt. Für uns ist die Haupt¬
sache die, daß diejenigen, die bereits eine gewisse Zeit
hindurch ausgebildet worden sind, nicht durch Ver¬
hältnisse, die sie nicht voraussehen tonnten, von der
weiteren Ausbildung ausgeschlossenwerden.

Vorsitzender !>>'. Inrres! Das Wort hat Herr
Abgeordneter Hoffmann,

Abgeordneter H o f f m n n n! Herr Landesrat
Müller ll will etwas in der Hand haben und wünscht
deshalb den Wortlaut der Verwaltungsvorlage,
Wenn das so ist, dann wollen wir aber auch habe»,
daß das, was Herr Kollege Hans hier tommentiert
hat, als Ausführungsbestimmung uon dem Landtage
beschlossen wird, damit wir nicht in solchen Fällen
den devoten Weg mit Bittgesuchen nach der Ver¬
waltung gehen müssen. (Sehr richtig! links.)

Vorsitzende» !»>'. Iarres! Das Wort hat der
Berichterstatter!, Herr I»,>. Kaiser.

Abgeordneter !),. Kaiser! Meine Dnmen und
Herren! Die letzten Ausführungen geben mir Ver¬
anlassung, noch mit wenigen Worten auf die Sache
zurückzukommen.

Es ist gestern im Ausschußfestgestellt worden, daß
in den meisten Fällen der Kreis der Verpflichtete ist
und daß wir von der Provinz aus keine Veranlassung
haben, dem Kreise seine Verpflichtung abzunehmen.
Das ist auch einhellig im Ausschuß anerkannt worden.
Daher die Inrü'cknnhme des Antrages. In den
wenigen Fällen, wo die betreffende Schülerin die
Verpflichtete und nicht in der Lage ist, die Raten¬
zahlungen zu leisten, da war es die einstimmige
Meinung des Ausschusses,daß man die weitere Aus-
bilduugsmöglichteit dadurch gewähren muß, daß man
von feiten der Provinz auf die Kosten verzichtet. Der
Prooinzialnusschuß ist jederzeit in der Lage, das zu
tu», und nach der Stellungnahme, die der Fach¬
ausschuß eingenommen hat, wird der Prcwmzinl-
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ausschuß doch nicht ein minderes Wohlwollen in
solchen Fällen zeigen, als es im Fachausschuß zutage
getreten ist.

Es wurden aber doch oon allen Seiten die erheb¬
lichsten Bedenken dagegen erhoben, durch Aufnahme
der beantragten Bestimmung in die Satzung nun die
Sache dermaßen zu erleichtern, daß schließlicheine
Schülerin sagt: „Ich brauche letzten Endes doch nicht
zu zahlen, also bezahle ich von vornherein nicht' der
Lehrgang wird dadurch nicht gestört." Das war
schließlich die einmütige Auffassung im Fachausschuß,
und «das hat auch die Vertreterin der kommunistischen
Fraktion veranlaßt, ihre Anträge zurückzuziehen. Es
ist angesichts dieser ausgiebigen Erörterung geradezu
unverständlich, daß man nun über die zurückgezogenen
Anträge sich ini Plenum nochmals so ausgiebig aus¬
einandersetzen muß. <Nenn sich hier die Erörterung
über zurückgezogeneAnträge, worüber in den Aus¬
schüssen stundenlang gespVochen worden ist, in diesem
Maße wiederholt, dann ist doch die Ausschußberatung
eigentlich überflüssig.

Vorsitzender Nr. Iarres: Das Wort wird nicht
weiter gewünscht.

Nach der Niederschrift über die Sitzung des
II. Fachausschussessind in der Tat dort die Anträge
zurückgezogenworden. Das hindert aber nicht, daß
sie hier wieder aufgenommen werden. Wenn ich die
Frau Abgeordnete richtig verstanden habe, sind die
Anträge heute wieder aufgenommen worden. (Frnu
Abg. Nppel stimmt zu.) Sie haben auch den Antrag
gestellt, getrennt abzustimmen.

Ich lasse dann über die Anträge getrennt ab¬
stimmen. Der erste Antrag geht dahin, im § 2 die
Nummer In zu streichen. Ich bitte diejenigen, die
dafür sind, die Hand zu erheben. — Das ist die
Minderheit.

Der zweite Antrag geht dahin, in dem 8 2 unter
1c: die Worte „und gute" zu streichen. Wer dafür ist,
den bitte ich, die Hand zu erheben. — Das ist die
Minderheit.

Der dritte Antrag lautet- In Absatz 1 des § 3
ist nach „tonnen" einzufügen! „auf Beschluß des
Aerztekollegiums". Wer dafür ist. den bitte ich, die
Hand zu erheben. — Das ist die Minderheit.

Der vierte Antrag besagt: „§ ? Absatz 2 ist wie
folgt abzuändern: „Bei Unterlassung einer Raten¬
zahlung infolge später eintretender nachweisbarer
Zahlungsunfähigkeit der Schülerin ist die weitere
Teilnahme am Kursus schulgeldfrei." Wer dafür ist.
den bitte ich, die Hand zu erheben. — (Frau Abgeord^
nete Appel ruft: Wo bleibt das soziale Zentrum?)
Wir sind in der Abstimmung, Frau Abgeordnete, dn
hat leiner das Wort. — Das ist die Minderheit.

Es ist ferner die Stellungnahme des Fach-
»nlbschusses II mitzuteilen.

Zunächst hat der Fachausschutz beantragt, den
Bericht und Antrag des Piovinzialausschusses, betr.
Aenderung der Bedingungen für die Aufnahme von
Schülerinnen in die Proninzial-Hebammenlehr-
cinstlllten unverändert anzunehmen.

Zweitens beantragt er. zu dem Antrage der
V. S. P. D„ der dahin echt:

„Zu dem § 8 der Aufnahmebedingungen Ml die
Hebammenschülerinnen wird folgender Absatz hinzu¬
gesetzt:

„Diese Bestimmungen finden auf Schülerinnen,
die eine Freistelle erhalten, leine Anwendung. Die
für diese Schülerinnen erforderlichen Kleider und
die Wäsche sind aus Proninzialmitteln bereitzu
stellen,"

den Antrag, nachdem die Kommission der Auffassung
Ausdruck gegeben hat, dah die Versorgung der
Schülerinnen mit den erforderlichen Kleidern Sache
des Kreises ist, der auch für die Ausbildung der
Hebammen Sorge zu tragen hat, und der Antrag
darauf zurückgezogenwurde, für erledigt zu erklären.

Ein Widerspruch gegen diese Anträge des Fach¬
ausschussesist nicht erhoben worden. Ich stelle daher
die Annahme fest. Hiermit ist Punkt 13 erledigt.

Wir kommenzu
Punkt 14: Bericht und Antrag des

Prooinzilllausschusses, betr. die Ver¬
besserung der maschinentechnischen,
insbesondere der wärmewirtschaft-
lichen Anlagen in den Prooinzial-
n n st a l t e n.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord.
neter Funk. — Es wird auf die 'Berichterstattung
verzichtet. Das Wort wird nicht gewünscht. Die
Vorlage ist angenommen.

Punkt 15: Bericht und Antrag des
Prouinzialausschusses, betr. Anlauf
des Eutshofes der ehemaligen Irren¬
anstalt St. Thomas in Andern« ch und
Ausbau desselben.

Berichterstatter ist derselbe Herr Abgeordnete.
Auch hier wird auf den Bericht verzichtet. Das

Wort wird nicht gewünscht. Die Vorlage ist an¬
genommen.

Punkt Iß: Bericht und Antrag deo
Prouinzialausschusses, betreffend Auf¬
hebung der durch die Dotation sgesetz-
gebung dem Provinzial verband über
wiesenen sog. Staatsnebenfonds.

Berichterstatter ist derselbe Herr Abgeordnete.
Auch hier wird verzichtet. Das Wort wird nicht

gewünscht. Die Vorlage ist angenommen.
Punkt 17: Bericht und Antrag d e?

P v o v i n z i a l n u ? s ch u s se s , betr. die Per-



66. Rheinischer Prouinziallandtag, 4. Sitzung au» 27. Juni 192A. 59

Minderung und anderweitige Ein¬
teilung der Landesbauämter in der
Rheinvrovinz,

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Ring.
(Abgeordneter Ring: Ich verzichte!) Auf die Be¬
richterstattung wird verzichtet. Das Wort wird nicht
gewünscht. Die Vorlage ist angenommen.

Punkt 18: Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. Aende¬
rung des § 3 der B e st i m m un g e n vom
2. Juni 1894 über die Unterstützung
des Gemeinde- und K'reiswe genaues.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter von Salis-
Soglio. (Abgeordneter Freiherr von Salis-Soglio:
Ich verzichte!) Auf den Bericht wird verzichtet. Das
Wort wird nicht gewünscht. Die Vorlage ist ange¬
nommen.

Punkt 19: Bericht des Provinzial¬
ausschusses, betr. die im Rechnungs¬
jahre 1922 bewilligten Beihilfen
zum Nemeinde». und Kr e i s^w e g eb au.

Berichterstatter ist derselbe Herr Abgeordnete.
(Abgeordneter Freiherr von Salis-Soglio: Ich ver¬
zichte!) Es wird verzichtet. Das Wort wird nicht
gewünscht. Die Vorlage ist durch Kenntnisnahme
erledigt.

Puntt 20: ^Bericht und Antrag des
Pr ov i nzi a l au sschus!se s, betr. Hilfs -
werk für notleidende nebe nb ahn ähn¬
liche Kleinbahnen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Ring. Der
Herr Berichterstatter verzichtet. Das Wort wird
nicht gewünscht. Die Vorlage ist angenommen.

Punkt 21: Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses. betr. Beteili¬
gung der rheinischen Provinzillluer^
waltung an einer zu errichtenden
Aktiengesellschaft zum Betrieb von
Steinbrüchen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter O,-. Krantz.
(Abg. !)>-. Krantz: Ich verzichte!) Der Herr Bericht¬
erstatter verzichtet. Das Wort wird nicht gewünscht.
Die Vorlage ist angenommen.

Es ist hier aber, wenn ich recht sehe, ein kleiner
Zusatz gemacht worden:

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag unver¬
ändert annehmen und den Prouinzialausschuß
beauftragen, dem nächsten Provinziallandtag über
die Ausführung des Beschlusses Mitteilung zu
machen."

Ich nehme an, das; Sie den Antrag des
Provinzialausschusses mit dieser Maßgabe nn^
nehmen.

Punkt 22: Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betreffend Er¬
richtung einer landwirtschaftlichen
Schule im Kreise Düren und Ueber¬
nahme der mit den üandwirtschafts-
schulen Bit bürg und Eleve ver¬
bundenen landwirtschaftlichen Schulen
auf die Landwirts chaftstamm er.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter o. Stedman.
(Abg. von Stedman: Ich beantrage unveränderte
Annahme!) Es ist unveränderte Annahme beantragt.
Das Wort wird nicht gewünscht. Die Annahme ist
erfolgt.

Punkt 23: Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. Beteili¬
gung des Prouinzialverbandes an
den Hilfsaktionen für die unwerter
geschiidigten Gemeinden der Kreise
Rheinbach und Wetzlan

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Heuser.
Der Berichterstatter ist nicht da: er scheint also zu
verzichten. Das Wort wird nicht gewünscht. Die
Vorlage ist angenommen.

Punkt 24: Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses, betr. die Ver¬
setzung des Landes medizinalrats Dr.
Rönsberg bei der Lnndesuersiche-
rungs-an statt Rheinvrovinz in den
Ruhestand.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Hagen.
(Abg. I)i'. Hagen: Ich verzichte!) Es wird ver¬
zichtet. Das Wort wird nicht gewünscht. Die Vorlage
des Provinzialausschusses ist angenommen.

Punkt 25: Bericht und Antrag des
Prouinzialausschusses, betr. die Aus¬
gabe von Rheinprovinz-Anleihe¬
scheinen.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter I)i-. Hagen.
Abgeordneter l)i'. Hagen: Der I. Fachausschuß

bittet, diese Vorlage dem Provinzialnugschuß zu über^
weisen mit der Maßgabe, daß der Prouinzialausschuß
mit Unterstützung einer kleinen Kommission be¬
schließenwird, welcher Typ für diese neuen Obliga¬
tionen geschaffenwerden soll. Es wird sodann auch
dem Prouinzialausschuß zu überlassen sein, in welchem
Umfange von der Ausgabe dieser Obligationen
Gebrauch gemacht werden soll. Ich bitte den
Provinziallandtag, in diesem Sinne zu beschließen.

Vorsitzender I)i. Iarres: Das Wort wird nicht
gewünscht.Es ist dem Antrage entsprechendbeschlossen.

Punkt 2«: Bericht und Antrag des
Provinzialausschusses. betr. Kündi¬
gung von Provinzialanleihen.

Nerichterftotlel ist derselbe Herr Abgeordnete,
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Abgeordneter !>i. Hagen! Die I. Fachkommission
hat dem Antrage der llcmdesbank stattgegeben, mit
der, Kündigung dieser Obligationen demnächst vorzu¬
gehen, aber die Landesbank gebeten, die erdenklichste
Rücksicht auf die Besitzer dieser Obligationen zu
nehmen, da angenommen werden kann und muh, das;
dieselben zu einem nicht unerheblichen Teile sich im
Besitze von Klein- und Sozialrentnern befinden.
Nach Möglichkeit soll es den Leuten hier ermöglicht
werden, uon den neu zu schaffenden, höher verzins¬
lichen Obligationen im Umtausch zu bekommen. In
diesem Sinne bitte ich den Provinziallandtag zu
beschließen.

Stell«. Vorsitzender !»>'. E nahen! Das Wort
wird nicht gewünscht. Der Antrag ist angenommen.

Wir, kommen zu
Punkt 27^ Bericht und Antrag des

Prouinzilllnusschusses. betr. Erlaß
einer Gebührenordnung fü,r da?
Landesarbeits- und Bcrufsnmt der
Rhe i npr o u i n z.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter l>i>. Hagen.
Der Berichterstatter verzichtet. Wortmeldungen liegen
nicht vor. Ich stelle die Annahme der Vorlage fest.

Wir kommen zu
Punkt 2«! Belicht und Antrag des

Prouinzia lausschusses, betr. Rück-
Übernahme des im Jahre 188? dem
Kreise Wetzlcil zur Verwaltung und
Unterhaltung übeigebenen Straßen-
Netzes.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Krantz.
Der Berichterstatter verzichtet. Wortmeldungen

liegen nicht vor. Ich stelle die Annahme der Vor¬
lage fest.

Wir kommen zu
Punkt 2!»-. Bericht und Antrag des

Pro « inzialausschusses , b e t r.' E i n g ab e
der Straßen- und Kleinbahnen be¬
züglich Aenderung der Straßen-
b e n u tz u n g s u e r t r ii g e.

Berichterstatter ist auch hier Herr Abgeordneter
!)>'. Krantz. Der Herr Berichterstatter verzichtet.
Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich stelle die
Annahme der Vorlage sest.

Wir kommen zu den
Anträgen der V. K. P. D.
Punkt .'!()! „Um eine vollständige

Verschuldung der Beamten, Ange stell
ten und Albeiter der Provinzial
Verwaltung bei Ge b u r t s -, Todes
und Unglücksfä lle n in ihren Familien
zu vel'hüten. wird eine Notstands -
bei Hilfe gewährt. Zu diesem Zmecke

wild für das laufende Rechnungs¬
jahr vorläufig eine Summe von
IN Millionen Mark bewilligt.

Die Notstandsbeihilfe hat nicht
den Charakter einer Unterstützung.
Sie kann den Beamten, Angestellten
und Arbeitern in den o b en gen an n te n
Fällen auf Antrag bis zur vollen
Höhe der entstandenen Unkosten durch
Beschluß des P rou i n zi a la u ssch uss e s
genehmigt weiden. Die (3 e w ä h l u n g
erfolgt rückwirkend vom 1. April 1922/'

Der Berichterstatter, Herr Abgeordneter N,'.
Hagen, hat das Wort. >

Abgeordnete! !>,'. Hagen: Meine Damen und
Herren! Die I. Fachkommission steht auf dem
Standpunkt, daß durch die Schritte, welche die Ver-
waltung bereits unternommen hat, um die Notlage
der Beamten nach Möglichkeit zu lindern, die Sache
als erledigt anzusehen ist.

Stelln. Vorsitzender 1),'. Sa aßen: Der Herr
Abgeordnete Knab hat das Wort.

Abgeordneter Knab! Meine Damen und Herren!
Ich möchte zunächst unserem Bedauern darüber
Ausdruck geben, daß die Verwaltung es nicht ver¬
mocht hat, allen Mitgliedern des Hauses ein Nach-
trag'soerzeichnis zur heutigen Tagesordnung zuzu¬
stellen und uns vor allen Dingen die Anträge mit
ihrer Erledigung in den Fachausschüssen gedruckt
vorzulegen. So war es bisher üblich. Jetzt ist uon
dieser Praxis abgewichen worden. Ob es aus
technischen oder sonstigen Gründen geschehenist, ent¬
zieht sich meiner Kenntnis. Ich will nur feststellen,
daß es deshalb den einzelnen Mitgliedern meiner
Partei gar nicht möglich ist, sich mit der Schnellig¬
keit zum Worte zu melden, mit der hier erklärt
wird! „Wortmeldungen liegen nicht vor"; Sie wissen
eben nicht, wann ihr Punkt zur Verhandlung kommt.

Wir haben im Dezember den Antrag gestellt, den
Beamten in Notfällen zu helfen, um zu verhindern,
daß die Beamtenschaft durch solche außeroidentliche
Ereignisse einer weiteren Verelendung entgegen¬
getrieben wild. Seit Oktober- v. I. können, wir
feststellen, daß das Realeinkommen der Arbeit¬
nehmer, also auch der Beamten, von Monat zu
Monat sinkt. Die Maßnahmen der Regierung znr
Ausbesserung der Gehälter sind stets hinter der
Teuerung zurückgeblieben.Wir sagten uns: Kommen
nun noch solche außerordentlichen Unglucksfälle, die
schon in Vortriegsverhältnissen für eine Neamten-
familie stark belastend waren, hinzu, so wird der Be-
amtenhaushlllt, der heute lluf einer schmalen Grund¬
lage beruht, vollständig zusammenbrechen.Wir hatten
im Dezember den Antrag gestellt, weil die Ver¬
waltung bis dahin uon sich aus noch nicht die
Initiative ergriffen hatte, um in solchenFällen mil
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einer außerordentlichen Beihilfe den Beamten, An¬
gestellten und Arbeitern unter die Arme zu greifen.
Weil die Verwaltung das verabsäumt hatte, waren
wir als Vertreter der Arbeiterschaft verpflichtet,
einen derartigen Antrag zu stellen. Wenn wir auch
mit leinen großen Illusionen an dies Haus heran¬
treten, wenn wir auch wissen, daß Sie die Wünsche
der Arbeitnehmerschaft weder erfüllen können noch
erfüllen wollen, so haben wir doch stets nnd ständig
die Pflicht, auch um die allergeringste Verbesserung
der Lebenshaltung der Beamten und Angestellten zu
tümpfen, weil sie sonst unfähig werden, den Kampf
gegen die Gesellschaftsordnung zu führen, die Sie
heute mit Ihrer Mehrheit in diesem Hause noch ver¬
treten. Das waren die grundsätzlichen Erwägungen,
die uns zu der Stellung des Antrages geführt haben.

Mittlerweile habe ich im Piovinzialausschuß, wie
auch durch die Mitteilungen in der Kommisston, er¬
fahren, daß der Zweck des Antrages, den Beamten
zu helfen, bereits durch die Maßnahmen der Ver¬
waltung erledigt ist. Ich stelle fest, daß die Ver¬
waltung erst dann zu Maßnahmen gegriffen hat
und daß diese Maßnahmen überhaupt erst durch¬
geführt worden find, nachdem wir unseren Antrag
gestellt hatten. Wir sind gar nicht so, daß wir
unbedingt darauf bestehen, daß Sie den kommu¬
nistischenAntrag in seiner Formulierung annehmen.
Wir wollen Ihr kapitalistischesund religiöses Seelen¬
heil durch die Annahme einer kommunistischenForde¬
rung nicht gefährden. (Heiterkeit.) Infolgedessen
sind wir damit zufrieden, daß jetzt endlich die Ver¬
waltung sich auf denselben Standpunkt gestellt hat,
auf den fich das preußische Ministerium bereits seit
einem Jahre gestellt hat! Für solche Fälle unver¬
schuldeter Not muß ein Fonds mit ausreichenden
Mitteln zur Stelle sein, um den Beamten aus der
Not helfen zu tonnen.

Wir find also mit der Erledigung im allgemeinen
zufrieden, wenn wir auch grundsätzlich von unserer
Forderung der Erlämpfung einer besseren Eristenz-
möglichleit nicht abgehen.

Stelln. Vorsitzender Dr. Santzen: Wünscht
der Herr Berichterstatter das Wort? (Abg.
». Hagen- Nein, ich verzichte!)

Ich lasse über den Antrag des Fachausschusses
abstimmen. Wer dafür ist, den bitte ich, sich zu er¬
heben. — Das ist die Mehrheit. Ich stelle'die An¬
nahme des Antrages fest.

Wir kommen zu
Punkt 3l: „Mit Wirkung vom l. D e-

z e m bei 1922 werden den Beamten,
Angestellten und Arbeitern der P r o-
u i n z i a l u e r w a lt u n g, die mindestens
zwei Kilometer (Luftlinie) von der
Dienststelle entfernt wohnen, die

Straße n- und E i s e n b a h n f a h r t o st e n e r-
statte t."

Das Wort hat der Berichterstatter. Herr Ab¬
geordneter Dr. Hagen.

Abgeordneter Dr. Hagen: Der Antrag wird
zur Ablehnung empfohlen.

Stellu. Vorsitzender Dr. Sa aßen: Wort¬
meldungen liegen nicht vor. Ich lasse über den
Antrag abstimmen. — Ich stelle die Ablehnung des
Antrages fest.

Punkt 3 2 ist bereits erledigt.
Wir kommen zu .
Punkt 33'. „Der im H c> u p t h a u s h a l t s-

pllln zur Bestreitung außerordent¬
licher Mehrausgaben vorgesehene Be¬
trag wird um 2 Millionen erhöht zur
Schaffung eines Fonds bei den Pro¬
vinz! al - Heb llinm en lehrnn stalten zu
Köln und Elberfeld zwecks Beschaffung
von Wäsche für die in diesen A n st n l t e n
geborenen Kinder der bedürftigen —
ehelichen und unehelichen — Mütter."

Das Wort hat die Verichterftatterin Fräulein
Otto.

Abgeordnete Fräulein Otto! Meine Damen und
Herren! Dieser Antrag ist zurückgezogenworden,
weil für die Provinz leine gesetzliche Verpflichtung
besteht, diese Mittel aufzubringen. Bisher ist den
Müttern, wenn sie aus den Anstalten entlassen
wurden, eine Garnitur mitgegeben worden. Diese
Gepflogenheit soll auch weiter beibehalten werden.
Darüber hinaus sollen die Ortsarmenuerbände be¬
nachrichtigt werden. Im Notfälle tritt die Provinz
mit Mitteln ein, und, wenn es einmal dazu kommen
sollte, daß die Ortsarmenverbände die Mittel nicht
erstatten, fu wäre das ja auch für die Provinz kein
allzu großer Verlust.

Stellu. Vorsitzender Dr. S außen: Der Antrag
ist durch Zurückziehung erledigt.

Wir kommen zu
P u n k t 3 4: „D i e Z a,h l o e r s ch u l p f l i ch t i-

gen Zöglinge in den Klassen der Pro-
uinzial-Fülsorgeerziehungsanstalr-en
darf die in den preußischen Bestim¬
mn n g e n f ll r d i e H i I f s s ch u I e n f e st g, e l e g t e
Hoch st zahl nicht überschreiten, ge¬
gebenenfalls sind ab 1. April lN23
neue Klassen einzurichten."

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Neese.
Abgeordneter Neese-. Wir haben in unseren

Prouingial - Fürsorgeerziehungsanstalten nur eine
Klasse für schulpflichtige Kinder, und zwar an der
Anstalt Nhemdahlen. Die Schülerzahl wechselt in
dieser Anstalt im Laufe des Jahres sehr erheblich.
Wenn Ostern gewesen ist und eine Anzahl Schüler
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zur Entlassung getomme>lsind, so ist die Schülerznhl
eine sehr geringe, und im Laufe des Jahres steigt
sie wieder an. Zurzeit ist die Schülerzahl nur 27.
Da wir nur eine Klasse haben, so glauben wir, daß
dem Antrage Genüge geschehen ist.

Etellv. Vorsitzender !),-. Sa aßen: Sie wollen
also den Antrag für erledigt erklären lassen.

Herr Abgeordneter Knub hat sich zum Worte
gemeldet.

Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!
Der Sinn der Erledigung ist uns noch nicht ganz
klar gewordeil. Wie denkt man sich künftig die
technische Durchführung in der Anstalt Rheindahlen,
die ja in erster Linie dafür in Frage kommt, wenn
die Schülerzahl auf eine ganz unuerhältnismcißige
Höhe anschwillt? Und sie wird anschwellen, weil
jetzt mit der ständig wachsenden Verelendung auch
die Zahl der schulpflichtigenKinder, die der Fürsorge
überwiesen werden, ständig wächst. Deshalb möchten
wir die Nnwendung des preußischenHilfsschulgesetzes
ausdrücklich auch durch dieses Parlament bestätigt
wissen, weil uns das erst die Gewähr gibt, daß die
Klassenbesuchsznhlwirtlich in einer Art und Weise
beschränkt ist, die den erzieherischen Ansprüchen
genügt. Bei dem Einblick, den ich in den Unter-
richtsbetrieb erhalten habe, kann ich nicht sagen, daß
es dem Lehrer selbst bei dein allerbesten Willen
möglich ist, seinen Schülern wenigstens in etwa eine
Ausbildung zu geben, damit sie später in der Lage
sind, drei Sätze richtig hintereinander zu schreiben,
Sie wissen alle, daß im allgemeinen die Fürsorge-
Zöglinge, besonders die schulpflichtigen, meist solche
Kinder sind, die geistig minderwertig sind, die aus
ganz rückständigen sozialen Verhältnissen stammen,
und daß man an sie im allgemeinen vom Lehrer-
stllndpunkte wohl bäum die Ansprüche stellen kann,
die man an einen sonstigen Schüler stellt. Man
kann hier sagen' Außer der körperlichen ist auch eine
gewisse geistige Verwahrlosung bei einem großen
Teil der Kinder vorhanden. Da muß es dem Lehrer
möglich sein, daß er sich mit den Kindern viel
individueller beschäftigt, als es bei einer großen
Anzahl Schüler möglich ist. Ich habe wiederholt die
Anstalt besucht und feststellen können, daß die Zahl
von 5U bis weit über «0. bis annähernd 7N Kinder
schwankt. Es kommt kein einziges Mal vor, daß die
Schülerzahl unter die Zahl 40 sinkt, wie mir das
der betreffende Klassenlehrer in Rheindahlen mit¬
geteilt hat.

Deshalb wünschenwir. daß Sie heute ausdrücklich
Ihrem Willen Ausdruck verleihen, daß mit diesen
Lchuluerhältnissen aufgeräumt wird, um so mehr, als
die Personalfrage laum eine Rolle fpielen dürfte.
In dieser Anstalt sind schon Lehrer, die ihre Eznmin«
als Volksschullehrer abgelegt haben, deren Arbeits¬
traft an dieser Stelle nach unserer Ansicht viel

produktiver verwertet werden tonnte, als wenn sie
nur die rein mechanische Beaufsichtigung der Zöglinge
während der Arbeit übernehmen. Wir bitten Sie,
in irgendeiner Form den Mißstand zu beseitigen und
dem Sinne unseres Antrages Zuzustimmen.

Stelln, Vorsitzender Dr. Sanften: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Reese.

Abgeordneter Reese: Die Ausführungen des
Herrn Knub stimmen nicht ganz. Der Antrag der
KommunistischenPartei würde eine ganz andere Be-
deutuug haben, wenn es da hieße! „In den Klassen
der Fürsorgeerziehungsanstalten". Es handelte sich
dann um die ganzen fürsorgepflichtigen Kinder, und
der Antrag hätte eine viel weitergehende Bedeutung
und würde einen ganz anderen Resonanzboden
haben. Es tamen dann die gesamten Anstalten in
Betracht.

Wenn Herr Abgeordneter Knab sagt, daß in
Rheindahlen 60 Schüler in der Klasse gewesen seien,
so kann ich mir das nicht vorstellen. Wir haben
die Anstalt in größerem Kreise besucht; damals
waren nach meiner Erinnerung bloß 30 bis 33
Kinder dort. Und wenn uns versichert wird, daß
zurzeit nur 2? da sind, so kann man daran keinen
Zweifel hegen. Es würde doch keine Verwaltuug
riskieren, eine solche bestimmte Angabe zu inachen,
wenn sie sich nachher als unwahr herausstellen könnte.
Wenn wir im Sommer mit einer Durchschnittszahl
von 27 bis 30 Kindern rechnen, so ist die Zahl,
die das Gesetz vorschreibt s25), etwas überschritten.
Im Winter sind es mehr. Ob da ein Ausweg ge¬
sunden weiden kann, weiß ich nicht. Zunächst hat
sich die Kommission auf den Standpunkt gestellt, daß
mit diesen Feststellungen der Antrag, der sich auch
nur auf eine Anstalt bezieht, erledigt sei.

Stellv. Vorsitzender Nr. Saaßen: Weitere
Wortmeldungen liegen nicht mehr vor.

Der Antrag des Fachausschusses lautet' „Der
Prouinzillllandtag wolle den Antrag durch Kenntnis¬
nahme für erledigt erklären". Wer für den Antrag
ist, den bitte ich, sich zu erheben, — Das ist die
Mehrheit.

Wir kommen zu
Punkt 35: „Die A r b e i t s p r ci m i e n der

Fürsorgezöglinge werden in einer
der Marke ntwertung entsprechenden
Höhe neu f e st g e f e tz t und bei weiterer
Teuerung gemäß der Lohnsteigerung
der Provinzialarbeiter erhöht."

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Ab¬
geordneter Reese.

Abgeordneter Reese: Im Etat ist diesem An¬
trage bereits Folge geleistet. Wenn Sie sich die
Ziffern im Etat ansehen, so finden Sie, daß für den
Zweck ganz erheblich höhere Beträge eingesetzt sind
als in früheren Jahren. Außerdem soll die Geld-
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entwertung mitsprechen, so daß die Ziffern im Eint
von Ende März automatisch erhöht werden. Ich
glaube, durch die höhere Einsetzung in den Etat
ist dem Antrage der KommunistischenPartei Genüge
getan. Wir haben gestern in der Kommission be¬
schlossen, daß alle die Anträge, die reine Geldfragen
sind, nicht zum Beschluß erhoben werden sollen, daß
sich vielmehr die Beträge automatisch mit der Geld¬
entwertung erhöhen.

Stelln. Vorsitzender !>.'. Laaßen! Das Wort
hat Herr Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab! Ich will dazu keine
weiteren Ausführungen machen, sondern nur unserer
Befriedigung Ausdruck verleihen, daß eine Form
gefunden worden ist, um den Zöglingen das zu geben,
was ihnen von Rechts wegen zusteht. Dasselbe ist
bei dem nächsten Antrage der Fall, wo wir beantragt
haben, die Bibliotheken auszubauen und den Wand¬
schmuck zu verbessern, so daß wir zu diesen beiden
Anträgen nichts mehr zu bemerken hätten.

Stelln. Vorsitzender 1>i. 2 außen: Der nächste
Punkt 3 t>, dessen Beratung wir hiermit zweckmäßig
verbinden, lautet!

„Z u m A u s b a u der in den Prooinzinl-
Fürsorgerziehungsan st alten befind¬
lichen Bibliotheken werden jeder
Anstalt 2U0U00 Mark und zur Be¬
schaffung eines zeitgemäßen künst¬
lerischen Wandschmucks für die Auf-
enthaltsiäume der Zöglinge je
100N0N Mark bewilligt. Ueber die
Art der anzuschaffenden Bücher be¬
stimmt der Direktor gemeinsam mit
dem Betriebsrat der Angestellten
und Beamten der Anstalt,"

Auch hier ist Berichterstatter der Herr Abgeord¬
nete Reese. (Abg. Reese! Ich verzichte!)

Wir kommen, da weitere Wortmeldungen nicht
vorliegen, zur Abstimmung über den Antrag des
Fachausschusses! „Der Provinziallnndtag wolle den
Antrag durch die Erhöhung der Mittel im Haus¬
haltsplan 1923 für erledigt erklären."

Wer für diesen Antrag des Fachausschussesist. den
bitte ich. sich zu erheben. — Das ist die Mehrheit.

Ich darf wohl auch zu Punkt 36 die Annahme des
Antrages des Fachausschussesfeststellen.

Wir kommen zu
Punkt 37! „Zwecks Umgestaltung

der Lehr plane der Pro u i n z i al- T a u b
stummen- und Blindenanstalten im
Sinne moderner Schulde st rebun gen
wird für jede Schuln, nttung eine
K o m m i s s i o n g e w äH l t. I e d e K o m m i s s' o n
besteht aus drei Vertretern der Lehrer-
schaft. e^nem Vertreter der Direltoren

und je eine m Vertreter der Fraktion e n
des Prouinziallandtags. Das Ergeb¬
nis ihrer Beratung wird dem Pro
v i n z i alausschuß zur Beschlußfassung
uorgeleg t."

Das Wort hat der Berichterstatter. Herr Abgeord¬
neter Nr. Fischer.

Abgeordneter 1)i-. Fischer! Meine Damen und
Herren! Dieser Antrag hat den Proninzialausschuß
bereits beschäftigt. Der einmütige Standpunkt des
II. Ausschusses geht dahin, daß einerseits die Lehr-
pläne nur im Einvernehmen mit dem Prouinzial-
Schultollegium aufgestellt werden können, daß
andererseits zur Aufstellung der Lehrpläne für die
Prouinzial-Taubstummen- und Blindenanstalten be¬
sondere Fachkenntnisseerfo«dellich sind, so daß es in
der Natur der Sache liegt, wenn zunächst die besow
deren Sachverständigen, die Direktoren und Lehrer
der betreffenden Anstalten, gehört weiden. Die
Direktoren und Lehrer haben sich bereits mit
der Frage beschäftigt, und es bestecht bereits
eine Kommission aus einem Direktor und zwei
Lchrern der Blindenanstalt, welche sich mit dem
Entwurf der Lehrpläne befaßt. Es steht nichts im
Wege, daß. sobald der Entwurf für die Lehrpläne
fertiggestellt ist. er der bereits bestehendenProvinzial-
lommission für die betreffenden Anstalten vorgelegt
wird, so daß nach Ansicht des Fachausschusseseine be¬
sondere Kommission nicht zu bilden ist. Der Fach¬
ausschuß bittet daher, den Antrag für erledigt zu er¬
klären.

Stelln. Vorsitzende! Dr. Saaßen! Das Wort hat
Herr Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab! Meine Damen und Herren!
Ich will nicht mehr im einzelnen darauf eingehen,
weshalb wir den Lehrplan kritisieren. Ich habe
Ihnen ja bei der gestrigen Etatsaussprache bereits
einige Stellen aus diesen rückständigen Lehrplänen
angefühlt. Wir fieuen uns. daß endlich diese Finge
aufgerollt ist. Wir legen wenig Wert darauf, ob die
Lehrpläne einer Kommissionin der Zusammensetzung,
wie wir sie beantragt haben, oder einer anders zu¬
sammengesetztenKommissionüberwiesen werden, denn
es ist uns die Möglichkeit gegeben, darauf zu sehen,
daß die Lehrpläne jetzt endlich fertiggestellt werden.
Wir werden auch alles daransetzen, daß die Aus¬
arbeitung der Lehrpläne nicht jahrelang in der
Schwebe bleibt, wie es so oft bei unserer schwebenden
Prouinzialverwaltung der Fall gewesen ist.

Stelln. Vorsitzende! Dr. Saaßen! Weitere
Wortmeldungen liegen nicht vor, Wir kommen zur
Abstimmung über den Antrag der K. P. D. Wer für
den Antrag ist, den bitte ich. sich zu erheben. — Ich
stelle die Ablehnung des Antrages fest.

Wir kommen zu:



«4 W. Rheinischer Prouinziallandlag, 4. Sitzung am 27. Juni 1W

Punkt e!»e „Das Reglement über die
Aufnahme und Entlassung der der Für¬
sorge des Rheinischen P r o v i n z i n I- (u n d
Landarmen-) Verbandes anheim¬
fallenden Geisteskranken, Idioten,
Epileptischen, T u u b st u m m e n und Nli n-
den in und aus öffentlichen und pri¬
vaten Anstalten, sowie über die Ein¬
richtung, Üeitungu >ld Beaufsichtigung
der Rheinischen P r v v i n z i n l - H e i l - und
Pflegeanstalten

wird im 8 25 wie folgt abgeänderte
„Die Pflege der Kranken in den Provinzinl-Heil-

und Pflegeanstalten erfolgt nach einer Klasse.
Darüber hinaus kann der Prouinzialausschuß eine
bessere Verpflegung gerMhren, wenn der Gesund^
heitszustand des Pfleglings dies erfordert, oder die
Unterbringung in kleinerem Raume anordnen, wenn
der Gemütszustand des Krauten dies notwendig
macht. Veide Vergünstigungen tonnen nur auf Grund
ärztlichen Urteils genehmigt werden und sind unent¬
geltlich, wenn die Angehörigen des Kranken Be¬
dürftigkeit nachweisen. Dem ärztlichen Antrag an
den Prouinzialausschuß sind die Krankenpapiere bei¬
zulegen/'

im 8 2? I) abgeändert wie folgte
„Freistellen weiden verliehene

>») im Interesse solcher Kranken oder Angehörigen,
welche wegen ihrer Lebensverhältnisse die öffent¬
liche Armenpflege rechtlich nicht in Anspruch
nehmen können, jedoch ein relativ so geringes Ein¬
kommen nachweisen,daß eine ganze oder teilweise
Freistelle berechtigt erscheint. Die Bewilligung
und die Festsetzung der Dauer und des Umfanges
der Freistelle (unter l,) erfolgt — nach Vorlage
des Familien- und Einkommensnachweises —
durch den Prouinzialausschuß/'
Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Abgeord¬

neter Brauer.

Abgeordneter Braue re Meine Damen und
Herren! Der Fachausschuß hat sich in einer der
letzten Tagungen eingehend mit der Verringerung
der Tischklllssen beschäftigt. Medizinische Gründe
sprachen gegen die Begrenzung auf eine Tischklasse.
Auch lagen sehr erhebliche Bedenken vom Personal
vor. Deshalb einigte man sich darauf, dem Provinzial-
nusschussedie Zusammenlegung von !drei auf zwei
Tischklllssen uorzuschlngen.Da diesem Wunschemittler¬
weile entsprochen ist und heute noch die gleichen Be¬
deuten gegen d<>n Einheitstisch vorhanden sind, auch
auf erneute Anfrage die Betriebsräte mnd Beamten-
ausschüsse sich dagegen ausgesprochen haben, hält die
Mehrheit des Ausschusses die Angelegenheit damit
für erledigt.

Mit Befremden haben wir bei der Aussprache
dauo» Kenntnis genommen, daß im Haushaltsplan
über Vedburg-Hau unrichtige Angaben gemacht sind.
Es heisst dort, daß alle Personen in der zweiten Tisch¬
klasse beköstigt werden. Es ist jedoch festgestellt
worden, das; cn. 70 Personen die erste Tischklasse be¬
nutzen. Mn» ist dazu übergegangen, ohne der Ver¬
waltung die bezüglichen Angaben zu machen, ein
vorgehe,!, das selbstverständlich scharf verurteil!
werden muß.

Die weiteren Anträge der KommunistischenPartei
würden für die Anstaltsinsassen erhebliche Er- ^
sthwerungen bringen.

Der Ausschuß beantragt daher, der Prouinzial-
lnndtag wolle den Antrag durch den nachfolgenden
Beschluß der Provinzialausschusses für erledigt er¬
klären!

„Der Landeshauptmann wird ermächtigt, zu dem
Antrage der kommunistischenFraktion auf Abände¬
rung der 88 25 und 271, des Reglements über die Auf¬
nahme in die Prouinzinl-Heil- und Pflegeanstalten
folgende Stellung einzunehmen e
1. Der kommunistischeAntrag auf Einführung nur

einer Berpflegungsklasse (8 25) wird durch die Zu¬
sammenlegung der bisherigen drei Verpflegungs-
llassen in zwei seit März 1923 als erledigt ange¬
sehen.

2. Die Freistellen in der besseren l>.) Verpflegungs¬
klasse nach 8 2? l> werden bei Bedürftigkeit jetzt
schon auf Erund einer gutachtlichen Aeußerung
der Anstaltsdirektoren, daß der Krantheitszustand
sie notwendig macht, durch lden Prouinzialausschuß
bewilligt. Diese Bewilligung noch von der Vor¬
lage der Krankengeschichteabhängig zu machen,
erscheint zu umständlich und nicht notwendig.

3. Die Verteilung der Kranken auf einzelne Ab¬
teilungen und Räume einer Anstalt ist eine ärzt¬
liche Maßnahme, die zu jeder Zeit ungehindert
durch Beschlüsse eines Verwnltungslorpers möglich
sein muß; sie von der Genehmigung des Pro¬
vinzialausschusses abhängig zu machen, geht des¬
halb nicht an.

4. Die vorgeschlagene «Abänderung des 8 27 t>, der
bisher schon die von den Antragstellern in ihren
neuen 88 25 und 2? >e>behandelten Freistellen für
die bessere und Normnlklnsse enthält, ist deshalb
nicht notwendig." ' ^
Stelln. Vorsitzender !>,. Saaßene Das Wort

hat Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knabe Meine Damen und Herren!

Wir hatten im März oder im Juni l92l bei der
Etatsbewilligung den Antrag gestellt, dem sich damals
auch die Unabhängige Fraktion anschloß,daß die ver¬
schiedenenTischklllssen beseitigt würden und eine ein¬
heitliche Tischllllsse in allen Proviuzinl-Heil- und
Pflegeanstalten durchgeführt werden solle. Jetzt sehen
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Eie bei der Vorlage, tue die Verwaltung Ihnen macht
und die die Billigung des Fachausschussesgefunden
hat, daß bereits eine dieser Tischtlassen gestrichen
worden ist.

Als Eie 1921 hier im Hause dazu Stellung
nahmen, da war für Sie der Gesichtspunkt maß¬
gebend, man dürfe denjenigen, der einen großen
Geloueutel Habe, ,ucht daran Hindern, auu) noch als
Geisteskranker eine bessere Verpflegung zu bekommen,
als sie sich die ärmeren Volksgenossen leisten können,
die zum größten Teil ans öffentliche Kosten in der
Anstalt untergebracht werden. Heute ist die III. Klasse
beseitigt und nur noch eine II. und l. Klasse vor¬
handen. Aber diese Veseitigung ist nicht aus der
sozialen Erkenntnis heraus erfolgt, daß es ungerecht
ist, die Tischklassen noch in einer solchen Teilung auf¬
recht zu erhalten, sondern Sie, meine Herren von der
Mitte und Rechten des Hauses, haben ihr nur deshalb
zugestimmt, weil die Verwaltung Ihnen gesagt hat!
Es ist unter den heutigen Verhältnissen der Geldent¬
wertung und der damit verbundenen Belastung aller
öffentlichen Körperschaften, also auch der Provinz,
einfach nicht anders möglich,'nur deshalb finden Sie
sich damit ab. Ich habe bei den Veratungen im Aus¬
schuß schon erklärt: Sie werden, weil die Verhältnisse
sich weiter in der absteigenden Kurve bewegen, in
der nächsten Provinziallandtagssitzung, vorausgesetzt
daß er überhaupt noch einmal zusammentritt, viel¬
leicht schion vor der Tatsache stehen, daß Sie sagen'.
Wir muffen jetzt auch aus ökonomischen Gründen die
1. Tischllasse beseitigen und eine einheitliche Tisch-
tlasse einführen. Wozu Sie Ihr soziales Gefühl oder
Ihre bessere Ueberzeugung nicht bringen kann, dazu
weiden Sie vielleicht durch den Zwang der Verhält¬
nisse gebracht, dem auch Eie unterstehen, den Eie
nicht beseitigen tonnen und auch nicht beseitigen
wollen. Sie weiden es wahrscheinlichin der nächsten
üandtagssitzung erleben, daß auch die I. Tischllasse
beseitigt werden muß.

Als wir den Antrag auf Veseitigung stellten,
wurde uns gesagt' Die Beamten leisten hier den
größten Widerstand. Meine Damen und Herren!
Die Anstalten sind nicht für die Beamten, sondern
für die Kranken da. Wenn wir verlangen, ein?
einheitliche Tischtlasse für die Kranken einzurichten,
wie es auch ausdrücklich in unserem Abänderungs-
antrage zu dem bestehenden Reglement gesagt worden
ist, so haben wir dabei in letzter Linie an die Be¬
amten gedacht' die kommen zunächst dafür gar nicht
in Frage. Wir wollen eine einheitliche Tischtlasse
für alle Pfleglinge, und bei dieser allgemeinen Ver¬
pflegung lann auf Grund ärztlicher Anordnung eine
bessere Verpflegung oder Unterbringung angeordnet
werden, wenn der Gesundheit»- oder Gemütszustand
des Kranken dies erfordert. Wir sagen ausdrücklich
„auf Grund ärztlicher Anordnung". Wenn der Arzt,

der den Patienten behandelt, zu der Ueberzeugung
kommt! Nur so kann ich den Kranken heilen, dann
muß er auch diese Maßnahme treffen tonnen. Trotz¬
dem wir nicht zu den Aerzten das Vertrauen haben,
weil wir sie auch für klassenmäßig gebunden erachten,
haben wir unsere Bedenken außer acht gelassen und
es dem Arzte als Fachmann überlassen, die bessere
Verpflegung und Unterbringung zu beantragen,
wenn er es aus gesundheitlichen Gründen im
Interesse des Patienten für notwendig erachtet. Es
ist uns deshalb unerfindlich, wie man sich im Fach¬
ausschuß und auch in der Provinzialverwaltung auf
den Standpunkt stellen kann, das würde eine Härte
für den Kranken bedeuten und eine Umstellung des
Anstaltsbetriebes erfordern.

Ich möchte Ihnen den Standpunkt der Ver¬
waltung noch einmal besonders llnrlegen. Die Ver¬
waltung sagt, „es sei eine durch nichts gerechtfertigte
Härte gegenüber den anstaltspflegebedürftigen
Geisteskranken, wenn ihnen der meist nicht freiwillige
Aufenthalt in der Irrenanstalt noch dadurch be¬
sonders unangenehm und schwer fühlbar gemacht
werde, daß man ihnen die Möglichkeit zu einer
besseren Beköstigung und einer ihren Gewohnheiten
entsprechenden Verpflegung selbst gegen Bezahlung
nehme oder diese Vergünstigung von einem ärztlichen
Urteil, daß der Gesundheilszustand dies erfordere,
oder von einem Beschluß des Provinzmlausschusses
abhängig mache". Das waren die Mitteilungen, die
uns über den Standpunkt der Verwaltung vorgelegt
wurden. Das Letztere kann schon einmal gar nicht
zutreffen, denn ein ärztliches Urteil muß unter allen
Umständen stattfinden. Wir haben ja auch die Frei-
stelleninhaber zu berücksichtigen, die auch lediglich auf
Grund eines ärztlichen Urteils in die bessere Ver-
vflegungstlasse gesetzt weiden tonnen. Wir wollen
die einheitliche Verpflegung durchführen, weil sie
unseres Ernchtens im Interesse der Kranken liegt.
Ich habe durch den Besuch einer ganzen Anzahl An¬
stalten die Gewißheit erlangt, daß in diesen An¬
stalten die bessere Verpflegung heute nur deshalb
gegeben wirb, weil unsere Beamten und Angestellten
angeblich darauf drängen, daß die I. Tischllasse
erhalten bleibt. So liegen die Dinge denn doch
nicht. Ich habe jede Gelegenheit wahrgenommen,
an Ort und Stelle mit den Beamten Fühlung zu
nehmen. Sie bestehen nicht darauf, daß das Ding
I. Tischtlasseheißt, sondern sie würden auch mit einer
einheitlichen Tischklasseeinverstanden sein, wobei sie
dasselbe Essen bekämen wie die Kranken, wenn ihnen
in irgendeiner Form ein Ausgleich dafür geboten
wird. Dieser Ausgleich kann darin bestehen, daß
man die Berechnung, die heute die Verpflegung auf
das Einkommen des Beamten erfährt, nach der
realen Verminderung der Qualität des Essens, das
die Beamten künftig bekommen, heruntersetzt.

8
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Zweitens bestände die Möglichkeit, für Beamte, die
einen sehr schweren Dienst haben, besonders'in der
Abteilung für unruhige Kranke, ihnen eine besondere
Zulage zur Verpflegung zu geben, wenn die An-
staltsleitung dies für richtig befindet. Die Beamten
würden sich ganz bestimmt damit absinken, wenn
man diesen Ausweg ergriffe. Aber die Verwaltung
scheint entweder noch nicht auf den Gedanken ge¬
kommen zu sei», daß ein solcher Ausgleich möglich
ist, oder aber, wenn sie den Gedanken erfaßt hat,
wie ich es bei der allgemeinen Verwaltungsintelli-
genz annehme, so ist er von der Verwaltung noch
nicht ausgesprochen worden. Ich will nicht unter¬
suchen, weshalb der Gedanke noch nicht ausgesprochen
worden ist. Es ist bei der Einstellung der in Frage
kommenden Dezernenten leicht begreiflich, daß sie
einem derartigen Ausgleich nicht ohne weiteres ihre
Zustilmmung geben würden. Sie befürchten nicht
etwa, dadurch an Popularität bei den Beamten zu
verlieren, sondern da sind für sie ganz andere Gründe
maßgebend, über die sie sich vielleicht gleich selbst
äußern, können.

Es steht also der Erledigung unseres Antrages
vom sachlichen, juristischen und ärztlichen Stand¬
punkte durchaus nichts entgegen, und es kann künftig
die Verpflegung in unseren Anstalten nach diesen
Gesichtspunkten erfolgen, insbesondere, wo wir nach
Angabe der Verwaltung heute nur 70 Kranke in
allen Anstalten haben, die die >. Nürpflegungsklasse
selbst bezahlen, während dem 1N0U Beamte und An¬
gestellte gegenüberstehen, die heute noch in dieser
Klasse verpflegt werden. Also wird die I. Tischtlasse
nicht um der Kranken willen ausrecht erhalten,
sondern weil es angeblich die Beamten wünschen.
Das Letztere bezweifeln wir auf Grund der an¬
geführten Tatsache, daß die Beamten bereit wären,
auf die formale I. Tischtlasse zu verzichten, wenn
ihnen in irgendeiner Form ein Ausgleich geboten
wird.

Nun der Grund, weshalb wir beantragt haben,
daß die Freistellen auf die Personen beschränkt
werden, die nachweisen, daß sie auf Grund ihrer
Lebensstellung eine Freistelle in einer besseren Klasse
nicht beantragen können. Wir haben hier das Wort
„wollen" ausgelassen. Wer heute durch, die soziale
Entwicklung gezwungen ist. zu arbeiten, uich nicht
mehr von seiner Rente leben kann, wie er es früher
konnte, muß auch den Mut haben, die öffentliche
Wohltätigkeit in Anspruch zu nehmen, wenn er auf
Grund seiner ökonomischenLage heute zum Prole¬
tariat zu rechnen ist. Die ganzen Mittelstands¬
schichten, die da in erster Linie in Frage kommen,
haben auch heute, wenn sie noch als geistig normale
Menschen draußen leben, nicht nur den Weg zur
öffentlichen Wohlfahrtspflege, sondern sogar zur
Ellritas gesunden. Ich glaube, daß bei diesen geistig

normalen Menschen eine viel größere innere Ab¬
neigung zu überwinden war, als es bei den geistig
Anormalen der Fall ist, wenn sie die öffentliche und
die private Wohlfahrtspflege in Anspruch nehmen
müssen. Man kann also nicht sagen: Die Betreffenden
wollen es nicht. Ich weiß auch nicht, ob es den
Geisteskranken in genau demselben Umfange und mit
derselben Intensität zum Bewußtsein kommt, daß sie
heute gezwungen sind, die öffentliche Wohlfahrt in
Anspruch zu nehmen, wie den normalen Menschen.
Sie haben also nicht dieses Argument für sich, um
darauf zu bestehen, daß in dem alten Reglement das
Wöltchen „wollen" bleiben soll. Die Betreffenden
sollen auch die Konsequenzen ziehen, die alle anderen
Schichten des Volkes ziehen mußten, die durch die
ökonomische Entwicklung ihrer wirtschaftlichenGrund¬
lage beraubt worden sind.

Aus diesen Gründen müssen wir nach wie vor
sowohl auf der Abänderung der Tischklassen be¬
stehen, als auch unseren Antrag über die Vergebung
von Freistellen in der besseren Veipflegungsklasse
— die ja, wenn Sie unseren Antrag auf Abänderung
des Reglements annähmen, gegenstandslos werde»
würde — aufrecht erhalten. Wir müssen darauf
bestehen, daß die Anträge hier im Plenum zur Ab¬
stimmung gelangen.

Stellv. Vorsitzender Ui'. Saaßen: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Orlopp.

Abgeordneter Orlopp: Meine Damen und
Herren! Ich muß zunächst feststellen, daß die Aus¬
führungen des Kollegen Knab insofern unrichtig
waren, als er behauptete, die KommunistischePartei
als solche habe die Anträge bezüglich der einheit¬
lichen Tischtlasse gestellt. Diejenigen Kollegen und
Kolleginnen, die länger hier im Hause sind, werden
wissen, daß die sozialistischenParteien schon im ersten
Landtag, der nach der Revolution zusammentrat, den
Antrag stellten, in den Heil- und Pflegeanstalien
eine gleichmäßige Beköstigung vorzunehmen. Dem¬
entsprechend hat auch der Provinzialausschuß ent¬
schieden, daß die l. Klasse fallen soll und in Zukunft
nur noch die ll. und Hl. Tischtlasse aufrecht er¬
halten werden sollen. Wir haben den Antrag ge¬
stellt, nunmehr auch die >l. Tischtlasse fallen zu
lassen, weil wir der Auffassung sind, daß es nicht
richtig ist, aus Mitteln der Allgemeinheit Volks¬
genossen, die an ein und derselben Krankheit leiden,
zweierlei Verpflegung zukommen zu lassen. Wir
werden auch nicht ruhen, bis wir in allen Anstalten
eine einheitliche Kost für alle Kranken, gleichviel
aus welcher Schicht sie stammen, durchgeführt haben.

Der Hinweis der Verwaltung, daß die Betriebs¬
räte bezw. die Beamten- und Angestelltenausschüsse
sich ebenfalls auf den Standpunkt stellten, daß zwei
Klassen zum mindesten sein Müßten, kann für uns
nicht ausschlaggebend sein bei der Beurteilung, der
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Frage, ob es richtig ist, zwei Klassen weiter bei¬
zubehalten. Würde die Verwaltung in all den
Fällen, wo der Betriebsrat oder der Veamten-
ausschutzeine abweichende Stellung einnimmt, diese
hier auch vortragen, so wäre das jedenfalls von
Vorteil. Hier patzt es ihr nun zulsälligerweiseeinmal
in den Kram. Wie liegen die Dinge in Wirklichkeit?
In Wirklichkeit liegen' die Dinge so. daß die An¬
gestellten und Beamten, die es notwendig haben, in
den Anstalten zu essen, weil sie in ländlichen Bezirken
liegen, auf Grund ihrer Tätigkeit eine Kost ver¬
langen, die etwas besser ist als die allgemeine
Krankenkost, die in. der 111. Klasse verteilt wird.
Wir müssen aber als Vertreter der Verwaltung den
Standpunkt einnehmen, datz die Kosten dement¬
sprechendauch auszubringen sind. Die Beamten und
Angestellten wehren sich nicht etwa gegen einen ein¬
heitlichen Tisch für die Kranken, sondern sie weigern
sich nur, für sich selbst die 111. Klasse-Kost anzu¬
nehmen, wie es die Kranken tun müssen. Sie sind
selbstnerständlsich, wenn die Provinzialverwaltung
ihnen die Bezüge zubilligt, die in ähnlichen Anstalten
bei Reich und Staut befahlt werden, auch gewillt,
dann auch die Unkosten zu tragen, die für ihre Er¬
nährung notwendig, sind. Es hat also mit unserem
Antrage gar nichts zu tun, ob eine einheitliche Ver¬
pflegung für die Kranken stattfinden soll.

Meine Damen und Herren! Die Sache liegt doch
so, daß man immer und immer wieder ans die
einzelnen Klassen hinweisen mutz. Wir leben nicht
allein in Klassenschichten,sondern wir sterben auch
letzten Endes in Klassenschichten. Selbst wenn Be¬
erdigungen vorgenommen werden, dann geht's nicht,
datz der Mensch als Mensch gleichmäßig beeidigt
wird, sondern er wird 1.. II. und 111. Klasse beeidigt.
Meine Herren, dasselbe trifft auch «hier zu. Hier
handelt es sich um Menschenkinder,die an ein und
derselben Krankheit leiden und ungeheurer Zuschüsse
bedürfen. Diese Zuschüsse können für den einen oder
anderen größer sein, ganz gleich, aus welcher Schicht
er stammt. Wir weiden in diesem Sinne selbst¬
verständlich auch weiterarbeiten.

Ich bitte Sie, den ersten Teil des Antrages der
Kommunistischen Partei anzunehmen, bis auf fol¬
gende Aenderung. Die Kommunistische Partei be¬
antragt in ihrem neuen Antrage von diesem Jahre,
datz den Kranken auf Bestimmung des Piouinzial-
ausschussesnach Anhörung des Arztes eine besondere
Kost gegeben weiden soll. Meine Herren, das ist
selbstverständlich undurchführbar. Der Provinzial-
nusschuß kann natürlich nicht darüber gehört werden,
ob der eine oder andere Kranke einer anderen
Kost bedarf. Das muh selbstverständlichdem leitenden
Arzt überlassen werden. Wenn der Mann an
Lungenentzündung oder an einer Magenkrankheit
erkrankt ist. so mutz er, genau so wie in allen übrigen

Krankenhäusern, eine bestimmte Kost bekommen.
Aber diese Kost kann selbstverständlich nicht durch
den Provinzialausschutz festgelegt weiden, sondern sie
mutz von dem diensttuenden Arzte bestimmt weiden.

Bis auf diesen Abstrich würden wir dem Antiage
zustimmen. Ei winde also nach unsciei Auffassung,
wie wii es gestern in der Kommission III vor¬
geschlagen haben, folgenden Wortlaut haben: „Die
Pflege der Kranken in den Provinzial-Heil- und
Pflegeanstalten erfolgt nach einer Klaffe. Darüber
hinaus kann der leitende Arzt (hier steht:
der Provinzialausschutz) eine bessere Verpflegung
gewähren, wenn der Gesundheitszustand des Pfleg¬
lings dies erfordert, «der die Unterbringung in

kleinerem Raume anordnen, wenn der Gemütszustand
des Kranken dies notwendig macht." Der letzte Passus,
der „:,t den Worten beginnt: „Beide Ver¬
günstigungen können nur auf Grund ärztlichen
Urteils genehmigt werden," würde dann wegfallen.

Also in der Beziehung stimmen wir dem Antrage
zu, nur mit dem Unterschied, datz wir die Frage, ob
der Kranke auf Grund seines Gesundheitszustandes
eine bestimmte Krankenkost bekommen soll, nicht dem
Piouinzialllusschutz zur Entscheidung überlassen
tonnen, weil dies praktisch undurchführbar ist. Es
mutz vielmehr Sache des leitenden Arztes sein, wie
das in allen größeren Krankenanstalten der Fall ist.

Ich mache zum Schluß darauf aufmertsam, daß
die Schaffung einer einheitlichen Tifchklasse keine
Ausnahme ist, sondern bereits in vielen Kranken¬
häusern besteht und teilweise auch schon in Irren¬
anstalten durchgeführt ist.

Stelln. Vorsitzender Dr. Saatzcn: Ich mache
den Antragsteller darauf aufmerksam, datz sein
Antrag hier noch nicht vorliegt.

Das Wort hat Herr Abgeordneter von Itter.
Abgeordneter von Itter: Meine Damen und

Herren, in einem Punkte waren die Mitglieder der
Kommission einig, nämlich darin, datz'den Kranken,
die in der II. Tischtlasseverpflegt werden, auf ärzt¬
liche Anordnung Gelegenheit gegeben werden mutz,
eine bessere Verpflegung zn erhalten; darüber bestand
keine Meinungsverschiedenheit. Ob diese bessere Ver¬
pflegung nun „I. Klasse" genannt wurde oder einen
anderen Namen bekam^ das war uns völlig gleich¬
gültig.

Die Frage, die Herr Orlopp anschnitt, indem er
sagte, die in der 1. Klasse Verpflegten würden auf
Kosten der Allgemeinheit besser verpflegt, möchte ich
doch in dem Sinne, wie er es ausgeführt hat, nicht
aufrecht erhalten sehen. Das stimmt doch wohl nicht.
Wenn einer I. Klasse verpflegt wird, so hat er selbst¬
verständlich höhere Lätze zu zahlen.

Die Mehrheit der Kommission steht bezüglich der
in der 1, Klasse Verpflegten auf folgendem Stand¬
punkt: sie sagt sich: Der Kranke, vor allem der Irre.
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der genötigt ist. eine Anstalt aufzusuchen, oder —
besser gesagt — der gegen seinen Willen in einer An¬
stalt untergebracht wird, denn freiwillig geht
niemand dahin, wird in seiner Freiheit schon an sich
sehr beschränkt. Der ärztliche Berater in unserer
Kommission machte uns darauf aufmerksam, daß es
auch auf den geistigen und körperlichen Zustand dieser
Kranken von verhängnisvollen Folgen sein würde,
wenn derselbe nun auch noch aus Verhältnisse»
herausgerissen würde, in denen er eine bestimmte Art
von Verpflegung gewohnt war. Wenn er erstens
seiner Freiheit beraubt und zweitens auch noch in der
Art der Verpflegung beschränktwird, so muh er nach
dem Urteil dieses Herrn — und diesem Urteil haben
wir uns angeschlossen — darunter bedenklichseelisch
und körperlich Schaden leiden. Um es zu ermöglichen,
ihn vor diesen Schäden zu bewahren, haben wir uns
in der Mehrheit auf den Standpunkt gestellt, man
möge die !. Klasse ruhig aufrecht erhalten, nicht aus
sozialen Gründen, sondern lediglich aus Gründen, die
uns vom ärztlichen Berater empfohlen worden find.

Ich mache noch auf eins aufmerksam. Bei der
Besprechung dieser Frage in früheren Jahren wurde
betont, daß eine höhere Tischklasscwohl aus einem
bestimmten Grunde aufrecht erhalten werden müsse.
Dieser Grund ist folgender! Wenn diese bessere Tisch-
Nasse nicht aufrecht erhalten wird, dann wird dadurch
den Privatanstalten die Möglichkeit gegeben, Forde¬
rungen zu stellen, die jetzt noch durch die vorhandenen
Provinzinlnnstallen reguliert werden. (Bravo! im
Zentrum.)

Stellv. Vorsitzender !>i>. Snntzen! Das Wort
hat Herr Abgeordneter Knab.

-Abgeordneter Knab! Ich möchte zunächst auf das
eingehen, was Herr von Itter hier ausgeführt hat
Er sagte, die Kranken wären ja an und für sich schon
der Freiheit beraubt und empfänden das wohl zum
glotzten Teil schon als eine bittere Matznahme,
über deren Notwendigkeit nicht der einzelne Kranke,
sondern der Arzt zu befinden hätte. Ich glaube, das
lätzt sich überhaupt nicht vermeiden. Auch dann, wenn
die Kranken sofort in einem besseren Raume unter¬
gebracht werden, so werden sie die Freiheitsberaubung
unter allen Umständen bitter empfinden, wenn sie
nicht vollständig geisteskranksind. Das war das eine,
was sie schon als bitter empfanden, was aber vom
ärztlichen Standpunkt aus notwendig ist. um über¬
haupt noch eine Möglichkeit zu besitzen, den Kranken
zu heilen- er mutz eben unter ständiger Beobachtung
sein. Nun. sagen Sie, käme noch eine schlechtere Ver¬
pflegung hinzu. Der Herr Abgeordnete hat sich da
widersprochen. Er hat zuerst gesagt, es käme seinen
Freunden durchaus nicht darauf an, wie das Ding
heitze, ob es heitzt' Es besteht noch eine I. Tischtlasse.
oder ob überhaupt die Möglichkeit einer besserenVer¬
pflegung in diesen Anstalten gegeben sei. So allge¬

mein dargestellt, werde ich wohl den Sinn Ihrer Aus¬
führungen erfaßt haben. Es kommt Ihnen also nicht
darauf an, wie das Ding heitzt, sondern darauf, datz
überhaupt eine bessere Verpflegung gegeben werden
tnnn. Das ist ja auch in unsrem Abänderungs-
nntrag des Reglements zum Ausdruck gebracht
worden! Es taun eine bessere Verpflegung gegeben
werden, wenn der Arzt es für notwendig erachtet.
Ich tan» erklären, datz es auch uns durchaus nicht auf
die Form ankommt. Bisher war die Praxis so: Wenn
ein Patient, der auf öffentliche Kosten in einer
Prouinzinl-Heil- und Pflegeanstalt untergebracht
war, nach ärztlichem Urteil eine bessere Verpflegung
erhalten mutzte, weil es sein Gemütszustand er¬
forderte, io nnirde dem Provinzialausschutz nachträg¬
lich von dieser besseren Verpflegung Kenntnis
gegeben und dann hat er nachträglich diese
bessere Verpflegung dnrch einen Neschlutz sanktio¬
niert. In derselben Form kann es mich jetzt
geschehen. Damit wiirden auch die Bedenken der
sozillldemotratischen Fraktion wegfallen, die nun
glaubt, mit dem zweiten Teil unseres Abänderungs-
antrages zum H 27 wäre gleichzeitig zum Ausdruck
gebracht, es könne erst dann die bessere Verpflegung
gegeben werden, wenn der Provinzialausschutz dies
beschlossen hat, und es fände dadurch vielleicht eine
Beeinträchtigung der Heilungsmöglichleiten statt,
weil erst dieser bureaukratische Umweg über den
Provinzialausschutz gegangen werden müsse. Das lag
durchaus nicht in unserer Absicht, wenn es auch nicht
so klipp und klar in dem zweiten Teil unseres An¬
trages zum Ausdruck gebracht worden ist. Wir waren
jedenfalls bereit, dem von der Sozialdemolratie ge¬
stellten Abänderungsnntrage zum 8 2? zuzustimmen.

Dann sagte Herr Abgeordneter von Itter, es
würde sich die Beseitigung der l.Tischllasse aus dem
Grunde nicht durchführen lassen, weil sonst ein Teil
der Kranken, die heute in unseren Anstalten auf
eigene Kosten untergebracht werden, unsere Anstalten
nicht mehr aufsuchenwürden, da sie ja da in eine Ein-
heitsverpflegung hineinkämen/ So liegen die Dinge
denn doch nicht. Wenn Sie sich einmal die Mühe
machen und an Ort und Stelle mit den Verwandten
der Patienten sprechen würden, die in unseren An¬
stalten auf eigene Kosten in der I. Verpflegungstlasfe
sind, und wenn Sie versuchen würden, zu ermitteln,
aus welchenKreisen wohl diese 70, die heute noch ihre
bessere Verpflegung aus eigenen Mitteln bestleiten,
sind, so würden Sie feststellen können, datz es nicht
die sog. finanzkräftigen Kreise, unseres Volkes sind,
sondern in erster Linie Leute, deren Anverwandte, die
die Unterhaltungskosten tragen, dem sog. Mittelstande,
der Beamtenschaft oder vielleicht auch dem wohl¬
habenden Bauernstände angehören. Aber was
darüber Hinaus ist, die oberen Zehntausend — um
einmal dieses Schlagwort zu gebrauchen — senden
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ihre Kranken überhaupt nicht in eine öffentlich«
Pflegeanstalt, sondern sie nehmen von vornherein
eine Piivlltcmstalt in Anspruch, weil sie da eine
Unterkunft und Verpflegung haben können, wie sie
ihr Geldbeutel ihnen erlaubt. Diese Möglichkeit be¬
steht für die besitzenden Schichten des Volkes noch
immer, und mir haben an dieser Stolle gar nicht die
Möglichkeit, den Leuten diesen Ausweg zu nehmen.
Wir haben aber wohl das Recht, zu sagen! In unseren
Anstalten wird die Verpflegung jetzt anders geregelt,
sie wird künftig lediglich nach nützlichen Gesichls
punkten geregelt und nicht nach den Geldsackinteressen,
denn wir stehen hier als Vertreter einer öffentlichen
Körperschaft, der Plovinzialverwaltung' als solche
huben wir hier das Gesamtinteresse gegenüber den
Einzelinteressen der Menschen zu wahren. Es würde
uns dann in der Praris nicht ein Patient mehr oder
weniger überwiesen werden, der auf eigene Kosten in
die Anstalt kommt, sondern wir würden wahrschein¬
lich einem großen Teil denjenigen Leute, die heute
ihre Anverwandten in der besseren Verpflegungs-
klasse unterbringen, einen willkommenen Anlaß
bieten, gegenüber der sog, Mitwelt zu sagen! Es geht
nicht anders, es gibt nur eine Nerpflegungsklasse,
wir können ihn nicht anders unterbringen, heute ist
eine ganze Reihe von Kranken nur deshalb in der
I. Verpflcgungstlasse auf eigene Kosten unter¬
gebracht, weil die Anverwandten bei Besuchen und
auf Fragen der lieben Mitmenschen nicht sagen
wollen! Er ist in der l!I. oder jetzt nach der Abände¬
rung in der ll. Klasse. Sie haben sich gewissermaßen
durch die öffentliche Meinung gedrängt gefühlt, ihre
Verwandten in die bessere Verpslegungstlassc zu
setzen, damit die lieben Mitmenschen nicht über das
Verhalten der Familie ihren Mund aufreißen. Diesen
Leuten würden Sie heute einen großen Dienst er^
weisen, wenn Sie ihnen die Möglichkeit geben, zu
sagen! In den Pwoinzial-Heil- und Pflegeanstalten
gibt es nur eine Nerpflegungsklasse,- wenn unser
Kranker einer besseren Unterkunft oder Verpflegung
bedarf, so kann er sie auf Grund ärztlicher Anordnung
erhalten.

Wir würden also — um zum Schluß zu kommen —
dem Abändeiungsantrag der Sozialdemokratie zu
unserem Antrage auf Abänderung des Reglements
zustimmen. Wir können die Bedenken des Herrn
von Itter, die auch die Bedenken seiner Freunde sind,
durchaus nicht teilen und müssen deshalb mit der Ab¬
änderung der Sozinlocmotrntie auf der Form be¬
stehen, die durchaus allen Verhältnissen gerecht
werden würde.

Herr Orlopp meinte nun, das ganze Leben sei in
Klassen eingeteilt nnd man werde noch in drei ver¬
schiedenen Klassen zu Grabe getragen. Sie. meine
Herren vom Zentrum, tragen diese Klassenunter¬
schiede auf Grund der verschiedenen Vesitzuerhiiltnisse

noch bis in die verschiedenen Sorten Himmel, vom
ersten bis zum siebenten, hinein. (Heiterkeit.)

Stellv. Vorsitzender Dr. Sanßen! Da«. Wort
hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Nr. Horion! Ich glaube,
daß die Frage sich viel ruhiger lösen läßt. Ich möchte
Ihnen nur ein ni^»n,<?ntun> n<! Iu>rnii>l»rnvor¬
führen. Wir alle, die wir hier sind, haben die Mög¬
lichkeit, wenn wir gerade heute über etwas mehr Geld
verfügen, uns eine bessere Beköstigung dafür anzu¬
schaffen^ niemand verbietet uns das. Sollen wir
unseren armen unglücklichenGeisteskranken auch noch
diese Möglichkeit verschließen? Wir müssen sie schon
genügend in ihrer Freiheit beschränken. Wir wollen
diese Beschränkung doch nicht weiter ausdehnen, als
es unbedingt notwendig ist. Gin großer Teil der
Kranken kann nicht mehr zahlen und bekommt die
bessere Beköstigung nicht. Ist es bei uns geistig Ge¬
sunden nicht genau so? Wird denjenigen, die es
zahlen können, nun etwa verboten, sich heute mittag
hier ein Mittagessen zu 20 000 Mark zu leisten, weil
draußen andere sind, die es nicht können? Jeder hat
hier seine Freiheit, und soweit wir sie unseren armen
Geisteskranken gewahren können, wollen wie sie ihnen
auch zukommen lassen. (Sehr gut!)

Stelln. Vorsitzender Dr. Snaßen! Das Wort
hat Herr Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Zu den letzten Aus¬
führungen des Herrn Landeshauptmannö muß ich
doch sagen! Es ist zweierlei, ob man draußen in
der Freiheit jemandem die Selbständigkeit läßt, über
seinen Geldbeutel so zu verfügen, wie er will, oder
aber ob man ihm diese Freiheit in einer Anstalt läßt.

Nachdem man unserem Antrage, den wir in der
ersten Sitzung des Provinziallandtags nach der
Revolution schon gestellt hatten, eine Tischklasse ein¬
zuführen, insofern nachgekommen ist, als man die
l. Klasse abgeschafft und dadurch nicht mehr drei,
sondern nur noch zwei Klassen hat, behaupte ich,
daß heute der Streit mit Rücksicht auf die Kranken
eigentlich vollständig überflüssig ist. Es ist vielmehr
ein Streit zum Schutze der Beamten und Angestellten
der Anstalten. Den Beweis dafür will ich gleich an¬
treten! Wir haben 5000 Kranke in den Anstalten.
Von diesen 5000 nehmen nur 70 an der l. Tischklassc
teil. (Abg. von Itter! Das ist ein Irrtum, es sind
allein 70 von Bedburg-Hau!) Was ich sage, steht
in der Vorlage. In der Anstalt Bckbuig-Hau hat
es bisher nur eine Klasse gegeben. Ich habe schon
in einem früheren Provinziallandtag gesagt! Warum
ist das, was in Bedburg-Hau ist, nicht auch in den
übrigen Anstalten möglich? Unter diesen 70 Kranken
sind aber auch diejenigen, die Freistellen haben, denn
wir haben auch verschiedentlichFreistellen in der
!. Klasse bewillig!. Wir haben weiter auch diejenigen
darunter, denen der Arzt direkt verordnet hat, Essen
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I. Klasse zu nehmen. Ich behaupte also, daß von
den 70 noch eine erhebliche Anzahl östlichen weiden
muß, bevor man auf die Zahl derer kommt, die einzig
und allein auf Grund ihres größeren Geldbeutels
in der I. Klasse untergebracht sind. Man kann also
40 bis 50 Menschen unter 5000 schätzen, die auf
Grund ihrer finanziellen Lage oder der finanziellen
Lage ihrer Angehörigen ein Essen l. Klasse be¬
kommen. Deshalb braucht man die I. Klasse nicht
aufrecht zu erhalten. In dem Augenblicke,wo in den
Anstalten der Arzt darüber entscheidenkann, ob aus
Gesundheitsrücksichtenjemand dieses oder jenes Essen
haben muß, ist meiner Ueberzeugung nach allem
Geniige geschehen.

Weiter spricht man von der Rücksicht auf die
Privatanstlllten, oder, besser gesagt, auf die Preise
in den Privatanstlllten. Man sollte meinen, für
diejenigen von der besitzenden Klasse, die für ihre
Kranken Preise I. Klasse zahlen wallen, brauchten
wir in unseren Prouinzialanstalten nicht der Preis-
regullltor zu sein, sondern die Priuatanstalten können
meiner Ueberzeugung nach bei diesen Herrschaften
die Preise setzen, wie sie wollen, wir brauchen sie
nicht zu drücken. Dafür werden die Besitzendenschon
selbst sorgen, daß die Preise nicht allzu hoch gehen.

Aus all diesen Gründen behaupte ich- Es ist nicht
die Rücksicht auf die Kranken, sondern die Rücksicht
auf die Beamten und Angestellten, die hier maß¬
gebend ist. Von unseren sämtlichen Beamten und
Angestellten sind mit wenigen Ausnahmen alle an
der l/Tischklasse beteiligt, nämlich rund 1000. Aus
diesem Grunde sagt man, man könne sie nicht auf¬
heben, die Beamten wären mit dem allgemeinen
Efsen nicht Wfrieden. Ich bin der Auffassung, wenn
wir eine Tifchklassehaben, dann wird das Essen so
hergestellt werden, daß nicht allein der Kranke davon
leben kann, sondern auch der Beamte und Angestellte.
Wir heben dann ganz allgemein die Qualität des
Essens. Man kann demgegenüber sagen, daß das
größere Ausgaben verursacht. Ich will nicht be-
streilen. daß diese Möglichkeit vorhanden ist. Nichts¬
destoweniger tonnen wir meiner Ueberzeugung nach
vom Gerechtigkeitsstandpunkt aus gegenüber diesen
Zahlen nicht den Standpunkt gelten lassen, daß man
unbedingt zwei Klassen aufrecht erhalten muß.

Stellv. Vorsitzender Dr. Laaßen: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Orlopp.

Abgeordneter Orlopp: Warum wenden wir
uns besonders dagegen, daß nach wie vor zwei Klassen
beibehalten werden? Aus dem einfachen Grunde,
weil der Zuschuß, der geleistet werden muß. in der
I. Klasse doch wesentlich höher sein muh als in der
zweiten. Meine Herren, wenn die Sache so wäre,
wie sie hier dargestellt wird, daß man aus seinem
eigenen Geldbeutel alles bestleitet, so ließe sich letzten
Endes noch darüber reden. Aber in der Praxis trifft

das nicht zu. Da ist es doch so, daß wir für jeden
einzelnen Kranken ungeheure Zuschüsse aus Mitteln
der Allgemeinheit geben müssen. Und so lange es
so ist, daß auch der Patient 1. Klasse nicht die Mittel
aufbringt, die er wirklich für seine Unterbringung
einschließlichVeiwaltungs- und Arztkosten gebraucht,
so lange werden wir uns mit aller Schärfe »gegen
mehrere Klassen wenden. Es handelt sich hier um
Gelder der Allgemeinheit, die an Einzelne besonders
günstig verteilt werden. Wir haben in den letzten
Jahren immer wieder darauf hingewiesen, daß ein
weiterer Ausbau unserer Selbstversorgung die Er¬
nährung wesentlich fördern würde. Wir sind der
festen Ueberzeugung, daß durch den verstärkten Druck
das Essen in der III. Klasse so gut werden muß,
daß die Gesamtheit der Belegschaftdamit zufrieden ist.

Stelw. Vorsitzender N,-. Saaßen: Das Wort
hat Herr Abgeordneter von Itter'

Abgeordneter von Itter: Wenn Herr Ab¬
geordneter Orlopp meint, meine Behauptung — ich
habe gesagt, die in der l. Nerpslegungstlasse Befind¬
lichen zahlen mehr — entspräche nicht den Tatsachen,
so ist er auf dem Holzwege. Selbstverständlich zahlt
die Provinz auch bei denen noch etwas zu, die in
der I. Verpflegn,!gsklllsse sind. Ich glaube aber be¬
stimmt/daß es ausgeschlossenist, daß die General-
unkosten für die in der I. Verpflegungsklasse Be¬
findlichen so erheblich in die Höhe gehen, daß du ein
besonderer Ausgleich durch die Provinz stattfinden
müßte. Ich glaube, daß die Bezahlung auch die
Unkosten deckt, die für diese Leute mehr aufgebracht
werden müssen.

Dann ist von dem Herrn Berichterstatter bereits
darauf hingewiesen worden, daß in Bedbuig-Hau
tatsächlichschon eine l. Tischklasse besteht. Ich betone
allerdings, daß die Provinzialuerwaltung gestern in
der Kommission ausdrücklich erklärte, daß sie die
Anstalt deshalb rügen müsse. Es sind 90 Patienten,
nicht, wie es hieß, 70, bereits in der I. Tischklasse
verpflegt. Wir sehen daraus, daß sich dort impulsiv
die Notwendigkeit ergeben hat. eine höhere Tischtlasse
einzuführen, obwohl sie dort nicht bestehen soll. Und
wenn es tatsächlich der Fall ist. daß eine Anstalt,
von der wir immer gerühmt haben, sie braucht die
I. Tifchklasse nicht mehr, es für notwendig hält, auf
einem solchen Wege, den die Prouinzialverwaltuna.
selbstverständlich nicht erlauben kann, die l. Tisch¬
klasse einzuführen, dann, meine ich, haben wir um
so mehr Grund, bedenklich zu werden.

Wir stehen, ich glaube, in sämtlichen bürgerlichen
Parteien insofern auf einem anderen Standpunkt,
als wir die allgemeine Reglementierung des Lebens
nicht mitmachen. Wir verlangen für jeden Menschen
eine gewisse Freiheit und Selbstbestimmung, auch in
der Art, wie er lebt. Ich spreche damit nicht dein
Geldbeutel, sondern der Freiheit des Menschen das
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Wort. Wir lassen dem Kranken die Freiheit und
lassen sie auch seinen Anyehörigen, die ihm auf diese
Weise noch eine Wohltat erweisen wollen.

Die Ausführung des Herrn Knab, daß wir bis
in den Himmel hinein Klassenunterschiede machten,
gehört nicht zur Sache. Aber ich wünsche dem Herrn
Knnb, daß er erster Klasse in den Himmel kommt.
(Heiterkeit. Abg. Knab: Aber nicht in den katho¬
lischen!)

Stelln. Vorsitzender !>. Santzen: Das Wort
hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann ». Horion: Die Angaben
des Herrn Abgeordneten von Itter beruhen in einem
Punkte auf einem Irrtum. In Wirklichkeit leistet
die Piooinziawerwaltung zu dem Pflegesatz der
jetzigen 1. Klasse keinen Zuschuß. Das würde ich
auch für durchaus unrichtig halten. Derjenige, der
die I. Klasse haben will, muh sie auch voll und
ganz bezahlen. Im Frieden betrug der Pslegesatz
der jetzigen I. Klasse 3 Mark und der der jetzigen
II. Klasse 1,8N Mark. Jetzt berechnen wir den
Pslegesatz nach der Indezziffer. Wir haben aber
bei dieser Gelegenheit den. Pslegesatz der jetzigen
II. Klasse auf einen Friedenssatz von 1,65 Mark
heruntergesetzt. In der I. Klasse haben wir es aber
bei 3 Mark belassen: dieser Satz wird dann mit der
Reichsindezziffer multipliziert. Es kommt hinzu,
daß unsere Anstalten, wie Sie wissen, zum Teil nicht
voll belegt sind, so daß wir es an sich aus finanziellen
Gründen nur begrüßen können, wenn wir noch mehr
Kranke bekommen, da uns ja durch ein Plus, das
man in einer großen Anstalt dllzulegt, weitere all¬
gemeine Verwaltungskosten überhaupt nicht ent¬
stehen. Wir würden es daher auch schon finanziell
sehr bedauern, wenn diejenigen, die sich jetzt noch
in der l. Klasse gegen Bezahlung befinden, in die
Piivatllnstalten abwandern würden. Infolgedessen
glaube ich, daß auch aus diesen Gründen keine Be¬
denken bestehen, die zwei Klassen beizubehalten.
(Sehr richtig!)

Stelln. Vorsitzender l>. Saaßen: Das Wort
hat Herr Abgeordneter Knab. (Lebhafte Schluß-
Rufe.)

Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!
Ich kann es verstehen, daß Sie Schluß wünschen; ich
habe auch Sehnsucht nach dem Mittagessen (Abg.
Haas: I. Klasse!) genau wie Sie.

Zum Schluß möchte ich noch ans eins hinweisen.
Ich verlange hier ganz genau von der Verwaltung
festgestellt, ob der Anteil der Generlllunkosten einer
Anstalt plus Unkosten, die auf die Zentlaluerwal-
tung fallen, ganz genau mit demselben Satz auf die
I. und II. Verpflegungstlasse entfällt, oder ob diese
Kosten auch im Verhältnis zu der Pauschalsumme
pro Tag stehen, und die früher IM Mark und 3 Mark
betrugen, d. h. ob diejenigen, die die Grundgebühr

von 3 Mark zahlen, auch einen entsprechend höheren
Anteil an den allgemeinen und Anstaltsneiwaltungs-
toston, die aus Mitteln der Allgemeinheit gegeben
werden, zugebilligt bekommen. Das möchten wir
hier klipp und klar wissen. Ich glaube, daß der Herr
Landeshauptmann uns mit derartigen Zahlen und
Nachweisennicht den Beweis antreten kann. Er wird
vor allen Dingen den Beweis deshalb nicht füliren
tonnen, weil die Verhältnisse anders liegen. Wer in
die Anstalten Einblick genommen hat, weiß, daß die
Pfleglinge der III. Klaffe zu allen möglichen
Arbeiten in der Anstalt herangezogen werden,
vom Kartoffelschälen bis zum Putzen. Leute,
die schon vollständig verblödet sind, werden
dazu verwandt, Seegras für Matratzen zu
zupfen. Das ist auch eine Leistung, wenn auch nicht
in Geld ausgedrückt, die der Nesamtuerwaltung, der
Öffentlichkeit, zugute kommt. Aber ich habe noch
nicht einen einzigen Pflegling der I. Klasse, der auf,
seine Kosten in die Anstalt gekommen ist, gefunden,
der irgendeine Arbeitsleistung für die Anstalt getan
hätte. Das müssen Sie auch mitrechnen. Arbeits¬
kraft ist Geld. Würde diese Arbeitskraft der Pfleg¬
linge, die im allgemeinen auf öffentliche Kosten
nntergebracht sind, den Anstalten nicht zur Verfügung
stehen, so würde der Gesamtetat unserer Anstalten
ein ganz anderes Bild bekommen. So liegen die
Dinge in Wirklichkeit. Deshalb wird der Herr
Landeshauptmann den Beweis nicht antreten können,
um so mehr, als bei den Pfleglingen I. Klasse nicht
nur keine Arbeitsleistung vorliegt, sondern ein er¬
höhtes Bemühen des Personals und der Aerzte er¬
forderlich ist, um diese Pfleglinge zufriedenzustellen.
Diese Pfleglinge weiden vom Personal bedient, sie
brauchen nicht mit ihrem Eßnapif anzutreten, wie das
bei den übrigen der Fall ist: sie liegen nicht auf so
großen Sälen, wo die Pfleglinge selbst für Reinigung
und Ordnung sorgen, sondern es ist für sie ein er¬
höhter Peisonalllufwand notwendig, um ihnen die
bessere Behandlung, Verpflegung und Unterkunft zu
ermöglichen. Deshalb wird der Herr Landeshaupt¬
mann den Beweis nicht antreten können. Er kann
uns vielleicht mit allgemeinen Redensarten hier
etwas darlegen, er wird uns aber nicht überzeugen
können, daß hier auf Kosten der Allgemeinheit ein
soziales Unrecht in unseren Anstalten auch weiterhin
aufrecht erhalten wird.

Stelln. Vorsitzender I)?. S nahen: Das Wort
hat der Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann l>. Holion: Ich glaube
nicht, daß es dem Wunsche der Mehrheit dieses
Hauses entspricht, wenn ich in diese Diskussion noch
weiter eintrete. (Sehr richtig!)

Stelln. Vorsitzender Dr. Sa aßen: Weitere
Wortmeldungen liegen nicht vor. Der Herr Bericht,
erstatte! verzichtet auf das Schlußwort.
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Nil kommen zur Abstimmung. Ich beabsichtige,
zunächst Wer den Antrag der V. S. P. albstimmen
zu lassen, der den Antrag der Kommunistischen
Partei im Absatz 1 wie folgt ändern will: „Die
Pflege bei Kranken in der Prouinzial-Heil- und
Pflegeanstlllt erfolgt nach einer Klasse. Darüber
hinaus kann der leitendeArzt eine bessere Ver¬
pflegung gewähren, wenn der Gesundheitszustand der
Pfleglinge dies erfordert, oder die Unterbringung
in kleineren! Raume anordnen, wenn der Gemüts-,
zustand des Kranken dies notwendig macht."

Wer für diesen Antrag der V. S. P. ist, den bitte
ich, sich zu erheben. — Der Abändelungsantrag ist
abgelehnt.

Ich lasse dann über den Antrag des Fach¬
ausschusses abstimmen, den Antrag der Kommu¬
nistischenPartei durch den Beschluß des Prooinzial-
llusschusses für erledigt zu erklären. Wer für diesen
Antrag des Fachausschussesist, den bitte ich, sich zu
erhoben. — Das ist die Mehrheit. Der Antrag ist
angenommen.

Wir krümmenzu
Punkt 39: Antrag der V er walt un g.s-

oberi nspeltore n Beckershoff und Pe-
ruche bei der Zentralverwaltung auf
Rückdatierung ihrer Beförderung zu
Verwaltn ngsoberinspektoren vom
1. Januar 1922 auf den 1. April 192 N.

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr Ab¬
geordneter Dr. Hagen. /

Abgeordneter 1),-. Hagen! Meine Damen und
Herren! Es handelt sich hier um die grundsätzliche
Frage, ob Beamte auf Grund ihres Dienstalters
einen Anspruch auf Beförderung haben.

Beide Beschwerdeführer waren auf Grund der
Besoldungsoidnung für die Provinzialverwaltung
vom 1. Juni 1920 zunächst als Landesobersekietäre
in Gruppe VII, sind auf Grund der revidierten
Vesoldungsordnung vom 25. Oktober 1921 nach
Truppe VIII ausgerückt und sind im Februar 1922
mit Wirkung vom 1. Januar 1922 zu Inspektoren,
jetzt Oberinspektoren der Gruppe IX befördert
worden.

Beide fordern Rückdatierung der Beförderung auf
den 1. April 1920, weil andere, ihnen gleichaltrige
Beamte bereits zu diesem Zeitpunkt nach Gruppe IX
befördert worden seien.

Nach den jetzigen Besoldungsoidnungen für
Reich. Staat und Kommunen findet zwar das svgen.
Aufrücken ganz allgemein nach dem Dienstalter statt,
entweder nach Bruchteilen der Gesamtzahl der Be¬
amten oder nach einer bestimmten Anzahl von
Dienstjllhren. Das ist bei beiden Beschwerdeführern
richtig geschehen. Dagegen besteht in Reich. Staat
und Kommunen lein Anspruch darauf, nach dem
Dienstalter befördert zu werden.

5

Der PrvVinzilllausschusz mußte also, wie er es
getan hat, den Anspruch der Beschwerdeführer zurück¬
weisen, und die Fachkommissionschlägt Ihnen Ab¬
lehnung der Beschwerde vor.

Vorsitzender l),-. Juries: Sie haben den An¬
trag gehört. Widerspruch dagegen erhebt sich nicht.
Der Antrag ist angenommen.

Wir kommen nun zu
Punkt 1: Haupt-Haushaltsplan der

Provinzialverwaltung nebst Einzel-
Haushaltsplänen für das Rechnungs¬
jahr 19 23.

Nach dem von mir gemachten und von Ihnen
angenommenen Vorschlage sollen zunächst die Be¬
richterstatter die Abänderungßllnträge begründen-
alsdann würde der Generalberichterstatter das Wort
nehmen. Ich nehme an, daß die Verhandlungen sich
sehr abkürzen lassen werden, so daß wir etwa in einer
Viertelstunde fertig sind.

Ich erteile zunächst zu dem Antrage des IV. Fach¬
ausschusses:

„DerProuinziallllndtag wolle den
Haushaltsplan unverändert an¬
nehmen und die weitereVei Wendung
von Kleinpflastei empfehlen"

dem Verichtelstllttel, Herrn Abgeordneten Freiherrn
von Slllis-Soglio, das Wort. Der Herr Bericht¬
erstatter verzichtet. Das Wort wird nicht gewünscht.
Dann ist der Antrag angenommen.

Dann kommt der Antrag des III. Fachausschusses
zum Haushaltsplan der Prooinzial-Heil- und Pflegc-
anstalten:

„DerProuinziallllndtag wolle den
Haushaltsplan annehmen. Der
III. Fachausschuß empfiehlt zwecks
Steuerung der Wohnungsnot in
Grafen berg den Bau vonWohnungen,
wobei tunlichst die produktive Er¬
werbslosen fürs arge herangezogen
werde. Falls die produktive Er-
werbslosenfür sorge nicht mitwirken
kann, möge der Provinzialausschuß
weitere Mittel zur Verfügung
stelle n."

Das Wort hat der Berichterstatter. Herr Ab¬
geordneter von Itter.

Abgeordneter von Itter: Meine Damen und
Herren! Es wurde in der Kommission darauf
hingewiesen, daß sich in Grafenberg sehr un¬
angenehme Zustände insofern entwickelt haben, als
dort Beamte tätig sind, die nicht in der Lage sind,
bei ihren Angehörigen zu leben. Es sind da auch
Fälle sehr unangenehmer Art vorgekommen, so daß
unbedingt der Wunsch bestehen muß. daß diese
Beamten so untergebracht weiden, daß sie mit ihrer
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Familie zusammenlebenkönnen. Aus dieser Not¬
wendigkeit heraus ist dieser Antrag entstanden. Es
war der einstimmige Wunsch der gesamten III. Fach¬
kommission, daß dort Abhilfe geschaffen werde.

Vorsitzender Or. Jan es: Das Wort wird
weiter nicht gewünscht. Ich nchme an. daß Sie mit
dem Antrage des Fachausschusseseinverstandensind.

Zu dem Antrage der ^. S. P. D:
„U m d i eArbeiter fchuft bei derAus-

führung der Fürsorgeerziehung ge¬
bührend zu beteiligen, sind für die
Folge Arbeiter und Arbeiterinnen
und deren Vertreter in erster Linie
als Fürsorger zu bestellen. Die Ge¬
werkschaften aller Richtungen sind
zu geeigneten Vorschlägen nufzu-
f ordern, bei denen auf das religiöse
Bekenntnis Rückficht zu nehmen ist.
Sofern nach dem Inkrafttreten des
Reichst, ugendwohlfuhrtsgesetzes die
Jugendämter die Tätigkeit der Für¬
sorge übelnehmen, soll der Landes¬
hauptmann den Wunsch äußern, daß
die Arbeiterschaft bei der Fürsorge¬
tätigkeit in erster Linie zur Mit¬
wirkung heranzuziehen ist, soweit
nicht die Beamten und Beamtinnen
des Jugendamts die Arbeiten er¬
ledige n,"

erteile ich das Wort dem Berichterstatter, Herrn
AbgeordnetenSteinmeyer.

Abgeordneter Steinmeyer: Der II. Fach¬
ausschuß hat beschlossen,diesen Antrag dem Pro-
uinzilllllusschuß zur Erledigung und zum Bericht zu
überweisen.

Vorsitzender I>r. Inrres: Sie haben den An¬
trag gehört. Das Wort wird nicht gewünscht.Dem
Antrage ist entspwchen.

Zu dem Antrage der V. K. P. D:
Der Provinziallandtag wolle beschließen:
„Der Prouinziuluusschuß wird be¬

auftragt. dieLinrichtung weltlicher
Fürforgeerziehungsan stalten in A n-
griffzu nehmen, damit bei m Inkraft¬
treten des R ei chsj u gend wohlfah rts-
gesetzes Anstalten vorhanden sind,
in welche die Ueberführung der in
Frage kommenden Schüler statt¬
finden kann. Dem nächsten Provin-
ziallandtag ist von den ausgeführten
Vorbereitungen Kenntnis zu gebe n",

hat das Wort derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Steinmeyer: Auch hier hat der

Fachausschuß beschlossen, den Antrag dem Provinziul-

ausfchuß zur Beschlußfassung und zum Bericht zu
überweisen.^

Vorsitzender Nr. Juries: Sie haben den An¬
trug gehört. Widerspruch erhebt sich nicht: er ist an¬
genommen.

Wir kommen zu dem Antrage der V. S. P. D:
„Die Provinzilllueiwaltung stellt

zum 1. Oktober 1923 vier Fürs orge¬
in spettoren und eine Fürsorge-
inspektorin ein. Jeder dieser In¬
spektoren bearbeitet einen noch fest¬
zulegenden Teil der Rheinprovinz.
Die Inspektorin hat alle weiblichen
Zöglinge, die in Stellen unter¬
gebracht sind, zu betreuen, (Sie
nimmt ihren Sitz im Mittelpunkt
der Rheinprouinz.) Den Aufgaben-
lreis stellt der Prouinziuluusschuß
nach Anhörung der Prouinziul-
lom Mission fest."
Das Wort Hut derselbe Herr Berichterstatter.
Abgeordneter Steinmeyer: Der Ausschuß

hat beschlossen, diesen Antrag dem Pvouinziulausschuß
zur Erledigung und zum Bericht zu überweisen.

Vorsitzender lir. Juries: Zu dem Antrage der
V. K. P. D.:

„Der Provinziullundtug wolle be¬
schließen: „U m die nn den Prouinziul-
an st alten tätigen Handwerker den
Pflegern gleichzustellen bei ihrer
Uebernahme ins Beumtenverhült-
nis, erfolgt diese nnch sieben Jahren.
Das Besoldungs dien st alter usw. der
bereits insBeamten Verhältnis über¬
nommenen Handwerker ist ent¬
sprechend ubzuänder n",

Hut derselbe Herr Berichterstatterdas Wort.
AbgeordneterSteinmeyev: Der II. Fach¬

ausschuß empfiehlt auch hiev die Ueberweisungdes
Antrages an den Prouinzialausschußzur Beschluß¬
fassungund zum Bericht.

Vorsitzender !>,'. Juries: Ich stelle Ihr Ein¬
verständniszu diesem und dem vorhergehendenAn¬
trage des II. Fachausschussesfest.

Es folgt der Antrug der V. S. P. D.:
„Der Provinziullundtag beschließt,

die im Etat der Blindenanstalten
eingesetzte Summe für Bücherei, Zeit¬
schriften und Lehrmittel von 217N000
Mark auf 550NN0N Mull zu erhöhen."
Beiichteistatterin ist Frau Abgeordnete PIum.
AbgeordneteFrau Plum: Meine Damen und

Herren! Der Fachausschuß I ist sich dahin schlüssig
geworden, daß wir heute mit den festgesetzten Zahlen

10
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nicht mehr arbeiten können. Deshalb sGl zwar dem
Sinne des Antrages entsprochen,aber ein bestimmter
Betrag dafür nicht ausgeworfen weiden, weil jede
Summe im Augenblicküberholt ist.

Vorsitzender I»,-. Iarres: Der Antrag des
Fachausschussesgeht dahin!

„Der Provinziallandtag wolle den Antrag
durch die Erklärung der Verwaltunq über die Er¬

höhung des Schlußbetrages im Haupt-Haushalts¬
plan für erledigt erklären."
Ich nehme an, daß die Frau Berichterstattern

mit diesem Antrage auch einverstanden ist. — Das ist
der Fall. Der Antrag findet keinen Widerspruch,
er ist angenommen.

Endlich kommen wir zu der Anfrage der V. S.
P. D.!

„W ie weit ist die Regelung unseres
Antrages betreffs Abschaffung der
Prügelstrafe in den F ü r sor ge anst al¬
ten gediehen?"

und zu dcm " ntroce der V. S. P. D?:
„Der Landtag wolle dahin wirken,

baß, Zöglinge in die in einigen
privaten Fürsorgen« st alten im
Keller liegenden strengen Arrest¬
zellen nicht mehr eingesperrt
werde n."

Berichterstattern: ist Frau Abgeordnete Nlumberg.
Frau Abgeordnete Blumberg: Seit Stellung

des Antrages über die Abschaffung der körperlichen
Züchtigung ist Anfang April ein Ministerialerlaß
herausgekommen, der grundlegende Aenderungen der
Strafordnung gebracht hat. Strenger Arrest sowohl
als auch Nahrungsentziehung sind nach der neuen
Strafordnung ausgeschlossen, ebenso die körperliche
Züchtigung für weibliche Zöglinge nach vollendetem
16. Lebensjahre. Die Strafordnung hat aber die
Möglichkeit der körperlichen Züchtigung für männ¬
liche schulentlasseneZöglinge ausdrücklichbeibehalten.
Da auch die Direktoren in ihrer überwiegenden
Mehrheit gebeten haben, ihnen diese Möglichkeit
nicht zu nehmen, hat die Verwaltung gebeten, die
Strafordnung von uns aus nicht noch mehr einzu¬
schränken, und der Ausschuß hat sich damit einver¬
standen erklärt, womit dieser Punkt als erledigt zu
betrachten wäre.

Vorsitzender I >r. Iarres! Das Wort hat Frau
Abgeordnete Becker.

Abgeordnete Frau Beckers Meine Damen nnd
Herren, die Berichterstntterin hat zuletzt die Worte
gebraucht! Der Ausschuß hat sich bereit erklärt, sich
dem Erlaß des Ministers zu fügen. Das ist nicht der
Fall. Mein Kollege Reese und ich haben betont, daß
wir vor wie nach weiter dahin arbeiten werden, daß
auch die Prügelstrafe für die männlichen Zöglinge
abgeschafft wird. Wir haben es begrüßt, daß man

endlich soweit gekommen ist, die Prügelstrafe
wenigstens für Mädchen aus den Anstalten gänzlich
zu beseitigen. Ich begrüße es noch viel mehr, daß die
Prioatanstlllten, die Ordensschwestern, freiwillig jetzt
die Prügelstrafe haben fallen lassen. Sie haben ge¬
sagt, wenn sie die Mädchen über 16 Jahre nicht
strafen dürften, verzichteten sie auch auf die Ne-
strafung der 14- bis 16jährigen. Das ist bezeichnend.
Ich möchte hier fordern, daß wir auch für unser«
Jungen die Prügelstrafe abschaffen. Wir stehen vor
wie nach auf dem Standpunkt, daß Prügel nicht
erzieherisch wirken. (Abgeordnete Appell Sehr
richtig!) Meine Freunde und ich fassen das nicht als
eine Pcntcisllche auf,- wir sehen die Abschaffung der
Prügelstrafe als eine Sache der Menschlichkeitund
der Kultur an. Es ist auch in letzter Zeit von den
Abgeordneten der Mitte und der Rechten immer
wieder betont worden, daß die ReitpeitschmetlMde,
die sich viele unserer Volksgenossen im Ruhrgebiet
haben gefallen lassen müssen, eines Kulturvolkes un¬
würdig ist. Ebenso ist es eines Kulturvolks un¬
würdig, derartige Strafen an erwachsenen Kindern,
besonders an Jungen über 18 Jahre, zu vollziehen.
Die Strafen sollen für die Jungen bis zum
21. Lebensjahr beibehalten werden. Nach der Ver¬
fassung sind aber die Angehörigen beider Geschlechter
schon mit 2N Jahren wahlberechtigt. Das ist ein Recht
und auch eine Ausgabe, die ein großes Pflicht¬
bewußtsein erfordert und auch eine große Verant¬
wortung mit sich bringt. Da ist es nicht angebracht,
für die Jungen über das 26. Lebensjahr hinaus die
Strafe der körperlichen Züchtigung in den Anstalten
beizubehalten. In den Gefängnissen ist die torper^
liche Züchtigung abneschafft. Soll man es da nicht
auch in den Fllisorgeanstalten können? In den Ge¬
fängnissen werden Verbrecher untergebracht, in den
FüVsovgeerziehunssscrnstaltenarme, unglückliche Ge¬
schöpfe, die unserer Liebe und Betreuung bedürfen.

Wenn unser Volt draußen durch die Presse davon
benachrichtigt wird, daß ein großer Erfolg durch die
Beseitigung der Prügelstrafe für die Jungen erzielt
ist, nachdem die Mädchen schon mit ihren Wünschen
durchgedrungen sind, wird das Vertrauen der
Arbeiterschaft zur Fürsorgeerziehung wachsen. Dann
wird der Fürsorgeerziehung auch nicht mehr so viel
— berechtigtes oder unberechtigtes — Mißtrauen
entgegengebracht. Es sind ja fast ausschließlich
Arbeiterkinder in der Fürsorgeerziehung, obwohl in
den anderen Schichten des Volkes auch viele wären,
die eine Zwangserziehung nötig hätten. (Frau Ab¬
geordnete Appel: Sehr richtig!) Ich erinnere an
die Verwahrlosung der Schüler der höheren Lehr¬
anstalten, der Mitglieder der Studenterwereini-
gungen uflw.

Mit den mittelalterlichen Methoden kommen wir
nicht mehr weiter. Gerade so gut wie Elternhaus
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und Schule zusammenarbeiten, müssenauch Fürsorge¬
erziehung und Elternhaus zusammenwirken. Wir
stehen auf dem Standpunkt, daß durch die Hand¬
habung des Stockes die Disziplin nicht gefördert
wird. Nein, wir wollen an die Vernunft, an den
Verstand der jungen Menschen appellieren. Wir
wollen in ihr Gehirn einhämmern, daß sie nicht das
Gute tun und das Böse unterlassen, weil auf der
einen Seite der Stock winkt und auf der anderen
Seite die Belohnung' nein, wir wollen ihnen klar¬
machen,daß sie aus sich selbst, aus Charakterfestigkeit
das Gute tun und das Böse meiden sollen. Wir
wollen nicht die positiven Strafen anwenden; die
negativen Strafen wirken oft mehr als Schläge mit
dem Stock. Wenn Schläge immer hülfen, würden
die Jungen, die in die Anstalten eingeliefert werden,
schon im Elternhause gebessert. Glauben Sie nicht,
daß die Eltern die Kinder ohne Prügel den An¬
stalten übergeben haben. Sie haben gewiß erst
alles Mögliche >getan,um ihre Kinder vor der Für-
sorgeanstalt zu bewahren. Deshalb sind Prügel kein
Erziehungsmittel. Ich möchte bitten, bei den Jungen
mehr Gewicht auf die negativen Strafen zu legen:
Ausschließung von Ausflügen, vom Turnen und
Spielen, Entziehung von Rauchmaterial, was bei den
Jungen von großer Wirkung ist. Wir wollen doch
annehmen, daß wir alle von dem großen, hehren
Gedanken getragen sind, zum Guten dieser armen
unglücklichenGeschöpfe zu arbeiten. Wir wollen aber
auch dahin wirken, daß nicht wieder für eine Schicht
Ausnahmegesetzegeschaffen werden. Wir als Sozial-
demokraten haben immer auf dem Boden der Gleich¬
berechtigung der Geschlechter gestanden und stehen
auch jetzt noch darauf. Wir fordern deshalb auch für
die Jungen die Beseitigung der Prügelstrafe. Ich
bitte Sie, sich dies einmal zu überlegen. Ich glaube,
Sie werden besser dabei fahren.

Vorsitzender vr. Zaires: Wenn,ich die Frau
Abgeordnete richtig verstanden habe, so ist ein be¬
stimmter Antrag von ihr nicht gestellt?

Abgeordnete Frau Becker: Nein, damit würden
wir heute doch nicht durchkommen. Wir werden
aber weiter bohren, damit wir den Antrag später
durchbringen.

Vorsitzender Nr. Zaires: Es ist also nur eine
Anlegung. Gegen den Antmg des Fachausschusses
liegt lein Widerspruch vor. Er ist angenommen.

Wir kommen zu folgendem Antrage der
V. S. P. D.:

„Der Prouinziallllndtag wühlt
eine zchngliedrige Vüchcreikom-
mission, die die Aufgabe hat, die
Büchereien sämtlicher An st alten
durchzuprüfen und über Neuanschaf¬
fungen und Ausmerzung von Büchern
zu entscheiden."

Berichterstatter«« ist Frau Abgeordnete Plum.
Abgeordnete Frau Plum: Meine Damen und

Herren! Der Piomnzialausschich hat sich dahin aus¬
gesprochen, daß, wenn auch eine solche Kommission
gewählt würde, ihr doch unter den gegenwärtigen
Verkehrsschwierigkeiten ein richtiges Arbeiten nicht
möglich wäre. Deshalb möchten wir den Antrag
annehmen, wie er in der Fachkommission gestellt
worden ist, daß wir es hauptsächlich den Anstalten
selbst überlassen, die Auswahl der Bücher zu treffen.

Vorsitzender Dr. Juries: Der Antrag des
Fachausschussesgeht dahin, den Antrag dem Pro-
ninzilllausschuß zur Beschlußfassungund zum Bericht
zu überweisen.

Herr Abgeordneter Haas hat das Wort:
Abgeordneter Haas: In der Fraktion ist etwas

anderes berichtet worden. Sollte lediglich beabsichtigt
sein, dem Prouinzialausschuß die Sache zu über¬
weisen, und nicht die Begründung, die unserer
Fraktion gegeben worden ist, so wäre ich gezwungen,
zu dem Antrage nochmals zu sprechen. EZ würde
mir also angenehm sein, wenn der Herr Landeshaupt¬
mann ncch einmal sagte, was bisher geschehen ist
und was geschehen soll. Andernfalls muß ich auf
meinem Antrag bestehen.

Vorsitzender Dr. Jarres: Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann vr. Horion: Meine Damen
und Herren! Ich habe in der Kommission auf die
Schwierigkeiten hingewiesen, wie ich es auch schon
bei meiner Einleitungsiede tat, die heute dem Zu¬
sammentreten einer Kommission, die sich aus Mit¬
gliedern aus der ganzen Rheinprouinz zusammen¬
setzen soll, entgegenstehen. Ich habe erklärt, daß auch
ich es für richtig halte, daß eine Kommission darüber
entscheidet, habe aber die Zahl von zehn bemängelt
und sie mit Rücksicht auf die Kostenfrage für zu groß
gehalten. Im übrigen ist die Bearbeitung der Sache
in Vorbereitung. Aber auch hier wieder besteht die
Schwierigkeit, daß es so schwer ist, jetzt mit den
Anstalten persönlich in Verbindung zu treten. Schon
in einer der nächsten Sitzungen des Promnzial-
ausschusses wird Ihnen deshalb eine Vorlage zu¬
gehen. Infolgedessen halten wir es sachlich für
richtig, daß dieser Antrag zunächst dem Prouinzial¬
ausschuß überwiesen wird.

Vorsitzender Nr. Jarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Ich möchte kurz darauf
hinweisen, daß man im Proninzialausschuß, wenn
Kommissionen gewählt werden, sich in der Negel auf
die Provinzialordnung beruft, wonach nur Mitglieder
des ProvinzialausscWsses in die Kommissionen ge¬
wählt werden können. Ich lege großen Wert darauf,
daß., wenn der Prouinzialausschuß dazu kommt, in
dieser Angelegenheit eine Kommission zu wählen, er

IN'
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dann aber auch das Recht hat, über den Rahmen
des Provinzialausschusses hinaus Mitglieder für die
Kommiision zu bestimmen.

Vorsitzender !),. Icirres! Das Wort hat der
Herr Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Horion! Meine Damen
und Herren! Es ist selbstverständlich, daß der Pro-
vinzialausschuß zur Vorbereitung seiner Anträge
heranziehen kann, wen er will, daß er auch eine
Kommission bestimmen kann, welche er will. Ich
darf Herrn Hans daran erinnern, daß wir das
Beispiel auch schon haben! Zur Vorbereitung der
Hausordnung für Vrauweiler wurde seinerzeit vom
Piouinzialausschuß eine Kommission oon einer
Dame und zwei Herren gewählt, von der nur die
Dame dem Provinzialausschuß angehörte.

Vorsitzender Dr. Iarrcs! Damit ist Ihre Au¬
flage wohl erledigt. Der Antrag des Fachausschusses
findet keinen Widerspruch. Er ist angenommen.

Ferner Antrag der V. S. P. D.!
„Die Provinz erläßt für die Lehrkörper aller

Provinzial-Lehranstalten eine zeitgemäße Dienst¬
anweisung- entsprechend den Grundsätzen des
Ministerialerlllsses (K.W.V.) vom 2l).9.t919 unter
Mitwirkung der Lehiertammer. Der Antrag ist
dem Prouinzilllllusschuß zur sofortigen Beschluß-
fllssuny und Ausführung zu überweisen."
Berichterstatterin ist Frau Abgeordnete Plnm.

(Abg. Plum! Ich verzichte.) Der Antrag des Fach¬
ausschusses geht dahin!

„Der Prsuinziallandtag wolle den Antrag
unter Streichung der Worte „zur sofortigen Be¬
schlußfassungnnd Ausführung" dem Provinzial¬
ausschußzur Beschlußfassungund zum Bericht über¬
weisen."

Dieser Antrag findet keinen Widerspruch. Er ist
angenommen.

Wir kommen zu den Anträgen des V. Fach¬
ansschusses. Erstens:

„DerProni nzi allaudtag wolle die
Prov inzialuerwn ltung beauftra¬
gen, bei der Staatsregiernng erneut
vorstellig .) u wei'd»n, daß die Auf
forstungsbeihi lfen sta atl i ch e r s e i t s
erhöht weiden. Gleichzeitig wird
der Pro u i nzi a l a u sschuß ermächtigt,
die Beiträge der Provinz im Aus¬
maße der Erhöhung der Staats-
bei Hilfen ebenfalls zu erhöhen."

Wird dazu von dem NerictMrstatter, Herrn Ab¬
geordneten von Stedman, das Wort gewünscht? Das
ist nicht der Fall. Wortmeldungen liegen nicht vor.
Der Antrag ist angenommen.

Zweitens!
„Die P r o v i n z i a l u e r w a l t u n g wird

gebeten, die Beiträge zur Unter,
stützung der Tierzucht im näch sten
Jahr zu erhöhen."

Der Herr Berichterstatter verzichtet auflas Wort.
Widerspruch erhebt sich nicht. Der Antrag ist an¬
genommen.

Diittens!
„D j e Organisation der Land w i r t-

schaftlichen B e r u f 5 g e n o ss e n sch n f t i st
reformbedürftig. Die Provinz ial-
Verwaltung wird gebeten, diese
Reform möglichst bald in die Wege zu
leite n."

Der Herr Berichterstatter verzichtet. Das Wort
wiro nicht gewünscht.Der Antrag des Fachn ushyusses
ist angenommen.

Endlich! Antrag des Abgeordneten von Sted-
man u. Gen.!

„Der P r o v i nz in l la nd t a g wolle be¬
schließen, die Reich sregierung zu
ersuchen, bei Beratung des neuen
We i n st e n e r g e s e tz e s dafür einzutre¬
ten, daß aus den Erträgen der Wein-
st euer der zur Hebung und Förderung
des Weinbaues vorgesehene Betrag
erhöht wird.

D i e Tr ä g e r d e r 2 chä d l i n g s b e tä m p -
fung sind neben d e n W e i n b a u v e rb ä n-
den und We i n b a u u e r e i n e u i n e r st e r
Linie die W e i n ba u w a n d e r l e h r e r.
Die finanzielle Lage der Provinz
erfordert, daß die Besold uuzsuer -
hältnisse der We i n b a u w a n d e r l e h r e r
so geregelt werden, daß ein Drittel
aus 2t a a t s m i i t e l n, ein Drittel aus
Reichsmitteln, und zwar aus den
Erträgen der W c i n st e u e r, und ein
Drittel aus provinziellen Mitteln
b e st r i t t e n wir d."

Das Wort hat der Berichterstatter, Herr von
Stedman, (Abg. von Stedman! Ich verzichte. Ich
bitte um Annahme des Antrages.) Der Bericht¬
erstatter verzichtet. Sie haben den Antrag gehört.
Wortmeldungen dazu liegen nicht vor- Widerspruch
erhebt sich nicht. Dann ist auch dieser Antrag an¬
genommen.

Damit kommen wir zu dem Huupt-Haushalts-
plau. Ich erteile das, Wort dem Berichterstatter,
Herru Abgeordneten Dr. Hagen.

Abgeordneter !>,'. Hagen! Meine Damen und
Herren! Zum Schluß den wichtigsten Teil.unserer
Tagung, den Haushaltsplan für die Zeit vom
!. April 192!! bis IN. Mnrz 1924.
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Der Haushaltsplan ist durch den. Herrn Landes¬
hauptmann bei uns eingefühlt worden, und es haben
sich an ihn bereits weitere Diskussionengeknüpft. Er
ist dann dem I. Fachausschuß überwiesen worden.
Der >. Fachausschuß hat sich mit dem Haushaltsplan
eingehend befaßt und mich ermächtigt, Ihnen zu
erklären, daß er, mit Ausnahme des Herrn Ver¬
treters der Kommunistischen Partei, dem Haupt-
Haushnltsplau seine Zustimmung, und, ich kann hin¬
zufügen' seine volle Zustimmung gegeben hat. In
einem Punkte allerdings wird eine Abweichung be¬
antragt. Es ist uns allen klar, daß dieser Haus¬
haltsplan in der gegenwärtigen Zeit für die Ver¬
waltung nichts anderes sein kann als eine Grundlage
für die Einnahmen und Ausgaben. Bei der leider
anhaltend sich fortsetzenden Geldentwertung, der die
Regierung und alle dazu Berufenen bisher keinen
Einhalt tun tonnten, wird die Ausführung dieses
Haushaltsplans auf große Schwierigkeiten stoßen,
und es ist mit voller Sicherheit anzunehmen, daß in
keiner einzigen Position des gesamten Haupt-Haus¬
haltsplans die uns hier vorgeführten Ziffern ein¬
gehalten werden können. Es ist deshalb auch an und
für sich ziemlich gleichgültig, wie hoch die Refernen,
die in den Haushaltsplan eingestellt werden, sich
belaufen. Immerhin glaubte der I. Fachausschuß
mit Rücksicht auf die Leistungen, welche die
Kommunen und Gemeinden für die Provinz zu
machen haben, Ihnen vorschlagen zu sollen!

„Der Prouinzillllandtag wolle den Antrag des
ProoinMlllusschusses mit der. Maßgabe annehmen,
daß
1. in Titel lX der Ausgabe des Etats „Ver¬

schiedenes". E. Nr. 30, statt 10 Milliarden 30
Milliarden eingesetzt werden,

2. in die Einnahme des Etats „Steuern und Ueber¬
weisungen" L Nr. 2
a) unter 1,3 ... . 10560119744 Mark.
l>) „ 11.1 . . . . 21107 077 076 „
.>) „ 111 ... . 30000000000 „

eingesetzt werden",
so daß der Antrag, den ich die Ehre habe, Ihnen zu
unterbreiten, lautet:
1. Der Vrovinziallllndtag setzt die Haushaltspläne

der Piooinzialverwaltung und der zu ihr ge¬
hörigen Verwaltungszweige und Anstalten für
das Rechnungsjahr 1023 gemäß Vorlage fest;

2. der Piovinziallandtag setzt den durch Provinzial-
umlage zu deckenden Steuerbedarf zur Herbei¬
führung des Gleichgewichts zwischen Ausgabe und
Einnahme auf 30 Milliarden fest;

3. der Prouinzillllandtag beschließt, daß vorstehen¬
der Betrag gemäß 8 25 Abs. 1 und 2 des Kreis-
und Proninziatabgabengesetzes in der Fassung der
Novelle vom 26. August 1921 und 3. Juni 1022

je zur Hälfte im Betrage von 15 Milliarden
nach dem Maßstab des Realsteuersolls und nach
dem Maßstabe der den einzelnen Stadt- und
Landkreisen zusammen niit den zugehörigen Ge¬
meinden im Jahr 1021 zugewiesenen Anteilen
an der Rcichseinkommen-, Lohn- und Körper-
schaftssteuer als Provinzinlumlage erhoben werde;

4. der Prmnnzinllandtag behält sich eine nnderweite
Beschlußfassungbezüglich der Festsetzung und der
Verteilung der Prouinzialsteuern vor, ins¬
besondere für den Fall, daß durch das Finanz¬
ausgleichsgesetz,das preußische Steueruerteil'ungs-
oder ein anderes Gesetz die Fragen der Ueber-
weisungen von Reichs- und Staatsmitteln und
der Verteilung der Provinzialsteuer» noch für
das Jahr l923 neu geregelt weiden;

5. der Provinziallllndtag beschließt, daß nach den
festgesetzten Haushaltsplänen auch nach dem
1. Januar 1924 bezw. nach dem 1. April 1924
die Verwaltung so lange weitergeführt und die
für 1923 genehmigte Prouinzialumlage so lange
weiter erhoben werde, bis neue Haushaltspläne
genehmigt sind;

6. der Provinziallllndtag beschließt,daß zwecks Aus¬
gleichs der zu starken Heranziehung des Maß¬
stabs der Reichssteueranteile für das Jahr 1922
von einer nachträglichen anderweiten Verteilung
der Kr das Jahr 1921 beschlossenen Provinzial-
umlage abgesehen wird;

7. der Provinziallandtag beauftragt den Provinzial-
llusschuß, der Staats- und Reichsregierung die
Notlage des Provinzialverbandes mit dem
dringenden Antrage vorzutragen, die in den vor¬
liegenden Haushaltsplan eingestellten, von Staat
und Reich erwarteten Mittel zu bewilligen.
Meine Damen und Herren! Indem ich Ihnen

diesen Antrag zur Annahme unterbreite, entledige
ich mich eines weiteren Auftrages der 1. Fach¬
kommission, der Provinzialverwaltung unseren Dank
abzustatten nicht nur für die umsichtige Leitung
während des ganzen Etatjahres, sondern vor allen
Dingen auch für die unter so schwierigenVerhältnissen
zustande gekommene Aufstellung eines Haushalts¬
plans, der, wie gesagt, in keinem Teil durchgeführt
weiden kann. Ich entledige mich mit besondere»,
Vergnügen dieses mir gewordenen Auftrages.

Vorsitzender !),. Iarres: Vor der Abstimmung
erteile ich zu einer persönlichen Bemerkung dem
Abgeordneten Knab das Wort.

Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!
Ich muß vor der Abstimmung Ihre Zeit noch einmal
in Anspruch nehmen, weil ich gezwungen bin, eine
Aeußerung des Herrn Landeshauptmanns über mein
Verhalten richtig zu stellen, damit mein Verhalten
in dem Falle, den ich jetzt meine, nicht zu unrichtigen
Folgerungen Ihrerseits führt.
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Ich habe in meiner gestrigen Etatsrede das Ver¬
halten des Direktors derProvinzial-Heil- und Pflege¬
anstalt in Bonn, sowie des Arztes, der mich bei
meinem Besuch geführt hat, des Hemn Professors
Oi>. Lioli, hier gegeißelt. Ich habe dieses Verhalten
als ein Benehmen bezeichnet,das ich mir an anderer
Stelle durchaus nicht gefallen ließe, und gesagt, daß
ich nur mit Rücksicht auf die anwesenden Zeugen
nicht mit der Hand geantwortet hätte, wie ich es
sonst einem Menschen gegenüber täte, der mir so un¬
würdig entgegentreten würde. Der Herr Landes¬
hauptmann ist nachher, nachdem ich infolge starker
Unpäßlichkeit gezwungen war, nach meiner Etatsrede
den Saal zu verlassen, auf meine Ausführungen
über das Verhalten des Herrn Dr. Lioli eingegangen
und hat bei der Gelegenheit bemerkt, ich hätte erst
hier im Plenum die Frage angeschnitten und ihm
vorher nicht genau angegeben, um was es sich
handelt, obwohl ich seit dem Vorfall von April genug
Gelegenheit gehabt hätte, ihm das mitzuteilen; ich
hätte ihm vielmehr nur einige Andeutungen gemacht.
So ist mir von meinen Freunden die Aeußerung des
Herrn Landeshauptmanns übermittelt worden. Es
könnte daraus der Schluß gezogen werden, ich hätte
aus Böswilligkeit der Provinzialuerwaltung und
dem Provinzialausschuß als dem kontrollierenden
und ausführenden Organ der Verwaltung nicht recht¬
zeitig Mitteilung gemacht, um nun Uer mit einer
derartigen Sache gewissermaßen an die Öffentlichkeit
treten zu können. Ich habe dazu festzustellen, daß
ich nach dem Besuche dieser Anstalt unter anderen
Anfragen und Anträgen an den Provinzialausschuß
bereits am 24. April folgende Anfrage gerichtet
habe' „Welche Maßnahmen gedenken der Provinzial¬
ausschuß und die Zentrnlverwaltung zu ergreifen,
um bei Einzelbesuchenvon Piovinzialanstalten durch
politisch linksstehende Mitglieder des Provinzialaus-
schusses und des Prooinziallandtages diefe vor einem
beleidigenden Verhalten der Anstaltsleitungen sicher¬
zustellen?" Wenn ich eine derartige Anfrage als
Mitglied des Promnzialnusschusses stelle, so stelle ich
sie nur dann, wenn ein ganz bestimmter Fall vor¬
liegt. Und der Herr Landeshauptmann hatte die
Beantwortung nicht zu übernehmen, denn diese
Anfrage war an den Provinzialausschuß der Rhein-
pioninz durch den Herrn Landeshauptmann gerichtet,
und zwar mit dem ausdrücklichen Bemerken, daß
diese Anfragen, also auch die Anfrage über das Ver¬
halten der Anstaltsleitung, auf die Tagesordnung
der nächsten PTouinzialausschuWtzung zu sehen sei.
Ich nehme auch heute noch als Mitglied des Aus¬
schussesdas Recht in Anspruch, jederzeit Anträge
und Anfragen zur Tagesordnung der nächsten
Provinzialausschußsitzung zu stellen. Dies war
bisher, wenn auch — wie die Verwaltung sagt —
ungeschriebenes, so doch geltendes Recht, und dieses

Recht lassen meine Freunde und ich sich in keinem
Falle beschneiden. Diese Anfrage über das Ver¬
halten der Nonner Anstaltsleitung war am 24. April
gestellt, und am 8. Mai — 14 Tage später — fand
die Ausschußsitzung statt. Ich kam dorthin und
glaubte nun. trotz der bereits schriftlichformulierten
Erwiderung durch den Herrn Landeshauptmann
würde meine Anfrage im Prornnzialausschuß er¬
ledigt werden. Aber nein, in der Sitzung vom
8. Mai wurde mir gleich zu Beginn folgende Ant¬
wort der Provinzialuerwaltung übergeben! „Eine
Beantwortung der Anfrage ohne Angabe der der
Anfrage zugrunde liegenden Tatsachen muß ich ab¬
lehnen. !>,'. Horion." Ich stelle fest, daß ich Herrn
Horion gar nicht um seine Meinung gefragt habe,
daß ich ihn nicht aufgefordert habe, mir dort seine
Meinung schriftlich zuzustellen (Sehr gut! links),
sondern ich Habe diese Anfrage an die Körperschaft
des Prooinzialausschusses gestellt, denn ich bin nicht
als Einzelmitglied irgendwie vorgesetzteBehörde des
Herrn Landeshauptmanns, sondern genau so gut wie
der Herr Landeshauptmann gleichberechtigtes Mit¬
glied des Provinzialausschnsses. Ich habe diese An¬
frage an diese Vciwaltungskörpeischaft gerichtet und,
wenn sie zur Sprache gekommen wäre — und sie
mußte zur Sprache kommen —, so würde ich die An¬
gaben gemacht haben. Ich habe sie deshalb nicht
schriftlich gemacht, weil sonst die Angaben in die
Hände untergeordneter Instanzen kommen konnten.
Ich habe auch mit Absicht, weil es sich hier um eine
Personalfrage handelte, davon Abstand genommen,
bereits in dieser Anfinge oder auch in einer späteren
schriftlichen Mitteilung die Namen der Herren fest¬
zulegen. Aber der Provinzialausschuß hat trotz
meines Widerspruchs die Sache nicht zur Aussprache
gestellt. Sie sehen, es war mir auf keinem anderen
Wege möglich, eine Erledigung der Anfrage herbei¬
zuführen.

Ich kann im Namen meiner Freunde erklären,
daß wir nach dem Verhalten des Herrn Landeshaupt¬
manns bei anderen Anlässen, wo es sich auch um
Personalfillgen handelte, keine Veranlassung haben,
ihm bei Erledigung derartiger Fragen ein Vertrauen
entgegenzubringen. (Abg. Dr. Kaisei! Das ist aber
keine persönliche Bemerkung!) Unser Vertrauen hat
ihn nicht an diese Stelle gesetzt. Ich habe als Mit¬
glied des Ausschusses das Recht, Anträge und An¬
fragen zu stellen, und ich verlange ihre sachliche Er¬
ledigung im Provinzialausschuß, den Sie selbst als
eine Körperschaft der Verwaltung bezeichnen und
dessen Verhandlungen Sie geheimzuhalten verpflichtet
sind. (Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender !>,>. Zaires: Ich habe Ihnen zu
einer persönlichen Bemerkung im Anschluß an die
Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns zum
Etat das Wort erteilt. Ich mußte Ihnen diese Be-
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mertung gestatten. Aber Sie sind doch, über das¬
jenige hinausgegangen, was Ihnen nach der Ge¬
schäftsordnung zustand. Sie dürfen nur persönliche
Angriffe abwenden und eigene Ausführungen klar¬
stellen. Sie haben aber hauptsächlich Ihre Stellung¬
nahme und Ihr Verhalten im Prooinzialausschuß
zur Sprache gebracht.

Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann t »i>. Horion: Meine Damen

und Herren! Ich kann meinerseits selbst auch nach¬
träglich nur noch lebhaft bedauern, daß Herr Abge¬
ordneter Knab gestern infolge Unwohlseins nicht in
der Lage war, meine Antwort anzuhören. Ich, glaube,
wenn er sie angehört hätte, wäre manches von ihm
heute nicht gesagt worden.

Der Herr Abgeordnete Knab hat zur Einleitung
seiner heutigen Worte gesagt, er hätte mir den Fall,
über den er sich beschwert hätte, vorher mitgeteilt.
Nachträglich hat er aber gesagt, er hätte ihn mir nicht
mitgeteilt, sondern mir die Mitteilung abgelehnt.
Ich bleibe dabei, daß es mir nicht möglich war,
vorher irgendwelche Feststellungen zu treffen, weil
ich den Fall nicht gekannt habe. (Abg. Hoffmann:
Darauf lam es doch nicht an!)

Die hauptsächlichstenBeschwerden des Herrn Ab¬
geordneten Knab lichten sich aber heute nicht gegen
mich, sondern gegen den Vorsitzenden des Provinzial-
ausschussesbzw. gegen den Provinzialausschuß selbst.
Der Herr Abgeordnete Knab hat einiges verlesen,
aber nicht alles. Er hat gesagt, daß er ein Schreiben
an den Vorsitzenden des Prouinzialausschusses ge¬
richtet habe mit der Anfrage! Welche Maßnahmen
gedenken Vrooinzilllausschuß und Zentralverwaltung
zu ergreifen, um eine anderweitige Behandlung bei
Besuchen durch politisch linksstehende Beamte in den
Anstalten sicherzustellen? Dieses Schreiben war nicht
an mich, sondern an den Vorsitzendendes Prouinzial-
nusschusses gelichtet. Ich habe es denn auch an diesen
weitergegeben. Und wie die Cache weiter gegangen
ist, das hätte Herr Knab hier auch mitteilen können.
In dem Schreiben, dessen Schlußsatzer vorgelesen hat,
wozu er sagt, er hätte kein Interesse daran, meine
Ansicht zu hören, sondern er wolle die Ansicht
des Vorsitzenden des Piouinzialausschusses hören,
heißt es:

„Ihr Schreiben vom 24. vorigen Monats habe ich
an den Herrn Vorsitzenden des PioVinzialausschusses
weiteigeieicht. Derselbe hat mir das Schreiben
wieder zurückgesandtmit dem Ersuchen, die gestellten
Fragen Ihnen schriftlich zu beantworten." (Hört!
Hört!) „Infolgedessen beantworte ich Ihr Schreiben
wie folgt:"

Also nicht ich habe die Veranlassung gegeben,
sondern der Vorsitzende des Provinzilllausfchusses,
und dann habe iä> diese Anfrage allerdings in der
Weise beantwortet, wie es Herr Knab eben verlesen

hat. (Abg. Hoffmann: Das war eine falsche
Erledigung!) Ich habe ihm nämlich geantwortet:

„Eine Beantwortung der Anfrage ohne Angabe
der der Anfrage zugrunde liegenden Tatsachen muß
ich ablehnen."

Und bei dieser Antwort bleibe ich auch heute noch.
Vorsitzender 1)i-. Juries: Ich bin der Auf¬

fassung, daß dies hauptsächlich eine Frage des
Piovinzialausschusses ist. (Abg. Haas: Sehr richtig!
Widerspruch bei den Kommunisten.) Wir haben
uns um die Art der Geschäftsführung des Prouinzial¬
ausschusses hier nicht zu kümmern. Wenn dort
Meinungsverschiedenheiten sind, so mögen sie im
Provinzialausschuß ausgetragen werden. (Abg.
Knab: Ich, bitte ums Wort!) Die Erörterung ist ge¬
schlossen. Ich kann Ihnen nur noch das Wort zu
einer persönlichen Bemerkung geben, die sich darauf
beschränken muß, gegen Sie gerichtete persönliche An¬
griffe abzuwehren und eigene Ausführungen klar»
zustellen. Ich bitte Sie, sich unbedingt darauf zu be¬
schränken.

Abgeordneter Knab: Iui Klarstellung. Ich
habe noch eins zu klären: Ich habe nicht von dem
Vorsitzenden des PromnzialausschusseL in seiner
Eigenschaft als Vorsitzender die Beantwortung
meiner Anfrage verlangt, sondern habe ihm aus¬
drücklich geschrieben: „Ich bitte Sie, auf die Tages¬
ordnung der Provinzialausschuß-Sitzung vom 3. Mai
nachstehendeAnfrage bzw. Anträge zu stellen." Ich
habe mich also an' den gesamten Ausschußdurch seinen
Vorsitzenden gewandt, wie es üblich ist, und nicht an
den Herrn Adenauer persönlich,und ich habe ihm auch
nicht das Recht gegeben, die Beantwortung dem
Herrn Landeshauptmann zu übertragen. Dazu ist
er weder berechtigt noch verpflichtet.

Vorsitzender I)i'. Iaires: Ich schließe die Er¬
örterung, denn sie untersteht nicht unserer Zuständig¬
keit. (Abg. Hoffmann: Der Prouinzialausschuß ist
eine von uns gewählte Körperschaft!) Sie können
den Provinzialausschuß durch die Wahl derjenigen
Herren dirigieren, die Sie hineinsenden. Aber wir
haben uns hier nicht über die internen Angelegen¬
heiten des Prouinzialllusschusses und seine Geschäfts¬
führung zu unterhalten. Das ist meine Auffassung.
(Abg. Haas: Die meinige ist eine andere!)

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur
Sache zurück. Zum Hauptetat liegt der Antrag vor,
der Ihnen von dem Herrn Berichterstatter vorge¬
tragen worden ist. Ich stelle diesen Antrag zur Ab¬
stimmung und bitte diejenigen, die für den Antrag
des Fachausschussessind, die Hand zu erheben. Das
ist die große Mehrheit. Damit ist der Antrag er¬
ledigt und unsere heutige Tagesordnung erschöpft.

Meine Damen und Herren, einen Augenblicknoch.
Es wird für Sie von Interesse sein, zu hören, wieviel
Mitglieder des Landtages bis jetzt erschienen sind.



80 6'). Rheinischer Provinziallandtag, 5, Sitzung am 28. Juni 1923.

Zu meiner großen Freude haben es noch einzelne
Mitglieder aus entfernt liegenden Teilen der Rhein¬
provinz mit großen Schwierigkeiten ermöglichen
können, hierher zu kommen. Ihnen allen sage ich
ein ganz besonderes Wort herzlichen Willkommens.
Es sind von 159 Mitgliedern nicht weniger als 129
erschienen. (Bravo!) Sämtliche Bezirke der Pro-
uinz sind stark vertreten. Von 10 Mitgliedern des
Trierer Bezirks sind 6 da, und zwar sind sämtliche
Parteien vertreten, die wir aus dem Bezirk in
unserem Landtage haben. Von 15 Mitgliedern aus
Aachen sind 12 erschienen. Auch hier sind die sämt¬
lichen beteiligten Fraktionen vertreten. Von den
18 Mitgliedern des Regierungsbezirks Koblenz sind
15 anwesend, wobei auch sämtliche Fraktionen ver¬
treten sind, von den 84 Mitgliedern aus Düsseldorf
68, unter Beteiligung sämtlicher Fraktionen. Vcn
den 31 Mitgliedern des Kölner Bezirks sind sogar 28
hier erschienen; auch hier sind sämtliche Fraktionen
vertreten.

Wegen verspäteter Einludung hat sich Heute noch
Herr Abgeordneter Eertner telegraphisch entschuldigt.

Ein Abgeordneter ist durch die Nesatzungsbehörde
m'lhinder,t worden, hier zu erscheinen. (Hört'. Hört!)

Meine Damen und Herren! Diese große Be¬
teiligung ist so erfreulich, daß wir vor der Öffentlich¬
keit besonders darauf hinweifeu müssen. Damit steht
unbedingt fest, daß tatsächlich der fetzt zusammen¬
getretene Provinziallandtag ein wahres Spiegelbild
der Volksmeinung der Rheinvrovinz darstellt und die
wirtliche Vertretung der rheinischen Bevölkerung ist.
(Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Der Herr'Vorsitzende
des Prouinzilllllusschusses lädt zu einer Sitzung des
Provinzialllusfchusses auf heute nachmittag 4X> llhr
in Zimmer 11N ein,

Unsere Tagesordnung ist erledigt. Ich bitte Sie,
sich damit einverstanden zu erklären, daß w,r uns
morgen pünktlich um 1l)X> Uhr hier versammeln mit
der Tagesordnung! „Abgabe von Erklärungen der
Parteien." Sie sind damit einverstanden.

(Schluß 2 Uhr 45 Min.)

Fünfte Sitzung
im Nathaussuale zu Barmen, am Donnerstag, den 28. Juni 1923.

(Beginn M Uhr 35 Minuten.)

Tagesordnung. Abgabe von Erklärungen der
Parteien.

Vorsitzender I>. Zaires: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Die Niederfchrift der gestrigen Vollsitzung
liegt auf dem Tische des Hauses zur Einsicht offen.
Schriftführer für die heutige Sitzung sind die Herren
Abgeordneten von Stedman und Weyers.

Meine Damen und Herren! Der einMe Punkt
unserer heutigen Tagesordnung ist:

„Abgabe von Erklärungen der
Parteie n."

Es handelt sich um den Gegenstand, der auch den
roten Faden unserer ganzen Verhandlungen der
letzten Tage bildete. Es handelt sich um Rhein¬
lands Not, um Rheinlands Kampf und
um Rheinlands Zukunft.

Wir huben heute die große Ehre, den Herrn
Reichskanzler Dr. Enno in unserer Mitte
zu sehen. (Bravo!) Ich begrüße ihn namens des
Prouinziallllndtages und namens! der rheinischen
Bevölkerung auf das herzlichste. (Bravo!) Aus den
Kreisen des PrauinHiallandtages war dem Herrn
Reichskanzler der Wunsch geäußert worden, zu dieser

^o

Sitzung hierher zu kommen, um ihm Auge in Auge
zu sagen, wie der Rheinländer denkt, und aus seinem
Munde zu hören, wie die Reichsregierung und ihre
verantwortliche Spitze über die Fragen und die
Sorgen denkt, die uns bewegen.

Zu Eingang unserer Tagung war als Vertreter
der preußischen Staatsregicrung der preußische
Innenminister hier. Die Erklärungen, die er ab¬
gegeben hat, haben uns im höchsten Maße befriedigt.
Denn mir konnten feststellen, daß zwischender Auf¬
fassung der preußischen Staatsrogierung und der
Auffassung der Rheiniliinder ein Unterschied nicht
bestand, sondern daß wir völlig einig in diesem
Kampfe stehen. Ich bin fest davon über¬
zeugt, daß wir heute dieselbe Einig¬
keit nicht nur in unseren Reihen, son¬
dern auch mit der Reichsregierung
feststellen dürfen. In dieser Erwartung
und Zuversicht begrüße ich Sie, hochverehrter Herr
Reichskanzler, und die Herren, die mit Ihneu aus

erlin gekommen sind, und erteile Ihnen zunächst
as Wort.

Reichskanzler Dr. Enuo: Meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich danke Ihrem Herrn Vor-
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sitzendenfür die freundlichen Worte der Begrüßung,
die er an mich als Leiter der Reichsregierung ge¬
richtet hat. Wenn ich heute zum dritten Male in
kurzer Zeit hier in Elberfeld-Barmen bin, so nehmen
Sie es nicht etwa nur als einen Beweis des Ge¬
fühls der Pflichterfüllung einem Lande und einem
Volke gegenüber, das seit nunmehr vier Jahren
unter fremdem Druck leidet und lebt. Nehmen Sie
es hin wie ein Bedürfnis, hier auf dem letzten freien
Flecken rheinischer Erde mit Ihnen zusammen zu
sein, als ein Symbol, daß wir mit Ihnen feststehen
auf dieser rheinischen Erde, und zugleich als einen
Ausblick in die Zukunft, daß der rheinische Boden
wieder frei werden mag, wie dieser Platz es Gott
sei Dank noch ist. (Bravo!)

In diesem Sinne danke ich Ihnen für Ihre Be¬
grüßung- so fassen Sie mein Hiersein auf: Es ist,
wie der Herr Vorsitzende gesagt hat, mir nicht nur
eine Pflicht, sondern ein Bedürfnis, Auge in Auge
mit Ihnen über die Sorgen und über die Fragen
zu sprechen,die Sie alle, wie in gleichem Maße die
Neichsregierung, 'bewegen. (Beifall.)

Vorsitzender v^-. Iarres: Nach den Verhand¬
lungen im Aeltestenrat werden die drei Parteien
der Arbeitsgemeinschaft, des Zentrums und der
Sozillldemokratie eine gemeinschaftliche Erklärung
abgeben. Zuvor wird die kommunistischeFraktion
für sich eine Erklärung abgeben.

Ich erteile das Wort dem Herrn Abgeordneten
Schröei.

Abgeordneter Schröer: Entschließung
der kommunistischen Fraktion.

Mit der Beendigung des Weltkrieges erfolgte
in den industriell höher entwickelten Ländern ein
ständig wachsender Zusammenschluß der kapita¬
listischen Wirtschaftsgruppen zu gewaltigen Trusten
innerhalb der einzelnen Staaten. Fast gleichzeitig
setzte bei den Führern dieser kapitalistischen Kon¬
zerne das Bestreben ein, im Auslande Bergwerke,
Fabriken, Transportmittel usw. Mnz zu erwerben
oder Anteile von Produktionsmitteln zu kaufen, an
deren Besitz auch Truste anderer Nationen beteiligt
waren. Durch diese Entwicklung wuchsendie Truste
über den Rahmen der Nation zu internationalen
Gebilden. Obwohl diese Tendenz erst im Anfangs-
ftadium ist, besteht bereits ein erbitterter Kampf
zwischen den einzelnen kapitalistischen Trusten um
den Anteil an diesen internationalen Ausbeuter¬
gesellschaften. Die Wirtschllftskapitäne erkennen,
daß sie zur Führung dieses Kampfes um diese kapita¬
listische Beherrschung der Produktionsmittel ge¬
waltiger Kapitalisten bedürfen. Diese kapitalistische
Notwendigkeit veranlaßte die deutschen Wiitschafts-
sührer, den Reallohn der arbeitenden Massen immer
mehr herabzusetzen, um dadurch ihre Gewinne zu
vergrößern und sich die Kampfmittel für die inter¬

nationale Auseinandersetzung zu beschaffen. Das ist
die Hausitulsache für die unaufhaltsam steigende
Verelendung der Arbeitnehmerschaft. International
betrachtet, ist diese Entwicklung die ständig be¬
wegende Kraft, aus der alle politischen Konflikte
bezw. Ereignisse der letzten Jahre entstanden sind.

Im Ruhrgebiet geht ein Teil dieses Wirtschafts-
kampfes seinem Ende entgegen. Das kapitalistische
Streben der franZösischenIndustrie in Verbindung
mit den militärisch-imperialistischen Plänen eines
Teiles der^ herrschenden bürgerlichen Klasse Frank¬
reichs zwang die Regierung Poinmre, die staatlichen
Machtmittel zur Unterwerfung des deutschen Kapi¬
tals bezw. der deutschen Regierung einzusetzen. Bei
dem Fehlen genügend starker militärischer Macht¬
mittel blieb für das rheinisch-WestfälischeKapital
nur eine Kampfmöglichkeit mit wirtschaftlichen und
moralischen (das heißt nicht „militärischen") Mitteln
— die Bildung der passiven Abwehrfront. Die Not¬
wendigkeiten dieses Kampfes verlangten vom bürger¬
lich-nationalen Standpunkt, daß die beiden Klassen
des deutschenVolkes — Proletariat und Bourgeoisie
— die Kampfmittel zur Verfügung stellten, auf denen
ihre wirtschaftliche Kraft beruhte, Verweigerung der
Arbeitskraft durch die Arbeitnehmerschaft und finan¬
zielle Opfer des Besitzes,um den Kredit des Staates
und die Währung der Mark zu heben. Während
die deutsche Arbeitnehmerschaft restlos ihre Pflicht
erfüllte, ja noch sogar finanzielle Opfer auf sich nahm,
um die Stützung der Mark nicht zu gefährden, sabo¬
tierte der deutsche Besitz die Eoldanleihe, forderte
Goldpreise für seine landwirtschaftlichen und indu¬
striellen Erzeugnisse — das bedeutet in seinen Aus¬
wirkungen unerhörte Auswucherung der papiermarl-
entlohnten Massen — und brachte am 18. April
durch Vöisenmanöver die Stützungsaktion der Regie¬
rung zu Fall. Damit wurde der Unterwerfungswille
des deutschen Kapitals unter das wirtschaftlich-
militärische Diktat des französischenKapitals bezw.
Staates vor aller Welt offenbar. Was jetzt noch
zwischenden Regierungen von Paris-London-Verlin
verhandelt wird, ist lediglich die Anteilfestsetzung für
das französisch-belgisch-englischeKapital an der
deutschen Produktion im allgemeinen und der rhei¬
nisch-westfälischen im besonderen auf Kosten des
Proletariats. Unter welcher staatspolitischen Form
die Ausbeutung der rheinisch-westfälischenWirtschaft
geschieht, ist bis zur Stunde noch nicht endgültig
festgelegt.

Das rheinisch-Westfälische Proletariat glaubt nicht
an Widerstandswillen der bürgerlichen Regierung
Euno, der Regierung, die sich genau wie ihre Vor¬
gängerinnen untätig gegenüber der Erfüllungs-
sllbotage des deutschen Besitzes gehalten hat, die un¬
fähig war, die Markstützung gegen den Willen der
deutschen Industriellen durchzuführen, die durch Be¬

ll
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seitigung der letzten zwangswirtschaftlichen Maß¬
nahmen dem Lobensmittelwucher Tür und Toi ge¬
öffnet, der Klassenregierung, die gewillt ist, den Acht¬
stundentag zu beseitigen und die Sozialpolitik ab¬
zubauen. Ob es Unfähigkeit oder schlechter Wille der
Regierung Cuno mar, das klassenbewußte deutsche
Proletariat spricht dieser Regierung ihr schärfstes
Mißtrauen aus.

Die Ruhrfrnge und die soziale Frage kann nur
gelöst werden durch die Erlämpfung einer Regierung
der Arbeiter- und werktätigen Vauernmassen. (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) >^
^Die KommunistischePartei Deutschlands erklärt,

daß sie alle Abtrennungsversuche des Rheinlandes
bekämpft — ganz gleich, in welcher Form diese Los¬
lösung stattfinden soll. Die Kommunistische Partei
wird auch nach der Unterwerfung des deutschen
Kapitals und der deutschen Regierung alle Kräfte
anstrengen, um den energischsten Kampf gegen den
-militärischen und wirtschaftlichen Imperialismus
Frankreichs, Belgiens und Englands fortzuführen.
Sie wird diesen Kampf fortführen auf der Grundlage
des entschiedensten Klassenkampfes in engster Ver¬
bindung mit dem internationalen Proletariat! (Bei-

Vfall bei den Kommunisten.)
Meine Damen und Herren! Wir haben in dieser

Resolution zur Ruhrfrage unsere grundsätzliche
Stellung zum Ausdruck gebracht. Wir wissen sehr
gut, daß der Kampf im Ruhrgebiet heute noch nicht
abgeschlossen ist und durch eine Kapitalistenregieiung
auch nicht abgeschlossen werden wird, wie es in der
Resolution gesagt ist. Aber nicht erst in der heutigen
Zeit bringen wir dies zum Ausdruck. Bereits in den
eisten Tagen der Revolution hat Rosa Luxemburg
über das Wesen eines Friedens, der durch die Kapita-
listengesellschaftgeschlossen wird, in den Aprilheften
folgendes geschrieben' „Die sozialistische Friedens¬
politik ist heute in folgenden einfachen Worten ent¬
halten: Ihr Arbeiter! Entweder machendie bürger¬
lichen Regierungen den Frieden, wie sie den Krieg
machten, dann bleibt bei jedem Ausgang des Krieges
der Imperialismus die herrschende Macht, und dann
geht es unvermeidlich immer weiter zu neuen
Rüstungen, dem Krieg und dem Ruin, der Reaktion
und der Barbarei entgegen. Oder Ihr rafft Euch
auf zu revolutionären Massenerhebungen. zum Kampf
um die politische Macht, um Euren Frieden nach
außen und nach innen zu diktieren. Entweder
Imperialismus oder langsamer Untergang der Ge¬
sellschaft oder rascher Kampf um den Tozialismus als
einzige Rettung. Etwas Drittes, etwas Mittleres
gibt es nicht."

Ich zitiere Rosa Luxemburg hier in diesem Hause,
weil die Worte von Rosa Luxemburg für die heutige
Zeit durchaus ausschlaggebend sind und auch für
die Zukunft ausschlaggebend sein werden. Aber nicht

nur Rosa Luxemburg hat in der damaligen Zeit,
sondeln. es haben im Verein mit Rosa Luxemburg
Karl Liebknecht und der Genosse Mehring. die schon
im Dezember 1U18, als die Wogen sehr hoch gingen,
in einem Aufruf folgendes zum Ausdruck brachten:

„Die herrschenden Klassen sind unfähig, ihres
eigenen Wertes Herr zu weiden. Die Bestie Kapital
hat die Hülle des Weltkrieges heraufbeschworen. Sie
ist unfähig, der gequälten Menschheit Frieden und
Freiheit, Brot und Gerechtigkeit zu geben. Das, was
jetzt von den Regierungen alltäglich hier in den
Ländern als Friede vorbereitet wird, ist nichts weiter
als ein neues Wert brutaler Unterdrückung und
Gewalt, aus der die Hydra des Hasses, des Elends
und neuer blutiger Kliege für Tausende Arbeiter
erwächst."

Ich habe dies zitiert, um das ganze Wesen der
Politik zu charakterisieren.

Meine Damen und Herren! Das ^Schicksal, das
Deutschland heute durchmacht,war ihm vorgezeichnet.
In den ersten Tagen nach dem Zusammenbruch des
Krieges, als sich der Kampf in Deutschland um andere
Verhältnisse drehte, glaubte das arbeitende Voll und
ein großer Teil des Kleinbürgertums, seine Hoffnung
auf das setzen zu können, was die Tozialdemolratische
Partei und auch die damaligen Unabhängigen zum
Ausdruck brachten: Wenn wir schön ruhig und brav
sind, so werden wir der Lage Herr weiden, und wir
können Frieden, Freiheit und Brot den proletarischen
Massen garantieren. Sie bauten damals auf die
14 Punkte Wilsons, worauf die ganze Gesellschaft
in Deutschland vertraute. Wir haben aber von
Anfang an zum Ausdruck gebracht, daß diese Wilson-
schen Punkte nichts, aber auch gar nichts sein können
und sein könnten. Wir müssen in der heutigen Zeit
konstatieren, daß wir damals recht gehabt haben und
daß Deutschland seinem Schicksal nicht entgegen
kann. Alle die Hoffnungen, die die proletarifchen
Massen damals auf diese Regierungspolitik setzten,
sind heute verschwunden. Ungeheure Not, ungeheures
Elend ist eingekehrt, und weite Kreise der klein¬
bürgerlichen Klassen sind in das Proletariat hinab-
geschleudert worden und werden alltäglich hinab«
geschleudert.

Genossinnen und Genossen! (Laute Heiterkeit.)
Das kann im Eifer des Gefechtes vorkommen.

Meine Damen und Herren! Die kapitalistische
Gesellschaft hat aber, sobald der Krieg verloren
war, nicht das Prinzip gehabt, Deutschland zu retten
und dem Volte wirklich ein Dasein zu geben, sondern
die Anarchie, die Sabotage im Wirtschaftsleben
gingen ihren ununterbrochenen Gang bis in die
heutige Zeit. Immer mehr wurde das Wirtschafts¬
leben entkräftet; ungeheure Profite flössen in die
Geldsäcke derer, die es in der Hand hatten, nicht
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nur im Inland. Ungeheure Milliarden flössen auch
nach dem Auslande, wo man sich neue Existenz¬
bedingungen schuf, die Milliarden nicht zurückbrachte
und den Staat um die Steuern betrog und dadurch
das Wirtschaftsleben noch mehr entnervte. Kurz und
gut, ein ununterbrochenes Verbrechen am Volke und
am Wirtschaftstorper selbst. Keine Regierung hat
den Mut und die Kraft aufgebracht, das zu ver¬
hindern, was wir heute erleben. Keine Regierung hat
gewagt, kapitalkräftige Gruppen und Klassen heran¬
zuziehen, damit nicht alle Lasten auf die proletarischen
Massen abgewälzt zu werden brauchten. Und weil
sie diesen Mut und diese Kraft nicht aufbrachte, er¬
klärte die Regierung den Voltsmassen kurz vor der
Ruhrbesetzung, Deutschland ist nicht in der Lage, diese
Friedenslasten zu tragen, weil sie das Volk nicht auf¬
bringen kann. Jawohl, die proletarischen Massen
konnten nicht noch mehr leiden, konnten nicht noch
mehr Not ertragen. Aber die Herrschaften von der
Regierung haben vergessen zu sagen, daß die
kapitalistische Gesellschaftin Deutschland nicht gewillt
ist, Lasten zu tragen. (Abg. Lüchem: Sehr richtig!)
Weil die kapitalistische Gesellschaft sich durchaus vor
jeder Zahlung von Steuern drückte, war es selbst¬
verständlich, daß dieses Unglück über das deutsche
Volk hereinbrechen mußte. Wir haben alle Ursache,
ausdrücklich vor der Öffentlichkeit zu betonen, daß
es so nicht weitergehen kann, und daß die regierenden
Klassen an dem Unglück Deutschlands die Schuld
tragen. Wir sind uns bewußt, was ich nochmals
betone, daß sie auch nicht den Willen haben werden,
ernstlich an das Werk heranzugehen. Wir sind uns
bewußt, daß es solange so weitergehen wird, bis die
proletarischen Massen, dieses Lebens überdrüssig, sich
selbst die Freiheit erkämpfen, und daß dann die¬
jenigen verantwortlich zeichnen wird, die das Ver¬
brechen des Krieges und auch das Verbrechen des
Ruhrlrieges verschuldetHaben.

Meine Damen und Herren! Als der Ruhrkrieg
ausbrach, wurde an die proletarischen Massen
appelliert, einheitlich und geschlossen den ein¬
dringenden Franzosen und Belgiern Widerstand
entgegenzusetzen. Und das Proletariat hat durchaus
nicht gewartet, sondern hat seine ganze Kraft ein¬
gesetzt, um sich den Lindringenden cntgegenzuwerfen.

Aber wir konnten feststellen und müssen feststellen,
daß von feiten der herrschenden Klassen nicht die
Opfer gebracht worden sind, die von feiten des
Proletariats gebracht wurden, sondern sie glaubten,
auch die Lasten dieses Kampfes, so wie sie es bisher
stets fertig gebracht hatten, auf die breite Masse des
Volkes abwälzen zu tonnen. Und wieder stieg die
Not und die Verzweiflung der arbeitenden Massen
aufs höchste. Es war charakteristischvon dem Herrn
Innenminister Severing, daß er in der Eröffnungs¬
ansprache die hungernden und halb sterbenden Massen

als Verbrecher bezeichnete (Pfui!), die es gewagt
hatten, sich dem zu widersetzen, daß sie vor Hunger
und Elend zugrunde gehen sollten. Meine Damen
und Herren! Herr Severing hatte es mit seinen
Worten keineswegs auf die Faszisten, die Orgesch
usw.. die wirtlich wie Verbrecher und Vandalen
Hausen, abgesehen. Dabei müssen wir alle Tage
konstatieren, daß das Proletariat für diese Gesell¬
schaft Freiwild ist. und sie ist es nicht nur für die
Faszisten, sondern auch für die gesetzlichenOrgane,
für die Polizei. (Sehr richtig! bei den Kommunisten.)
Wie Hunde werden sie niedergeschossen, wenn sie es
wagen, sich dem Elend zu widersetzen, das ihnen
bereitet werden soll.

Meine Damen und Herren! Der Reichskanzler
brachte in seiner kurzen Begrüßungsrede zum Aus¬
druck, er wolle hier den Rheinländern Auge in Auge
gegenübertreten- er hätte hinzufügen sollen: Zahn
um Zahn. Jawohl, meine Damen und Herren, das
deutsche Proletariat hat bei solchen Regierungs¬
methoden und Maßnahmen alle Ursache, mit der
Regierung Auge um Auge und Zahn um Zahn zu
streiten und zu kämpfen. Deshalb sagen wir: Auch
fürderhin wird und kann es nicht möglich sein, daß
die proletarischen Massen jemals in einer einheit¬
lichen und geschlossenenFront mit dem Kapital
den Kampf aufnehmen, obwohl wir als Kommunisten
und somit das gesamte Proletariat (Rufe bei den
Sozialdemotraten: Nein! Nein!) sicherlichnicht den
Kampf gegen den französischenImperialismus auf¬
geben, sondern weiter kämpfen werden. Meine
Herren von der Sozialdemokratie! Ihr Einwand
charakterisiert Sie, was Sie sind und welche Politik
Sie im allgemeinen treiben. Sie Wollen damit zum
Ausdruck bringen, daß Sie mit den Kommunisten
zusammen nie und nimmer den Kampf führen werden.
(Sehr gut! bei den Tozialdemotlaten.) „Sehr gut!"
sagen Sie- wir wissen, Ihre Politik, die alle Ver¬
brechen stützt, wird Ihnen selbst zum Verhängnis
werden. Obwohl wir immer an Sie appellieren, sich
loszulösen von der kapitalistischen Gruppe und ge»
meinschaftlich mit dem Proletariat zu kämpfen,
wissen wir doch, daß Sie bereits mit den Kapitalisten
so eng verschmolzen,verquickt und verwandt sind, daß
es Ihnen gar nicht möglich ist, einen Schritt zurück
zu machen auf dem Wege, auf dem Sie sich befinden.
Aber wir wissen ebensogut, daß die proletarischen
Massen in allen Städten und im kleinsten Dorfe die
ungeheuren Leiden, die der Ausgang des Krieges
und der augenblickliche Konflikt mit sich bringen,
nicht weiter tragen können. Sie werden von Ihnen
Vrot und nochmals Vrot verlangen. Und wenn Sie
nicht mit dem Proletariat kämpfen werden, dann
kämpfen wir mit ihnen- das Proletariat wird den
Kampf führen. Sie glauben, das Proletariat Wieder
neue Irrwege führen zu können, indem Sie ver»

11»
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suchen, wertbeständige Löhne sicherzustellen; aber
jeder ernstliche Politiker weiß «sehr gut, daß das
wiederum nur ein Täuschungsmanöver ist. daß es
gar nicht möglich ist, das durchzuführen, und daß
auch nicht der Wille auf der anderen Seite dazu
vorhanden ist. Die einzelnen Organe der Sozial-
demokratischenPartei haben auch die Tendenzen, die
in dem Wesen der Goldlöhne enthalten sind, in ver¬
schiedenen Artikeln zum Ausdruck gebracht. Ich
tonnte Ihnen einen großen Teil davon vor Augen
führen; ich will es mir aber ersparen. (Nraoo!
rechts.) Nur kurz zu einem Artikel. Die „Rhei¬
nische Zeitung" schreibt in Verbindung mit der ganzen
Devisengeschichte: „In einer Zeit, wo es darauf
ankam, die deutsche Produktion aufrecht zu erhalten,
die deutsche Arbeitskraft vor dem Ruin zu bewahren
und die entsetzlichensozialen Schaden abzuwenden,
die die Verelendung der Arbeiterschaft durch unsere
Innen- und Außenpolitik zeitigen muß, erleben wir
diese neue DeuiseNhausse und sehen, daß die
herrschende Regierung dem Kampfe nicht im ent¬
ferntesten gewachsen ist." Das ist charakteristischfür
die ganze WäHrungstaktik und Strategie, die man
jetzt einführen will.

Meine Damen und Herren! Ich habe schon be¬
tont, daß der Ruhrkampf sicherlich noch nicht zu Ende
ist und daß das Proletariat noch einen weiten und
großen Leidensweg zu gehen hat. Und weil wir das
wissen, deshalb wissen wir auch, daß die nächsten
Maßnahmen, ganz einerlei, welche Regierung auch
die Geschäfte in die Hand nehmen wollte und sollte,
sich nur auf den blutigsten und gewaltsamsten Terror
gegen die darbenden Massen stützen wird. Darum
soll das Proletariat Deutschlands den Mut und die
Kraft ausbringen, zusammen mit dem internatio¬
nalen Proletariat den geschlossenen Kampf gegen die
Weltbourgeoisie aufzunehmen, insbesondere das
deutsche Proletariat gegen den deutschen Kapitalis¬
mus. Und oller Terror der Polizei und des Faszis-
mus gegen das Proletariat wird die Dinge nicht
abwenden, die da kommen sollen und müssen.

In dieser letzten Stunde, wo die Frage so überaus
ernst, ist. appellieren wir nochmals an die Massen
der S. P. D.. der U. S. P. und der Indifferenten
— wenn die Führer es nicht wollen, wir bieten es
ihnen an —, den Mut und die Kraft aufzubringen,
gemeinschaftlich in einheitlicher, geschlossenerFront
den Klassenkamps,den Kampf gegen die kapitalistische
Gesellschaftund gegen eine derartige Regierung auf¬
zunehmen. Diese Regierung muß verschwinden, weil
sie unfähig ist. der Dinge Herr zu werden, und weil
wir wissen, daß das deutsche und das internationale
Proletariat der Dinge Herr werden kann.

Meine Damen und Herren! Wir protestieren
dagegen, daß die Regierung nicht dazu übergeht, dem
Terror der Polizei und des Faszismus auf das ent¬

schiedensteentgegnzutreten. Ich möchte dabei nicht
vergessen, zu erwähnen, was die „Münchener All¬
gemeine Zeitung" als Eharatteristikum berichtet hat,
daß angeblich Herr Euno durch den Herrn Justiz-
minister dem bayerischen Orgeschund der bayerischen
Faszistenveitretung zum Ausdruck gebracht haben
soll: „Bayern ist das einzige Land, auf das ich mich
stützen kann." (Abg. Völlig: Das glauben Sie doch
wohl selber nicht!) Ich zitiere die „Münchener All¬
gemeine Zeitung", mag Herr Cuno es desavouieren.
Wenn das der Fall sein sollte, so charakterisiert es,
wie die Dinge in Deutschland stehen. Wir haben
leine Hoffnung, daß diese Regierung den Mut und
die- Kraft aufbringt, dem Faszismus und seiner
Gewalt entgegenzutreten. Wir müssen unsere Ver¬
wunderung darüber aussprechen. daß die Tozialdemo-
iratie immer noch mit der kapitalistischen Gesellschaft
konform geht And nicht den Mut aufbringt, mit dem
Proletariat geschlossen den Faszismus zu betüinlpfen,
wo sie es doch noch vor einigen Tagen erlebt hat,
daß die Fnszisten ihre Druckerei in die Luft sprengen,
Menschenleben um die Ecke bringen usw. Das müßte
für Sie Anlaß genug sein, den Kampf mit aller
Macht aufzunehmen, denn das sind die Mächte, die
auch Ihnen den Garaus machen werden, wenn es
ihnen gelingt, durch einen Staatsstreich an die Regie¬
rung zu gelangen. Diese Mächte werden nicht etwa
nur den Kampf gegen den Kommunismus auf¬
nehmen, sondern auch gegen Sie; Sie kennen ja die
schönen Dingen von den November-Verbrechen. Wir
appellieren nochmals an Sie, daß Sie mit uns ge¬
meinschaftlichden Kampf aufnehmen. (Abg. Haas:
Wir lehnen ab! Heiterkeit.) Gut, das soll die
Oeffentlichteit erfahren, daß die S. P. D. es ablehnt,
gemeinschaftlichmit dem revolutionären Proletariat
für die Menschheit zu kämpfen. Das charakterisiert
Sie vor dtzr nationalen und der internationalen
Menschheit. Das Proletariat Deutschlands und das
internationale Proletariat werden sich das zur Notiz
nehmen. Wir schreien es in die Lande hinaus
(Lachen bei den Sozialdemokraten), damit das
Proletariat erkennt, wo die falschen Führer sitzen,
und ihnen die Quittung geben, die sie verdienen.
(Veifall bei den Kommunisten. Ironisches Vrano!
bei den Sozialdemokraten.)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Itönnig.

^ Abgeordneter Mönnig: Nomens der Fraktionen
des Zentrums, der Arbeitsgemeinschaft und der Ver¬
einigten Tozillldemokrlltie gebe ich folgende Er¬
klärung ab:
/ Grausam ist der Druck, der auf den Rheinlanden

^lostet. Mitten im Frieden wird ein freies, wehr¬
loses Volk, das uralte Kultur sein eigen nennt,
geknechtet und entrechtet. Zahllose Männer und
Frauen, die nichts als ihre Pflicht Vaterland und
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Gewissen gegenüber tun, weiden aus der Heimat
gerissen, von Haus und Hof vertrieben ober schmachten
in schmählicherKerkerhaft. Viele haben sogar ihre
Liebe zum Vaterlande mit ihrem Blut besiegern
müssen, und selbst für Kinder und Greise kennen
unbarmherzige Gewalthaber keine Schonung. Und
doch können alle diese Qualen den Starkmut und die
Treue der Rheinländer nicht ins Wanten bringen.

Der Rheinische Provinziallandtag, die aus dem
freiesten Wahlrecht der Welt hervorgegangene Ver¬
tretung des rheinischen Volkes, erhebt vor aller Welt
erneut Einspruch gegen die Gewaltherrschaft unserer
Bedrücker. Ihren Opfern sagen wir heißen Dank.
Dem verstärkten Drucke setzen wir die Einigkeit, der
Gewalt das Recht, der Vernichtungsabsicht den Willen
zur Freiheit entgegen. Dieser Dreiklang deutschen
Willens und deutscherHoffnung eint uns in unserem
Kampfe. Unsere Abwehr, der passive Widerstand,
ist aus dem Volke geboren und lebt in den Masse».
Wir Rheinländer werden diese unsere einzige Waffe
nicht niederlegen, bevor Recht und Freiheit der
deutschen Rheinlande gesichert sind. Darin wissen
wir uns einig mit unseren Volksgenossen in West¬
falen, Baden, Hessen und der Pfalz. Wenn sich auch
in der inneren Politik, auf wirtschaftlichem und
kulturellem Gebiet, unsere Ausfassungen trennen, in
einem sind wir alle einig: Eine rheinische Frage gibt
es für uns, für das rheinische Volt nicht!

Auch über die Form unserer Zugehörigkeit zum
Deutschen Reiche, unsere ureigenste Angelegenheit,
lassen wir nicht von fremden Völkern entscheiden.Die
offen zutage tretenden Bestrebungen Frankreichs be¬
weisen, daß jede Lockerungdes staatsrechtlichen Ver¬
hältnisses der Nheinpwvinz zu Preußen eine Lösung
der Bande bedeutet, die uns mit der deutschen
Republik verbinden. Mit Freimut und Entschieden¬
heit sprechenwir es aus: Der Friede der Welt, die
Zukunft der europäischen Kultur und Wirtschaft' ver¬
langen, daß deutscherehrlicher Wille zur Arbeit, zum
Wiederaufbau und zur Wiederherstellung nicht länger
durch Gewalt und Unrecht zunichte gemacht wird. Die-
Welt wird erst zum Frieden kommen, wenn Friede
und Freiheit einkehren am deutschenRhein! (Lauter
Beifall.) H^>

Vorsitzender I)i>. Iarrcs: Das Wort hat der
Herr Reichskanzler.

Reichskanzler Oi>. Euno: Meine Damen und
Herren! Die Einmütigkeit, mit der aus den Er¬
klärungen aller Parteien dieses Hauses der Wille zur
Abwehr gegen Frankreich, gegen den französischen und
belgischen Eingriff in deutsche Lande und deutsche
Rechte zum Ausdruck kam, hat einen überwältigenden
Eindruck auf mich gemacht. Ich wußte zwar, daß es
nicht anders möglich sein tonnte nach allem, was ich
von Ihnen hier erfahren habe. Aber daß sämtliche

Parteien dieses Hauses sich einig entgegenstellen
diesem französisch-belgischen Rechtsbruch, das gibt die
Hoffnung, daß die Abwehr nicht vergeblich sein wird.
Mit dieser Einmütigkeit in der Abwehr der fremden
Gewalt vom Rheinlande weiß sich die Reichsregierung
eins. Ich kann nur immer wieder wiederholen, was
bei jeder Gelegenheit von mir erklärt wurde und was
hier heute öffentlich und feierlich nochmals doku¬
mentiert sein mag. weil man es nicht oft genug aus-
sprechen kann, daß die Rheinlande in ihrer Zuge¬
hörigkeit zum Reich und zu Preußen unangetastet
bleiben müssen und daß auch keine irgendwie ver¬
schleierte Form der Annexion, mag sie „internationale
Gendarmerie" oder „neutrale Oberaufsicht" heißen,
für uns diskutabel ist. (Beifall.) Ich wiederhole:
Es gibt leine Rheinlandfrage für die deutscheRegie¬
rung (Bravo!), und es gibt deshalb auch keinen
Kompromißweg, den wir in dieser Frage betreten
können. (Bravo!) In dieser Auffassung ist die
Regierung eins mit den Regierungen der deutschen
Länder.

Ich freue mich, und ich danke dem preußischen
Herrn Innenminister dafür, daß er bei der Eröffnung
dieser Tagung die Worte dem Sinne nach in gleicher
Weise zu Ihnen gesprochen hat, daß es nämlich auch
für die preußischeStaatsregierung keine Rheinland¬
frage gibt. Und so steht es mit allen Regierungen
im Deutschen Reiche. Und es braucht auch keine
Rheinlandfrage zu geben, meine Damen und Herren,
denn die Politik, die die Reichsregierung schon vor
Eintritt in die Ruhraktion begonnen hat, die sie sicher
und in gradliniger Entwicklung während der Rulhr-
aktion fortsetzte und die sie auch in Zukunft in den
außenpolitischen Fragen innehalten wird, gibt Ihnen
die Gewähr, daß, so fest wir in der Rheinlandfrage
stehen, so wenig auf der anderen Seite irgend etwas
unterlassen werden soll, was mit dem Bestände und
der Wiederentwicklung der Einheit und der Souve¬
ränität des Reiches vereinbar ist und mit der wirt-
schuftlichenZahlungsfähigkeit im Gleichklange steht,
um dadurch Ruhr und Rhein freizumachen. Es wird
alles geschehen, wie es geschehen ist, was ein deutscher
Mann verantworten kann, um seinem Vaterland
Freiheit und Wiederentwicklung zu geben. (Bravo!)
Wenn aus Anlaß non Aeußerungen, die ich vor
wenigen Tagen in Königsberg gemacht habe, die Rede
davon war. dvß in dieser besonnenen, aber festen
Politik irgendeine Schwankung eingetreten sei, so
glauben Sie das nicht! (Bravo!) Wir haben uns
jetzt vier Monate lang nicht gesehen. Wie ich Ihnen
damals sagte, steht auch heute noch fest, daß wir eine
Lösung des Konflikts sobald wie möglich gerade im
Interesse der Rheinlande herbeizuführen versuchen,
daß es aber nur eine Lösung sein kann, die in den
Grenzen unserer Leistungsfähigkeit bleibt, die vor
allen Dingen unsere Souveränität und Selbst-



86 66. Rheinischer Provinziallandtag, 5. Sitzung am 28. Juni 1923.

bestimmung unangetastet läßt. (Beifall.) Ich glaube,
meine Damen und Heuen, in diesem Punkte sind wir
einig. Und ich glaube, auch aus einem anderen
Grunde brauchen wir leine Sorge zu haben um die
Rheinlandfrage, weil nämlich das rheinische Volk
selbst, die Männer und Frauen, die gerade heute
auf den Tag nach der Unterzeichnung des Fricdens-
vertrages vier Jahre fremde Besatzung mannhaft
und deutsch ertragen haben, ohne daß je an ihrem
Deutschtum gezweifelt oder gerüttelt werden konnte,
auch die letzten schwerstensechs Monate haben über
sich ergehen lassen, ohne daß jemand an ihrem Deutsch¬
tum, an ihrem deutschen Herzen und an ihrem
deutschen Willen hat zweifeln können. Wir wissen
Ihnen Dank, daß es so ist. Das gibt uns die
Hoffnung, daß die einzige Waffe, die Sie in der Hand
haben, die Waffe des passiven Widerstandes, weiter¬
hin geführt, uns auch zu einer Lösung bringen wird.

In dcr Frage einer besonnenen und festen Haltung
in der Lösung der außenpolitischen Wirren und in
der letzten Frage, die ich erwähnte, ist die Reichs-
regierung mit der preußischen Regierung und den
Regierungen der Länder einig. Die Extratouren,
die der Leiter eines von der Front weit entfernten
Landes in den letzten Tagen in dieser Frage sich
erlaubt hat, werden zum Ausgleich gebracht werden.
(Bravo!)

Meine Damen und Herren! Aber noch eins ist
notwendig. Wenn Sie in dem Kampfe gegen den
hereingebrochenen Gegner täglich Schweres und
Schwerstes erdulden müssen, wenn es Ihnen manch¬
mal zu schwer wird und wenn Sie aus Ihrem
deutschen Empfinden heraus sich sagen: Es kann
nicht mehr in Ruhe ertragen weiden, dann bedenken
Sie, daß Unbesonnenheiten irgendwelcher Art die
Lösung des Konfliktes nicht bringen wecken. (Sehr
gut!) Wir müssen besonnen bleiben im Rahmen des
passiven Widerstandes, und wir müssen die Waffe
des Geistes, die einzige Waffe, die wir gegenüber der
Waffe der Gewalt haben, anwenden, bis es zum guten
Ende kommt. Mer noch ein weiteres: So wenig es
zu Unbesonnenheiten kommen darf, ebensowenig
ist ein Anlaß zu Kleinmut und Schwäche vorhanden.
Gewiß, es sieht manchen Tag ibei manchem von
Ihnen in Ihrem nächsten Kreise vielleicht so aus.
als ob das. was die Gegner Ihnen zumuten, zu
schwer sei. zu ertragen. Aber nichts würde schwerer
sein, als das zu ertragen, um» eintreten würde,
wenn Sie die Waffe des passinen Widerstandes aus
der Hand geben. (Sehr richtig!)

So antworte ich auch heute genau so, wie vor vier
Monaten auf die Frage: Was wird weiden? wie
werden wir und wann werden wir zum Ziele
kommen?: Ich kann es Ihnen auch heute nicht sagen.
Rur das eine kann ich Ihnen versichern,daß auf dem
Wege, den wir beschritten, wenigstens ein kleiner

Schritt vorwärts getan ist, daß durch die Schritte,
die die Regierung getan hat, doch die Augen der Welt
etums mehr geöffnet sind über die Frage und über
die Situation, wie sie im Ruhrgobiet ist, und daß
Bemühungen im Gange sind, die eine große Frage
vor aller Welt zu klären: Was will Frankreich?
Will Frankreich wirtschaftliche Verhandlungen, will
es Reparationen oder Annexionen?

So, meine Damen und Herren, stehen die außen¬
politischen Dinge heute noch wie damals. Ich kann
Ihnen nicht die Frage beantworten, wie lange es
noch dauern wird, wohl aber die andere Frage: Was
werden wird, wenn die rheinische Bevölkerung im
Interesse der Heimat und des Vaterlandes nicht die
schweren Lasten bis zum Ende tragen, sondern vor¬
zeitig den passiven Widerstand aufgeben würde. Dann
wäre es um Deutschland, dann wäre es um das
deutscheVolkstum im Rheinland, um den wirtschaft¬
lichen Und den politischen Zusammenhang des Rhein-
landes mit Deutschland und mit Preußen geschehen.
Dann wären allerdings alle die Opfer, die zahllosen
Opfer an Gut und Blut, an Freiheit und Eigentum,
die bisher gebracht worden find, vergeblich gebracht.
Denen, die das Leben für Deutschland im Abwehr-
kllmpf Hingaben, denen, die in den Gefängnissen
sitzen, denen, die von Haus und Hof vertrieben sind,
ohne in der Lage zu sein, auch Nur ein Stück Eigen¬
tum mitzunehmen, ihnen allen, meine Damen und
Herren, schulden wir und schulden Sie, fest und be¬
sonnen zu bleiben bis zum guten Ausgang. (Bravo!)

Meine Damen und Herren ! Ein Souverän, der
Heilige Vater, hat in den letzten Tagen, wie ich heute
früh hier aus der Presse ersehen habe, eine Mahnung
an die Welt gerichtet, die dahin geht, Frieden zu
machen und den Willen zur Verhandlungsbereitschaft
und den Willen zur Erfüllung unserer Verpflich¬
tungen, den wir bereits zum Ausdruck gebracht haben,
zur Grundlage für einen Ausgleich des Konfliktes
zu machen. Wir wissen Dank, daß dieser Schritt
geschehenist, und wir hoffen, daß auf der anderen
Seite das Wort einer so neutralen Stelle ein williges
Ohr findet.

Meine Damen und Herren! Wenn Sie alle so
hier den Kampf weiterführen, wie er aus Ihren
Kreisen von selbst herausgewachsen ist und nur von
Ihnen selbst getragen und geführt werden kann, dann
muß — das wiederhole ich auch hier an dieser Stelle,
nachdem ich es vor wenigen Tagen in Ostpreußen mit
besonderer Betonung getan — hinter Ihnen das
ganze deutsche Volt stehen, denn sonst können Sie
den Kampf nicht gewinnen. Sonst können Sie ihn
auch nicht bis zum Ende führen. Und da spreche ich
die gleichen Mahnungen wie für Sie im besetzten
Gebiet vor allen Dingen auch für das deutsche Volk
im unbesetzten Gebiet aus: Auch das deutsche Volk
in der Heimat muß besonnen und muß fest bleiben.
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Unbesonnenheiten, von welcher Seite sie auch kommen
mögen, sei es von rechts oder sei es von lints, ver¬
urteile ich in gleichemMaße. Alles, was die Staats¬
autorität gefährdet, alles, was Parteihnder und
Zwistigkeit in das Voll hineintragen kann, muß
zurücktreten vor der einen großen Frage: Wie rette
ich mein Vaterland, wie gebe ich mein Alles Hin für
das Vaterland? (Bravo!) Wir können jetzt keine
Parteiabsichten und Parteipläne mit Dynamit und
Revolver durchführen wollen. Dazu ist es fetzt nicht
an der Zeit. Besonnen bleiben, aber auch fest bleiben
in der Stimmung, darauf kommt es an (Bravo!),
nicht zagend und nicht wankend werden, wenn man
dieses oder jenes Schreckliche hört, besonders wenn
man in sicherer Hut sitzt, sondern an die Männer und
Frauen denken, die täglich ihr Gut und ihr Leben
einsetzen für des Vaterlandes Sache, die nicht wissen,
wenn der Mann morgens aus dem Hause geht, ob
er abends frei wieder zurückkehren wird, an die
Leute denken, sich ein Beispiel an ihnen nehmen und
sich wirklich mit seiner ganzen Person, seinem Leben
und seiner Gesundheit, mit allem, was fein eigen ist,
hingeben dem Volke und dem Vaterlande, das ist das
Gebot der Stunde. (Beifall.) Besonnen und fest
bleiben, aber auch einig bleiben, einig, so wie Sie
es hier sind in der großen Kernfrage der chemischen
und westfälischen Freiheit und Existenz. Diese Ein¬
mütigkeit muß in das Volk hineingetragen werden,
damit das Volk sieht, daß es an Ihrem Beispiel sich
erheben kann, und damit alle Miesmacher und Flau¬
macher entkräftigt., (Bravo!)

Und nun noch einige praktische Anwendungen.
Meine Damen und Herren! Es ist heute nicht mit
Worten getan, sondern wir müssen Taten tun, jeder
von Ihnen und' jeder in der Heimat, ebenso die Re¬
gierung. Wenn es manchmal den Anschein hat, be¬
sonders jetzt in her außenpolitischen Situation, als
ob die Regierung sich passiv und ruhig verhielte, so
denken Sie nur an das eine Wort, daß Außenpolitik
nicht aus der Straße gemacht werden kann. Nicht
einen Tag ruhen unsere Bemühungen. Das werden
dereinst die Akten ergeben, die während, dieser Re-
gierungszeit entstanden sind. Und dann ein zweites,
meine Damen und Herren! Aber diese Regierung
und keine andere Regierung, wie immer sie gestaltet
sein mag, auch eine, die den Idealen des eisten Herrn
Vorredners entsprechen würde, kann mit ihren Maß¬
nahmen wirklich das erreichen, was sie erreichen will
zum Besten des Tanzen, wenn nicht das Volt, wenn
nicht alle Kreise des Volkes hinter ihr stehen. (Zu¬
stimmung.) Denn nicht mit Polizeigewalt, nicht mit
Strafandrohung werden in der heutigen Zeit, wo die
Staatsautorität bedroht ist, wo weite Kreise des
Reiches von dem Reiche abgeschnitten sind, sich die
wirtschaftlichen Gesetze durchführen lassen, die not¬
wendig find, damit das Volk keinen Schaden leidet

und damit nicht an irgendeinem Punkte, für den
nicht Ruhr und Rhein, für den nicht die großen
Massen des Volkes verantwortlich sind, unsere Ab¬
wehr schwach werde. Dazu gehört die Frage des
Wuchers, dazu gehört die Frage der Preisstellung, die
Frage der Anpassung der Lohns an die Preise. Dazu
gehört vor allen Dingen, meine Damen und Herren!
— das ist unsere erste Frage am heutigen Tage —
die Frage unserer Währung.

Wenn unsere Währung nicht zu halten ist, wenn
sie den Weg ins Uferlose geht, dann wird sich des
Voltes mit vollem Recht ein Gefühl der Verzweiflung
und der Verlassenheit bemächtigen, das nicht nur die
arbeitenden, sondern auch die bürgerlichen Kreise
schließlich dazu treiben muß, an allem zu verzweifeln.
(Zustimmung.) Aber auch da, meine Damen und
Herren, tonnen wir zwar die Richtung geben und
mit rücksichtsloser Hand in die Wirtschaft eingreifen.
Aber wir können, wie ich vor einigen Tagen sagte,
mit wirtschaftlichen Maßnahmen allein unsere
Situation nicht mehr fassen. Die Ausführung kann
nicht von Polizei und Gericht allein gesichertwerden.
Jeder muß sein Eigenstes dazutun, indem er seinen
Nachbarn daraufhin beobachtet, ob er etwa zu jenen
gehört, die selbst in dieser Lebensfrage des Vater¬
landes noch nicht den Sinn für die Allgemeinheit dem
Egoismus voranstellen können. Es gibt doch eine
deutsche Kaufmannsehre. Und, meine Damen und
Herren, gerade vom Standpunkte dieser deutschen
Kllusmannsehre aus sollte es möglich sein, daß man
in den Börsen und den sonst am Dcvisenhandel be¬
teiligten Kreisen diejenigen ächtet, die auch heute
noch zum Schaden des ganzen Volkes, wo alles schließ¬
lich auf dem Spiele steht. Spekulation treiben.
(Bravo!) So allein ist es möglich, meine Damen
und Herren i aber so muß es auch geschehen, denn diese
Frage ist eine der Kernfragen für Sie und für uns
ganz gleichermaßen. So, meine Damen und Herren,
richte ich auch besonders an Sie hier in dem besetzten
(helnetc die aufrichtige Bitte und die Aufforderung,
gerade in diesem Punkte der Zurückstellung eigener
Interessen in finanziellen Dingen Ihre Schuldigkeit
zu tun, und ich richte die gleiche Mahnung auch an
die in der Heimat am Deniscnhandel beteiligten
Kreise, damit sie uns helfen, damit das Volk so ein¬
mütig, wie Sie in der Rheinlandfrage hier
zusammenstehen, in der Frage der Abwehr des
fremden Eingriffs zusammenbleibt. So allein können
wir vorwärts kommen: Besonnen und fest ent¬
schlossen, einig und opferbereit, so allein kann die
Frage der Ruhr und die Frage, die Ihnen und mir
am Heizen liegt, die Rheinlandfrage, zum guten
Ende durchgefühlt werden. Seien Sie Versichert—
und das sind nicht Worte, sondern Empfindungen,
die aus meinem Herzen kmnmen—, daß von mir aus
alles geschehen wird, ohne Unterschied der Klassen.
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ohne jeden Unterschied der Parteien, ohne jeden
Unterschied der Berufsschichten, was vom deutschen
Standpunkte aus geschehen kann, was dem deutschen
Volke, der deutschen Einheit und der deutschen
Freiheit und Unabhängigkeit nutzbar sein kann.
(Lebhafter Beifall.) Das ist das einfache, in eine
kurze Formel gebrachte Programm dieser Regierung,
und ich hoffe, daß Sie alle, die Sie hier sind, und auch
spätere Zeiten einst sagen können, daß das deutsche
Volt in allen seinen Schichten und zusammen mit
seiner Regierung in einheitlicher Arbeit sich würdig
erwiesen hat des deutschenNamens und der deutschen
Ohre. (Lebhafter Veifall und Händeklatschen.)

Vorsitzender I>r. I a r r es:'Meine Damen und
Herren! Im Namen unserer ganzen Versammlung
danke ich dem Herrn Reichskanzler für seine warmen,
starken und uns stärkenden Worte. Wir können fest¬
stellen, was wir erwartet haben, daß eine völlige
Einigkeit über Wesen und Ziel unseres Kampfes
zwischen der Neichyregierung und der rheinischen
Bevölkerung besteht. Mit Genugtuung stelle ich hier
noch einmal fest, daß während der ganzen Verhand¬
lungen hier im Haufe in den Punkten, um die es sich
handelt, alle Parteien einig waren. (Bravo!) Und
auch aus den Ausführungen des ersten Redners von
heute klang, wenn ich das nicht zur Sache gehörende
Beiwerk fortlasse, ^>ie Entschlossenheit heraus, die
Rheinlllnde in ihrer heutigen Staatsform zu erhalten
und ebenfalls gegen fremde Willkür mit der ganzen
Kraft des Volkes anzugehen. Und das sind die beiden
Punkte, auf die es ankommt.

Ich darf Ihnen versichern, Herr Reichskanzler:
In diesem Punkte besteht nicht eine formelle
Einigung hier im Rheinlande, sondern eine Einig¬
keit der Herzen und der Köpfe. (Veifall.)

Wir betonen hier noch einmal als das Ergebnis
der Verhandlungen, daß wir den Widerstand,
so wie wir ihn aufgenommen haben, besonen und
fest fortführen weiden. (Bravo!) Dabei
wissen wir sehr wohl, daß in den zukünftigen, vielleicht
entscheidenden Wochen uns noch Schwereres bevor¬
steht als das. was wir bisher erlitten haben. Im
vollen Bewußtsein dieser oon uns zu erwartenden
Opfer erklären wir- Der Widerstand wird
und muß aufrecht erhalten werden.
(Bravo!) Nach Fühlungnahme mit den Parteien
darf ich Ihnen, Herr Reichskanzler, fagen. daß selbst
dann, wenn die Regierung in Berlin den Wunsch
haben sollte, was ich für ausgeschlossenhalte, diesen
Widerstand vorzeitig aufzugeben, die rheinischen
Massen, einig mit den Kämpfern in den anderen
bedrängten Volksgebieten, einer solchen Weisung nicht
folgen könnten. (Lebhafter Beifall.)

Worin wir ferner einig sind, das ist die Frage
der zutünftigen staatlichen Gestaltung

unserer Rheinlande. Häufig gefugt, noch
einmal wiederholt! Es gibt für uns eine
Rheinlandfrage nicht: wir sind bei
Preußen, wir bleiben bei Preußen,
wir sind bei Deutschland, wir bleiben
bei Deutschland. (Bravo!) Und über die
Staatsform, in der wir in Zukunft leben wollen,
entscheiden wir als Rheinländer selbst.
(Bravo!)

Wenn wir diese Erklärungen abgeben, so geben
wir sie nicht ab als vaterländische Phrasen, sondern
im vollen Bewußtsein unserer Verantwortung, im
vollen Bewußtsein aber auch, daß wir damit die
Meinung der Rheinländer zum Ausdruck bringen.
Die wenigen Erbärmlichen, die sich Rheinländer
nennen und mit dem Feinde in Verbindung zu
treten sich nicht gescheuthaben, scheiden aus unserem
Kreise aus. Sie haben sich selbst ausgeschieden
(Bravo!)' sie sind der Verachtung der Mitwelt und
auch der Verachtung derer überlassen, für die sie
Dienste tun. (Lebhafte Zustimmung.)

Meine Damen und Herren! Wir sind damit am
Schlüsse unserer Verhandlungen. Wir gehen gestärkt
auseinander mit dem Willen, auch unsere ganzen
Volksgenossenam Rhein zu stärken. Wir wissen, daß
uns Leiden, Nöte und Kämpfe bevorstehen. Wir
ziehen hinaus in diese Leiden, in diese Nöte und in
diese Kämpfe in rheinischer und deutscher Treue, und
wir hoffen, daß unserem Kampfe, dem ehrlichen,
heiligen Kampfe, der Lohn und das erstrebte Ziel
nicht versagt bleibt. (Lauter Beifall.)

Meine Damen und Herren! Damit sind wir am
Ende unserer Beratungen. Ich habe dem Kommissar
der Etaatsregierung, dem Herrn Olnnpiäsidenten, zu
melden, daß unsere Verhandlungen geschlossen sind.

Oberpräsident Dr. Fuchs: Meine Damen und
Herren! Sie stehen am Schlüsse einer zwar nur
kurzen, aber außerordentlich bedeutungsvollen und
arbeitsreichen Tagung des Rheinischen Provinzial.
landtngs. Daß Sie trotz der Schwere der Zeiten, trotz
aller widrigen Umstände aus allen Teilen der Provinz
so zahlreich hier zusammengekommen sind und mit
bewundernswerter Ruhe und Sachlichkeit die Auf¬
gaben der Prouinzilllverwllltung beraten und
gefordert haben, ist der beste Beweis für den zähen
Lebenswillen der rheinischen Bevölkerung. Nur mit
Schaudern kann man daran denken, welches Ehaos
heraufbeschworenwürde, wenn infolge des fortgesetzten
Druckes von außen her unsere Schaffenskraft er¬
lahmte und das rheinische und deutsche Volt, durch
die Gegenwirkungen zermürbt, verzweifelt die Arme
sinken lassen wollte. (Abg. Krawinkel: Sehr richtig!)
Ob sich unsere Gegner diese Folgen, von denen sie
sicher nicht verschont bleiben würden, vollständig
klargemacht haben, vermag man kaum zu glauben.
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Meine Damen und Herren! Ihre Beratungen
und Entschließungen waren von einer ungewöhn¬
lichen Einmütigkeit getragen. Wenn im Laufe der
Tagung wiederholt zum Ausdruck gekommen ist. das;
wohl selten ein Provinziallandtag einen solch
harmonischen Verlauf genommen hat, so kann ich das
angesichts unserer Lage im Namen der preußischen
Staatsregierung nur mit ganz besonderer Freude und
Genugtuung feststellen. (Bravo!) Sie sind sicher mit
mir der Ansicht, daß zu dem Harmonischen Verlauf
nicht wenig die ausgezeichnete Vorbereitung und Ver¬
tretung der Vorlagen durch die Provinzialnerwaltung
beigetragen hat. (Nravo!) Dafür gebührt ihr der
aufrichtige Dank der Staatsregierung, den ich
hiermit aussprechcn darf. (Bravo!)

Besonders wohltuend waren für uns alle die
sympathischen Worte> die die Provinzialnerwaltung
den ausgezeichneten Beziehungen zwischen der rheini¬
schen Selbstverwaltung und dem preußischen Staat
gewidmet hat. (Vravo!) Ich brauche wohl nicht
besonders hervorzuheben, daß für den preußischen
Staat gegenüber der Nheinvrovinz und ihrer Ver¬
waltung heute und immerdar in «besonderemMatze
das Wort gilt und gelten wird: Treue um Treue.
(Bravo!)

Daß Sie, meine Damen und Herren, diese Tagung
nicht vorübergehen lassen konnten, ohne Stellung zu
nehmen zu dem, was uns alle so sehr bewegt, war zu
natürlich. Es ist dies in einer Weise geschehen,die
für die Welt, jedenfalls für alle, die nur irgendwie
guten Willens sind, keinen Zweifel mehr lassen kann
darüber, wie wir Rheinländer denken. (Vravo!)
Wir Rheinländer wollen den Frieden, wir wollen
den Frieden auch nach all dem Schweren, das wir in
den letzten Monaten erduldet haben. Aber wir
wollen keinen Frieden, der unserer Ehre zu nahe tritt,
keinen Frieden, der die Grundlagen des Reichs- und
preußischen Staatsgebäudes auch nur im mindesten
zu verrücken sucht uNd, wie der Herr Reichskanzler,
der Herr preußische Ministerpräsident und der Herr
Innenminister wie^rholt mit aller Schärfe betont
haben, die Rheinlande zu einem Schacherobjekt
machen will. (Vravo!)

Meine Damen und Herren, wir vertrauen ein¬
ander. So klang es aus Ihren Worten während der
Tagung- so wollen wir auch in Zukunft danach
handeln. Der deutschen, preußischen und rheinischen
Sache können wir nicht besser dienen, als wenn wir
Wer eine Frage, die es für uns nicht gibt, nicht mehr
reden. (Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Ich kann meine W«rte
nicht schließen, ohne auch meinerseits der rheinischen
Bevölkerung warme Anerkennung und herzlichen
Dank zu sagen für ihr musterhaftes Verhalten gegen¬
über den beispiellosen Drangsalen und Leiden, die
sie zu erdulden hat. Ist es nicht eine erschütternde

Tragik des Geschicks,daß die Bergleute, die jahrelang
in harter Arbeit Kohlen für unsere Gegner gefördert
haben, nunmehr mißhandelt werden, daß die Eisen¬
bahner, die in treuer Pflichterfüllung Tag und Nacht
Kohlenzijge nach Frankreich und Belgien gefahren
und damM deren Wirtschaft aufrecht erhalten haben,
in Massen, ohne die allernotwendigsten Habseligkeiten
mitnehmen zu können, von Heim und Herd vertrieben
werden, daß die preußischen und deutschen Beamten,
die in korrektester Weise das Rheinlandabkommen
gehandhllbt haben, so daß den Vesatzungstiuppen auch
kein Härchen gekrümmt worden ist, nunmehr in den
Kerker kommen, weil sie angeblich eine Gefahr für
die Veslltzungötluppen bilden? (Sehr richtig!)

Meine Damen und Herren! Nach dem Beispiel
derer, die bisher den gegnerischen Matznahmen znm
Opfer gefallen sind, wollen wir auch weiter in Ein¬
tracht und entschlossenenWillens unsere Pflicht tun.
Wir haben durch den Mund des Herrn Reichs¬
kanzlers, dem auch ich für sein Erscheinen ehr¬
erbietigen Dank aussprechen möchte, gehört, datz die
Reichsregierung alles daransetzen wird, um bald¬
möglichst zu einem gerechten Ausgleich zu kommen.
Uns bleibt demgegenüber nur übrig und notwendig,
in Einigkeit und Treue zusammenzuhalten, auf die
Zähne zu beißen und in der Opferwilligkeit, besonders
auch gegenüber den minderbemittelten und den am
meisten leidenden Klassen nicht zu erlahmen. (Vravo!)'

Meine Damen und Herren! Mag kommen, was
will. Wir wollen dafür forgen, datz^or Veschichts-
schreiberdereinst, wenn er über Deutschlands und der
Rheinlands furchtbarste Prüfungszeit berichtet,
schreibenkann: Deutschland konnte nicht untergehen,
weil' ein starkes und unverzagtes Geschlecht den
Daseinskampf um Leben oder Tvd führte. (Veifall.)

In dieser Zuversicht schließe ich den 66. Provinzial¬
landtag.

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter !>,'. Hagen.

Abgeordneter I>r. Hagen: Meine Damen und
Herren! Mir ist der ehrenvolle und mich beglückende
Auftrag geworden, dem Präsidium dieses Hauses
verbindlichstenDank zu sagen für die umsichtigeund
unparteiische Leitung der Geschäfte. (Vravo!) Ich
glaube aber auch, in diesem Sinne den ganz speziellen
Dank an den Herrn Präsidenten persönlich richten
zu dürfen. (Nravo!) Die Art und Weise, wie Sie
die Verhandlungen geleitet haben, Herr Präsident,
die versöhnliche Stimmung, die Sie von Anfang an
in jedes Ihrer Worte gelegt haben, die Zuversicht
in Ihrer warmherzinen Vaterlandsliebe und Ihre
wahrhafte und treue'Liebe zu unserer Heimatprovinz
hat uns nicht nur wohlgetan, sondern mit neuem
Mut gestärkt. Die Leitung, die Sie angewandt
haben, hat es erreicht, daß wir gestärkt an Herz und

12
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Seele diesen Ort verlassen und überzeugt sind, daß
die Arbeit, die wir geleistet haben, nicht nur unserer
Heimatprovinz, sondern dem ganzen deutschen Vater¬
lands zugute kommen wird. Nur der einmütige
Widerstand, den wir leisten, kann zum Ziele, führen.
In diesem Sinne nochmals unseren aufrichtigen,
herzlichen und unuergeßlichen Dank! (Vrauo! Zuruf
eines Kommunisten: Geben Sie die politischen
Gefangenen frei!)

VorsitzenderDi-. Iarres: Ich danke dem Herrn
Vorredner für seine liebenswürdige Anerkennung
und gebe sie weiter an die Herren, die mit mir
gearbeitet haben.

Meine Damen und Herren! Wir haben alle das
Bedürfnis, bevor wir auseinandergehen, der Stadt
Barmen, in deren Mauern wir eine so überaus
freundliche und wohltuende Aufnahme gefunden
haben, den herzlichstenDank auszu'sprechen, (Bravo!)
Wir danken Ihnen von ganzem Herzen für Ihre
Gastlichkeit und wir bitten Sie, Ihrer Etadt-
uertretung und den Herren Ihrer Verwaltung, die
uns so wertvoll unterstützt haben, diesen Dank zu
übermitteln. (Bravo!)

Damit sind unsere Verhandlungen geschlossen.
(Schluß 12 Uhr 30. Min.)

<»o
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Erste Sitzung
im Mathciuse zu Varmen am Dienstag, den 6. Eovember 1923.

(Beginn 12 Uhr 40 Minuten.)

Vorsitzender Nr. I a r r e s: Ich eröffne die
Sitzung. Ich bitte, daß hier im Saal nur die Mit¬
glieder des Landtages selbst Platz nehmen; die
übrigen Herrschaften bitte ich, sich hierher zu be¬
geben. Darf ich annehmen, daß hier im Saale nur
Mitglieder des Provinziallandtages sind? Das ist
der Fall. Dann bitte ich die Herren Abgeordneten
Elfes und Hauck als Schriftführer neben mir Platz
zu nehmen.

Meine Damen und Herren! Als Vorsitzender des
Landtages habe ich mir erlaubt, Sie zu dieser außer¬
gewöhnlichen Sitzung einzuladen. Dazu habe ich das
Einverständnis der Preußischen Staatsregierung ein¬
geholt. Wenn wir aber auch nicht unter den strengen
Formen der Provinzialordnung zusammentreten, so
darf ich doch feststellen, daß diese Tagung eine aus
der Initiative der rheinischen Bevölkerung heruor-
gegangene und mit dem Einverständnis der Preu¬
ßischen Ltnatsiegierung tagende Versammlung des
Rheinischen Provinziallandtages ist. Der Wunsch
nach einer Zusammenberufung des Landtages ist aus
den verschiedenstenTeilen der Provinz in dringlicher
Form an mich und an andere Stellen herangetreten.
Es ist klar, daß in der heutigen Notzeit unseres
Vaterlandes und in der furchtbar qualvollen Lage,
in der sich unsere liebe Heimatprovinz befindet, es
notwendig ist, daß die berufene Vertretung der Be¬
völkerung der Rheinprovinz zu den Fragen, die uns
heute bewegen, Stellung nimmt.

Es ist ein Schrecken über deutsches Land gegangen.
Aufruhr hat sich mit Waffengewalt in den Vesitz der
faktischenMacht an wichtigen Teilen und Orten der
Rheinprovinz gesetzt. Wir sind uns vollkommen im
klaren darüber, daß diese Usurpatoren nicht den
Willen der rheinischen Bevölkerung vertreten. (Leb¬
hafte Zustimmung.) Wir sind uns auch darüber
vollkommen im klaren, daß die tatsächliche Gewalt
von diesen verbrecherischen Freibeutern nicht hätte
geraubt werden können und dort, wo sie zurzeit
noch besteht, auch nicht aufrecht erhalten weiden
könnte, wenn sie nicht von den Machthabern, die
sonst im Rheinlande diktieren, geschützt würden. (All¬
gemeine Zustimmung.) Es ist unsere Pflicht, gegen
das ungeheure Unrecht, das der Selbstbestimmung
unserer Rheinlande damit geschieht, Stellung zu

nehmen, und es ist feiner das Bedürfnis in den
Kreisen unsere Landtags vorhanden, auch die übrigen
Fragen zu erörtern, welche jetzt Deutschland im Hin¬
blick auf die bedrohte Westmark beschäftigen. In
freimütiger Aussprache soll dies geschehen und damit
der Wille der verantwortlich sprechenden Vertreter
der rheinischen Bevölkerung zum Ausdruck kommen.

Bevor wir uns nun mit der geschäftlichenBe¬
handlung dieser Fragen beschäftigen,ist Ihr Vorstand
zu wählen. Ich bitte Sie, Vorschläge zu machen,
wer der Vorsitzende sein soll, und' welche Herren stell¬
vertretende Vorsitzende und Schriftführer sein sollen.

Das Wort hat Herr Abgeordneter Mönnig.
Abgeordneter Mönnig: Ich beantrage Wieder¬

wahl des gesamten Präsidiums, und zwar durch
Zuruf. (Lebhaftes Bravo!)

Vorsitzender Ni-. Zaires: Es ist vorgeschlagen
worden, den Vorsitzenden und seine beiden Stellver¬
treter durch Zuruf wiederzuwählen. In der letzten
Tagung hatte ich die Ehre, Ihr Vorsitzender zu sein.
Meine Stellvertreter waren die Herren Ullenbaum
und vi. Saaßen. Wenn ich leinen Widerspruch höre,
nehme ich an, daß Sie mit dem Vorschlage,den Herr
Iustizrat Mönnig gemacht hat, einverstanden sind
und daß die Wiederwahl durch Zuruf hiermit erfolgt
ist. Ich stelle diese Wiederwahl fest und danke Ihnen
verbindlichst dafür, daß Sie mir das Vertrauen für
die Leitung auch bei dieser wichtigen Tagung schenken.
Ich darf annehmen, daß auch die beiden anderen
Herren die Wiederwahl annehmen. Das ist der Fall.

Schriftführer waren in der vorigen Tagung die
Herren Elses, von Stedman, Weyers und Hauck.
Wird auch hier Wiederwahl gewünscht?

Abgeordneter Mönnig: Es wird auch hier
Wiederwahl beantragt, und zwar durch Zuruf.

Abgeordneter Knab: In der vorigen Sitzung
war für unsere Fraktion nicht Herr Hauck, sondern
ich bestimmt.

Abgeordneter Haas: Meine Fraktion schlägt für
den Kollegen Meyers den Kollegen Hauck vor. weil
Herr Weyers nicht anwesend ist. Das Verhältnis
bezüglich der KommunistischenPartei wird dann so
bleiben, wie es auch in der vorigen Sitzung war.

Vorsitzender Qr. Iarres: Dann würden Schrift¬
führer sein die Herren von Stedman. Elfes, Hauck
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und Knab. Sind Sie damit einverstanden? Ich
stelle das fest.

Heute siM die Herren Elfes und Hauck Schrift¬
führer.

Ich bitte nunmehr Herrn Hauck, die Mitglieder
nach dem alphabetischen Verzeichnis aufzurufen; die
Herrschaften, die anwesend sind,, bitte ich, mit einem
„Hier" zu antworten.

Schriftführer Ha u ck vollzieht den Namensaufruf.
Vorsitzender >)>'. Inrres: Meine Damen und

Herren! Von den 15l» Mitgliedern des Prouinzial-
landtages sind nach dem Namensaufruf 140 Mit¬
glieder hier vertreten. (Bravo!) Das ist um so
anerkennenswerter, als wir die Schwierigkeiten
leimen, unter denen ein großer Teil unserer Mit¬
glieder sich hat hierher bemühen müssen.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Ab¬
geordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Meine Geschäftsordnungs-
meldung bezieht sich auf die geschäftsordnungsmäßige
Behandlung der Tagesordnungspunkte. Es wird
mir also zwectmätzigerweisenach der Darlegung des
Herrn Vorsitzenden,wie die Punkte behandelt werden
sollen, das Wort gegeben werden.

Vorsitzender !)<-. Zaires: Meine Damen und
Herren! Im Aeltestenausschuß hat man sich soeben
über die geschäftlicheBehandlung wie folgt ver¬
ständigt. Es war Einmütigkeit darüber, daß zwei
Hauptpunkte zur Beratung stehen: die Stellung¬
nahme des Rheinischen Prouinziallandtages zum
Separatistenterror und die Behandlung der all¬
gemeinen Fragen politischer und wirtschaftlicher
Natur. Es erschien richtig, diese beiden Fragen ge¬
trennt in zwei Ausschüssen vorzuberaten. Deshalb
geht der Vorschlag des Aelteftenausschusses dahin,
für die Frage des Teparatiftenterrors einen Ausschuß
von 15 Mitgliedern und für die allgemeinen Fragen
einen Ausschußvon 21 Mitgliedern zu ernennen. Ich
habe diesen Vorschlag hier namens des Aelteften¬
ausschussesund im Einvernehmen mit den Frattions-
fllhrern zu machen.

Der Fünszechnerausschußwürde sich wie folgt zu¬
sammensetzen: 7 Mitglieder der Zentrumsfrattion,
4 Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft, !i Mitglieder
der Vereinigten Cdzialdemoklatifchen Partei und
1 Mitglied der Kommunistischen Partei. Der Ein-
undzwllnzigerllusschuß würde sich an si ch wie folgt
zusammensetzen: 11 Mitglieder des Zentrums (Zuruf
Abg. Knab: IN!) — „an sich" habe ich gesagt —,

:5 der Arbeitsgemeinschaft. 4 der sozialdemotratischen
Fraktion und 1 der kommunistischenFraktion. Auf
Wunsch der kommunistischenFraktion ist hier eine

-kleine Umstellung erfolgt: Die Zentrumsfrattion hat
»sich entgegenkommenderweise bereitgesunden, ein
Mitglied an die kommunistischeFraktion abzutreten,
so daß in diesem Einundzwanzigerausschuß das Zen¬

trum mit IN, die Arbeitsgemeinschaft mit 5, die
Sozialdemolllltie mit 4 und die kommunistische
Fraktion mit 2 Mitgliedern vertreten sein würde.

Wenn das Wort nicht gewünscht wird, so stelle
ich fest, daß Sie mit diesen Vorschlägen einverstanden
sind.

Feiner ist von dem Aeltestenrat vorgeschlagen
worden, geschäftsmäßig wie folgt zu verfahren.
Zweckmäßigwird es sein, daß zunächstdie Fraktionen
zusammentreten, um die beiden Fragen zu erörtern.
Deshalb schlagen wir Ihnen oor, allgemein aus
2 Uhr Fraktionssitzungen anzuberaumen und dann
heute abend um 5 Uhr in den beiden Ausschüssen
zusammenzutreten. Die Ausschüsse hätten sich zunächst
zu bilden. Ich bitte deshalb die Fraktionen, mög¬
lichst bald mitzuteilen, welche Mitglieder sie in die
einzelnen Ausschüsse senden. Dabei ist es durchaus
erwünscht und wohl auch notwendig, daß in den
ersten Ausschuß, der sich mit der Separatistenfrage
beschäftigen soll, Mitglieder entsandt werden, die die
örtlichen Verhältnisse aus eigener Anschauung kennen,
damit sie das Material, das wir unter Umständen
weiter zu verwerten haben, sachgemäßund unbedingt
zuverlässig zusammenstellen.

Sind Sie mit diesen Vorschlagen einverstanden?
Das ist der Fall. Es würden also gleich um 2 Uhr
Fraktionssitzungen sein und um 5 Uhr die Ausschüsse
tagen. Bis 5 Uhr muß aber dem Üandtagsbureau
mitgeteilt werden, welche Mitglieder die einzelnen
Fraktionen in die beiden Ausschüsseentsenden. Es
würden dort auch die beiden Vorsitzenden und die
beiden Schriftführer zu wählen sein.

Unter diesen Umständen werden wir heute mit
der Tagesordnung nicht fertig weiden. Morgen früh
werden wahrfcheinlich die Ausschußberatungen und
unter Umständen auch die Frattionsberatungen fort¬
zusetzensein. Ich bin nach Fühlungnahme mit den
Fraktionen ermächtigt worden, Ihnen vorbehaltlich
anderer Verfügung vorzuschlagen, die morgige Voll¬
sitzung auf 2 Uhr nachmittags anzuberaumen. Sollten
bis dahin die Verhandlungen in den Fraktionen
und Ausschüssen noch nicht fertig fein, so darf ich
mich für ermächtigt halten, die Sitzung des Plenums
noch für einige Zeit zu verschieben. Ich werde den
endgültigen Zeitpunkt der Plenarsitzung morgen
unten an der Tafel anschreiben lassen.

Ich stelle Ihr Einverständnis mit diesen Vor¬
schlägen fest und gebe Herrn Abgeordneten Knab
zur Geschäftsordnung das Wort.

Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!
Ich habe namens der kommnnistischenFraktion des
Provinziallandtages zu dem Vorschlage des Vor¬
sitzenden, wie die beiden Punkte der Tagung
geschäftsordnungsmäßig zu behandeln wären, fol¬
gendes zu erklären.
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Den Abgeordneten des Landtages ist keine Tages¬
ordnung zugegangen, bevor sie zur Tagung ein¬
getroffen find. Erst in der heutigen Sitzung des
Aeltestenrats ist festgestellt worden, welche Punkte in
dieser Tagung des Landtages beraten werden sollen.
Unsere Fraktion hat, nachdem ich aus dem Nettesten-,
rat zurückkehrendüber den Inhalt, den die jetzige
Tagung des Pvouinziallandtages haben soll, berichtet,
beschlossen, folgendes zur Geschäftsordnung zu bean¬
tragen:

Der Provinziallandtag beschlicht in der jetzt
eröffneten Plenarsitzung, daß er im Anschluß an die
jetzige Sitzung oder in Verlängerung derselben in
eine Aussprache über die beiden Punkte eintritt.

Vorsitzender I>i. Zaires: Wie die weiteren
Verhandlungen sich nach den Vorschlägen des Aus¬
schusses vollziehen, wird ja nachher vom Plenum
abhängeni wir brauchen heute darüber nicht zu
befinden.

Abgeordneter Knab: Ich, habe beantragt, daß
der Provinziallandtag jetzt beschließt,ob er sofort im
Anschluß an diese Sitzung in eine Beratung hier im
Plenum eintritt. (Abg. Adenauer: Ohne Ausschuß-
beratung?)

Vorsitzender O,-. Zaires: Sie stellen also den
Antrag, jetzt darüber zu verhandeln?

Abgeordneter Knab: Ich stelle den Antrag, daß
das Plenum in Verlängerung der bisherigen Dar¬
legungen sofort in eine Aussprache eintritt über die
beiden Punkte: Separatistenfrage und Stellung zur
Rcheinlandfrage.

Vorfitzender Dr. Iarres: Namens des
Aeltestenausschusses habe ich Ihnen die Vorschläge
zu wiederholen, die ich eben gemacht habe.

Abgeordneter I)i. Wesenfeld: Ich bitte, den
Antrag des Herrn Knab abzulehnen. Es würde
durchaus unzweckmäßig sein, in eine Erörterung
einzutreten, bevor die Fraktionen und Ausschüsse
getagt haben und die durchaus nicht ganz einwand¬
freie Materie durchgesprochenist. (Abg. Verlach:
Sehr richtig!)

Vorsitzender Dr. Iarres: ^Ich bitte, mich zu
ermächtigen, unter Zuziehung der ortsbekannten
Herren aus dem Narmer Rathause und unter Ver¬
meidung von Frattionszimmern die Sitzungszimmer
festzulegen. (Zuruf Abg. Knab: Ich bitte aber,
zunächst die Abstimmung vornehmen zu lassen!) —
Kommt sofort. — Sind Sie damit einverstanden?
Das ist der Fall.

Wir stimmen nunmehr über den Antrag Knab ab,
im Anschluß an die jetzige Aussprache sofort eine
allgemeine Aussprache über die beiden Fragen
herbeizuführen. Ich bitte diejenigen, die dllfür find,
sich zu erheben. — Das ist die Minderheit. Der
Antrag ist abgelehnt.

Zur Geschäftsordnung Herr Abgeordneter Knab.
Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!

Dann beantragen wir. daß das Plenum jetzt beschließt,
ob über beide Fragen im Plenum des Prouinzial-
landtages während seiner jetzigen Tagung eine Aus¬
sprache vorgenommen werden soll. Wir bitten, die
Entscheidung darüber jetzt durch eine Abstimmung
herbeizuführen.

Vorsitzender Di>. Iarres: Ich bin der Auf¬
fassung, daß darüber nachher entschieden werden
muß, wenn die Aussprache in den Ausschüssen
erfolgt ist.

Das Wort hat Herr Abegordneter Haas.
Abgeordneter Haas: Meine Damen und Herren!

Ich habe heute morgen im Aeltestenrat schon erklärt,
daß meine Fraktion eine Aussprache wünscht, und
es hat keiner von den übrigen Fraktionen Einspruch
erhoben,' man hat lediglich gesagt, daß man die
Frage, nachdem die Ausschüsse beraten hätten,
nochmals besprechen wolle. Es ist also meiner
Meinung nach bestimmt anzunehmen, daß eine der¬
artige Aussprache stattfindet, denn sonst hätte man
heute morgen irgendwie einen Einspruch geltend
machen müssen. Aus diesem Grunde sehe ich nicht
ein, warum wir jetzt darüber abstimmen sollen.

Vorsitzender Dr. Iarres: Wird der Antrag
auf Abstimmung aufrecht erhalten?

Abgeordneter Knab: Jawohl!
Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr

Abgeordneter Mönnig.
Abgeordneter Mönnig: Zu den Ausführungen

des Herrn Kollegen Haas nur eins: Wenn im
Ausschußheute morgen nichts dazu gesagt worden ist,
so kann meines Erachtens nicht daraus gefolgert
werden, daß es bestimmt zu einer öffentlichen Aus¬
sprache kommt. (Aha-Nufe links.) Man kann viel¬
mehr, wie es ja selbstverständlichist, erst je nllch dem
Verlauf der Ausschußfitzungenund der vorgetragenen
Momente, die überhaupt in Betracht kommen,darüber
schlüssig werden, ob das eine oder andere geschehen
soll. (Abg. Adams: Sehr richtig!)

Vorsitzender Dr. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas: Unter diesen Umständen
wird meine Fraktion jetzt schon für den Antrag der
Kommunisten stimmen. Denn es ist bisher im
Rheinischen Provinziallandtag üblich gewesen, daß,
wenn eine große Fraktion eine Aussprache wünschte,
sie auch stattfand. (Sehr richtig! links.) Ich habe
heute morgen im Aeltestenrat schon erklärt: Wir
tonnen unmöglich hierherkommen, um lediglich eine
Entschließung zu fassen und eine Willenskundgebung
nach außen zu schicken,ohne daß dazu geredet wird.
Das ist die Meinung meiner Fraktion. Es würde
draußen nicht verstanden weiden, wenn man hier nur
eine Willenskundgebung verlesen würde und dann nach
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Hause ginge. Aus diesen Gründen werden meine
Fraktionsfreunde, wenn der Antrag Knab aufrecht
erhalten wird, jetzt schon für diesen Antrag stimmen.

Vorsitzender I)i. Iavres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Adenauer.

Abgeordneter Dr. Adenauer: Ich möchte nur
darauf aufmerksam machen, welches Vild sich ergeben
wird. Es ist der Antrag gestellt worden, in dieser
Tagung in eine öffentliche Ausspracheüber die beiden
Themata einzutreten. Ich glaube nicht, daß dieser
Antrag heute eine Mehrheit finden wird. Dann
ist der Antrag also abgelehnt. (Zuruf Mg. Hoff¬
mann: Einen Maullorb für die Minderheit wollen
Sie schaffen! Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Dr. Juries: Ich halte es für
selbstverständlich, daß man im Augenblick noch nicht
sagen kann, wie sich die Dinge entwickeln. Ich halte

es aber ebenfalls, wenn nicht etwas ganz Unvorher¬
gesehenes dazwischenkommt,für das Gegebene, daß
nachher eine Aussprache erfolgt. Aber sich vorher
nach der negativen oder der positiven Seite fest¬
zulegen, hieße der Entwicklung vorgreifen.

Wird das Wort gewünscht? Das ist nicht der
Fall. Dann lasse ich über den Antrag des Herrn
Abgeordneten Knab abstimmen und bitte diejenigen,
die für diesen Antrag sind, sich zu erhöben. Ich bitte
um die Gegenprobe. Das Letztere war die Mehrheit.
Der Antrag ist abgelehnt.

Damit ist unsere jetzige Verhandlung beendet.
Ich vertage die Sitzung zunächst auf morgen mittag
2 Uhr, behalte mir aber vor, den Termin etwas
später zu legen, wenn die Ausschüssemit ihren Ve¬
ratungen noch nicht soweit sind.

(Schluß 1 Uhr 12 Minuten.)

Iweite Sitzung
im Machause zu Barmen, am Mittwoch, den 7. November 1923.

(Beginn 4 Uhr 38 Minuten.)

Tagesordnung: Besprechung der Rheinischen
Fragen auf Grund der Ausschußberatung.

Vorsitzender Dr. Juries: Die Sitzung ist er¬
öffnet. Ich bitte die Herren von Stedman und Knab,
als Schriftführer an meiner Seite Platz zu nehmen.

Meine Damen und Herren! Die Niederschrift der
gestrigen Sitzung liegt auf dem Tische des Hauses zur
Kenntnisnahme offen. Nach einer Verständigung im
Neltostenrat soll heute lediglich die Frage des Sepa-
illtistenterrors hier durch den Herrn Berichterstatter
vorgetragen werden. Im übrigen soll sich eine Er¬
örterung nicht daran knüpfen.

Bevor wir in die Verhandlungen eintreten,.muß
ich bitten, daß in dem Saale hier vor mir nur Mit¬
glieder des Provinziallllndtages Platz nehmen.
Gestern ist ein Reichstagsabgeordneter der Kommu¬
nistischen Partei hier gewesen, der unter den Mit¬
gliedern der kommunistischenFraktion des Provinzial¬
lllndtages Platz genommen hat, obwohl ich dringend
darum gebeten hatte, daß nur Mitglieder des Pro-
vinzillllandtages im Saale sein sollten. Ich glaube,
heute feststellen zu können, daß sich nur Mitglieder
des Provinziallllndtages hier unten befinden. (Zuruf
eines kommunistischen Abgeordneten: Es haben
gestern auch andere hier gesessen!) Das weiß ich
nicht' das eine nur steht für mich fest. Ich würde
das eine wie das andere verurteilt haben.

(Zuruf Abg. Knab: Ich bitte, daß bei dieser
Tagung ein anderer das Schiiftfühieramt über¬
nimmt!!) Sie wollen also heute nicht Schriftführer
sein- dann muß ein anderer an Ihre Stelle treten.
Ich bitte dann Herrn Hauck, als Schriftführer an
meiner Seite Platz zu nehmen.

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Ab¬
geordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!
Zunächst zu dem, was der Herr Vorsitzende jetzt
gesagt hat' ich möchte seine Ausführungen gleich
richtigstellen. Unsere Fraktion ist gestern erst im
Plenum erschienen, nachdem bereits die einleitenden
Worte des Herrn Vorsitzenden vorbei waren. Des¬
halb wußte der Neichstagsabgeoidnete Stoecker nichts
davon, daß der Herr Vorsitzende ausdrücklich ver¬
langt hatte, daß alle Anwesenden, die nicht Mit¬
glieder des Landtages sind, den Saal zu verlassen
hätten. (Zuruf rechts: Das war selbstverständlich!)
Der Abgeordnete Stoecker ist nicht etwa hier ge¬
blieben, um eventuell bei einer Abstimmung einen
Betrug herbeizuführen.

Der Herr Vorsitzendehat Ihnen als Beschluß des
Neltestenrats mitgeteilt, daß diese Plenarsitzung
lediglich das Tatsachenmaterial über den Terror der
rheinischen Separatisten entgegennehmen soll, ohne
Aussprache. So lautet der Beschluß des Aeltesten-
rats nicht. Vielmehr hat heute morgen der Aeltesten-
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rat zugestimmt, daß unsere Fraktion das Recht hat,
im Anschluß an die Darlegung des Tatsachen¬
materials eine Erklärung abzugeben, in der die
Stellungnahme der kommunistischenFraktion zu der
Eeparatistenfrage Zum Ausdruck gebracht werden
soll. Dem ist, wie gesagt, zugestimmt worden, und
der Herr Vorsitzendedes Aeltestenrats bemerkte noch,
daß wir, bevor diese Plenarsitzung eröffnet würde,
ihm die Erklärung zur Kenntnisnahme überreichen
möchten, damit er sich eventuell noch mit den Ver¬
tretern der anderen Parteien in Verbindung setzen
tonnte. Kurz vor Eröffnung der jetzigen Sitzung
hat der Herr Vorsitzende in der Sitzung des 21er-
Ausschussesunsere Erklärung von mir erhalten. Er
hat darauf sofort eine Aeltestenratssitzung einberufen.
In dieser Sitzung wurde von allen bürgerlichen
Parteien und von der Tozialdemokratie erklärt, daß
wir unsere Erklärung nicht bei der jetzt eröffneten
Plenarsitzung vorlesen dürften. (Hört, hört! bei den
Kommunisten.) Er schloß aber die Bitte daran, daß
wir die Erklärung heute zurückziehenmöchten, da sie
morgen in der Plenarsitzung, die sich mit der all¬
gemeinen Rheinlandfillge befassen soll, zur Verlesung
kommen könnte. (Zuruf eines koimmunstifchenAb¬
geordneten: Sie gehört heute hierher!) Ich habe
mich bereit erklärt, unserer Fraktion diesen Wunsch
zu unterbreiten. Die Fraktion hat beschlossen, daß
sie an der Zusage des Aeltestenrats festhalten muß,
um so mehr, als es bisher immer parlamentarischer
Brauch gewesen ist, daß zu jedem Punkt der Tages¬
ordnung eine Fraktion eine Erklärung abgeben kann,
gang gleich, ob sie sie schriftlich formuliert hat oder
sie mündlich vorbringen will. An diesem Brauch
halten wir unter allen Umständen fest. Wir müssen
verlangen, daß unsere Fraktion, die den Terror der
Separatisten aufs schärfsteverurteilt, klipp und klar
ihre Stellungnahme zu dieser Frage zum Ausdruck
bringen kann. (Lebhaftes Sehr richtig! bei den
Kommunisten.) Es ist klar, daß unsere Stellung¬
nahme sich in manchen Punkten wesentlich! von der
Stellungnahme der bürgerlichen Parteien unter¬
scheiden muß. Ich darf namens meiner Fraktion
erklären, daß, wenn Sie hier durch den Terror der
Majorität über eine Minderheit verhindern wollen,
daß wir zu Wort kommen, wir das unter allen Um¬
ständen als eine Vergewaltigung betrachten, und wir
uns hiermit zum Worte melden und trotzdemdie Ent¬
schließung bezw. unsere Erklärung heute zur Ver¬
lesung bringen werden.

Vorsitzender vi. Iarres: Meine Damen und
Herren! Ich habe einfach die Vorschlägedes Aeltesten¬
rats Ihnen vorzutragen.. Nach dem Beschluß des
Aeltestenrats soll heute nnr der Bericht des Herrn
Berichterstatters gehört werden. Damit ist der
Kommunistischen Partei wie irgendeiner anderen
Partei in keiner Weise die Möglichkeit genommen,

auf die Sache einzugehen. Das soll aber heute nicht
geschehen,sondern das mag morgen geschehen,wenn
irgendeine Partei das Bedürfnis hat. zu dieser Sache
sich noch weiter auszusprechen. (Abg. Knab: Zur
Geschäftsordnung!) — Ich habe noch das Wort. —

Ich lasse über den Vorschlag des Aeltestenrats
abstimmen und bitte diejenigen, die für diesen Vor¬
schlag sind, sich zu erheben. Das ist die Mehrheit.
(Abg. Knab: Pfui!)

Vorsitzender vi. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter von Itter.

Abgeordneter Völker tritt, ohne daß ihm das
Wort von dem Vorsitzenden erteilt worden ist, ans
Rednerpult und versucht, eine Erklärung der Kom¬
munistischenPartei zur Verlesung zu bringen. Seine
Worte gehen jedoch verloren, da von den bürgerlichen
Parteien und der Sozialdemolratie ständig laute
Raus-, Schluß- und ironische Bravo-Rufe ertönen.

Vorsitzender vi. Zaires erklärt: Ich habe
Ihnen das Wort nicht Zerteilt.

Abgeordneter Völker redet weiter.
Vorsitzender I)?. Zaires entzieht ihm nochmals

ausdrücklich das Wort und ruft ihn dreimal zur
Ordnung.

Abgeordneter Völker liest die Erklärung der
kommunistischen Fraktion zu Ende, bleibt aber bei
dem im Hause herrschenden Lärm unverständlich.

Vorsitzender Dr. Iarres! Ich kann feststellen,
daß dieser unerhörte Vorgang allen parlamen¬
tarischen Anstllndspflichten zuwiderläuft und daß
dieses Verfahren sich selbst lichtet. Ich sehe davon
ab. irgendwelche Maßnahmen gegen den Herrn Ab¬
geordneten Völker zu ergreifen, denn ich weiß, daß
hier im Provinziallandtage wie in der Bevölkerung
ein so unerhörtes Vorgehen seine Verurteilung von
selbst findet. (Abg. Knab: Zur Geschäftsordnung!)
Das Wort hat Herr Abgeordneter von Itter. (Abg.
Knab: Das ist wieder ein Bruch Ihrer Satzung!)

Abgeordneter von Itter: Meine verehrten
Damen und Herren! (Zuruf eines kommunistischen
Abgeordneten: Das wollen wir gar nicht hören!
Antwort eines Sozialisten: Geht doch raus!) Durch
unser gesamtes Volk geht ein Sturm der Entrüstung,
den wir in den letzten Wochen vor allem hier im
Rheinlands und dem rheinischen Gebiete miterlebt
und mitduichZittert haben. Wenn wir heute hier zu¬
sammengekommen sind, wenn wir in diesen Tagen
über rheinische Fragen uns besprechenwollen, dann
glaube ich, daß wir alle — von der äußersten Rechten
bis zur äußersten Linken — in dem einen Punkte
uns klar sind, daß dieser Sturm der Entrüstung der
Bevölkerung der rheinischen Lande so berechtigt ist,
wie kaum einmal eine Entrüstung im Volksleben
berechtigt gewesenist.

Meine Damen und Herren! Wenn wir die Dinge,
die sich im Rheinlande abspielen, so verurteilen
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würden, wie sie vor dem Recht und dem Gesetz ver¬
urteilt werden müßten, wenn wir sie noch so be¬
urteilen könnten, dann müßten wir unsere Erinne¬
rungen um viele Jahre zurückdatieren. Wir haben
unter den Schrecken der letzten zehn Jahre schon ver¬
lernt, solche Dinge innerlich so mitzuempfinden und
zu verurteilen, wie sie verdienen, verurteilt zu
werden. Wir sind abgestumpft gegen solche Dinge,
und doch müssen wir sagen, daß in den letzten Wochen
das gesamte rheinische Volk aus seiner Abstumpfung
erwachte und ob dieser unerhörten Vorgänge, wie
sie sich im Rheinlande abgespielt haben, innerlich
entrüstet, empört und durchizittert seine Abgeordneten
hierher gesandt hat, um vor der Welt und vor allem
vor unseren Gegnern entschieden zu protestieren,
weil uns die Mittel nicht gegeben sind, die man den
Banden in die Hände drückt, die unser Volk be¬
kämpfen.

Meine Damen und Herren! Wer ist es gewesen,
die!den Mut hatten, unser rheinisches Volt so furcht¬
bar zu mißhandeln? Sie nennen sich Separatisten.
Wer sind sie? Sie behaupten, berufen zu sein, dem
rheinischen Geschick eine andere Wendung zu geben.
Sie behaupten, berufen zu sein, das rheinische Volk
zu vertreten. Ich glaube, meine Damen und Herren,
wenn irgendwie einmal im Laufe der Weltgeschichte
etwas Lüge gewesen ist, dann wird diese Lüge vor
der ganzen Welt als solche gekennzeichnet, sobald
man diese Menschen nach Charakter, Gesinnung und
Herkommen sich einmal vor Augen hält. (Sehr
richtig!) Selbst die Vesatzungstruppen, die nicht ein¬
wandfrei diesen Separatisten gegenübergestanden
haben, wie wir wissen und hören weiden, müssen
innerlich, wenn sie noch ein wenig Menschentum in
sich haben, entsetzt gewesen sein über die Nanditen-
und Verbrechergesichter, die da zusammen nor uns
standen. Ich darf, um die Herrschaften nach ihrem
Charakter zu beurteilen, nur eine einzige Liste aus
dem Material vornehmen, das mir vorliegt. Meine
Damen und Herren! Vor allem Sie, die Sir mir
seit gestern abend das Material zugetragen haben,
sehen hier einen gangen Packen liegen. Es ist selbst¬
verständlich ganz ausgeschlossen, daß auch nur an¬
nähernd dieses Material hier vorgetragen wird.
Aber es ist einwandfreies Material, das vor der
ganzen Welt beweisen wird und kann, welch un¬
erhörte Vorgänge unter den Augen der Besatzung
vor sich gehen durften.

Ich nehme nur eine Liste der separatistischen
Banditen heraus. Sei behaupten, die Vertreter des
Rheinlandes zu sein. In dieser Liste, meine Damen
und Herren, finden Sie Vertreter aus folgenden
Orten: Rheine. Diedenhofen, Erfurt, Wetter a. d.
Ruhr, Dortmund. Tönnesheide, üichtenau, Frieders-
dorf. Iserlohn, Halberstadt. Hagen, Leipzig. Danzig,
Heinrichsborf. Gradowitz. Prunz (Elbing), Mylau

(Blauen), Klein-Trayken (Morungen), Elditten,
Schwarzenborn bei Marburg, dann einer aus
Meiderich stammend, dann Leute aus Freiburg i. Vr.,
Bigge bei Nrilon, Valburg in Holland, Bottrop.
Schalle, Subberg, Wohlau, Gelsentiichen, Memel-
lllNd, Marburg, Iserlohn; ich glaube meine Damen
und Herren, ich darf aufhören. Sie sehen an dieser
Liste und einer Menge von Listen, die zur Beifügung
stehen, daß diese Leute, die uns allen ortsfremd
vorgekommen sind, durchaus nicht das Recht haben,
im Namen der rheinischen Bevölkerung irgendeine
Forderung zu erheben. (Sehr richtig!) Es soll uns
fernliegen, auch nur einen Menschen des deutschen
Baterlandes minder zu achten, weil er nicht Rhein¬
länder ist. Aber wir verbitten uns doch, daß aus
allen möglichen Gauen des deutschen Vaterlandes
diejenigen zusammenströmen, die von allen anständig
Denkenden verurteilt werden, und sich hier als Ver¬
treter des rheinischen Voltes aufspielen. Es sind
nicht nur Verräter des rheinischen, sondern des ge¬
samten deutschen Voltes. (Abgeordneter Knab: Was
hat die Neichsezekutive in Sachsen zu suchen? Zuruf
eines weiteren kommunistischenAbgeordneten: Lehr
gut!) Ich bin hier Vertreter des rheinischen Volkes.

Meine Damen und Herren! Dieselben Leute
sind, soweit ich hier sehe, alle ohne Ausnahme vor¬
bestraft. (Hört, hört!) Ich will die Vorstrafen
hier nicht vortragen, aber die Liste liegt zur Einsicht
offen. Sie sind mit Zuchthaus vorbestraft wegen
wissentlichen Meineids, Diebstahls, Einbruchs und
aller möglichen Dinge. Ich sagte, es sind landfremde
Menschen, die mit Vorstrafen behaftet sind. Inter¬
essant wird es für alle Anwesenden sein, zu hören,
wie lsie sich zu einer Parteipolitik stellen. Ich habe
nicht die Absicht, die Leute irgendeiner Partei an
die Rockschößezu hängen; aber sie haben zum größten
Teil, soweit sie politisch erkannt sind, alle möglichen
Parteien durchlaufen. So wird von einem berichtet,
der alle Parteien durchlaufen hat, bis die Kommu¬
nistische Partei ihn an die Luft gefetzt hat. Einer
— leider muß ich den Namen, erwähnen —, Herr
Dr. Cremers, war während des Krieges Groß-
deutscher, bekannte sich nach dem Kriege zur Ien-
tiumöpartei, gründete dann ein eigenes Organ zur
Bekämpfung der äußersten Rechten und äußersten
Linken; darauf schwenkteer ab und versuchte — ich
will mich vorsichtig ausdrücken —, sich zur Sozinl-
demolratie zu bekennen. Dort natürlich wurde er
geschwenkt,und er wurde dann einer der wütendsten
Sonderbündler. Ich stehe vor Ihnen im schwarzen
Rock. Der Mann trägt meinen Rock. Einen solchen
Mann schütteln wir ab. Er kann nie und nimmer
ein Vertreter der Grundsätze des Christentums sein.
Ich glaube, daß wir alle darin einig sind, einem
solchen Menschen das Recht abzusprechen, der Ver¬
treter irgendeiner vernünftigen Gesetzgebungzu sein.
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(Lebhafte Zustimmung.) Wer so wandliungsfähig
ist, der ist unzuverlässig bis zur äußersten Konsequenz.
Und wenn es wahr ist, daß dieser Mann in Düssel¬
dorf blutrünstige Roden gehalten hat und Düsseldorf
furchtbare Rache androhte, dann, meine Damen und
Herren, müssen wir ihn um so mehr verurteilen. Wehe
uns, wenn solche Leute berufen werden, Minister
eines neuen autonomen Staates zu sein. Er sollte
Kultusminister werden. Mittlerweile habe ich gehört,
daß man einen Vordellwirt zum Kultusminster er¬
nannt hat. (Hört, hört!)

Meine Damen und Herren! Es ist zu verstehen
und selbstverständlich, daß so gekennzeichneteLeute
außerstande sind, sich anständig auszuführen,
daß so gekennzeichnete Leute zu allen Schand¬
taten bereit und sähig sind. Wenn Sie sich an
den NO. September zurückerinnern wollen und
wissen, was da in Düsseldorf vor sich gegangen ist,
dann werden Sie innerlich noch die Entrüstung
fühlen darüber, daß bewaffnete Banden Düsseldorf,
unsere Stadt am Rheine, zu Tausenden besuchen
tonnten und daß sie dorthin, nachdem der Macht-
faktor, der unser deutsches Gesetz zu vertreten hatte,
oeitrieben'war, zurückgeführt wurden, und daß unsere
deutsche Polizei verhaftet und entwaffnet wurde.
Sie, wissen, daß sie zu Tausenden anrückten, daß ein
kleiner Vorfall, bei dem einige deutsche Polizisten
angegriffen und einer erschossen wurde, selbstverständ¬
lich den Schutz dieser Polizisten seitens ihrer Kame¬
raden verlangte. Diesen Kameraden gelang es, die
Separatisten in die Flucht zu schlagen. Und in dem
Augenblicke, als die Separatistenmache in Düsseldorf
erledigt schien, tauchte französischesMilitär auf, ver¬
haftete unsere deutschen Polizisten (Abgeordneter
!>,-, Kaiser: Hört, hört!) entwaffnete sie und duldete
zum Teil, daß sie von den Sonderbünblern noch
niedergeknallt wurden, nachdem sie bereits wasfen-
und wehrlos dort standen. (Abgeordneter Haas:
Pfui!)

Ich betone! Es ist an sich zu bedauern, daß nicht
das ganze Material hier zum Vortrug kommen kann.
Solche Ungeheuerlichkeiten, wie sie sich in Düsseldorf
abgespielt haben, finden Sie in fast allen Städten
des Rheinlandes in ähnlicher Form wieder. Sie
wissen, daß man in Aachen versucht hat, die sonder-
bündlerische Bewegung einzuführen. Man hatte
wahrscheinlichauf Aachen sogar besondere Hoffnungen
gesetzt. Die Aachener haben sich die Besatzung nicht
gefallen lassen und sie aus ihrem Rathaus heraus¬
getrieben. Aber, meine Damen und Herren, auch dort
wieder die auffallende Tatsache, daß die Macht, die
berufen war. die gesamte Bürgerschaft der Stadt
Aachen zu schützen, nicht eingeschritten ist. daß sie im
Gegenteil diese» Burschen noch half, zu ihrem Ziele
zu kommen, besonders bei», zweiten Sturm. Wir
wissen zwar, daß dieselbe Macht dann auch dem

Eesindel den Abzug befohlen hat. Die tieferen Gründe
dafür sind uns wenigstens noch schleierhaft. Ich
komme darauf noch zu sprechen.

In M.-Gladbnch hat man ebenfalls das Rathaus
gestürmt. Am nächsten Tage haben die Glädbacher
die Leute hinnusgetrieben, sich dann gesagt! Es ist
jetzt unsere Aufgabe, uns selbst zu schützen, und eine
Bürgerwehr gebildet. Diese Bürgerwehr wurde noch
am folgenden Abend von belgischen Truppen ver¬
haftet und zum größten Teil im Gefängnis in Anrath
untergebracht (Hört, hört!), allerdings nach einiger
Zeit wieder entlasten. Also der Schutz der Bevölke¬
rung durch eine Bürgerwehr. die sich aus Vertretern
der Gewerkschaften und der politischen Parteien
zusammensetzt,wird nicht geduldet. Ein anstürmender
Mob mit Waffen in der Hand, der widerrechtlich
seine Waffen trägt, trotz aller Bestimmungen der
Besntzungstruppen. darf ruhig plündernd, raubend,
mordend, sengend und brennend durch die Straßen
ziehen.

Wenn ich schon einmal vom Niederrhein snreche,
so darf ich auch noch kurz hinweisen auf Krefeld und
Duisburg, beides Städte am Riederrhein, die heute
noch von den Separatisten besetzt sind. Ich kann aus
Krefeld aus eigener Anschauung berichten und muß
gestehen, daß die Krefelder Bevölkerung entsetzt und
empört ist darüber, daß solche Galgenvögel das Recht
haben konnten, zu Tausenden mit bewaffneter Hand
und an dem betreffenden Mittwochmorgen sogar mit
Militärgewchren zu Hunderten anzurücken und den
Lturm auf das Rathaus zu führen und dabei die sich
verteidigenden Schutzmannschaften niederzuknallen,
daß sie das Recht hatten, die Bürger und Gewerk¬
schaftsmitglieder, die herankamen, um die Echutz-
mannschaft zu entsetzen, einfach mit Militärgewehren,
Karabinern und Revolvern anzugreifen, sie nieder¬
zuschießen, wo sie ihnen entgegentraten, und bann,
als die Verteidigung unmöglich wurde, die tapfer
säst 24 Stunden von der Polizeimannschaft geführt
worden war, das Rathaus besetzten. Dabei hat auch
dort die belgische Besatzungeine sehr sonderbare Rolle
gespielt. Trotzdem vor ihren Augen sich alles ab¬
spielte, trotzdem sie mit in den Rebengebäuden des
Rathauses saß, trotzdem aus den Fenstern gegenüber
der belgischen Besatzung in das Rathaus hinein¬
geschossenwurde, trotzdem eine Vertretung der sämt¬
lichen politischen Parteien sich an den Delegierten
wandte und ihn aufforderte, seine eigene Verordnung
durchzufühlen und es diesen bewaffneten Banden
unmöglich zu machen, gegen das Rathaus an¬
zustürmen, hat sich die Besatzung vollständig passiv
verhalten. Erst im letzten Augenblicke, als Gefahr
vorhanden war, daß die Besatzung des Rathauses von
diesen furchtbaren Menschen niedergemacht wurde,
war sie zu Verhandlungen bereit, aber nur als Zeuge.

13
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In Duisburg, meine Damen und Herren, ist der
Echutzmannschaft,die im Rathaus zusammengezogen
war und den Auftrag hatte, alle separatistischen
Anstürme zurückzuschlagen, der Vefehl erteilt worden,
sich vom Rathaus zurückzuziehen. Sie hat das Rat¬
haus verlassen müssen,dann war es den Separatisten
möglich, das Rathaus zu besetzen. Man hat in
Duisburg seitens der Besatzungbehörde Befehle
erlassen, die geeignet waren, unseren, deutschen
Behörden jede Möglichkeit der Abwehr und jede
Möglichkeit des Schutzes der Bevölkerung aus der
Hand zu nehmen. Man hat dort Terror verübt,
indem man die Angehörigen der Beamten, ihre
Kinder sogar, bedrohte und verhaftete, um von ihnen
eine Auskunft darüber zu erpressen, wo ihre Väter zu
finden und zu verhaften wären. (Hört, hört!) Man
hat dort geraubt und geplündert bis zum heutigen
Tage, s,o daß die Stadt Duisburg in einigen Tagen
Nicht mehr weiß, womit sie ihre Krankenhäuser und
öffentlichen Anstalten verpflegen und wie sie die
Bevölkerung mit Lebensmitteln versorgen soll. (Hört,
hört!) Ich bedaure noch einmal, gerade das Duis¬
burger Material nicht des längeren uortraMn zu
können; es ist äußerst lehrreich für die Beurteilung
der gangen Verhältnisse.

Da fallen mir eine Reihe von Photographien in
die Hände. Man hat in Duisburg mit besonderer
Liebe sich eines bestimmten Ressorts der Verwaltung
angenommen, und zwar desjenigen Verwaltungs-
tciles, der die Erhebungen über Verbrecher und Ge-
sindel anstellt; dort hat man die Akten in der furcht¬
barsten Weise zerstört und vernichtet. Hier liegen die
Photographien vor. Ich habe heute morgen welche
von Aachen gesehen,aus denen hervorgeht, mie furcht¬
bar dieses Gesinde! in den Rathäusern gehaust hat,
in Aachen noch schlimmer als in Duisburg, denn in
Aachen sind wertvollste Kunstgegenstände, die nicht
mehr ersetzt weiden können, in brutalster Weise ver¬
nichtet worden, so daß der Beweis erbracht ist, daß
es diesen Leuten nur darauf ankommt, zu rauben,
zu plündern und zu vernichten, absolut nicht irgend
etwas Vernünftiges aufzubauen. (Abgeordneter
Gellach' Sie haben ihre eigenen Akten vernichtet.!)
hier sehe ich gerade ein Schreiben des Herrn Mlltthes
nn den Herrn Grafen Spee. den Landrnt des Kreises
Schleiden:

„Nachdem Sie zu unserem Bedauern nicht in
der Lage stnd, uns eine Neutralitätserklärung ab¬
zugeben, d. h. das Versprechen, nicht gegen uns
arbeiten zu wollen, müssen wir Sie im Interesse
der neuen rheinischen Landesregierung Ihres
Amtes bis aus weiteres entsetzen. So, wie Sie
bisher der preußischen Regierung in Berlin bez,w.
dem Oberpräsidium in Koblenz unterstanden, unter¬
stehen Sie jetzt der facto-Gewalt der neuen Regie¬

rung. Sie haben sich also aller direkten und in¬
direkten Amtshundlungen zu enthalten.

Die Exekutive: gez. Matthes."
Der Graf Spee ist in Schleiden schwer mißhandelt

und per Auto entführt worden; in Dann hat man
ihn ins Gefängnis geworfen, dann hat man ihn zu
Mlltthes nach Koblenz geschleppt mit Drohungen
gegen sein Leben; gestern hat man ihn wieder ent¬
lassen, man meint! aus Angst vor den Belgiern.

Sie wissen aus den Zeitungsberichten, wie in der
südlichen RhcinvllWinz diese Bewegung an vielen
Stellen Boden gefaßt hat, nicht insofern, als ob die
dortige Bevölkerung für diese rheinische Republik,
die von diesen Banditen ausgerufen wird, irgendwie
zu haben sei. Man hat in Koblenz, in Trier und
an vielen Orten der südlichen Rheinprovinz unter
Führung der Besatzungstruvpen mit Waffengewalt
die öffentlichen Gebäude besetzt. In Koblenz ist es
vor allem erwiesen, daß die anstürmenden Separa¬
tisten von Franzosen zum Schloß geführt worden
sind und ihnen so erst die Möglichkeit gegeben wurde,
das Schloß zu besetzen. In Trier, meine Damen
und Herren, hat man sich nicht damit begnügt, unter
dem Schutze der Besatzungtruppen die 'öffentlichen
Gebäude zu besetzen; dort ist man auch über wehr¬
lose Bürger hergefallen und hat in der infamsten
Weise die Bürger und selbst ihre Angehörigen be¬
handelt. Einer dieser Bürger, Herr Abgeordneter
Reese, ist unter uns, und ich nehme an, daß Sie alle
aus der Presse erfahren haben, wie es ihm ergangen
ist, daß Sie auch schon wissen, daß man in seinem
Hausrat fürchterlich gehaust und in seinem Hause
Verwüstungen angerichtet hat.

Ich habe hier einen kürzeren Bericht aus Düren;
weil er eben kurz gefaßt ist, möchte ich ihn zur Ver¬
lesung bringen; er kennzeichnet einigermaßen die
ganze Situation:

„Die Separatisten besetzten Montag, den 22. IN.,
das Rathaus, das Landratsamt, die Post und die
Bank. Die ersten Tage bis Dienstag verliefen
ruhig, da die Polizei vorher entwaffnet war durch
einen früher im französischenPolizeidienst stehen¬
den Sonderbündler. der im Auftrage der Besatzung
die Waffen abforderte. Am Dienstag abend fand
infolge einer Falschmeldung des die Rathaus-
zentrale bedienenden Separatisten ein Sturm auf
die Wohnung des Oberbürgermeisters statt. Gegen
N Uhr rückten starke Separatistenbanden, nach¬
dem sie das EinWNgstor erbrochen hatten, in den
Garten und beschossen die rückwärtige Front des
Gebäudes. Die zu Hilfe gerufene französische
Wache, welche den Schutz der drei in dem Hause
untergebrachten französischenFamilien übernehmen
sollte, wurde von dem obenerwähnten Sonder¬
bündler davon unterrichtet, daß sich in dem Hause
Tchupobeamte befinden sollten, 'und es beteiligte
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sich die Wache (30 Schwarze) an den Schießereien.
Der Oberbürgermeister wurde, trotzdem er sich
unter französischen Schutz gestellt hatte, von dem
Delegierten auf telephonischen Anruf hin noch in
der Nacht den Separatistenbandon überliefert und
vor ein Volksgericht gestellt, welches ihn zunächst
internierte."
Dann folgen ähnliche Dinge, wie ich sie eben

gekennzeichnethabe: Raub, Plünderung in der Nach¬
barschaft, die ganze Mühle ist vernichtet worden,
die Insassen der Mühle hat man in trostlosem Zu¬
stande verhaftet und weggeschleppt.

Des Beispiels halber sei hier nvch ein Material
aus bei Gegend von Königswinter (Obercassel,
Niedercassel usw.) erwähnt, provisorisch auf¬
genommene Berichte, meist von Frauen, die sich
bitter darüber beklagen, daß Hie Männer des nachts
aus dem Hause geholt, mit der Pistole bedroht, ab¬
geschleppt und nach Königswinter ins Gefängnis
geführt worden sind.

Meine Damen und Herren! In der südlichen
Rheinurouinz hat sich die Sache in besonders
tragischen Formen abgespielt. Dort sind die Qand-
räte ihres Amtes entsetzt, dort hat man überall

' Kreistommissare eingesetzt, u. a. eiu Mitglied des
Provinziallllndtllgs, den einzigen Vertreter der

l «christlichen Noltspartei, G e r t n e r, der sich wohl
gehütet hat, nach Barmen zu kommen. (Hört, hört!)
Man hat in Kreuznach, leider auch unter dem Schutze
der Besatzungtruppen, es ebenfalls möglich gemacht,
das Rathaus und die öffentlichen Gebäude zu be¬
setzen. In Kreuznach ist gestern der Kreistag ge¬
sprengt worden i die Mitglieder wurden zum Teil
verhaftet, von wem, ist zurzeit noch unbekannt: ein
Telegramm besagt lediglich diese Tatsache.

Wenn man bedenkt, in welch einem Zustande die
Rathäuser waren, wenn sie von den Separatisten
gestürmt oder verlassen waren, bekommt man wieder
ein Bild von dem Charakter dieser Leute. In
manchen Rathäusern sind die Schieibzeuge, die
Lineale, die Löscher, sämtliche Apparate in den Bei,
messungsburenus, diese wertvollen, unerfätzlichon
Apparate, glatt verschwunden. In anderen Rat¬
häusern hat man, wie ich eben schon betonte, alles
kurz nnd klein geschlagen. Man ist überall dazu
übergegangen, sich der Geldpresse zu bemächtigen und
einfach Scheine in einer x-beliebigen Höhe zu drucken.
Die Bevölkerung wird gezwungen, die Scheine an¬
zunehmen, und die Geschäftsleute müssendie Lebens¬
mittel dafür abgeben. Es werden Requisitionen
vorgenommen und Unmassen von Lebensmitteln zu¬
sammengeschleppt,nicht für die Bevölkerung, sondern
zunächst für die Separatisten, die widerrechtlich im
Besitz der Gewalt sind, weil sie uns mit Revolvern
und sonstigen Sachen bedrohten und von Mächten
beschützt wurden, die in allererster Linie verpflichtet

gewesen wären, uns zu beschützen. Ich betonte eben
schon, daß in einer Stadt, in Duisburg, die Requi¬
sitionen einen solchen Umfang angenommen haben,
daß die Lebensmittelversorgung der Stadt und der
ganzen Bevölkerung in Frage gestellt ist. Dasselbe
gilt von manchen anderen Städten unseres Rhein¬
landes, die in ähnliche? Form besetzt und aus¬
geplündert werden. Dazu kommt, daß unsere Be¬
völkerung infolge der fortgesetzten Verhaftungen.
Ausweisungen und Mißhandlungen unruhig wird.
Mir sind Fälle bekannt, in denen Herren verhaftet
und dermaßen mit Gummischläuchen, Ketten und
Fußtritten ins Gesicht zugerichtet worden sink, daß
sie direkt in Lebensgefahr sind. Ihnen allen, die
Sie unter der Knutenheiischaft der Separatisten
stehen, werden ähnliche Fälle nicht unbekannt ge¬
blieben sein. Es gibt sogar Fälle, in denen die Aus¬
weisung durch Separatisten ausgesprochen und durch
die Vesatzungsbehölde ausgeführt wird.

Meine Damen und Herren! Wie stellt sich zu all
diesen Dingen unsere rheinische Bevölkerung? Man
hat in der A usw ndspr esse hier und da lesen können,
daß unsere Bevölkerung die Separatisten begrüßt
und als Befreier des Rheinlandes empfangen habe.
Ich glaube nicht, daß einer von uns allen irgendwo
den Eindruck gehabt hat, daß die Separatisten als
Befreier begrüßt wurden, im Gegenteil als Bedrücker
allerschlimmster Art, die uns Recht und Freiheit,
die Möglichkeit zu leben und zu existieren, fa fast die
Lust am Leben genommen haben. (Lebhafte Zu¬
stimmung.)

Meine Damen und Herren! Unsere Bevölkerung
ist einhellig, darf man sagen, in der Ablehnung
dieser Nanditenherrschaft. Gewiß, es mag einzelne
Verräter und Brudermörder auch in der rheinischen
Bevölkerung geben, die sich dazu hergegeben haben,
die Separatistenbewegung zu unterstützen. Aber das
sind, Gott sei Dank, nur einzelne geblieben. Es ist
geradezu schamlos, daß eine kleine Gruppe von
Menschen, weil sie zufällig das Recht hat, Waffen
zu führen, das Recht für sich in Anspruch nimmt,
Vertreter der rheinischen Bevölkerung zu sein, und
hingeht und die Tatsache, die sie nur an einzelnen
Orten geschaffen hat, als eine vollendete hinzustellen
und der Welt zuzurufen: Wir haben die Unab¬
hängige Rheinifche Republik ausgerufen — die fo
„unabhängig" ist, daß sie in demselben Augenblick
weggefegt wäre, wo den Burschen der Revolver aus
der Hand geschlagen würde und sie den Schutz der
Mächte nicht mehr hätten, die ihnen heute ihnen
Schutz angedeihen lassen. (Allseitige Zustimmung.)
In demselben Augenblick würde die Bevölkerung
aller Parteien des gesamten Rheinlandes zusammen
im Handumdrehen mit dem Gelichter fertig werden
(Lebhaftes Sehr richtig!) und die alten Zustände
Wiederherstellen. Mit dieser sog. Unabhängigen

13'
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Rheinischen Republik hat das Rheinland absolut
nichts zu schaffen, sondern das ist nur eine Mache

' der Sonderbündler und derjenigen, die sie beschützen.
Die chemischeBevölkerung, meine werten Damen

und Herren, ist nicht bloß innerlich entrüstet, sie ist
erschüttert und steht zu einem großen Teile vor der
Tatsache, daß sie die Dinge nicht mehr ertragen kann'
sie steht vor der Tatsache, daß durch die furchtbare
Bedrückung eine Nervosität durch das Volt ging, daß
der klare Blick für die wirklichen Verhältnisse
manchem verloren zu gehen droht. Da haben wir
die Aufgabe, unserem gesamten rheinischen Bolt den
Rücken zu stärken (Sehr gut!) und ihm zuzurufen'
Eure Bertreter, die Ihr gewählt habt, und die die
wirtlichen Vertreter des Rheinlandes sind, werden
nie und nimmer dulden, daß die Welt glaubt, die
durch Waffengewalt geschaffene Regierung der
Separatisten sei die Regierung, die das rheinische
Volk für sich wünscheund auf die Dauer dulde. Wir
wollen ihnen von dieser Stelle aus zurufen, und
dazu sind wir als Abgeordnete verpflichtet! Wir
wollen alles tun, was in unseren Kräften steht. Wir
wollen nicht bloß protestieren, sondern helfen, wo
wir helfen tonnen, und, wenn man uns die Mög¬
lichkeit nimmt, zu helfen, dann, meine Damen und
Herren, werden wir uns auch noch nicht zähne¬
knirschendfügen unter das, was man uns antut' es
gibt auch noch eine Kraft im rheinischen Volte, die
lieber zusammenbricht, als von diesen Mörderbanden
sich zwingen zu lassen, eine Herrschaft zu dulden, die
die Herrschaft von Banditen ist. (Laute Zustimmung
und Brauo-Rufe.) Meine Damen und Herren! Weil
es aber so ist, darum sind wir gezwungen, zunächst
eine Feststellung zu machen. Ich wiederhole diese
Feststellung. Sie besteht darin, daß wir hier im
Rheinlande unter den Augen der belgischen und
französischen Regierung zusehen müssen, wie be¬
waffnete Banden trotz des Verbotes der Besatzungs¬
behörde, die uns nicht gestattet, Waffen zu führen,
die ein allgemeines Waffenuerbot erlassen hat, durch
das Land ziehen, öffentliche Gebäude besetzen und
die Regierung, wo sie können, an sich reißen. Richt
der überwältigende Teil des Volkes bloß, das ge¬
samte Volk des Rheinlandes empfindet dos als un¬
erträglich. Als berufene Vertreter der Rheinprouinz
erheben wir in Gemeinschaft mit den übrigen Län¬
dern am Rhein, die den gleichen Akten des Terrors
und der Vergewaltigung ausgesetzt sind, den nller-
schäifsten Widerspruch.

Meine Damen und Herren! Im Kriege haben
wir von unseren Gegnern immer wieder gehört, der
Krieg werde um das Selbstbestimmungsrecht der
Völker geführt. Dchür haben wir den schönsten
Beweis in diesen Wochen bekommen, wie man das
Selbstbestimmungsiecht der Völker achtet, indem man
den Auswurf der Menschheit dazu beruft, dem

Rheinlande eine scheinbare Selbstbestimmung zu
geben, tatsächlich aber ihm eine Willkürherrschaft
llufzuzwingen. (Zustimmung.) Der Wille der Be¬
völkerung ist mit so elementarer Gewalt zum Aus¬
druck gekommen, meine Damen und Herren, daß schon
Verblendung und wissentliche Falschmeldung dazu
gehört, um der Welt vormachen zu wollen, als ob
wir hier im Rheinlande gewillt seien, eine solche
Herrschaft zu dulden, und als ob wir sogar die Arme
geöffnet hätten, um diese Befreier hier zu begrüßen.
(Lebhaftes Lehr richtig!)

Wir haben schärfsten Protest gegen die Tatsache
einzulegen, daß die Nesatzungsbehörden diesen Terror
gelduldet und sogar unterstützt haben. (Zustimmung.)
Wir haben in der vorigen Woche einen Augenblick
geglaubt, daß die belgische Regierung sich besinnen
und nach dem Vorgänge in Aachen nun ihre unter¬
gebenen Organe zurückrufen würde. Sie hat erklärt,
daß sie absolut neutral sei, und, wenn die Neu¬
tralität verletzt worden fei, es gegen ihren Willen
durch die untergeordneten Organe geschehen sein
müsse. Wir haben die Konsequenz des einen Aktes
in Aachen aber nicht gesehen. Meine Damen und
Herren! Wir sehen immer noch, daß im belgisch
besetztenGebiet mehrere Städte besetzt sind und daß
dort die Herrschaften, die die Gewalt an sich gerissen
haben, immer weiter sich breit machen und, ohne
irgendwie gestört zu werden, ihre Willkürherrschaft
weiter ausüben. Darum — das mutz die belgische
Regierung verstehen — haben wir das Vertrauen
verloren, daß sie die Absicht hat, konsequent das
durchzuführen, was sie scheinbar in Aachen hat zum
Ausdruck dringen wollen. Wir befürchten von den
jetzigen Bestrebungen eine furchtbare Zukunft. —
Meine Damen und Herren! Wenn das Rheinland
losgerissen und, wie die Sonderbündler es wollen, zu
einem autonomen Staat erhoben würde, dann be¬
steht die große Gefahr, daß der Haß, der in der Welt
besteht, und den einzudämmen wir alle uns zur Auf¬
gabe setzen wollen, noch vermehrt und zu einem
furchtbaren Brande entfacht wird. Wir Rhein¬
länder haben alle Veranlassung, nicht zu wünschen,
daß dieser Haß noch vermehrt wird und daß wir es
schließlich erleben müßten, daß auf rheinischem Boden
ein furchtbarer Zukunftskampf sich abspielen würde.
Wir wünschen unter allen Umständen, daß der Haß
nicht mehr gefördert wird, sondern daß die Nölter-
versöhnung durch uns, durch unser deutsches Vater¬
land und auch durch die BesatzuMstruppen mit-
geföidert und erreicht würde. Vielleicht mag dieser
Gedanke Zukunftsmusik sein, aber er darf nicht eine
Unmöglichkeit werden durch Taten, wie sie in den
letzten Wuchen geschehensind.

Wir haben den Krieg verloren, das wissen wir,
wir sind Verpflichtungen eingegangen, und wir sind
bereit, diese Verpflichtungen soweit zu erfüllen, wie
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Menschen sie erfüllen können. Wir sind bereit, auch
am Aufbau Frankreichs und Belgiens mitzuarbeiten
und unsere Pflichten zu erfüllen. Aber man darf
es uns nicht unmöglich machen, meine Damen und
Herren. Man darf nicht, indem man den Haß
fördert, Dinge schaffen, die die Zukunft in einem
gräßlichen Lichte erscheinen lassen. Mir wollen gerne
eine Verständigung herbeiführen, auch wir Rhein¬
länder willen gerne diese Verständigung mit fördern.
Man darf es uns aber nicht unmöglich machen, indem
man uns von denen losreißt, die mit uns und über
uns mit den Staaten verständigt weiden sollen, die
uns fein« waren oder die uns sonst nicht freundlich
gegenüberstanden. Wir stellen uns absolut auf den
Boden der Verfassung des Deutschen Reiches (Bei-
sall) und gestatten keinem anderen, hineinzureden
und uns zu zwingen, diesen Boden zu verlassen.
Wir gestatten vor ollem nicht den ausländischen
Mächten und keinem Verbrecher- und Diebesgesindel,
uns von diesem Boden fortzudrängen. Meine Damen
und Herren! Wir stellen uns in diesem Augenblick
vor die Völker und rufen ihnen einen scharfen Protest
g^gen die Sonderbündler und deren Beschützerent¬
gegen. Die gesamte Arbeiterschaft unseres deutschen
Vaterlandes und unserer Rheinvrovinz — davon bin
ich überzeugt — ruft allen Brüdern in allen Ländern
des Weltalls diesen Protest zu und fordert sie auf,
in ihren Ländern Protest zu erheben gegen diese
Vergewaltigung unserer Brüder im Rheinlande. Alle
Konfessionen unseres Landes werden den Bürgern
der ganzen Welt zurufen müssen- Versucht Einhalt
zu gebieten dieser Verwilderung und Vergewal¬
tigung, dieser Förderung des Hasses, die in Zukunft
zu den furchtbarsten Auswirkungen führen müssen.
Unser deutsches Voll insgesamt und wir bedrückten
Rheinländer insbesondere stellen uns vor die Welt
und stellen uns auch vor unsere ehemaligen Gegner
und rufen ihnen zu: Wißt Ihr denn nicht, daß die
'Weltgeschichteauch zu guter Letzt das Weltgericht

sein wird? (Beifall.) Wißt Ihr denn nicht, daß Ihr
zwar vorübergehend nur die Welt so in Unkenntnis
setzen könnt, daß sie nicht weiß, welche furchtbaren
Taten an uns arme Menschen hier im Rheinlande
vollzogen werden? Wißt Ihr denn nicht, daß diese
wissentliche Falschmeldung an die ganze Welt auch
einmal der Wahrheit erliegen muß und daß, wenn
die Wahrheit sich durchringen wird, ein furchtbares
Gericht in der Weltgeschichte über Tuch ergehen
wird. Wollt Ihr den Anspruch darauf wahren, als
Menschen zu gelten, die für Recht, Gerechtigkeit und
Anstand eintreten, dann schickt das Diebesgesindel
dahin, wohin es gehört, in die Zuchthäuser un!d Ge¬
fängnisse, und gestattet uns, frei zu sein, frei mit
Euch zu verhandeln und frei an Eurer Seite die
Geschicke Deutschlands und der übrigen Völker der
Welt in Friede und Eintracht für die Zukunft zu
gestalten, frei von Haß und Mißtrauen in dem einen
großen Gedanken, daß wir Menschen Europas alle
miteinander zusammenstehen müssen, um das ge¬
brochene und zerbrochene Europa wieder aufzubauen.
(Lebhaftes Bravo!)

Wir protestieren und rufen die ganze Welt an,
Verständnis zu haben für unsere Lage und uns zu
helfen, weil sie helfen können. Meine Damen und
Herren! Es ist keine Unmöglichkeit, uns zu helfen.
Die Welt braucht nur zurückzukehrenzu der Achtung
vor Recht und Gesetz, dann ist unserem rheinischen
Volke, dann ist auch unserem deutschen Volke ge¬
holfen. (Lauter allseitiger Beifall.)

Vorsitzender Dr. Juries: Nach dem Beschlusse
des Aeltesteniates und Ihrem Beschlussesoll nun¬
mehr die Sitzung, vertagt werden. Ich bitte Sie,
mich zu ermächtigen, den Termin für die nächste
Sitzung morgen festzulegen, je nachdem, wie die
Verhandlungen fortgeschritten sind. ^ Ich bin dazu
ermächtigt. Ich schließe die Sitzung.

(Schluß 5 Uhr 25 Minuten.)

Dritte Sitzung
im Mathause zu Barmen, am Donnerstag, den 8. November 1923.

(Beginn 6 Uhr 5 Minuten.)

Tagesordnung: Besprechung der Rhein. Fragen
auf Grund der Nusschußberatuna..

Vorsitzender I>r. Iarres: Die Sitzung ist
eröffnet. Ich bitte die Herren Elfes und Knab. als
Schriftführertätig zu sein.

Meine Damen und Herren! Wir setzen im Anschluß
an das gestrige Nefernt unsere Verhandlungen fort.

Zunächst bitte ich jedoch Herrn Abgeordneten Esser,
das Referat über die Goldnotenbank zu erstatten.

Abgeordneter Esser: Meine Damen und Herren!
Der Rheinische Provinziallandtng ist zusammen¬
getreten, um die furchtbare Not der rheinisckien Lande
zu besprechen und auf Mittel zu sinnen, die zur
baldigen Besserung der Lage beitragen können. Im
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Vordergründe der unhaltbar gewordenen wirtschafte
lichen Verhältnisse steht die in rasendem Ausmaß
fortschreitende Entwertung unserer deutschen Mark,
die dahin gefühlt hat, daß in zahlreichen rheinischen
Bezirken die Papiermark als Zahlungsmittel so gut
wie völlig ausgeschaltet ist. Die Hoffnung, daß das
Reich ein wertbeständiges Zahlungsmittel heraus-

' bringen und dies auch in den rheinischen Landen ein°
führen werde, hat sich leider bis jetzt nicht erfüllt.
Der Herr Reichsfinanzminister hat noch gestern in
seinem finanzpolitischen Ezpost» folgenden Satz aus¬
gesprochen: „Besonders Mimm war, daß im besetzten
Gebiete die Versorgung mit Zahlungsmitteln, die noch
irgendeinen Wert haben, völlig unmöglich war." In
der wachsenden Not ist der Ruf nach einem wert¬
beständigen Zahlungsmittel immer lauter und
dringender geworden, und seit Wochen haben
Bestrebungen eingesetzt, die aus eigener Kraft der
rheinischen Wirtschaft heraus diesem Mangsl ab¬
helfen und der dringendsten Not steuern wollen. In
dem 2ler-Ausschuß, den der Rheinische Provinzial-
landtag in seiner eisten Sitzung eingesetzthat, ist der
Plan einer Goldnotenbank vorgelegt worden, der
bereits soweit gediehen ist, daß er der Reichsregie-
rung mit dem Ersuchen um Genehmigung dieses
Schrittes vorgelegt werden konnte.

Diese Goldnotenbank soll mit einem Kapital von
100 Millionen Goldmart gegründet werden, wovon
ein Viertel bar eingezahlt werden soll. Die Aktien
lauten auf den Namen. Träger -des Unternehmens
sollen sein: die Wirtschaft, die Banken des besetzten
Gebietes und das Ausland, wobei die Beteiligung
des Inlandes zu 55 Prozent und die des Auslandes
zu 45 Prozent gedacht ist. In den Satzungen, die
uns in dem 21er-Ausschuß vorgelegt wurden, ist als
Aufgabe der Bank im 8 5 folgendes festgesetzt: „Den
Zahlungsverkehr zu erleichtern durch Errichtung von
Goldmnrkkonten und durch Ausgabe von Goldmark¬
noten und Münzen." Der Geschäftskreis ist begrenzt.
Es heißt ausdrücklich, daß Geschäfte jeder Art mit
Staaten und Ländern nicht gemacht weiden dürfen.
Es ist beabsichtigt, die Goldnoten in kleinen und
kleinsten Stücken auszugeben, die von der Industrie
gegen wertbeständige Unterlagen abgenommen wer¬
den können und die durch diese Kanäle auf dem Wege
der Lohn- und Gehaltszahlung in die weitesten
Kreise der Verbraucher hineingepumpt werden sollen.
Die Höchstdiviocudcder Bank soll N Prozent betragen,
wodurch die Möglichkeit einer gewinnsüchtigen Absicht
bei der Gründung absolut ausgeschlossenist.

Im Ausschuß wurden bei der Besprechung des
Projektes verschiedene Bedenken laut. Zunächst war
es die starte Beteiligung des Auslandes, sowie der
Umstand, daß von der 45prozentigen Beteiligung des
Auslandes auf Frankreich 30 Prozent und auf die
übrigen in Betracht kommenden Länder 15 Prozent
fallen sollen, was starke Bedenken im Ausschuß aus¬

löste. Es ist dagegen mit Recht geltend gemacht
worden, daß ohne Heranziehung des Auslanbstredits
der leider Gottes vollständig zusammengebrochene
deutsche Kredit nicht mehr wieder hergestellt weiden
könne. Meine Damen und Herren! Bei den ver¬
schiedenenProjekten, die seit Kriegsende auftauchten
und zum Wiederaufbau unserer Wirtschaft und
unserer Finanzen bestimmt waren, hat stets die inter¬
nationale Anleihe eine bedeutende Rolle gespielt.
Eine internationale Anleihe wurde immer von den
verschiedenstenRegierungen, die wir gehabt haben,
als Vorbedingung der Gesundung der deutschenWirt¬
schaft bezeichnet. Wenn wir uns diesen Gedanken vor
Augen halten, dann müssen wir auch hier die Hcran-
ziehuug des Auslandskapitals als durchaus im
Rahmen der Gcsunduugsplane für die deutscheWirt¬
schaft liegend anerkennen, namentlich auch deshalb,
weil die deutsche Mehrheit im Aktienbesitzdurchaus
gesichelt ist. Die ausländische Beteiligung ist nicht
als Beteiligung der Länder, sondern ausdrücklichals
Beteiligung des ausländischen Prinattapitals gedacht.
Naturgemäß wird der Zusammensetzung des Aktien¬
kapitals auch die Zusammensetzung des Auffichtsrats
entsprechen. Es ist sichergestellt,daß die Spitze eine
deutsch« ist, und im übrigen bleibt auch der Vorstand
in deutschen Händen.

Ein Wunsch, der aus der Reihe dei Ausschuß-
mitgliedel laut wurde, ging dahin, den Landesbanken
der Provinzen eine Beteiligung an dieser Bank und
auch ein gewisses Mitbestimmungsiecht zu sicheln.
Dem wurde negenübergehalten, daß durchaus be¬
absichtigt sei. die Provinzialbanten von Rheinland,
Westfalen und Hessen-Nassau und die Lnnderbnnken
von Hessen und der Pfalz für die Beteiligung an der
Goldnotenbnnk zu gewinnen, und es ist auch in Aus¬
sicht genommen, falls die Beteiligung einen Ansprucb
nach der Richtung als berechtigt erscheinen läßt, den
Landesbanken eine Vertretung im Aufsichtsrat zu
neben. Von vornherein haben die Gründer des
Unternehmens sich vor Augen gehalten, daß inchts
ohne Zustimmung der Reichsregierung geschehen
dürfe.

Weiter wurde das Bedenken erhoben, daß durch
diese Goldnotenbank des besetzten IGebietes etwa
demnächst in Wirksamkeit tretende deutsche wert'
beständige Zahlungsmittel gedrückt weiden könnten
und daß vielleicht die Möglichkeit bestände, durch aus¬
reichende wertbeständige Zahlungsmittel des deutschen
Reichs die Lücke auszufüllen, die zurzeit noch klafft
und deren Größe nun niemand geleugnet wurde.
Meine Damen und Herren! Wir wollen alle zuver¬
sichtlich hoffen, daß es dem deutschen Reiche gelingt,
recht bald ein weltbeständiges Zahlungsmittel
heiauszubringen. Ob es im besetzten Gebiet Eingang
findet, steht dahin. Abel selbst, wenn es Eingani
fände, würde es durch die Rheinische Goldnotenbank
in keiner Weise gehindert sein. Auf der anderen
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Seite muß aber jeder Kenner der Lage der Wirt¬
schaft im unbesetzten Gebiet zugeben, daß wir die
Wirtschaft des unbesetzten Deutschlands durch die
Rheinische Bank, die hier beabsichtigt ist, nur ent¬
lasten und ihr die Möglichkeit geben, sich in aus¬
giebiger Weise der vom deutschen Reiche zu schassenden
wertbeständigen Geldmittel zu bedienen.

Aus diesen Erwägungen heraus hat der Ausschuß
in seiner Mehrheit beschlossen, dem Prouinzialland-
wge die Annahme folgenden Beschlusses Vorzutragen!

. '„Der Provinziallandtag hält die sofortige Ver-
^ lorgung des besetztenGebiets mit wertbeständigen

Zahlungsmitteln für notwendig. Er erwartet
daher von der Reichsregierung schleunige Ent¬
schließungüber den zurzeit in Verlin Vorliegenden
Gvündungsplan einer Goldnotenbank, mit dem er
grundsätzlich einverstanden ist (Zuruf des Abg.
Haas! nur dann grundsätzlich einverstanden
ist!) mit dein er nur dann grundsätzlich einver¬
standen ist, falls nicht baldigst andere geeignetere
Maßnahmen gefunden werden sollten."
Ich bitte um Annahme dieses Beschlusses.-
Meine Damen und Herren! Wir sind uns wohl

bewußt, daß mit der Annahme dieses Beschlussesdie
Not nicht auf einmal behoben ist, daß es vielmehr
Wochen, vielleicht Monate dauern kann, ehe dicfe
Maßnahme sich fühlbar auswirkt. Aber den nach
einem leisen Hoffnungsstrahl sehnsüchtig aus¬
schauenden schwergeprüften rheinischen Üandsleuten
wird dieser greifbare Beweis ernstlichen Wollens
doch eine gewisse Erleichterung bringen.

In der gestrigen Nummer des Organs der Ver¬
einigten Sozialdemokratischen Partei Elbcrfeld, der
„freien Presse", ist über die Aufgaben des Provinzicil-
lnndtages u. a. gesagt'

„Der Provinziallandtag hat auch die ernste
Pflicht, dahin zu wirken, daß das rheinisch-westfälische
Wirtschaftsleben wieder in Gang gebracht wird,"

Wohlan, meine Damen und Herren, hier gilt es,
den ersten ernstlichen Schritt zu tun. Das deutsche
Rheinland will leben, es muß leben, es kann und
darf nicht untergehen. sVeifall.'!

Vorsitzender Dr. Inrres' Meine Damen und
Herren! Sie haben die Entschließung gehört. Der
Aeltestenrat schlägt Ihnen vor. die Erörterung über
diese Vorlage mit der allgemeinen Aussprache zu
verbinden. Die alwemeine Aussprache soll sich nach
den, Vorschlaae der drei großen Parteien, des Zen¬
trums, der Arbeitsgemeinschaft und der Sozialdemo-
tratie, an folgende Entschließung anschließen'

„Als Vertreter der Bevölkerung der gesamten
Rhcinprouinz, für die wir verantwortlich zu
sprechen berufen sind, erklären wir vor aller Welt,
daß das rheinische Volk den umstürzAiWn Be-^
strebungeu, die in 1>en letzten WochM unsaubere
und unverantwortliche, zum großen Teil land¬

fremde Elemente in die Tat umzusetzen versucht
haben, mit Abscheu und Verachtung gegenübersteht
und nichts mit ihnen gemein hat. Dürfte das
rheinische Volt handeln, wie es fühlt und denkt,
keiner dieser Landesverräter stände mehr auf
rheinischem Boden.

Der Rheinische Prouinziallandtag steht nach
wie vor zu dem von ihm wiederholt feierlich
bekundeten Bekenntnis, daß wir Rheinländer
deutsch sind und bleiben, und daß deutsches Schicksal
auch unser Schicksal sein soll. In der Not des
Vaterlandes wollen wir seine treuen Glieder
bleiben, wie wir andererseits erwarten, daß das
Leid der Westmark von dem unbesetzten Gebiete
bis zum letzten geteilt wird. Eine Aenderung
unserer Verhältnisse zu Preußen und zum Reich
kann nur auf verfassungsmäßigem Wege in Frage
kommen.

Getreu diesem Gedanken, beaufragt der Rhein.
Provinziallandtng feinen in dieser Tagung
gewählten, aus 21 Mitgliedern bestehenden Aus¬
schuß, mit größter Beschleunigung in Verbindung
mit den anderen Landesteilen an Rhein und Rnbr
alles zu tun und zu veranlassen, was zur Erleichte¬
rung des schweren Loses der Bevölkerung der
besetzten Gebiete beitragen kann. Insbesondere soll
er auf die Beseitigung des separatistischenTerrors
und jeder sonstigen Beschränkung der politischen
Freiheit sowie auf die Behebung der unerträglichen
Erschwerung des Verkehrs und der Lähmung des
wirtschaftlichen Lebens hinwirken. Ganz besonders
soll er sich für die baldige Rückkehr der Aus¬
gewiesenen und der politischen Gefangenen ein-

, setzen." ,
Ich bitte, nunmehr zu dieser Entschließung das

Wort zu nehmen und dabei auch die Entschließung
über die Goldnotenbank zu berücksichtigen.

Ich erteile zunächst dem Herrn Abgeordneten
Lönartz das Wmt.

Abgeordneter Lönartz! Meine Damen und
Herren! In der bittersten Stunde, die wohl je ein
Voll im Laufe der Weltgeschichteerlebt hat, in einer
Not und einem Elend, wie sie schwerer wohl noch
niemals auf einer Bevölkerung gelastet haben, sind
wir als die berufenen Vertreter des rheinischen
Volkes im Provinziallandtng zusammengetreten, um
über die Geschicke unserer geliebten rheinischenHeimat
zu beraten und zu entscheiden. Mit tiefem Schmerze
blicken wir auf die Leiden unseres deutschenVater¬
landes, auf seine schweren inneren Wirren, auf seine
finanziell« Zerrüttung mit ihren furchtbaren Folgen
der Arbeitslosigkeit uud der Hungersnot. Ein ehedem
stolzes, freies und glückliches Vvll sehen wir
geknechtet,gebMat. und be-drückt von Elend und Not.
und unsere MWsche Heimat trägt beinahe fünf
Jahre unsägliche Leiden. Der Rheinländer, dessen
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höchstes Gut seine Freiheit, sein Freimut, seine
Lebensfreude war, seufzt unter fremdem Joche, seiner
politischen Freiheiten und seiner Bewegungsfreiheit
beraubt. Die schweren Lasten, die ihm ein er¬
barmungsloser Vertrag auferlegt hat, die schier
unerträglichen finanziellen und seelischenOpfer, die
ein gewaltiges Nefatznngsheer ihm aufzwingt, hat er
stillend geduldig getragen für das deutsche Vater¬
land. Unsere Brüder im unbesetzten Gebiet haben
uns — wir stellen das gerne und dankbar fest — an
diesen Lasten mittragen helfen, soweit es in ihren
Kräften stand.

Meine Damen und Herren! Als nach jahrelangem
vergeblichemHarren auf eine Besserung unserer Lage
das deutsche Reich trotz allen Bemühens zur Erfüllung
der ihm auferlegten Reparationsleistungen sich außer¬
stande sah, als immer neue Nebiete des deutschen
Vaterlandes mit ihrer blühenden Industrie von
fremden Heeren überschwemmt wurden, als uuscr
Wirtschaftsleben zum Erliegen kam und unser Ver¬
kehrswesen erstarb, als wir tatsächlich vom besetzten
Gebiet abgetrennt wurden, haben wir auch diese
Opfer auf uns genommen um des deutschen Vater¬
landes willen. Unzählige Bewohner des Rhcinlandes
haben Haus und Hof, ihre Heimat und ihr Eigentum
verlassen müssen, viele haben ihre Freiheit eingebüßt
lind sitzen heute noch in Gefängnissen, weil sie nicht
untreu werden wollten ihrem Eid und ihrem Volke.
So heldenhaftes, still duldendes Ringen einer durch
schwere vier Kriegsjachre und vier leidensnolle Nach-
kriegsiahre entkräfteten. Bevölkerung wird und muß
die Welt und die Weltgeschichteanerkennen.

Heute stehen wir am Grabe unserer Hoffnungen.
Ein Elend, so unendlich groß, ist über uns gekommen,
daß die Zunge zu versagen droht bei der Schilderung
der, bestehenden Zustände. Unsere Erwartung, daß
die Aufgabe des passiven Widerstandes eine Erleichte¬
rung in unseren Leiden bringen werde, ist bitter
getäuscht. Unser Wirtschaftsleben ist zerschlagen,
unsere ehedem blühenden Industrien sind stillgelegt,
ein Heer von Menschenbettelt vergeblich um Arbeit,
unsere Voltsgesundheit ist auf das schlimmste ge¬
fährdet, und grausig zieht das Gespenst des Hungers
von Haus zu Haus. Die deutsche Mark ist voll¬
kommen entwertet. Jede Stunde bringt ihr erneuten
Sturz, so daß die Beschaffung der ' notwendigsten
Lebensmittel nicht mehr möglich ist. wenn nicht
schleunigst ein wertbeständiges Zahlungsmittel ge¬
schaffenwird und die im Einzug begriffenen fremden
Geldzeichen verdrängt.

Meine Damen und Herren! In so schwerer Lage
ist uns ein neuer Feind in der Separatistenbewegung
entstanden, die sich landesnerräterisch gegen die
deutsche Bevölkerung und'gegen das Deutsche Reich
erhebt. Einige wenige verstiegene Phantasten mit
ihren Horden von Verbrechern nnd landfremdem Ge¬

sinde! sind schwer bewaffnet, grausam und gewalt¬
tätig über eine harmlose, waffenlose Bevölkerung
hergefallen, haben sich der öffentlichen Gebäude be¬
mächtigt und nehmen dem schwer darbenden Volt
die letzte Lebensmöglichteit. Was wir an Roheiten
und Verbrechen, an Blutvergießen und Mißhand¬
lungen, selbst an Frauen, Kindern und Greisen, mit
eigenen Augen erleben mußten, spottet jeder Be¬
schreibung. Und doch hat unser treudeutsches Volt
einmütig und geschlossen — zu seiner höchsten Ehre
sei's gesagt — all diesen Bedrückungen heldenhaft
und unentwegt Widerstand geleistet und lieber Not
und Tod erduldet, als sich solchen Verrätern an¬
zuschließen.

Auch an dieser Stelle wollen wir es nochmals
vor aller Welt als die berufenen Vertreter des ge¬
samten rheinischen Voltes betonen, daß für alle
Rheinländer jeglicheVerständigung und jegliche Ver¬
handlung mit diesen Verrätern an unserem Deutsch¬
tum vollkommen ausgeschlossenist. (Beifall.)

Meine Damen und Herren! Troß ist die Not und
schwer die Bedrückung. Allenthalben seufzt die Be¬
völkerung nach einer Erlösung von so unerträglichem
Leide. Vertrauensvoll sind die Augen von zwölf
Millionen Menschen des ganzen besetzten Gebietes
heute auf uns gerichtet, in der Erwartung, daß
ihnen ein Hoffnungsschimmer leuchte, daß endlich
einmal ein Schritt geschehe, der es ermöglichen könnte,
eine Besserung unserer Lage herbeizuführen, unser
Wirtschafte und Vertehrsleben wieder in Gang zu
bringen, die notwendigsten Lebensbedürfnisse zu be¬
friedigen, die unerträglichen Vesatzungslasten zu er¬
leichtern und uns zu befreien von der durch die
Separatisten uns bereiteten landfremden Schmach.
Dürfen wir, meine Damen und Herren, dieses Ver¬
trauen, diese letzte Hoffnung enttäuschen? Können
wir als pflichtgetreue Vertreter unserer Wähler es
verantworten, den Keim der Verzweiflung in die
Seele unseres Volkes zu legen und es der völligen
Zermürbung und Verelendung preiszugeben? Hier
tatenlos zuzusehen, wäre eine Katastrophenpolitit,
die die Rheinlande einem Chaos entgegenführen
müßte, aus dem es keine Rettung mehr geben kann.

Meine Damen und Herren! Die Zentrums-
srattion lehnt einmütig und geschlosseneine solche
Politik ab. Wir sind fest entschlossen, uns nicht
willenlos dem Schicksal zu überlassen, sondern, soweit
es in unseren Kräften steht und soweit Pflicht und
Gewissen es zuläßt, uns einzusetzenfür den Versuch,
die Rot zu lindern, das Verkehrs- und Wirtschafts¬
leben wieder in Gang zu bringen, unseren Arbeitern
Brot zu verschaffen,die Verwaltung des Rheinlandcs
durch treudeutsche Beamte aufrecht zu erhalten und
vor allem unser Deutschtum zu retten. (Bravo!)

Meine Damen nnd Herren! Es erhebt sich die
Frage! Was kann geschehen. Von wem kann die er-
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sehnte Hilfe kommen? Da müssen wir mit einem Ge¬
fühl des lebhaftesten Schmerzes uns sagen, daß
unser deutsches Vaterland, zu vom wir stets voll
Vertrauen unsere Hand ausgestreckt haben, allein
uns nicht in unseren Nöten helfen kann. Wir hegen
die feste und unerschütterliche Ueberzeugung, datz die
Reichsregierung von dem «besten Willen beseelt ist
und daß von Berlin geschieht,was immer nur mög¬
lich ist. Wir wissen und erkennen es dankbar an,
daß ungeheure Reichsmittel in das notleidende be¬
setzte Gebiet geflossen sind. Mir wissen aber auch,
daß das Reich, wenn es nicht seine eigene Existenz
aufs Spiel setzen soll, nicht so wie bisher mit offener
Hand geben kann und zu den stärksten« Ein¬
schränkungen aus allen Gebieten gezwungen ist. Wir
wollen, daß vor allem das deutsche Reich lebe und
gesunde. sVravo!) Wenn mir natürlich auch in
Zukunft auf Beihilfen des Reichs angewiesen sind,
so müssen wir doch in erster Linie uns selbst zu helfen
suchen. Zu unserem größten Schmerze sind wir ja
auch tatsächlich in mancher Beziehung von dem
übrigen deutschen Reiche getrennt! durch Zoll¬
schranken und Verkehrsspeiren, sowie durch die Ent¬
blößung und teilweise Lahmlegung unserer Ver¬
waltungen.

Zur Besserung unserer Lage sehen wir zwei
Mittel vor uns' Zunächst die von dem Herrn
Referenten vorgetragene, unbedingt notwendige
schleunigste Einführung eines wertbeständigen Zah¬
lungsmittels, das allein die Beschaffung der not¬
wendigsten Lebensmittel ermöglichen und Handel
und Wandel in Gang bringen kann. Wir begrüßen
es auf das freudigste, daß der tatkräftigen, sach¬
kundigen und selbstlosen Initiative des Herrn Ab¬
geordneten Hagen die baldige Inverkehrbringung
einer Goldnote, die von allen Kreisen der Bevölke¬
rung so heiß ersehnt worden ist und die allen Kreisen
der Bevölkerung vom Arbeiter bis zum Industriellen
zugute kommen soll und muß. zu verdanken sein
wird. (Bravo!) Wir richten an die Reichsregierung
die dringendste Bitte, ungesäumt der Errichtung der
geplanten Notenbank die Genehmigung zu erteilen,
auf daß die Einführung dieses wertbeständigen Zah¬
lungsmittels auch nicht einen Tag länger, als un¬
bedingt nötig, hinausgeschoben werde.

Ein weiteres Mittel, meine Damen und Herren,
durch das vielleicht eine Besserung unserer Lage
möglichwäre, ist folgendes!

Schon seit Wochen hofft das gesamte deutsche
Volt sehnsüchtig auf die Einleitung von Verhand¬
lungen mit der französischenRegierung, die geeignet
mären, den bestehenden ganz unhaltbaren Zuständen
ein Ende zu maclM. Die französische Regierung hat
derartige Verhandlungen mit «der Reichsregierung
bisher abgelehnt, und es ist kein Weg ersichtlich, der
alsbald zu unmittelbaren Verhandlungen zwischen

den Regierungen führen tonnte. Und doch kann sich
wohl niemand im In- und Auslande der Ueber¬
zeugung verschließen, daß wir scheunigst zu einer
Aussprache und Verständigung kommen miisson, wenn
nicht in allerkürzester Zeit durch die gegebenen Ver¬
hältnisse das Rheinland dem gänzlichen Ruin an¬
heimfallen soll.

Wir Rheinländer, meine Damen und Herren,
wissen, daß wir Reparationen leisten müssen. Wir
sind uns auch vollauf bewußt, daß nicht von heute
auf morgen eine Besserung unserer Lage zu erzielen
ist und daß wir wahrhaftig nicht rosigen Zeiten ent¬
gegengehen. Aber andererseits muß auch die
Entente wissen, daß aus einem wirtschaftlich zer¬
störten Rheinlande keine Reparationen zu holen
find. Wir Rheinländer, meine Damen und Herren,
sehnen uns nach Frieden und Verständigung. Wir
hoffen und wünschen,daß sich über das besetzte Gebiet
eine Brücke schlagen möge zur Völkerversöhnung und
Völkerverständigung. Was liegt da näher, als daß
die notwendige Verständigung zwischen Frankreich
und dem deutschen Reich durch Verhandlungen be¬
rufener rheinischer Männer angebahnt werde, deren
Aufgabe es sein wird, eine Besserung der unerträg¬
lichen Lage des Rheinlands herbeizuführen! Nie¬
mand tonnte es vor dem Volk, vor seinem Gewissen
und vor der Geschichteverantworten, einen jolchen
Versuch der Verständigung von der Hand gewiesen
zu haben^. Die Zentrumsfrattion des Rheinischen
Provinziallandtags ist einstimmig der Ueberzeugung,
mit einem solchen Schritte in hervolagendem Maße
auch unserem geliebten Vaterland« zu dienen, für
das wir eine Erleichterung seiner innen- und außen¬
politischen Lage, eine Minderung seiner unerträg¬
lichen Lasten, sein Wiederaufleben und Erstarken er¬
hoffen. Wir verbinden damit den Wunsch und die
Hoffnung, daß endlich auch die Gefangenen befreit
werden, daß die aus dem besetzten Gebiet Aus¬
gewiesenen baldigst wieder zurückkehrenkönnen und
daß nunmehr weitere Ausweisungen mit ihren
traurigen Folgen unterbleiben.

Meine Damen und Herren! Wir erklären aber
freimütig vor aller Welt, daß wir nur einen Weg ,
gehen können, den Weg, der uns nicht abseits führt 1
von Ehre. Pflicht uud Eid. Wir betonen einstimmig,
daß jeder Versuch einer Verständigung mit den
Separatisten für uns vollkommen ausgeschlossenist,
und daß wir mit aller Entschiedenheit die Ve- >
seitigung dieser unrechtmäßigen EinMnglinge ver- , .
langen. (Beifall.) Wir betonen ferner einstimmig
und mit festester Entschlossenheit,daß wir jeden Ver- ,
such einer Lostrennung des Rheinlandes vom deut¬
schen Reich unter allen Umständen zurückweisen
(Bravo!), daß es irgendeine Verhandlung über eine
solche Frage für uns nicht gibt. Uns ist die Zu-
gehörigteit zum deutschen Reich eine Heizens- und
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eine Lebensfrage. Mit allen Fasern unseres Her¬
zens, mit allen politischen und wirtschaftlichen
Banden sind wir mit dem deutschen Reich auf Ge¬
deih und Verderb verknüpft. Deutsch sind wir,
deutsch wollen wir bleiben, im Verband des deutschen
Reichs, solange am Rhein die deutscheJunge klingt!
<Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender !),-. Juries: Das Wort hat Herr
Abgeordneter !',-. Wesenfeld.

Abgeordneter I).'. Wesenfeld: Meine sehr
uerehrten Damen und Herren! Zum dritten Male
in diesem. Jahre tagt der Rheinische Provinzinl-
landtng in Barmen, zum dritten Male tagt er in
der Verbannung. Als wir zum letzten Male hier
versammelt waren, war die Lage überaus ernst.
Aber damals war doch noch ein Schimmer von Hoff¬
nung vorhanden; wir glaubten noch, daß der passive
Widerstand, der damals auf der Höhe stand, ein
geeignetes Mittel sein würde, um uns eine Erleich¬
terung und auf die Dauer die Freiheit zu bringen.
Diese Hoffnung hat getrogen. Niemals — das
sage ich mit meinem Vorredner — hat vielleicht in
der ganzen Weltgeschichte ein Volk vor fürchter¬
licheren Zuständen gestanden, als es heute das
deutsche Volk tut, und, wenn man das Bild von der
Niobe unter den Völkern anwenden will, dann ist
es ganz gewiß auf unser armes deutsches Vaterland
und besonders auf unsere so schwer geprüfte Heimat-
proninz anzuwenden.

Es ist gestern geschildert worden, welche Zustände
durch die Separatistenunruhen in unserer Provinz
eingerissen sind. Es ist Ihnen heute geschildert
wurden — und Sie alle, meine Damen und Herren,
wissen es ja aus eigenster Kenntnis und zum großen
Teil aus eigener Erfahrung —, wie das Gespenst
des Hungers durch alle Gassen schleicht, wie Handel
und Wandel darniederliegen, wie viele unter uns
Leib, Ehre, Gut, Kind und Weib verloren haben,
so daß wir schier nichts mehr zu verlieren haben als
eins: unsere deutsche Gesinnung und unseren Stohz,
und noch eins — ich hoffe, daß uns auch das er¬
halten bleiben wird — die Einigkeit unter der
deutschen, unter der rheinischen Bevölkerung und vor
allein anch unter den rheinischen politischenParteien.

Es ist schwer, in dieser Lage vor der Bevölkerung
der Provinz Worte zu sprechen, die Worte der Er¬
mutigung und des Trostes sein sollen. Es liegen
uns zwei Entschließungen vor. die nach der. wie ich
glaube, einiWtigen Ansicht der Mitglieder des
Provinziallandtages geeignet erscheinen, der Not,
soweit es möglich ist, zu steuern. Im wesentlichen
gehen diese Entschließungen dahm. daß zunächst ein
trotz aller Anerkennung der Notwendigkeit kleines
Mittel ungewandt werden soll, die Beschaffung des
wertbeständigen Geldes. Zum andern wird Ihnen
vorgeschlagen, einer Entschließung sich anzuschüeßen,

die einen Ausschuß einsetzen soll, der die Aufgabe hat.
aller Welt zu verkünden, wie es hier bei uns steht,
in alle Welt hinnnszurufen, welche Beschwerden uns
drücken. Denn, meine Damen und Herren, noch
immer nicht — es ist unglaublich — ist der Schleier
von Lüge und Niedertracht zerrissen, mit dem man
im Auslande über uns Deutsche redet und schreibt
und damit das wirtliche Bild der Verhältnisse fälscht.

Ich darf nur mit einigen wenigen Worten auf
das eingehen, was uns heute ganz im besonderen
beschwert. Zunächst aber möchte ich — ich glaube,
das ist eine Pflicht des heutigen Provinziallandtages
— der Männer gedenken, die in den letzten Wochen
ihr Leben zum Schutze ihrer rheinischen Mitbürger
und für die Freiheit des rheinischen Bodens gelassen
haben. lBruvo!) Wir gedenken mit heißem Dante
aller derer, die, sei es im Dienste der Schutzpolizei,
sei es als deutsche freie rheinische Männer, sich zur
Verfügung gestellt haben, »in dem Terror der
Separatisten zu wehren. Auch sie sind wie ihre
Brüder im Weltkriege auf dem Felde der Ehre ge¬
fallen, und niemals, solange es deutsche und rheinische
Männer gibt, wird unser Dank gegen diese Helden
erlöschen. (Bravo!)

Meine Damen und Herren! Wie unsäglich leiden
diejenigen, die diese Zustände zu durchleben haben!
Ich frage Sie: Gibt es irgendwo auf der Welt, gibt
es selbst unter den Völkern mit dem primitivsten
Rechtsempfinden und den primitivsten richterlichen
Einrichtungen irgendwo ein Volt, dem der Weg dazu
versperrt ist, sich sein Recht gegen eine willkürliche
Auslegung eines Vertrages und geschriebenenRechts
zu suchen? Wie wollen die Mächte, die den Krieg
mit der Proklamation beendet haben, daß die Völker
frei sein sollen, daß sie ihr Recht haben sollen, daß
niemand mehr geknechtet werden soll, es verant¬
worten, daß unter ihren Augen und nicht ohne
mindestens ihre stillschweigende Duldung in dieser
Weise das Recht mit Füßen getreten wird?

Meine Damen und Herren! Wir gedenken der
ausgewiesenen, U>5NUN Menschen haben das Gebiet
der Heimat verlassen, haben den Staub der Heimat
von ihren Füßen schütteln müssen, weil es fremden
Gewalthabern fo gefiel. Und sehen Sie irgendwo
einen Schatten von Recht? Meine Damen und
Herren! Der Versailler Vertrag und das Rheinlnnd-
nbkummen haben uns wahrhaftig wenig Recht^ ge¬
lassen. Aber auch das, was wir noch an Recht auf
Grund dieser Urkunden zu beanspruchen haben, wird
uns in der Tat nicht gelassen, sondern es wird uns
von denen verwehrt, die die Urheber dieser Verträge
und Urkunden sind. Nach dem Rheinlandabtommen
tonnen diejenigen ausgewiesen werden, die die
Sicherheit der Nesatzungstruppen gefährden. Nun,
meine Damen und Herren, wir alle kennen die
Männer, die ausgewiesen worden sind, die mit Weib
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und Kind über die Grenze haben gehen müssen.
Glaubt einer von Ihnen, daß die Mehrzahl oder
auch nur ein erheblicher Teil dieser Männer oder
gar der Frauen und Kinder in der Tat die Sicher¬
heit der Besatzung gefährdet haben? Nein, nicht dns
ist der Grund, sondern heute wird in Deutschland,
wird im Rheinlande auf Grund dieses doch immer¬
hin klar geschriebenenRechtes derjenige ausgewiesen,
der seiner Gesinnung Ausdruckgibt, der treu zu seiner
deutschen Heimat steht. Ohne Grund werden wir
über die Grenze getrieben, ohne Grund werden wir
mit dem Schwersten belastet, was es gibt, mit dem
Elend, in der Verbannung leben zu müssen.

Meine Damen und Herren! Der Ausschuh, der
oon uns gewählt werden soll, wird den Protest
gegen diese Dinge hinaustragen in alle Welt. Mir
fordern in erster Linie, daß unsere Ausgewiesenen
zurückkehren und daß unsere politischen Gefangenen
entlassen weiden. Und wir erheben einen dreifachen
Einspruch. Wir erheben einen Einspruch dagegen,
daß man den Terror der Separatisten duldet und
daß zum mindesten lokale Besatzungsbehörden diesen
Terror unterstützen. Wir erheben einen Einspruch
dagegen, daß man unsere politische und persönliche
Freiheit knechtet,und wir erheben endlich einen Ein¬
spruch dagegen, daß der Verkehr in unserem Gebiete
gelähmt wird, daß es uns unmöglich ist, unsere
Wirtschaft wieder in Gang zu bringen, indem man
die Verkehrsmittel nicht wieder in der alten Weise
in Gang kommen läßt.

Meine verehrten Damen und Herren! Ich habe
vorhin von den Mitteln gesprochen,die geeignet er¬
scheinen, die Rot zu lindern. Ganz ohne Frage ist,
wie der erste Referent hervorgehoben hat, eine der
schlimmsten Ursachen unseres Unglücks der Mangel
an wertbeständigen Zahlungsmitteln. Die Arbeits¬
gemeinschaft stellt sich da auf den Boden der Ent¬
schließung, die eben verlesen worden ist. Auch wir
sind der Meinung, daß es zurzeit ein anderes Mittel
zur Behebung der Schwierigkeiten im Geldnertehr

^ nicht geben wird. Allerdings haben wir gegen die
Goldnotcnbank schwere Bedenken. Wir haben zunächst
das Bedenken, daß die Einführung dieser Goldnoten-
Imnt dahin führen tonnte — sie soll nicht dahin
führen, aber sie könnte unter Umständen dahin
führen —, daß aus ihr eine Währungsbant sich ent¬
wickelte, und wir wollen die Sicherheit haben, und
wir glaube», daß diese Sicherheit zu erreichen ist,
daß diese weitere Entwicklung der Bank verhindert
wird. Wir haben zum zweiten das Bedenken, daß
die einseitig starte Beteiligung einer fremden
ttapitalmacht einen unheilvollen Einfluß auf die
weitere Entwicklung der Bank haben tonnte. Aber
wir stellen im Augenblickdiese Bedenken zurück; meine
Freunde werden deshalb dieser Entschließung zu¬
stimmen.

Nun, meine Damen und Herren, zu dem Wich¬
tigsten, was uns heute bewegt. Noch niemals hat
der Prouinziallandtag irgendeiner preußischen Pro¬
vinz vor so folgenschwerenEntschlüssengestanden wie
wir heute, und wir alle, die wir hier im Saale sind
— ohne Rücksicht auf die Parteizugehörigkeit —-, sind
uns der ungeheuren Verantwortung bewußt, die in
dieser Stunde auf uns lastet. Es ist wiederholt in
den Besprechungen der Ausschüsse ausgesprochen
worden, daß in der schweren Lage, in der wir uns
befinden, jeder Vorschlag, der, wenn ich mit den
Worten meines Vorredners sprechen darf, nicht gegen
Ehre, Eid und Gewissen ist, gehört werden soll und
daß niemand das Recht hat, einem anderen, der einen
solchen Vorschlag unterbreitet, zu sagen, er sei auf
dem falschen Wege, oder ihm gar vorzuwerfen, es
mangele ihm an vaterländischer Gesinnung. (Bravo!)
Denn, meine Damen und Herren, das, woran wir
festhalten wollen, ist, wie ich vorhin hervorgehoben
habe, die Einheit im Geiste der rheinischen Bevölke¬
rung, daß wir uns gegenseitig zutrauen, kein höheres
Gut zu kennen als die Freiheit unserer rheinischen
Heimat und das Wohl unseres großen deutschen
Vaterlandes. (Beifall.) Dafür schwersteOpfer zu
bringen, dazu sind wir alle bereit.

Meine Damen und Herren! Von der Tepara-
tistenbewegung, die wir von uns abschütteln, wollen
wir hier gar nicht reden, denn Lumpen kommen für
uns im Rheinlande nicht in Betracht. Von solchen
Leuten sich beherrschenzu lassen, dagegen empört sich
das Gefühl der rheinischen Bevölkerung so tief, daß
niemand, der die Dinge kennt, überhaupt denken
kann, dieses Gesinde! könnte jemals in unserer
rheinischen Heimat zur Macht werden. (Bravo!)
Aber, meine Damen und Herren, unter dem Terror
der Separatisten und im Anschluß an diese Bewegung,
aus der tiefsten Not des rheinischen Voltes geboren,
ist auch in anderen Kreisen der Gedanke aufgetaucht,
daß uns durch eine Aenderung der staatsrechtlichen
Verhältnisse unserer rheinischen Heimat Hilfe werden
tonnte. (Hört, hört! links.) Ueber diese Dinge muß
gesprochenwerden. Man kann uerfchiedener Meinung
darüber sein, welcher Weg zu der von uns allen
erhofften Freiheit der richtige ist. Es gibt unter
meinen Freunden — ich spreche das hier offen aus -
eine erhebliche Anzahl, die der Ueberzeugung ist,
daß ein Verhandeln zwecklos sei, weil zum Ver¬
handeln zwei Gutwillige gehören, daß aber Verhand¬
lungen keinen Sinn haben, wenn man glauben muß,
daß auf der anderen Seite ein Gegner steht, der nicht
verhandeln, sondern diktieren will. Ich glaube nicht,
daß es leicht ist. die Ueberzeugung zu zerstreuen, daß
auch in Zukunft ein Verhandlungswille nicht vor¬
handen sein werde- zum mindesten haben diejenigen,
die diesen Gesichtspunkt vertreten, die Vergangen¬
heit und die Erfahrungen der letzten Jahre für sich.

14'
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Aber, meine Damen und Herren, wenn man auch
nicht mit diesen meinen Freunden glaubt, daß letzten
Endes die Rheinlandfrage nur machtpolitisch,gelöst
weiden könne, so kann man doch der Meinung sein,
daß die Rheinlandfrage eine Frage von so hoher
europäischer Bedeutung ist, daß sie nur in Verhand¬
lungen mit den gesamten Tignatarmächten gelöst
werden kann. Darüber mich im einzelnen zu Ver¬
breiten, ist nicht die Aufgabe dieser Stunde. Wir
möchten nur folgenden Standpunkt klar und deutlich
zum Ausdruck bringen. Wir gehen davon aus, daß
für uns wie für alle hier im Hause irgendeine Aende¬
rung der tatsächlichen Nerlültnisse unserer Rhein-
prouinz gar nicht anders als auf dem vorgeschriebenen
verfassungsrechtlichenWege in Frage kommt, (Hört,
hört! links.) Wir sind der Ueberzeugung, daß nie¬
mand hier im Saale ist, der es wagen würde, irgend¬
ein Wort über seine Lippen zu bringen, das auch nur
andeuten könnte, daß wir über eine Abtrennung von
unserem großen deutschen Vaterlande verhandeln

.möchten. (Sehr richtig!) Aber, meine Damen und
/ Herren, wir betonen auch hier ganz ausdrücklich,daß

wir festhalten wollen cm dem Bekenntnis zu Preußen.
lVrauo!) Meine verehrten Damen nnd Herren! Wir
sind der Ueberzeugung, daß die Rheinprovinz zu
Preußen gehört, und niemals werden wir vergessen,
was der Staat Friedrichs des Großen und der großen
Hohenzollern an unserem Rheinlande getan hat.
(Bravo! rechts. Hört, hört! links.) Das ist sicher-
Aus dem Rheinischen Prooinzinllandtag wird nie¬
mals irgendein Schritt unternommen werden, der
geeignet wäre, anders als ans dein verfassungs¬
mäßigen Wege unter Zugehörigkeit zum deutschen
Reiche diese Frage zu ordnen.

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie mir
zum Schluß noch ein kurzes Wort allgemeiner Art.
Ich lehre da zu meinem Anfang zurück. Man hat
uns alles geraubt, was das Leben im Rheinland
lebenswert machte. Aber zweierlei bleibt uns! Es
bleibt uns und soll uns bleiben die Ehre des
rheinischenVolkes: es bleibt uns und soll uns bleiben
der Stolz der deutschen Männer, die zwar gebeugt
werden können, deren Willen zur Freiheit man aber
niemals brechen wird. Das ist uns trotz allem die
Gewähr einer Zukunft in Freiheit! (Lebhafter
Beifall.)

Vorsitzender vi. Iarres: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Haas.

Abgeordneter Haas- Meine Damen und Herreu!
Fünf Jahre nach dem militärischen und seelischen
Zusnmmenbruch von 1N18 erlebt das deutsche Volk
eine Wirtschaftstatastrophe, wie sie die Welt noch nie
gesehen hat. Neun Monate hat das Volt an Rhein
und Rnhr gegen die stärkste militärische Gewalt den
Kampf der verschränkten Arme geführt. Diesen
'Kampf hat das deutsche Volt verloren, und nunmehr,

nachdem es dies eingestanden hat und alles tun will,
um die Folgen des Kampfes möglichstschnell zu be¬
seitigen, d. h. den Wiederaufbau des darnieder-
liegenden Wirtschaftslebens zu beginnen, sehen wir,
daß der Sieger dasteht, die Arme verschränkt und
sagt: Meine Hilfe hast du nicht. Der Sieger, der
zweimal schon über das deutsche Volt gesiegt hat,
versucht nunmehr, mit brutaler Gewalt diesen Sieg
restlos auszunutzen. Alle die schönen Worte über die
sofortige Wiederaufnahme der Verhandlungen, wenn
der passive Widerstand aufgehoben sei, sind verflogen,
und verhandelt wird nur mit genehmen Einssel-
personen. (Sehr richtig! links.) Meine Damen und
Herren! Dieses Verhalten erinnert uns an die vielen
schönen ^orte, die auch von jener Seite während des
Krieges gekommen sind. Ich erinnere immer und
immer wieder an die Betonung der Demokratie und
des Eelbstbestimmungsrechts der Völker, Ich erinnere
weiter immer an die Versicherungen, die Man uns
gegeben hat, wenn wir uns bereit erklärten, den
Wiederaufbau des Kriegsgebiets vorzunehmen. Alle
diejenigen, die diese Versicherungen während des
Krieges und nach dein Kriege geglaubt haben, sind
bisher stets bitter enttäuscht worden. (Sehr richtig!
links.) Meine Damen und Herren! Furchtbar ist
dasjenige, was wir seit Wochen im rheinisch-west¬
fälischen Industriegebiet erleben, und noch furcht¬
barer, davon bin ich überzeugt, wird dasjenige sein,
was noch kommt. (Zustimmung links.) Drei¬
viertel der Bevölkerung! sind arbeits¬
los, an Lebens Mitteln fehlt es fast
überall, und für die wenigen bedruckten Papier¬
scheine kaun fich das Volt fast nichts wehr kaufen,
(Zuruf links: Für die vielen Papierscheinc. nicht für
die wenigen!), ja, für die vielen gedruckten Papicr-
scheine,von denen das Volk zum größten Teil aber
nur wenige erhält, kann es nichts kaufen. Wir
stehen vor einer glatten Hungerkata¬
strophe. (Abg. Gerlllch: Sehr richtig!)

In einer solch verzweifelten Stim¬
mung i st nun ein politisches Frei-
beutertum, zusammengesetzt ans Ver¬
brechern und Banditen aller Art, be¬
waffnet bis an die Zähne, über unsere
V o l ts ge no ssen hergefallen, um sich
die öffentliche Gewalt anzumaßen.
Diese Herrschaften sind in vielen
Orten und nn vielen Stellen von der
m i litörischen Besatz ungsge walt unter-
st ü tz t und beschützt worden. (Abg. Geilach:
Hört, hört!) Nur dadurch war es ihnen
möglich, überhaupt im Rhein lande,
g a n ,', gleich in welchem Orte, Fuß z u
fassen. (Zustimmung.) In dem Augenblicke,
wo dos, was die belgische Behörde in
A a ch e n g e i n n h n t u n d n a ch d e n n e u e st e n
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Ze i t un gs me ld ungen nunmehr nuch iin
ganzen Gebiet tun will, weiter getan
wird, d. h. wenn die Besatzung vun
diesen Menschen ihre Hand abzieht,
wird mit diesen Elementen aufge¬
räumt. <Lebhafte Zustimmung.) Die Leiden,
die die Bevölkerung aller Schichten
in diesen einzelnen Städten und Ort¬
schaften in der letzten Woche durch-
tosten mutzte, waren bitter. Ich bin
überzeugt, alle Vertreter in diesem
Parlament aus dem unbesetzten Ge¬
biet und auchdiejenigen aus dem eng -
I i sly besetzten Ncbiet, die nicht dar¬
unter zu leiden hatten, wissen dieser
Bevölkerung Dank. Wir danken nicht
alleinder gesamten Bevölkerung und
ganz besonders denen, die den Kampf
gegen dieses Freibeutertum au,f sich
genommen haben, sondern wir sind
auch verpflichtet, den Angehörigen
der Todesopfer, die dieser Kampf
gefordert hat, herzlichst z» danken.
(Viauo!)

Verehrte Anwesende! Unter solchen Umständen
kann man es verstehen, wenn die Bevölkerung des
Nheinlandes und weite Gebiete darüber hinaus auf
diesen Provinzillllandtag blickt und glaubt, daß er
die Losung bringen würde, endlich etwas anderes zu

^ schaffen. Ich bin fest davon überzeugt, datz Unzählige
! in der Rheinprovinz glauben, in diesem Provinzial-
^ landtag mutzte die Rheinische Republik geboren

werden. (Hört, hört! links.) Ich bin aber auch fest
davon überzeugt, datz viele nachher einschen müssen,
dntz das nicht möglich war und nicht geschehen tonnte.
lZnruf links: Nicht geschehen durfte!) Meine
Frattionsfreunde sind der Meinung,
datz es eine Täuschung ist, durch
Schaffung einer Rheinischen Repu¬
blik das Elend bannen zu wollen, das
über das deutsche Volt hereinge¬
brochen ist. (Zustimmung links.)

Meine Damen und Herren! Die wirtschaftlichen
Beziehungen der rheinischen Lande sind nach dem
Osten orientiert. Das haben wir unzählige Male
ausgesprochen, unzählige Male in Artikeln und
Broschüren der ganzen Welt verkündet. Ich bin
überzeugt, datz in dem Augenblicke, wo diese wirt¬
schaftlichen Beziehungen gewaltsam abgebrochen
oder umgestellt werden sollten oder mutzten, es zum
Schadender rheinischen Bevölkerung geschehen würde.
(Abg. Gellach: Sehr richtig!) Hinzukommt Aber
auch, meine Damen und Heuen, datz ein solches Land
hiei am Rhein nicht befreit würde von den furcht¬
baren Lasten des Fliedensvertrages. Seine Eisen¬
bahnen sind heute in flemdei Hand, und diese fremde

Hand würde auch darauf ruhen, wenn wir eine
Rheinische Republik hätten. Seine Zollgrenzen
werden vom Gegner bestimmt, und die Besatzung
lastet auf der Bevölkerung, und sie würde nach der
Ueberzeugung meiner Freunde auch in der Zukunft
mit all ihren Lasten uns bedrücken. (Sehr richtig!)
Wir würden dann unter einer fremden
Militärgewalt — ob „Militär" oder
„Gendarmerie" genannt, lasse ich da¬
hingestellt — nicht für uns, sondern
zu einem erheblichen Teil für ein
fremdes Land arbeiten müssen. (Zu¬
stimmung.) Wir wissen aber auch, datz Militaris¬
mus und Kapitalismus immer im engsten Zusammen¬
hang stehen, und wir sehen, datz in einem solchen
Staatsgebilide am Rhein ganz besonders dann, wenn
es, wie viele vorhaben, auf das lheinischÄvestfälisch«
Gebiet beschränkt würde, die Grohindnstrie herrschen
würde. (Sehr richtig! links.) Was die Ar¬
beiterschaft dieses Stlllltsgebiloes
von Stinnes, Vogler, Silverberg und
Genossen zu erwarten hat, das hat sie
schon oftmals zu spüren bekommen.
(Sehr richtig! links.) Wir wissen, datz sich
jene Herren darüber einig sind, datz
wir in dem neuen Staat unter der Bot¬
mäßigkeit Frankreichs schwere Lasten
zu tragen haben, datz sie aber auch,
vereint mit dem französischen Kapi¬
talismus und gestützt auf die fran¬
zösischen Bajonette, die Arbeiter¬
schaft rücksichtslos ausbeuten würden.
(Zustimmung links. Zuruf links: Das ist der Zweck
der Uebung!) Ich rede hier mit allem Freimut aus
dem einfachen Grunde, weil ich weitz, was für das
Proletariat Deutschlands und speziell bei Rhein-
lanbe auf dem Spiele steht, weil ich weitz, datz alle
die Stütze, die in dei letzten Zeit in Deutschland
gegen die Republik und gegen alle sozialen Einiich-
tungen gefühlt worden find, vom Grotzlapitalismus
des rheinisch-westfälischenIndustriegebiets geführt
wurden. (Ironischer Zuruf rechts: Hochverräter!)
Sie sind diejenigen, die nicht nur der sozialen Gesetz¬
gebung, sondern auch bewußt der deutschen Republik
den Todesstotzversetzenwollten. (Abg. Üüchem:Das
sind die Hochverräter! Abg. Hoffmann: Staatsver¬
brecher schlimmster Sorte! Lachen rechts.) Meine
Damen und Herren! Nicht alle wollen bei einer üos-
lösung von Preußen Halt machen, sondern es gibt
auch solche, die darüber hinausschießen wollen. Ich
bin davon überzeugt, datz bei einem vom Reiche los¬
gelösten Stlllltsgebilde von einer sozialpolitischen
Gesetzgebungnichts mehl zu spülen sein wülde. Man
sagt nun: Gliindung eines Staates im Rahmen des
deutschen Reiches. Meine Damen und Hellen! Das
hat auch dei Kollege Üönaitz gesagt. Die Rede des
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Kollegen üönartz war Wort für Wort nieder¬
geschrieben. Aber weil ich heute schon weih, daß diese
Rede einstmals in der Geschichte der Rheinlands von
der größten Bedeutung sein wird und daß viele hier
im Saale sind, die sich immer wieder auf diese Worte
beziehen werden, halte ich es für notwendig, jetzt
a temuo schon zu sagen, was zwischen den
Zeilen steht. (Sehr richtig! links.) Dazu halte
ich mich für verpflichtet.

Kollege Lönartz sagt! Die Ientrumsfraktiion hat
nichts gegen die Anbahnung von Verhandlungen.
„Nur einen Weg kann es geben", sagt er weiter, „es
darf uns nur das zugemutet werden, was wir mit
Ehre, Pflicht und Eid in Einklang bringen können".
Dann sagt er in seiner Rede: Die Separatisten
lehnen wir ab, mit denen gibt es keine Gemeinschaft,
das ist ausgeschlossen. Dann fährt er fort: Einen
Versuch einer Loslösung vom deutschen Reiche kann es
nicht geben, und zum Schluß seiner Rede sagt er: „im
Verband des deutschenReiches". Das heißt zwischen
den, Zeilen: Ueber die Loslösung von Preußen
lassen wir mit uns reden. (Sehr richtig! links.)
Anders kann es kein Mensch auffassen. So werden
diese Worte auch draußen aufgefaßt, und aus diesem
Grunde halte ich mich für verpflichtet, darauf einzu¬
gehen.

Meine Parteifreunde sind der Meinung, daß Ver¬
handlungen Wer diese Frage der erste Schritt sind
auf dem Wege, Frankreich entgegenzukommen, der
erste Schritt, um es nachher auf sich nehmen zu
müssen, daß Frankreich sagen kann: Ihr seid die¬
jenigen, die uns den Finger gereicht haben. (Sehr
gut! links.) Wir sind weiter der Meinung, daß
Frankreich sich mit diesem Finger nicht zufrieden gibt,
sondern die ganze Hand haben will. (Sehr richtig!
links.) Weil wir das felsenfest glauben und es auch
immer wieder in den letzten Jahren im Prouiwzial-
landtag betont haben, geben wir unsere Zustimmung
nicht dazu, daß ihm dieser Finger gereicht wird.
(Bravo! lints.) Wir sind der Auffassung:
Wenn Frankreich seine chauVinisti-
schen, militaristischen und kapita¬
listischen Pläne durchführen will,
dann soll es diese Pläne mit Gewalt
und mit aller Offenheit durchführen,
da mitwirinderLllgefind,d erganzen
Menschheit darzutun : Die Franzosen
haben uns mit Gewalt dazu gebracht.
(Sehr richtig!) Wir erinnern in diesem Zusammen¬
hang daran, daß nach 1870 immer und immer wieder
politische Köpfe in Frankreich auf Elsaß-Lothringen
hingewiesen haben. Mi glauben: Wenn wir uns
mit Frankreich an einen Tisch setzen und über die
Frage der Staatsform mit ihm »erhandeln, daß
wir dann nicht mehr in der Lage sind, gegen dieses
Frankreich in der ganzen Welt zum Protest aufzu¬

rufen. (Sehr gut! lints.) Meine Damen und
Herren! Es heißt, es gäbe eine erhebliche Zahl von
Menschen im Rheinlande, die sagen: Die Rot und
bei Hunger zwingen uns letzten Endes dazu, diesen
bitteren und schweren Schritt zu tun, um wenigstens

' zu retten, was noch zu retten ist, und wenn es unter
Umständen nur unser Deutschtum sei. Ich bemerke,
daß meine Partei sicherlich zu 99 Prozent Anhänger
hat, die von Rot und Elend am stärksten betroffen
werden (Zustimmung links), ganz gleich, ob diese
Rot, ob dieses Elend in den Rheinlanden oder im
übrigen Deutschland in Frage tomlmt. Wer ich
frage Sie: Wer will behaupten, daß dann
Rot, Elend und Hunger von uns ge¬
nommen werden, wenn wir diesen
Schritt tun? Ich frage hier in diesem
Saale: Hungern die breiten Volks-
massen im übrigen Deutschland nicht
a u ch? (Sehr gut! links) Hungern sie nicht
bei vollen Scheunen, wieGrafWestarp
sagte? (Sehr richtig! links.) Das, meine
Damen und Herren, ist der größte
Fluch der heutigen christlich-göttlichen
Gesellschaftsordnung, daß ungeheure
Massen in Deutschland bei »vollen
Scheunen hungern (Sehr richtig! links), weil
leine Zahlungsmittel da sind, um
die Mittel, die vorhanden sind, den
hungernden Massen gu geben. Und
wodurch kommt es? Weil man das
Privateigentum als etwas Heiliges
betrachtet. (Lebhafte Zustimmung linls.) Wir
sind der Auffassung, daß man in einer
solchen Zeit nicht vor bem Privat¬

eigentum Halt machen kann. (Erneute
Zustimmung links.) Ganz gleich, wie der
einzelne das Eigentum e r w o r b e n h a t,
ganz gleich, wie er dafür gearbeitet
hat, um es zu erzeugen, in dem Augen¬
blick, wo seine Volksgenossen «vor dem
glatten Verhungern stehen, soll er
nicht fragen: kannst du zahlen, oder
kannst du nicht zahlen, zahlst du mit
Devisen oder Papiermark?, sondern
da hat er das Letzte zu geben, um seine
Mitmenschen am Leben zu halten. (Zu¬
stimmung links.) Verehrte Anwesende! In
dem Augenblick gibt es keine Heilig¬
keit des Privateigentums mehr; das
ist ausgeschlossen.

Was wir hier im besetzten Gebiet erleben, ist
zu einem Teile auf die Beschränkung der Nertehrs-
nerhältnifse durch die Franzosen zurückzuführen, aber
durchaus nicht alles, denn dann nmhte es ja im
unbesetzten Gebiete wesentlich besser sein. Weil aber
im unbesetzten Gebiete die große Masse ebenfalls
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hungert, sind die Ursachen irgendwo anders zu
suchen, nämlich da, wo ich sie eben gesucht habe.

Es wird gesagt: Wir sind den Franzosen und
Belgiern ausgeliefert; sie haben es in der Hand,
jede Zufuhr abzusperren,' es werben in den nächsten
Wochen chaotische Zustände im Rheinlande entstehen.
Wenn das der Fall sein sollte, daß wirklich die
Belgier und die Franzosen, die die Macht dazu
haben, dazu die Hand bieten und weiterhin so vor¬
gehen, daß diese Hungerkatastrophe noch in weit
höherein Matze über das rheinische Volk hereinbricht
als im übrigen Deutschland, dann haben die Belgier
und die Franzosen auch die Verantwortung vor der
ganzen Welt zu tragen; dann haben sie sich auch ab¬
zufinden mit dem, was sich dort abspielen wird. Ich
bin davon überzeugt, datz diese Verantwortung auch
für die bis an die Zähne bewaffnete ßi-anä« n»,Uc>n
nicht so leicht zu tragen sein wird. (Sehr gut! links.)
Aber ich und meine Freunde glauben nicht, datz der
Zustand im besetzten Gebiet, trotzdem es zu einem
erheblichen Teil Industriegebiet ist. wesentlich schlim¬
mer wird als in den Industriegebieten des übrigen
Deutschlands.

Noch eins: Wie würde ein derartiges Staats-
gebilde am Rhein, das heute nach der Meinung
einer Anzahl Menschen hier geschaffenwerden sollte,
kulturpolitisch aussehen? (Zuruf links: Schwarz!
(«irotzeHeiterkeit.) Meine Damen und Herren! Wir
erkennen die Koalitionspolitik, die wir in Preußen
treiben, als notwendig an, wir haben manchmal auch
schon irgendwo anders Koalitionspolitit mit dem
Zentrum gemacht, und es kann der Fall sein, daß
wir sie noch sehr oft machen werden und machen
müssen. (Abg. üüchem: Hört, hört!) Aber das darf
ich bei aller Freundschaft dem Zentrum sagen: Den
kulturpolitisch fortgeschrittensten Staat würde es am
Rheine nicht geben, das steht ohne weiteres fest.
Meine Damen und Heuen! Die Spuren der Ver¬
gangenheit schlecken. Ich habe in den letzten Tagen
von einem führenden Zentrumsmann den Ausspruch
gehört, warum man nicht so preußisch sein könnte
wie mancher Rechtspolitiker. Meine Damen und
Herren! Da wurde klipp und klar auf die Be¬
drückungen verwiesen, die in kulturpolitischer Hin¬
sicht früher, besonders im Kulturkampf, in die Er¬
scheinung getreten sind. Aber, meine Damen und
Herren, Sie werden auch! uns zugestehen 'müssen,
daß wir in der Vergangenheit nachsehen,und wir
brauchen nicht bis zum Kulturkampf zurückzugehen.
In den letzten Jahren macht sich schon, ebenso wie
vor dem Kriege, wieder an einzelnen abgelegenen
Orten Aehnliches breit, wie es meine Parteifreunde,
die Anhänger der Sozialdemokratie, im Rheinlande
erlebt haben, nämlich: eine Bedrückung, die wir alle
auf das entschiedenstebekämpfen müssen, die aber
meine Parteifreunde vorsichtig macht, wenn sie über

ein Stlllltsgebilde nachdenken, wie es eventuell am
Rhein in Frage kommt.

Meine Damen und Herren! Meine Parteifreunde
können den Schritt nicht mitmachen, den eine An¬
zahl glaubt tun zu müssen. Wir rufen unseren An¬
hängern zu: Laßt euch nicht täuschen von
denjenigen, die euch vorleben wollen,
in einem solchen Staats ge b'sld e wül d e
es wesentlich bessel sein. Es ist nach
unserer Auffassung nur vorübergehend eine Besse¬
rung zu erreichen. (Abg. Verlach: Das ist auch noch
fraglich!) Dieses „vorübergehend", meine Damen
und Herren, verstehe ich so: Frankreich und die
Rhein-Nuhl-Kapitalisten geben in dem Augenblick,
wo ein derartiges Staatsgebilde geschaffen wild,
Gelder her, nm damit vor allen Dingen die not¬
wendigen Lebensmittel und das sonstige Alleinot-
wendigste zum Leben herbeizuschaffen. Aber das ist
meiner Meinung nach nur eine vorübergehende Er¬
scheinung, denn das, was später in einem solchen
Staate folgt (Zuruf links: Die Hungerpeitsche!), ist
so schlimm, daß es die Erleichterungen, die man zu¬
erst dem Volke gegeben hat, nicht aufwiegen kann.
Die breiten Schichten des Volkes werden in einem
solchen Staatsgebilde meiner Meinung nach den
Geldgebern, die im ersten Moment bereit sind, Er¬
leichterungen zu schaffen,das mit Zinseszinsen heim¬
zahlen müssen. Für mich steht im allgemeinen die
Gesinnung der rheinisch-westfälischen Kapitalisten
fest. Sie haben zu einem erheblichen Teil ein
Interesse an einem großen Heer von Arbeitslosen,
um so eine glotze Reseluealmee zu haben, die auf
den Lohn drückt. («Lehr lichtig! links.) Diese Herren
predigen in der jetzigen Zeit, wo Dreiviertel der
Arbeiter arbeitslos sind, immei und immei unedel:
Es muß mehl als acht Stunden gearbeitet werden.
Sie sagen es zum Teil sogar mit der brutalsten
Offenheit. So erklärte Silverberg den Ge¬
werkschaften und seinen Betriebsratslouten: Ich
führe den Zwölfstundentag, ein, ob Sie wollen oder
nicht. Ich bin der Meinung, diejenigen Leute, die
das immer wieder erklären, während Hundert¬
tausend!: vor den Toren stehen, die gern arbeiten
möchten und nicht arbeiten können, sind auch rück¬
sichtslos genug, um in einem derartigen Staat mit
den Unterstützungen aufzuräumen; sie würden ihie
Macht dazu benutzen, um den Achtstundentag mich
alle sonstigen sozialpolitischen Errungenschaften zu
beseitigen. (Zurufe links: „Verdienen" mild bei
denen immer groß geschrieben! Dazu wild ja die
Rheinische Republik gegründet!)

Aus allen diesen Gründen sagen wir unseren
Freunden: Wir wollen nicht nur bei
Deutschland bleiben, sondern es soll
auch mit unserem Willen und unserem
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Zutun am preußischen St a a ts g eb i ld e
nichts geändert werden. (Sehr gut! links.)

Nun etwas zu den Entschlieftungen, die vorge¬
legt worden sind.'

Meine Damen und Herren! Bei der Goldnoten-
dant hatten gestern meine Freunde einen ableh¬
nenden Standpunkt eingenommen. Ich will kurz
sagen, warum. Erstens weil es eine rein privat¬
kapitalistische Gründung ist und wir der Meinung
sind, daß solche Einrichtungen nicht in die Hände von
Privatbesitzern gehören. Zweitens, weil die Prooin-
zinlbanken nach unserer Auffassung nicht genügend ver¬
treten sein sollten. Wir wünschten vor allen Dingen,
daß die Provinzialbanken im Aufsichtsrat vertreten
waren und nicht lediglich in der Aktionäruersamm-
lung. Dann aber war uns auch — das hat ja zum
Teil der Referent, Herr Kollege Esser, schon gesagt

- das ausländische Kapital viel zu start beteiligt.
Wir glaubten ferner eine große Gefahr darin er¬
blicken zu müssen, daß neben dein ausländischen
Kapital als deutsches Kapital nur Kapital aus dem
besetzten Gebiete in Frage kommt. Aus diese,»
Gründen glaubten wir gestern, dem Projekt sowie
der Entschließung, die uns vorgelegt wurde, unsere
Zustimmung nicht geben zu tonnen. Wir sagten
uns: Es ist Aufgabe der Neichsregierung, darüber
zu entscheiden,ob sie eine solche Verantwortung ans
sich nehmen kann (Sehr richtig! links), und wir
haben keine Ursache, diese Verantwortung der
Neichsregierung zu erleichtern oder sie mit ihr zu
teilen. Ein weiteres sehr ernstes Bedenken mutz ich
auch jetzt, nachdem wir der neuen Entschließung zu¬
stimmen, hervorheben. Dieses Bedenken ist, daß wir
uns sagen! Diese Prioatnotenbnnk wird nach und
nach dazu führen, daß ihre Nuten zum alleinigen
Zahlungsmittel im besetztenGebiet werden, nicht ans
gesetzlichem Wege, weil dem die deutschenGesetze ent¬
gegenstehen, sondern uns den Verhältnissen heraus,
und unter Umständen mit Hilfe der Besatzungs-
miichte. In dem Augenblick, wo das geschieht,
würde die Piivatnotenbank der erste Schritt fein,
mn das Wirtschaftsleben des besetzten Gebietes
immer stärker gegen den Osten Deutschlands abzu¬
schließen. Ich mache auf dieses Bedenken aufmerk¬
sam, trotzdem wir der neuen Fassung, die heute abend
im letzten Augenblick gefunden worden ist, zustim¬
men weiden. Wir hoffen und wünschen dringend,
daß unter diesem Gesichtspunkt auch die Neichs¬
regierung ihre Entscheidung trifft, die dann selbst¬
verständlich, auch die Verantwortung dafür zu
tragen hat. (Widerspruch bei den, Kommunisten.)
Wenn da Widerspruch von links kommt, so möchte
ich darauf aufmerksam machen, daß wir den ersten
Satz der Entschließung- „Der Provinziallandtag hält
die sofortige Versorgung des besetzten Gebiets mit
wertbeständigen Zahlungsmitteln für notwendig"

unter allen Umständen akzeptieren müssen, weil wir
ebenfalls dieser Meinung sind. Es heißt weiter, und
das haben wir eben schon durch Zwischenrufe dein
Herrn Referenten zu erkennen gegeben. „Der Pro¬
vinziallandtag erwartet von der Neichsregierung
schleunige Entschließung über den zurzeit in Berlin
vorgelegten Grllndungsplan einer Goldnotenbank,
mit dem wir nur dann grundsätzlich einverstanden
sind, falls nicht baldigst andere geeignetere Maß¬
nahmen gefunden werden sollten". Also nur unter
dieser Bedingung sind wir einverstanden' die Neichs¬
regierung hat zu prüfen, ob es keine undeien Mittel
gibt. Nach den Mitteilungen, die uns heute morgen
im 21er-Ausschuß über Besprechungen mit der
Interallierten Kommission in Koblenz gemacht
worden sind, glauben wir, daß es noch andere Mittel
gibt; und es ist Sache der Neichsregierung, das
eingehend zu prüfen.

Einige Worte zu der Entschließung, die der Herr
Vorsitzendevorgelesen hat.

Der erste Absatz richtet sich nur gegen den Sepa-
illtistenterror und gegen die Abfcheulichteiten, die
vorgekommen sind. Darüber besteht Einmütigkeit.
Im zweiten Absatz, wo das Treuebekenntnis zum
Neiche bekundet wird, haben wir ausdrücklich die
Worte verlangt, daß eine Aenderung unserer Ver¬
hältnisse zu Preußen und dem Neiche nur auf Ver¬
fassungsmäßigem Wege vorgenommen weiden kann.
Das ist akzeptiert worden; also stimmen wir zu.

Zum dritten Absatz, dem wir ebenfalls zustimmen,
der vom 21er-Ausschuß spricht und darlegt, welche
Aufgaben der 21er-Ausschußhat, »lochten wir e,ns mit
aller Deutlichkeit sagen: „Getreu diesem Gedanken,
beauftragt der Nheinische Provinziallandtag seinen
in dieser Tagung gewählten, aus 21 Mitgliedern
bestehenden Ausschutz, mit größter Beschleunigung
in Verbindung mit den anderen üandesteilen an
Nhein und Nuhr alles zu tun und zu veranlassen,
was zur Erleichterung des schweren Loses der Be¬
völkerung der besetzten Gebiete beitragen kann."
Dann heißt es weiter! insbesondere das und das.
Diese Worte! „alles zu tun und zu veranlassen, was
zur Erleichterung des schweren Loses der Bevölke¬
rung der besetzten Gebiete beitragen kann", wollen
wir durchaus nicht so verstanden wissen — das ist
auch in der Kommission klargestellt worden —. daß
das zu politischen Verhandlungen über die Staats-
form führen soll. (Sehr richtig! links.) Ich halte
mich für verpflichtet, das zu erklären. Es sind also
keine Verhandlungen über politische Fragen, unter
diesem „alles zu tun, was zur Erleichterung bei¬
tragen könnte" gemeint. Ich möchte das mit aller
Offenheit sagen, damit man draußen nicht glaubt,
wir hätten unter diesen Worten einer Sache zuge¬
stimmt, die man nachher so oder so auffassen könnte.
Es ist dieses nicht allein unsere Auffassung, sondern
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man hat mir, als ich Kiese Auffassung im Ausschutz
vertrat, auch seitens des Vorsitzendenund der ührigen
Mitglieder Recht gegeben. (Zustimmung rechts.)

Meine Damen und Herren! Meine Parteifreunde
haben seit 1918 nach der Revolution stets die größte
Sorge um die Einheit des deutschen Reiches gehabt,
und wir haben deshalb manchen Schritt getan, der
uns sonst parteipolitisch durchaus nicht gefiel. Diese
Sorge haben wir auch heute noch, und wenn Sie
glauben, datz man dieser Sorge etwa dadurch aus
dem Wege gehen könnte, datz man versucht, Verhand¬
lungen zu führen, um am Rhein einen Sonderstnat
zu bilden und dadurch das deutsche Reich und die
Einheit zu retten, so habe ich gestern schon mit aller
Deutlichkeit darauf hingewiesen, datz wir glauben,
datz dadurch fehl, sehr leicht die Ein'heitsffiunt ge¬
stört werden kann.

Es ist aber auch notwendig, in diesem Zusammen¬
hang etwas über die Verhältnisse im unbesetzten
Gebiete zu sagen. Ich habe schon kurz dargelegt,
wie die Verhältnisse bezüglich der Lebensmittelver¬
sorgung und des Hungers dort sind. Ich möchte oder
auch an meine Rede vom 5. Februar hier im Pro¬
uinziallandtag in Normen erinnern, wo ich mit aller
Deutlichkeit auf die Rechtsbrüchc hinwies, die darin
liegen, datz Frankreich und Belgien militärisch ins
Ruhrgebiet eingefallen find. Ich habe damals mit
aller Schärfe den Rechtsboden hervorgekehrt und ge¬
sagte „Im Namen des Rechts protestieren >wir gegen
diesen militärischen Einbruch." Meine Damen und
Herren! Man kann am besten für das Recht fechten,
wenn man einen guten Rechtsboden unter den Fützen
hat. (Sehr richtig!) Ich mutz heute sagen! Gerade
im Hinblick auf den militärischen Einbruch ins Ruhr-
gebiet ist der Rechtsboden Deutschlands auch sehr,
sehr schwankend geworden. (Sehr richtig! links.)
Wenn man die Verhältnisse in Deutschland betrachtet
und das militärische Vorgehen in Sachsen und die
militärische Haltung in Bauern sieht, dann kann man
zu der Ueberzeugung kommen, datz wir den Rechts¬
boden schon längst verloren haben, um scharf gegen
die Rechtsbrüchc, die an Rhein und Ruhr geschehen
sind, zu protestieren. (Wiederholte Zustimmung.)
Wenn man sieht, datz einerseits in Sachsen mit
drurolei militärischer Gewalt eine Regierung beseitigt
worden ist und datz andererseits in Bayern an der
Spitze der Reichswehr ein meineidiger, verfassungs-
brllchiger General steht, so sind das Zustände, die man
mit einem Rechtszustand überhaupt nicht in Einklang
bringen kann. (Sehr richtig! links. Zuruf Abg.
Hosfmann: Die gehören vor den Staatsgeiichtshof!)

Meine Damen und Herren! Ich habe auch damals
in meiner Rede gesagt — ich nehme an. datz der Herr
Präsident damit einverstanden ist, datz ich das hier
tnrz verlese (Vors. !),. Iarres: Bitte sehr!)—: „Das
französische Volk aber machen wir mit aller Deutlich¬

keit darauf aufmerksam, daß die Masse des deutschen
Volkes nun erst recht verarmt und verelendet und
datz die deutsche Wirtschaft auf das schwerste er¬
schüttert wird. Durch die Herbeiführung dieses Zu¬
standes — das fühlen wir uns als Vertreter einer
ehrlichen Erfüllungspolitit verpflichtet zu betonen —
wird der Möglichkeit weiterer Reparationen der
schwersteStoß, ja auf absehbare Zeit der Todesstoß
versetzt." Dieser Satz trifft heute mehr denn je zu,
er hat sich volltommeu bewahrheitet. Ich sagte dann
weiter: „Auch die von uus feit vielen Jahren er¬
strebte Verständigung der Völker wird um Genera¬
tionen hinausgeschoben,während der Reuanchegedanle
bei den EHauoinisten der beteiligten Staaten ge¬
worden wild." Dann suhr ich fort' „Natio¬
nalisten und Militaristen arbeiten so
HandinHandzumSchad endeldeutschen
demokratischen Republik, die erneut
schweren Erschütterungen ausgesetzt
i st." Meine Damen und Herren! Ich bin der Mei¬
nung, auch das ist vollkommen eingetroffen. (Zuruf
Abg. Hoffmann: Es ist noch schlimmr geworden!)
Bei dieser Gelegenheit sagte ich weiter' „W i r
weisen die Regierung nachdrücklichst
auf das Treiben der nationalistischen
Kreise, insbesondere oufbie Versuche
unverantwortlicher Menschen zur Nil¬
dung von Freikorps hin. Wir sehen
in einer solchen chauvinistischen Welle
für Deutschland nicht nur schwele
nutzere, sondern auch innere Gefahren
kommen, wenn die Regierung nicht
unverzüglich mit entschiedener Hand
eingreif t." Meine Herren! Die Regierung von
damals, die Regierung Euno, hat nicht mit ent¬
schiedener Hand eingegriffen, und die Regierung
Stresemllnn, die wir heute haben, greift auch nicht
mit entschiedener Hand ein, denn heute machen sich
die Freikorps breiter als je zuvor. Wir sehen heute,
daß an der thüringischen Grenze mitten in Deutsch¬
land auf bayrischer Seite Tausende von Freischärlern
stehen, die nach Berlin ziehen wollen, um mit dem
Marxismus und mit der Republik auszuräumen.
(Abg. üüchem: Endlich kommt die Erkenntnis!) Die
haben bei meiner Rede von damals noch nicht
dagestanden, und datz wir damals schon die Erkennt¬
nis hatten, Herr Kollege üüchem, werden Sie aus
meiner soeben zitierten Rede vom 5. Februar gehört
haben. (Zuruf Abg. Üüchem: Aber auch danach
handeln!) Ich wies damals schon auf diese Frei¬
korps hin (Abg. Üüchem'. Da5 Hinweisen allein
genügt nicht!) und verlangte, datz dagegen ein¬
geschritten würde. Ich konstatiere jetzt, datz die
frühere und auch die jetzige Regierung nicht ein¬
geschritten ist. Ich konstatiere weiter, datz uns dadurch
dei Boden mtter den Füßen weggezogen wird, um

15



114 <!7. Rheinischer Provinziallanotag, 3. Sitzung am 8. November 1923.

mit Erfolg gegen die Rechtsbrüche der Eiegerstaaten
zu protestieren.

Ich möchte in diesem Zusammenhang aber auch
sagen, daß diese Verhältnisse in Deutschland den
Kampf an Rhein und Ruhr um die Erhaltung der
Lande bei Preußen und Deutschland sehr, sehr start
erschweren. Die Reichsregierung sollte meiner Ueber¬
zeugung, nach sich auch einmal überlegen, wie solche
Zustände im unbesetzten Deutschland auf die Be¬
völkerung an Rhein und Ruhr wirken müssen.

Wir sehen weiter, daß man heute schon ziemlich
scharf und immer schärfer gegen links, ob kominu-
nistisch oder sozialistisch, vorgeht, mit der größten
Schonung aber gegen rechts handelt. Meine Damen
und Herren! Meine Parteifreunde wollen alles tun,
um keine staatsrechtlichen Aenderungen im Westen
eintreten zu lassen, denn wir stehen auf dein Stand¬
punkt: Nur in einem vereinigten Deutschland besteht
die beste Möglichkeit, die Interessen der breiten
Massen des Volkes zu vertreten. (Sehr richtig! links.)
Was sich jetzt und in der nächstenZukunft in Deutsch¬
land mit und ohne Frankreich abspielt, das ist nach
unserer Ansicht etwas, was die ureigensten Interessen
der gesamten Arbeiterschaft berührt. Vorläufig
handelt es sich vor allen Dingen
darum, die wirtschaftlichen Rechte der
Arbeiterklasse zu sichern und zu
schützen. Aber wer weiß, ob nicht in
wenigen Wochen wir auch schon den
Kampf um die politischen Rechte auf¬
nehmen müssen, die die Arbeiterklasse
durch die Revolution von 1918 er¬
rungen hat.

Meine Damen und Herren! Der Weltkrieg und
seine Folgen haben die Welt in Not und Elend ge¬
stürzt, das eine Land mehr als das andere, llber ganz
besonders unser Land. Ueberall sehen wir nun. daß
in dem Ringen, das erfolgt, um aus dieser Not und
diesem Elend herauszukommen, man fast in der ganzen
Welt mehr oder weniger sich darin einig ist, die Kosten
des Wiederaufbaues möglichst auf die Schultern der
Arbeiterschaft abzuwälzen. (Sehr richtig! links.)

/Dagegen werden wir kämpfen, kämpfen mit allen
Mitteln, die uns zu Gebote stehen. (Zuruf eines
Kommunisten! Einheitsfront!) Wir wissen genau,
daß unser Machtmittel zurzeit durch die wirtschaft¬
lichen Verhältnisse begrenzt sind. Aber wir wissen
auch, daß diese Zustände scharfe Klassenkämpfehervor¬
rufen, und daß scharfe Klassenkämpfe in Deutschland
und auch an Rhein und Ruhr entbrennen werden.
Deshalb rufen wir allen Proletariern, ganz gleich,
welcher Richtung sie angehören, zu: Seid auf der Hut
und seid stets zum Kampfe bereit! (Lebhafter Beifall
links.)

Vorsitzender ve. Zaires: Das Wort hat Herr
Abgeordneter Knab.

Abgeordneter Knab: Meine Damen und Herren!
Die Frage, die uns in der. heutigen Plenarsitzung
des Provinziallandtages beschäftigt, ist für die
Arbeitnehmerschllft des besetzten Gebietes und darüber
hinaus für die Arbeitnehmerschllft in ganz Deutsch¬
land und die internationale Arbeiterklasse von
eminenter Bedeutung. Wenn wir zu diesem sogen,
rheinischen Problem heute vor der Öffentlichkeit
Stellung nehmen, so sind wir gezwungen, grundsätz¬
lich unsere tommunisliche Auffassung zu der gegen¬
wärtigen Situation darzulegen und daraus die Folge¬
rungen für die deutsche Arbeiterklasse zu ziehen.

Der Ausgung des Weltkrieges, der die militärische ^
Niederlage und den Zusammenbruch der Mittelmächte
herbeiführte, stellte die in Deutschland und in den
übrigen kapitalistischen Staaten herrschende bürger¬
liche Klasse vor eine gewaltige Frage, vor die Frage
ihrer Existenz als die herrschende Klasse im Staate.
Der militärische und wirtschaftliche Zusammenbruch
wuchs sich aber inDeutschland nicht zur sozialen
Revolution, d. h. zum endgültigen Entscheidungs¬
tampfe zwischen Kapitalismus und Arbeiterklasse aus.
Dieser Entscheidungskampf wurde vertagt. Das war
nur möglich, weil der größte Teil der deutschen
Arbeiterklasse hinter der Sozialdemotratie stand und
Willenlos ihrer bisher angeblich so bewährten
Führung folgte (Aha-Rufe rechts), d. h. den Ent¬
schluß faßte, mit der bürgerlichen Klasse in Deutsch¬
land den Ausbau der Wirtschaft und des Staates
auf privatkapitalistischer Grundlage vorzunehmen.
Dieser Entschluß, herbeigeführt durch die Führerschaft
der deutschen Sozialdemotratie, rettete der deutsche»
bürgerlichen Klasse ihre Eigenschaft als die wirtschaft¬
lich und politisch herrschende in Deutschland, denn
die Lage der bürgerlichen Klasse war nach dem Zu¬
sammenbruch 1918 furchtbar. Nach innen die wirt¬
schaftlichenund politischen Forderungen der Arbeiter¬
schaft, die große Opfer «n Gut und Blut gebracht
und den Weltkrieg mit Millionen von loten und
Krüppeln bezahlt hatte. Diese Forderungen, die sie .
an die bürgerliche Gesellschaft stellte, waren berechtigt,
und die deutsche bürgerliche Klasse wußte, wenn sie
diesen Forderungen nicht wenigstens zum Teil nach¬
gab, dann würde sie auch nicht mit der Sozialdemo¬
tratie zusammen den großen, endgültigen Entschei¬
dungskampf vermeiden können. Die bürgerliche
Klasse und die Sozialdemokrutie glaubten nun, ge¬
meinsam der inneren Schwierigkeiten in Deutschland
auf dem sogen, parlamentarischen Wege Herr ^ zu
werden. Nach außen hin standen vor der herrschenden
Klasse Deutschlands die großen Entschädigungsforde-
rungen, welche die Eiegerstaaten an Deutschland
stellen würden, zum Teil bereits gestellt hatten, und
die in Frankreich herrschende bürgerliche Klasse war
gewillt, die wirtschaftlichenFrüchte ihres militärischen
Sieges über Deutschland möglichstschnell und restlos
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einzutreiben und darüber hinaus noch die Pläne
ihres Wirtschaftsimperialismus — die rheinisch-west¬
fälische Wirtschaft in irgendeinen engen Kontakt mit
der französischen Wirtschaft zu bringen — durch¬
zuführen. Es war Frankreichs Ziel bei den Ver¬
handlungen in Versailles, die wirtschaftlichen und
politischen Grenzen bis zur Rhein- und Ruhrgrenze
vorzurücken. Der Konkurrenzneid der Alliierten, be¬
sonders der englischen Bourgeoisie, verhinderte dies.
Dadurch wurde erreicht, daß dieses machtpolitische
Ziel Frankreichs schon im Versailler Friedensuertrag
seine Verwirklichung fand. Das bedeutete aber für
die in Frankreich herrschendeKlasse nicht, daß sie nun
ihren mllchtvolitischen Willen preisgab' Von
Elemenceau über Vriand zu Poincare, der heute die
Geschicke des französischen Staates führt, läuft eine
große politische Linie, die in ihren Grundzllgen trotz
Personalwechsels, trotz verschiedener taktischer An¬
stellungen dieselbe geblieben ist. Diese große politische
Linie ist die Zertrümmerung des Deutschen Reiches
in wirtschaftlicher und politischer Beziehung und die
Orintierung der Wirtschaft des besetzten Gebiets
nach der französischen Wirtschaft hin. Das Verhalten,
das die deutsche bürgerliche Klasse seit 1919 nach
innen und nach außen eingeschlagen hat. arbeitete
diesem wirtschaftlichen und militärischen Imperialis¬
mus Frankreichs in die Arme, denn seit der Unter¬
zeichnung des Friedensuertrages durch einen Flügel
des deutschen Bürgertums hat die Sabotage der be¬
sitzenden Schichten Deutschlands gegenüber dem
Staate eingesetzt (Sehr gut! links), dem sie durch
ihre Haltung alle Mittel verweigerten, um -selbst
diesen Staat wieder auf der kapitalistischen Grund¬
lage zu befestigen. (Frau Abg. Plum: Sehr richtig!)
Nach unserer Auffassung konnte ein solcher Weg selbst
vom rein bürgerlichen Standpunkte aus nicht eine
endgültige Lösung in der großen Entscheidungsfrage,
der Existenzfrage des deutschenKapitals und der von
ihm getragenen büraerlichen Gesellschaft, bringen.
Seit 1919 setzte eine Abwälzung aller Lasten auf die
breiten Schichten der deutschen Arbeitnehmerschaft
ein, Arbeiter, Angestellte und Beamte, Kleinbauern,
Kleingewerbetreibende, Kleinhändler und alle die¬
jenigen, die in freien geistigen Berufen beschäftigt
sind, haben erlebt, daß seit dem November 1918 ihre
wirtschaftliche Lage keinen Aufstieg, sondern uon
Monat zu Monat einen Abstieg erfahren hat (Abg.
Lüchem: Sehr richtig!), so daß sie sich heute in einem
Elend befinden, das bisher von keinem der Vor¬
redner irgendwie abgeleugnet werden konnte, sondern
im vollsten Ausmaße anerkannt werden mußte. Diese
furchtbare Verelendung der breiten Massen des
Volkes ist die Folge der Haltung der bürgerlichen
Klasse Deutschlands in bezug auf ihre Pflichten, die
sie gegenüber der Gesamtheit hatte. Der ent¬
schiedenere Teil der bürgerlichen Klasse, der indu¬

strielle und großagraiische Flügel, hatte schon seit
Jahren erkannt, daß er auf dein bisherigen bürger-,
lich-parlamentarischen Wege wohl kaum der inneren
und äußeren Schwierigkeiten Herr würde, und
forderte seit Jahren die Aufrichtung einer nationalen
Diktatur, unter der diese Herrschaften eine Staats-
form verstanden, die letzten Endes ihre wirtschafts-
imperialistischen Ziele verwirklichen würde. Der
letzte Versuch der bürgerlichen Klasse Deutschlands,
irgendwie die endgültige Auseinandersetzung mit den
Forderungen der französischen bürgerlichen Klasse
abzuschwächenoder günstigere Geschäftsbedingungen
zu bekommen,drückte sich in dem Versuch des passiven
Widerstandes aus, der vor wenigen Wochen zu¬
sammengebrochen ist. Als die bürgerliche Klasse
Frankreichs sah, daß ihre Forderungen nach Be¬
teiligung an Grund und Boden, an der Produktion
des besetzten Gebietes noch auf einen Scheinwiderstand
der deutschen bürgerlichen Klasse stieß, da war sie
gewillt, diesen Widerstand mit allen militärischen
Mitteln zu brechen, und in ihrem Auftrage mar¬
schierten die Truppen Frankreichs und Belgiens am
11. Januar d. I. in das Ruhrgebiet ein. Die deutsche
bürgerliche Klasse hat den passiven Widerstand selbst
illusorisch gemacht. Sie hat während der Zeit dieses
Widerstandes ihrem eigenen bürgerlichen Staate alle
Mittel verweigert. (Abg. Frau Appel: Sehr richtig!)
Sie hat auf Kosten des Staates und der Arbeit¬
nehmerschaft an dem Ruhrkrieg gewaltig verdient
durch Kredite, durch Ausgabe von Notgeld, das zrt
einem entwerteten Kurse wieder eingelöst 'wurde.
Gewaltige Profite hat sie während dieser Zeit auch
dadurch eingesteckt,daß sie auf Kosten des Reiches
ihre Betriebe wieder instandsetzte und ausbaute.
(Sehr richtig! links.) Die deutsche Arbeitnehmerschaft
dagegen hat alle Lasten wirtschaftlicher und politischer
Natur und Opfer an Gesundheit während dieses Ab¬
wehrkampfes gebracht. Der passive Widerstand ist
durch die Sabotage des deutschenBesitzes zusammen¬
gebrochen (Sehr richtig! bei den Kommunisten), und
die Kapitulation der Regierungsparteien von der
Sozialdemokratie bis zur Deutschen Volköpartei im
September d. I. brachte nur nach außen hin zum
Ausdruck,was ein großer Teil der bürgerlichen Klasse
schon lange gewillt war zu tun, nämlich restlos sich
dem starken machtpolitischen Willen des militärisch
gerüsteten Frankreich zu unterwerfen. Immer
klarer wurde am Schlüsse des sogen, passinen Ab-
wehrkampfes das Bestreben großer Schichten des
rheinisch-westfälischen Kapitals, in direkter Ver¬
bindung, zum Teil unter Ausschaltung der Reichs¬
regierung, zu einer „Verständigung" mit den kapita¬
listischen Glaubensgenossen auf der französischenund
belgischen Seite zu kommen.

Das furchtbare wirtschaftlicheElend der besitzlosen
Massen, verstärkt durch den Druck der Besatzung, der

15*
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seit dem 11. Januar auf der Bevölkerung des be¬
setzten Gebietes lastete, fand in den letzten Wochen
noch eine Vermehrung durch das Hinzukommen von
einigen tausend bewaffneten Separatisten, deren
Existenz nur dadurch möglich war, das; die Besatzung
sie nicht nur duldete, sondern zum Teil offensichtlich
förderte. Wir machen zwar kein Hehl daraus, daß
Schichten des arbeitenden Volkes im besetztenGebiet
unter den furchtbar zermürbenden Verhältnissen sich
^bereits heute gefühlsmäßig dem Separatismus der
Smeets, Dorten und Konsorten zugeneigt haben.
Aber das sind nur kleine Teile der Albeitnehmer-
schaft, die für die Gesamtbeulteilung vorläufig nicht
in Frage kommen. Wir sagen! Diese ganze Rhein-
landbewegung der Smeets, Dorten und Matthes und
ihre sogen. Rheinarmee sind weiter nichts als andere
Ausdrucksmittel der französischenMacht- und Unter-
drückungspolitik über das rheinisch-Westfälische Prole¬
tariat, sie sind weiter nichts als bezahlte Werkzeuge
P«incar6s. Wir sprechen diesen Handlangern Poin-
carss jedes Recht ab. im Namen der Arbeiterschaft
des besetztenGebiets auch nur eine Erklärung abzu¬
geben, viel weniger in ihrem Namen Verordnungen
und Gesetze zu erlassen. (Zustimmung bei den Kom¬
munisten.) Wir haben gestern versucht, das zum Aus¬
druck zu bringen, als der Bericht über die Tatsachen
des Terror« der Separatisten hier gegeben wurde.
Das ist verhindert morden. Ich will heute die Ent¬
schließung nicht verlesen- ich nehme an, daß sie zu
Protokoll genommen wird, wenn ich sie hiermit über¬
reiche.

Wenn.wir gegen den Terror dieser Banditen und
der Besatzung protestieren, so verabsäumen wir nicht,
auch auf den Terror hinzuweisen, den dietzVertreter
der bürgerlichen Parteien von der äußersten Rechten
bis zum Zentrum und der Sozialdemokratie draußen
im unbesetztenGebiet gegen die hungernden Massen
der Arbeiterschaft eingesetzt haben, wo sie auf
hungernde Frauen und Kinder ihre Sipo, ihre Reichs¬
wehr und ihre von ihnen geförderten faszistischen
Goheimorgllnislltionen gehetzt haben. (Frau Abg.
Äppel' Sehr richtig!) Auch wir können die Ver¬
zweiflungsakte, die die hungernden Massen begehen,
nicht wünschen, wir können sie aber verstehen. Der¬
artige Fragen kann man aber niemals durch Polizei-
knüPpel und Pistolen lösen. (Abg. Frau Appcl: Sehr
richtig!) Wir weisen darauf hin, daß Sie (zur Mitte
und Rechten) im unbesetztenGebiet die gesamte kom¬
munistische Presse verboten haben, und hier pro¬
testieren Sie gegen das Verbot Ihrer bürgerlichen
Presse. Wir verweisen auf die taufende Arbeiter, die,
weil sie gegen ihre Verelendung angekämpft Habens
nun im Kerker schmachten. Hier protestieren die
bürgerlichen Parteien dagegen, daß auch einmal Ver¬
treter ihrer Klasse durch Besatzung und Separatisten
hinter Schloß und Niegel gesetzt werden.

Der gemeinsame Aufruf aller bürgerlichen Par¬
teien und der Sozialdemokratie des besetzten Gebietes
vom 22. Oktober d. I. sprach sich gegen den illegalen,
ungesetzlichen Separatismus der Smeets und Matthes
aus. Am 2. November lasen wir in der „Rheinischen
Zeitung", dem Hauptorgan der Sozialdemokratie im
Westen, daß Herr Smeets dem Berichterstatter der
großen Zeitung „Exzelsior" erklärt hatte, er sei mit
dem augenblicklichenTun und Treiben unzufrieden
und werde sich für die nächste Zeit nach Lothringen
zurückziehen,'wenn es möglich wäre, würde er eines
Tages zurückkehren. Was ist geschehen? Die Leute
um Smeets, Dorten und Matthes haben heute er¬
kannt, daß sie weiter nichts waren als ausübende
Werkzeuge in der Hand der französischenMachtpolitit.
Sie sehen ein, daß sie niemals hoffen können, sich auf
dem bisherigen Wege zu Führern des Volkes auf¬
zuschwingen, um auch nur einen Staat auf rein
bürgerlicher Grundlage aufrichten zu können. Sie
sehen heute, daß bereits gewaltige wirtschaftliche und
politischeKräfte am Werke sind, die beabsichtigen,den
von ihnen gepredigten illegalen Separatismus in
einen legalen Separatismus überzuleiten. (Sehr
gut! bei den Kommunisten.) So" haben wir die
Situation aufgefaßt. Dieser legale Separatismus, der
auf dem Marsch ist, ist der Separatismus, den die sog.
anständigen Leute in die Hand genommen haben. Das
können wir Ihnen aus Ihrer eigenen bürgerlichen
Presse im besetzten Gebiet beweisen, und zwar durch
zahlreiche Beispiele. Ich will nur einige heraus¬
greifen. Die „Düsseldorfer Nachrichten", ein Blatt,
das in seiner Politik der Deutschen Volkspartei sehr
nahe'steht, brachte an dem Tage, als die Decker und
Konsorten in Aachen den Putsch unternahmen,
folgende Ausführungen:

„Der Not gehorchend, werden überall im bo«
s/tzten Gebiete SonderabMachungen getroffen, die
bei der großen Masse der Bevölkerung leider den
Eindruck hervorrufen, daß die besetztenGebiete von
Berlin sich selbst überlassen bleiben, gewissermaßen
also von der Reichsregierung in ihrer Ohnmacht
unfreiwillig preisgegeben würden. Diese psycho¬
logische Einstellung namentlich der rheinischen Be¬
völkerung vermag Folgen zu haben, die wir hier
nur andeuten wollen. Es genügt der Hinweis auf
eine süddeutsche Zeitung, die vor einigen Tagen
schrieb, zur Rheinischen Republik fohle allein noch
die Proklamation! Mit dem Trieb der Selbsterhal-
tung. der oen Völkern ebenso innewohnt wie den
Einzelmenschen, und dem Recht der Selbst¬
bestimmung, das heute als, ausschlaggebend gilt,
lassen sich nicht nur Wirtschaftliche, sondern auch
staatsrechtliche Maßnahmen erklären, begründen
und entschuldigen. Sturmzeichen warnen, wohin
man den Blick richtet."
Und am Tage nachher brachten die „Düsseldorfer

Nachrichten" folgendes: ^
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„Die Versuche, in einzelnen Staaten durch
Putsche gewaltsam eine Rheinische Republik aus¬
zurufen, drohen die notwendige Einigkeit innerhalb
des rheinischen Volkes zu zerstören und den Partei-
kampf auch in einem Gebiet zu entfesseln, das bis¬
her in seinen Wünschen und Forderungen sich trotz
seiner schlimmen Lage immer nur von deutschen
Interessen leiten ließ. Und wenn wirklich, da die
politischenVerhältnisse auf wirtschaftlichem Gebiete
Sonderverhandlungen und Sonderabmachungen be¬
dingen, neue Beschlüsse von größter Tragweite ge¬
faßt werden müssen, so obliegt diese Aufgabe
den parlamentarischen Vertretern des rheinischen
Volkes, vor allem dem Provinziallandtage, der
allein zu gesetzgeberischenMaßnahmen befugt ist."-
Damit ist klipp und klar ausgedrückt worden, daß

man in diesen Kreisen sich mit dem Gedanken einer
sog. legalen üoslösung des besetzten Gebietes, zum

' wenigsten von Preußen, vollständig abgesunden hat
bezw. diese Loslösung erstrebt.

Ebenso kann ich auf Rummer 783 der „Kölnischen
Volkszeitung", des Organs der Zentrumspartci, Hin¬
meisen. Dort präzisiert der bekannte Zentrums-
nbgeordnete Ioos seine Stellung zur Rheinlnndfrage
unter der Ueberschrift: „Klarer Wille" dahin, daß er.
sagi:

„Wenn aber dem so sein sollte, wenn die Reichs-
regierung nur mehr innerhalb bestimmter Grenzen
zu helfen in der Lage sein sollte, dann muß sie es
uns möglich machen, selbst zu sorgen, nicht ohne,
nicht gegen, wohl aber mit Zustimmung des
Reiches." /^>
Und in seinen folgenden Ausführungen brachte

er eine Darlegung, wie er sich dieses „Telbstsorgen"
des rheinischenVoltes vorstellt, wenn die Reichsregie¬
rung nicht mehr helfen kann.

Aber auch in der Sozialdemokratie hat bereits die
legale Loslösung trotz der heftig beteuernden Worte
meines Vorredners mehr oder minder stark Fuß ge¬
faßt. Die „RheinischeZeitung" brachte am 25. Oktober
in einer Betrachtung folgende Ausführungen:

„Man kann sich denken, daß in einer Stunde
höchster Not die gewaltige Mehrheit eines Volkes
sich zu einem Entschlüssedurchringt, der im rechten
Augenblick ihm und dem Ganzen Erleichtern „>,
von dem unerträglichen fremden Drucke verschafft
und einen neuen Weg zur Verständigung mit dem
Bedrücker sucht."
Wenn Eie das im Zusammenhang mit den uorher-

' gehenden Ausführungen der „Rheinischen Zeitung"
, betrachten, so sehen Sie, daß mit dem Gedanken einer

legalen Loslösung von Teilen der Sozialdemokratie
gespielt wird. Und cmchMe Haltung ihrer pfälzischen
Parteifreunde entspringt mehr oder weniger der
Hilflosigkeit der sozialdemotrntischen Politik gegen¬
über der Entwicklung, die die wirtschaftlichen und

politischen Verhältnisse in Deutschland genommen
haben. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)

Auch die DemokratischePartei ist nicht kitteliein:
auch sie hat, besonders durch ein ihr nahestehendes
Kölner Organ, das „Kölner Tageblatt" wiederholt
ziemlich offen und ohne Zweideutigkeit einer Los¬
lösung von Preußen und sogar vom Reiche das Wort
geredet. (Abg. Falk: Herr Knab, wollen Sie nicht
so ehrlich sein und sagen, daß wir das „Kölner Tage¬
blatt" deshalb abgeschüttelt haben?) Sie haben das
„Kölner Tageblatt" nicht in dieser seiner grundsätz¬
lichen Politik abgeschüttelt. Sie haben es nur inso¬
fern abgeschüttelt, als Sie damals, als die „Rheinische
Zeitung" mit Ihrem „Kölner Tageblatt" in eine
Polemik eintrat, erklärten, daß die Politik Ihres
Blattes nicht von den hinter diesem Blatt stehenden
Interessen des 'Otto-Wolff-Konzerns geleitet wird.
Sie haben das „Kölner Tageblatt" als Ihre politische
Woitführerin nicht abgelehnt. (Abg. Fält: Doch!) Sie
haben nur die Berechtigung seiner Stellungnahme in
den Ausdrucksformen, die es gefunden hat, bestlitten

Run haben die bürgerlichen Parteien mit
Sozialdemokratie gemeinsam eine Entschließung r>
gelegt. Diese Entschließung lautet in ihrem wese
lichen Teile: Eine Aenderung unserer staatsreckN
lichen Verhältnisse zu Preußen und dem Reiche kan»
nur auf verfassungsmäßigem Wege zustande komme»
Dieser Willensausdruck ist aber unseres Erachten»
schon der erste Schritt zu einer legalen üosWsun»
des besetztenGebietes von Preußen und dem Reich!
(Wiederholte Zustimmung bei den Kommunisten.)
haben gesagt: „auf verfassungsmäßigem Wege",
bedeutet, die durch die Verfassung vorgeschrieben
Wege sind zu gehen. Daß Sie sie gehen wollen, haben
Sie im positiven Sinne nicht ausgedrückt. Sie haben
nur die Möglichkeit, den Weg Wer die Verfassung
zu gehen, dahingestellt. In der Verfassung sind zwei
Möglichkeiten vorgesehen. Zunächst einmal der Weg
der Abstimmung. Diesen Weg werden Eie, ldie Sie
mit dem Gedanken eines legalen Separatismus
spielen und gewillt sind — besonders im Zentrum —,
diese Bestrebungen weiter zu verfolgen, nicht gehen,
weil Sie genau wissen, daß die Verfassung einen
zweiten, bequemeren Weg vorsieht. Dieser zweite
Weg ist folgender: Falls ein Staat — nehmen wir
an, Preußen oder Hessen-Darmstadt ober Bayern —
nicht damit einverstanden ist, im Wege einer Ab¬
stimmung die Loslösung vorzunehmen, dann besteht
die Möglichkeit, daß das DeutscheReich auf der einen
und Frankreich auf veränderen Seite sich auf dem
Wege eines Vertrages über die üoslösung der be¬
setzten Gebiete einigen, auch ohne daß vorher das
Volk zu einer Abstimmung über die Frage: Bleiben
wir bei Preußen und dem Reiche?, aufgerufen wird.
Sie haben in der Entschließung nicht gesagt, und
für so dumm haben wir Sie auch nie gehalten (Heiter-

,>mg
'iche.
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teil)", daß Sie diesen Weg beschrciten wollen.
Über nun kommt der Haken bei der ganzen Geschichte:
Sie sind sich sowohl in der Sozialdemokratie als auch
in sämtlichen bürgerlichen Parteien darüber klar,
daß Poincare und mit ihm seine französischeRegie¬
rung und die französischeKapitalistentlasse genau so
gut über den Inhalt der deutschen Reichsverfassung
orientiert sind, wie es die bürgerlichen Parteien und
auch die Sozialdemokratie sind, das; Frankreich geitau
erfassen wird, daß ihm mit der Annahme dieser Ent¬
schließungdiese Möglichkeit gegeben ist. (Sehr gut!
bei den Kommunisten.) Und nach dem vorliegenden
wirtschaftlichen und politischen Kräfteverhältnis
zwischen dem Deutschen Reich als Gesamtheit auf der
einen und Frankreich auf der anderen Seite, ist es
ganz klar, daß das Deutsche Reich bei seiner jetzigen
Politik der Schonung des Besitzes es nicht vermögen
wird, Frankreich den nötigen wirtschaftlichen und
politischen Widerstand entgegenzusetzen, um es zur
Preisgabe seines Machtwillens zu zwingen, und
Frankreich hat uns allen, besonders in der letzten
Feit den allerdeutlichsten Anschauungsunterricht ge¬
geben, daß es nicht gewillt ist, auch nur um ein Iota
von seiner konsequenten Politik der Reichszertiümme-
rung abzuweichen. Und wenn Sie diese Verhältnisse,
diese Voraussetzungen, zugrunde legen, um zu be¬
urteilen, wie die von Ihnen allen gemeinsam vor¬
gelegte Entschließung in diesem ausschlaggebenden
Puntte sich auswirken wird, dann brauchen Sie hier
im Plenum nichts dem rheinischen Volte davon zu
sagen; dann wird die „gesetzliche" Loslösung an¬
scheinendvon selbst zustande kommen; dann wird der
Karren von selbst laufen, ohne daß Sie vor den
großen Massen des deutschen Voltes und vor der
Welt zu sagen brauchen: Löse ob, Poincare! Sie
werden dann den Schein wahren, weil Sie ja die
großen, von Ihnen irregeführten Massen noch zur
Durchführung Ihrer einseitigen klasscnegoistischen
^iele notwendig haben. (Frau Abg. Appel: Sehr
richtig!)

Der Redner der Sozialdemokratie stellte ausdrück¬
lich fest, daß die Sozialdemokratie unter der Formu¬
lierung'. „Dieser 21er-Ausschuß möge alles tun, was
eine Erleichterung der schweren Lage der Bevölke¬
rung im besetzten Gebiet herbeiführen kann", nicht
verstände, daß Loslüsungsschritte nun getan werden
müßten, oder daß sie das tun wollten. Aber Herr
Hnas und auch die anderen bürgerlichen Vertreter
sind sich darüber klar, daß in der Weltpolitit nicht
das Wollen der wirtschaftlich und politisch schwächere,!
Gruppe entscheidet, sondern daß der machtpolitische
Wille der wirtschaftlich, politisch und militärisch
stärkeren Schichten und Staaten den Ausschlag gibt,
und, wo dieses Kraftzentrum im Augenblick liegt,
darüber wird wohl niemand hier in diesem Saale
sich noch irgendeiner Illusion hingeben. Poincar^

wird wissen, wie er diese Erklärung, die hauptsächlich
auf Bestreben der Zentrumspartei zustande gekommen
ist. auszulegen hat.

Ich habe zu erklären, daß wir einer solchenEnt¬
schließung, die Frankreich auch nur den geringsten
Anknüpfungspunkt bietet, um seine Pläne zu ver¬
wirklichen, nicht unsere Zustimmung geben können.
(Sehr richtig! links.) Wir haben auch zu erklären,
daß wir uns unter keinen Umständen damit abfinden
werden, wenn auf „legalem" Wege unter Zu¬
stimmung der deutschenReichsregierung und eventuell
auch der preußischen Regierung die Ablösung auch
nur eines Fetzens des bisherigen Landes vor¬
genommen wird. (Sehr gut! bei den Kommunisten.)
Wir haben zu erklären, daß wir gewillt sind, unter
allen Umständen jeder üoslöfung, ob legal oder
illegal, mit allen uns zu Gebote stehenden Mitteln
entgegenzutreten. (Zustimmung b. d. Kommunisten.)

Wir sind uns weiter klar darüber, daß unter
Berücksichtigungdes vorhandenen Kräfteverhältnisses
das Staatsgebilde am Rhein zustande kommen wird,
möglicherweise formell im Rahmen des Deutschen
Reiches, Wir wissen aber, daß dieses Staatengebilde
in seiner Struktur anders aussehen wird, als bisher
ein Bundesstallt in seinen inneren und äußeren Ver¬
hältnissen zum gesamten Deutschen^ Reiche gestanden
hat. Ich brauche zum Beweise nur wenige Fragen
zu berühren: Wir glauben nicht, daß Frankreich,
wenn es diese Ablösung vorläufig in, Nahmen des
Deutschen Reiches mit Hilfe der Parteien, die heute
diese Entschließung hier , fassen wollen, erzwungen
hat, gewillt sein wird, die Fragen des Verkehrs hier
so lösen zu lassen, daß die Eisenbahnen, die für
das rheinische und deutsche Wirtschaftsleben von
eminenter Bedeutung sind, in demselben Verhältnis
zur Reichsbahn stehen werden wie die Bahnen in
den übrigen Bundesstaaten Deutschlands, sondern
hier ist ein wichtiger Anknüpfungspunkt für die
wirtschaftlichen und militärischen Ziele Frankreichs
gegeben. In der Zollfrage glauben wir das eben¬
falls. Zum mindesten wird Frankreich durch seine
Politik erzielen, daß nach dem Westen hin die
Grenzen geöffnet werden, um so ein Mittel zu haben,
die rheinische Wirtschaft möglichst restlos mit der
französischen Wirtschaft zu verbinden und die Tendenz
der westlichen Wirtschaftsorientierung zu fördern.
Wir sind uns weiter darüber klar, daß Frankreich
die Interalliierte Rheinlandkommission nicht ohne
weiteres hinwegziehen wird. Es ist ja angeblich eine
„interalliierte", in Wirklichkeit aber eine Kommission,
die unter dem machtpolitischen Einfluß Frankreichs
bis zum heutigen Tage nur die Pläne Frankreichs
gefördert hat. Man wird diese interalliierte Kom¬
mission nicht beseitigen und, wenn man sie beseitigen
würde, dann würde man an ihre Stelle andere
Kontrolltommissionen setzen, die dasselbe mit anderen



87. Rheinischer Provinziallandtag, 8. Sitzung am «. November 1923. 119

Mitteln gegenüber der rheinischeilBevölkerung durch¬
setzen werden. Die Polizeigewalt wird auch nicht in
den Händen der Bevölkerung des besetzten Gebiets
liegen, nicht einmal der bürgerlichen Parteien. Diese
Frage wird durch eine internationale Polizei gelöst
werden. Weiter wird die Frage der diplomatischen
Vertretung so gelöst werden, daß dieser Nundesstaat
das Recht bekommen wird — das ist nach den bis¬
herigen Forderungen Frankreichs höchstwahrscheinlich
—, eine eigene Vertretung in Paris zu haben. Wir
wissen weiter, daß die vom Zentrum besonders
propagierte Goldnotenbank auch ein wirtschaftlicher
Anknüpfungspunkt ist, um das Eindringen des fran¬
zösischen Kapitals in die rheinische Wirtschaft zu
fördern. Von diesem Projekt sind den französischen
Kapitalisten ja ausschlaggebende Prozente der
Aktien in die Hand gegeben; 3N Prozent zum
wenigsten verlangt Frankreich im Auftrage seiner
kapitalistischenKlasse. Dieser Prozentsatz genügt, um
jede Aenderung der Statuten, mit Ausschluß des
Gewinnverteilungs - Paragraphen, zu verhindern.
Weiter berücksichtigenwir bei Beurteilung der Lage
die Tatsache, daß bereits eine ganze Menge indu¬
strieller Werke und GroßhandelsunternelMungen des
besetztenGebietes durch die systematischeWirtschafts¬
politik Frankreichs in die Hände des französischen
Kapitals gelangt sind, daß auch das englische,
belgische, amerikanische und holländische Kapital
bereits wesentliche Anteile an der rheinischen Wirt¬
schaft besitzt.

Wenn wir diese Verhältnisse betrachten, sehen
wir: Poincare und das offizielle Frankreich können
heute ruhig erklären! Wir wollen keine Loslösung
des besetzten Gebietes vom Deutschen Reich, sondern
wir werden uns zufrieden geben, wenn ihr euch
einen Staat im Rahmen des Deutschen Reiches mit
eigener Verfassung schafft. Frankreich wird sich be¬
mühen, diese „Erkenntnis" möglichst bald durch seine
Machtmittel in die Köpfe der Bevölkerung zu
bringen, und, da wir wissen, daß Frankreich so viele
wiltschaftspolitische und militärische Anknüpfungs¬
punkte hat, kann für uns über das Schicksal dieses
uielleicht im Rahmen des Deutschen Reiches auf
„gesetzlichem" Wege zustande kommenden Rhein-
staates gar kein Zweifel herrschen. Es wird nur
ein etwas längeres Verfahren fein und wird doch
dasselbe zur gegebenen Zeit erreichen, wenn Frank¬
reich es für nötig erachtet, uns restlos von der wirt¬
schaftlichenund politischen Einheit mit dem Deutschen
Reich zu trennen. Weil wir als Vertreter der
Arbeiterklasse uns darüber klar sind, daß dieses
Staats-gebilde genau so gut ein bürgerliches sein
wird, genau so gut die Förderung der kapitalistischen
Tendenzen zu seinem höchsten Ziele hat, daß in diesem
Staate das Proletariat ebenso ausgebeutet wird oder
noch in schärferem Maße, als es bisher in den

Staaten der Alliierten und auch in Deutschland war,
weil das internationale Kapital sich dieses Staaten¬
gebilde als Tummelplatz ausersehen hat, um seine
Profite aus den Bodenwelten und aus der Arbeits¬
kraft der rheinischen Arbeiterklasse herauszuschinden,
deshalb lehnen wir es auf das allerentschiedenstead,
auch nur an eine Loslösung zu denken, nicht, weil
wir Preußen oder das Deutsche Reich in seiner jetzigen
inneren wirtschaftlichen und politischen Struktur, in
seinem Aufbau als ein für uns unbedingt not¬
wendiges und zu erhaltendes Gut betrachten (Heiter¬
keit), fondern — wir sagen es ganz offen — weil
wir auf der Grundlage der wirtschaftlichen und
politischen Einheit des Deutschen Reiches mit aller
Macht die Aufrichtung eines Deutschlands der
Arbeiterklasse erstreben. (Lehr gut! bei den Kommu¬
nisten.) Wir haben die wirtschaftlichen Grundlagen,
die Bodenschätze, die Produktionsweikzeuge, die
körperliche und geistige Arbeitskraft des gesamten
werktätigen Volkes notwendig, um diesen Staat in
unserem Sinne zu verwirklichen. Wir wissen eins:
Diese Abtrennung, wenn auch vorläufig nur als
Nundesstaat, wird auf alle Fälle eine wirtschaftliche
und politische Schwächung des dann noch übrig
bleibenden Deutschlands zur Folge haben. Mir
wollen zunächst gar nicht die Frage berühren, ob
dadurch unmittelbar eine Zerschlagung des übrigen
Deutschen Reiches in verschiedene Kleinstaaten er¬
folgen wird. Aber es steht eins für uns sicher fest,
daß diese wirtschaftliche und politische Schwächung
im unbesetzten Gebiet sich für die Arbeitnehmerfchaft
dahin auswirken wird, daß auch dort eine verschärfte
Ausbeutung der Arbeitskraft einsetzt. Der Auftakt
zu dieser verschärften Ausbeutung ist bereits gegeben
durch den Vorstoß der Schwerindustriellen, durch den
Hinauswurf selbst der schwächlichen Sozialdemokratie
aus der Reichsregierung, durch die Annahme des
Ermächtigungsgesetzes, durch die Forderung der Be¬
seitigung des Achtstundentages, durch die Forderung
des Veamtenabbllues, durch die Verelendung der
großen Massen der Sozialrentner, durch die schofle
Behandlung der Kriegsopfer, die für den deutschen
Profit während des Krieges sich ihre Knochen haben
zerschießen lassen. (Sehr richtig! bei den Kommu¬
nisten.) Wir wissen, was der Arbeitnehmerschaft im
unbesetzten und besetztenGebiet droht und, weil wir
das Missen, sind wir gewillt, mit allen Mitteln den
Kampf aufzunehmen. Für uns gibt es nur eins:
Diese „rheinische" Frage kann nur gelöst werden in
engster Verbindung mit der Lösung der gesamten
sozialen Frage der Arbeiterklasse. (Sehr richtig! bei
den Kommunisten.) Dgs werden wir mit Ihnen auf
parlamentarischem Wege nicht erreichen (Zuruff eines
Kommunisten: Sicherlich nicht!), auch nicht auf dem
„Wege des Kuhhandels", sondern das werden wir
mit Ihnen, die Sie durch Ihr Verhalten den deutschen
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Staat zertrümmert und die deutsche Arbeitnehmei-
schaft ins Elend getrieben haben, ausfechten, Faust
gegen Fausti das werden wir mit Ihnen ausfechten
im offenen Klassentnmpf mit allen uns zu Gebote
stehenden Mitteln.

Wir haben deshalb zur Rheinlandfrage zu er¬
klären:

„Der Ruhrtrieg hat mit der bedingungslosen
Unterwerfung der deutschen Bourgeoisie und ihrer
Helfershelfer, der sozialdemotiatischen Führerschaft,
vor dem machtpolitischen Willen des französischen
Imperialismus geendet. Die bürgerliche Klasse hat
mit Unterstützung der Sozialdemokratie alle Lasten
der Reparationen und des Ruhrtnmpfes auf die
deutsche Arbeiterklasse abgewälzt und sie einer un¬
geheuren Verelendung ausgesetzt. Das Großkapital
hat durch seine skrupellose Profitpolitit den Staat
völlig ausgeplündert, seine wirtschaftliche Grundlage
erschüttert und damit die Voraussetzung für den
politischen Verfall des Reiches geschaffen. Dadurch
trieb das Industrie und Agrartapital die Arbeiter,
die Angestellten und Beamtenschaft, die Kleinbauern,
die Gewerbe- und Kleinhandeltreibenden, die freien
Berufe in den wirtschaftlichen Zusammenbruch, in
eine ungeheure Rot. Jetzt will die Bourgeoisie ihre
Profitherrschaft auch von den schwächsten Hemmungen
staatlicher Kontrolle befreien und die Arbeitnehmer¬
ichaft völlig auf die Knie zwingen. Nach rest¬
loser Ausnutzung des demokratisch-parlamentarischen
Bodens sprengt die deutsche Bourgeoisie jetzt diese»
Rahmen und sucht ihre Politik der völligen Nieder¬
schlagung der Arbeiterklasse, des Raubes des Acht¬
stundentages, der Beseitigung der sozialen Gesetz¬
gebung, vor allem der Rechte der Betriebsräte, der
Vernichtung des Koalitionsrechtes, der weiteren
Herabsetzung des Reallohnes durch die Errichtung
einer saszistischen Diktatur durchzusetzen." (Sehr
richtig! bei den Kommunisten.) „Nach der Zerstörung
der sozialistisch-kommunistischenRegierung in Sachsen
steht die Konterrevolution in Bayern und Nord¬
deutschland "sprungbereit, um das Proletariat völlig
zu erwürgen. Jeder Augenblickkann uns die völlige
Zerschlagung Deutschlands bringen.

In Bayern wie im Westen ist das Bürgertum der
Träger der üoslösungstendenzen, während die
marxistische Arbeiterschaft überall das stärkste Voll¬
wert der Einheit Deutschlands ist." (Sehr richtig! bei
den Kommunisten.) „Im Westen ist das rheinisch-
westfälische Schwerindustrie- und Finanzkapital ent¬
schlossen, nachdem es den deutschen Staat bis zum
Letzten ausgesogen hat, sich und seine Sachwerte vor
der herannahenden sozialen Revolution in Deutsch¬
land unter den Schutz der französischenBajonette zu
retten." (Zustimmung bei den Kommunisten.) „Es
fördert die Zerschlagung des Reiches, um seine Profite
zu retten." (Wg. LUchem! Sehr richtig!) „Diese west¬

liche Orientierung der rheinisch-westfälischenBour¬
geoisie arbeitet dem französischenImperialismus in
die Hände, der das Rhein« und Ruhrgebiet wirt¬
schaftlich, militärisch und politisch beherrschen will,
um dadurch Frankreichs Bourgeoisie in jeder Hinsicht
zum herrschenden Faktor in Europa zu machen.
Damit will das verbündete sianzösisch-deutsche
Kapital an Rhein und Ruhr die kommende prole¬
tarische Revolution erdrosseln.

Die Politik des rheinisch-westfälischen Echiuer-
iapitals und die kurzsichtige,ebenfalls nur im kapi¬
talistischen Interesse geleitete Politik der Reichs-
regierung hat im Rheinland dem Separatismus den
Boden bereitet. Bis vor kurzem noch eine einfluß¬
lose Sekte, ist der sadistischeSeparatismus durch das
brutale Verhalten der Konterrevolution, durch die
katastrophale Politik des Ruhrkriegs und seine Be¬
endigung, natürlich auch durch die mehr oder weniger
ossene Unterstützung der Nesatzungsbehörden ein
starker Faktor geworden, da ihm weite Kreise des
Bürgertums, des Mittelstandes, der Bauern, ja auch
verzweifelte Arbeiterclemcnte, zugestoßen sind. Weite
Gebiete des Rheinlundes hat er mit seinen bewaff¬
neten Truppen besetzt.

Weit gefährlicher noch als diese Bewegung ist
aber die Tatsache, daß unter dem Einfluß der rhei¬
nischen Schwerindustrie und Großfincmz uvn Stinnes,
Hagen, Wolff der Gedanke der Loslösung in den
breitesten Kreisen des rheinischen Bürgertums, seiner
Parteien und feiner Presse immer mehr an Boden
gewinnt. Angesichts der schwantenden, unklaren Hal¬
tung der Sozialdemotratie in dieser Frage macht die
Kommunistische Partei die gesamte rheinisch-west¬
fälische Arbeiterschaft auf die große Gefahr diefes
legalen Separatismus aufmerksam. Großindustrie,
Hochfinanz und Klerilalismus sind bereit, die rhei¬
nisch-westfälische Arbeiterschaft zu verschachern."(Sehr
gut! bei den Kommunisten.) „Wir warnen die Ar¬
beiter, Angestellten, Beamten, Mittelständlei und
tleinen Bauern vor der gefährlichen Illusion, daß
eine rheinische Republik ihnen eine bessere Ezistenz-
und Lebensmüglichteit bieten würde. Im Gegenteil,
in einer solchen Republik würde das Etinnes-Pro-
gramm der rücksichtslosestenAusbeutung noch bru¬
taler und fchneller durchgeführt werden. Der ver¬
einte Druck der französisch-deutschen Kapitalisten
wird dann auf allen Ausgebeuteten des Rheinlandes
lasten und den Mittelstand noch schneller der Prole-
tarisierung zuführen. Die geforderte Loslöfung von
Preußen und die Schaffung eines eigenen Bundes-
stnates im Nahmen des deutschenReiches ist nur der
erste verhüllte Schnitt zur völligen Loswsung von
Deutschland. Auch die Schaffung der rheinischen
Gulonotenbant soll durch die Errichtung einer eigenen
Währung dieser Loslösung dienen und den Kapita¬
listen des Rheinlandes neue, unerhörte Gewinne
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sichern. Die unklare und nicht eindeutige Haltung
der Sozialdemokratie zum Separatismus hat diesem
mit den Buden bereitet.

Die rheinisch-westfälische Arbeiterschaft ist in
ihrem Befreiungskampf gegen das kapitalistische
Mordsystem auf Gedeih und Verderb mit der
knmpfcnden deutscheu Arbeiterklasse verbunden. Ar¬
beiter, Angestellte uud Beamte werden in dem der
deutschen Arbeiterschaft aufgezwungenen Abwehrtamvf
gegen Kapitaliftenoffensine, Kcmterreoolution und
Fnszismus Schulter an Schulter mit dem gesamten
Proletariat stehen. Sie werden sich durch keinerlei
Schranken und Kreuzen von ihren tämpfenden Brü¬
dern trennen lassen. Auch die Vcfreiungsftunde der
rheinisch-westfälischcuArbeiterschaft wird nur in ge¬
meinsamem Kampfe mit der deutschen Arbeiterschaft
schlagen. In diesem entscheidenden Ringen wird das
deutsche Proletariat im Bunde mit dem russischen,
dem internationalen Proletariat die kapitalistische
Herrschaft niederringen. ,

/ Die KommunistischePartei erhebt deshalb gegen'
jegliche Loslösungsbestrebungen den nllerschärfsten
Protest und ruft die gesamte Arbeiterschaft des
Nheinlandes zum Kampfe gegen jeden Separatismus
auf. Keine Abtrennung von dem werktätigen
Deutschland! Keine Isolierung im Kampf des
deutschen Proletariats! Weg mit diesem Separatis¬
mus! Es lebe der Kampf gegen unsere» Todfeind,
den Kapitalismus! Es lebe der Kampf für ein un¬
geteiltes, proletarisches Nä'trdeutjchland!" (Beifall bei
den Kommunisten.)

Und nun zum Schlüsse!Wir wissen, daß die staat¬
liche Einheit Deutschlands nicht erhalten bleiben
wird, wenn die bisherigen Führer des Volles, die
bürgerlichen Parteien und die Sozialdemokratie, das
Nuder noch länger in den Händen behalten. Und
wenn die bürgerlichen Parteien und die Sozialdemo¬
kratie uns fragen: Mas schlagt denn Ihr dem rhei¬
nischen Proletariat, was schlagt denn Ihr dem rhei¬
nischen und dem deutschen Volke oor?, so sagen wir
mit aller Offenheit, daß wir für das rheinische und
das deutsche Proletariat nur den einen Weg wissen,
den unsere Brüder iu Nußland gegangen sind. (Abg.
Frau Appel: Sehr richtig!) Wir wissen, daß darüber
von seiten der bürgerlichen Parteien gelächelt und
gespöttelt wird. Wir wissen aber auch, daß die¬
jenigen, die am meisten lachen, die allergeringste Ur¬
sache dazu haben. So tief, wie das deutsche Prole¬
tariat, das deutsche Volt und auch die deutsche Staats¬
macht gesunken ist, ist Rußland niemals gesunken.
Selbst in den Zeiten, wo Rußland an allen Fronten
gegen den französisch-englischenMilitarismus, gegen
die Polen und die Tschech>oslownten,gegen alle konter¬
revolutionären Armeen stand, als sein politischer
und wirtschaftlicher Apparat durch die Sabotage der

bürgerlichen Klasse in Nußland zerschlagen war. ist
nicht die Masse des Voltes auf einen solchen Tiefstand
des Elends gesunken. Und auch Sie. meine Herren
von der bürgerlichen Seite — das sage ich auch
Ihnen, Herr Funk, der Sie sich so behaglich den Bart
streichen (Heiterkeit) —, die Sie vielleicht meinen,
Sie würden mit Ihrer Vankrottpolitik noch irgend¬
einen Ausweg finden, können heute nicht mehr
leugnen, daß es in Deutschland abwärts geht und
daß' wir alle Aussichten haben, zu einem Koloninl-
stllllte, zu einem Vasallenstaate des französischen
Imperialismus zu weiden. Auf der anderen Seite
sehen Sie den Aufstieg des russischen Proletariats, der
russischen Arbeiter- und Bauernmasse aus eigener
Kraft, trotz der Sabotage Ihrer kapitalistischen
Elnubensgenossen in der ganzen Welt. Dort ringt
man aufwärts, wä'hreud hier die Massen bei
gefüllten Speichern hungern. Es ist das russische
Proletariat, das durch feine Nätereg.ieruun den»
deutscheuVolke nicht einmal, sondern wiederholt, auch
im jetzigen Augenblick, seine Hilfe angeboten hat.
(Bravo! bei den Kommunisten.) Aber Sie werden
diese Hand nicht ergreifen, so lange Sie die Fiihruno
unseres Volkes haben. Nicht alle von Ihnen hier
sind sich der Tragweite Ihrer Haltung bewußt, wohl
aber diejenigen, die die eigentlichen Kulissenschieber
sind. Diese wissen, was der Einschlag in die dar¬
gereichte Hand der russischen Arbeiter- und Bauern-
mnssen und ihrer Näteregierung bedeutet. Sie missen,
daß dadurch die Frage der sozialen Revolution in
die allernächste Erörterung gestellt wirb, d, h., daß
der EntscheidunOslampf, ob die bürgerliche Masse
oder die Arbeiterklasse Führcrin der Wirtschaft und
des Staates werden wird, in der allernächsten Zu¬
kunft ausgetrngen wird. Selbst eine bürgerliche Zei¬
tung, die „Kölnische Zeitung", konnte nicht anders,
als am 2. Oktober d. Is. in einem Artikel „Rußland
als Vorbild" den Bericht besprechen,den der Vetter
des englischen Premiers, des Herrn Naldwin, über
die Neise seiner Kommission nach Nußlnud gegeben
hat. Rußland hat nach diesem Bericht beispiellose
Anstrengungen gemacht, um aus eigener Kraft seine
Wirtschaft wieder aufzubauen uud seine Währung zu
stabilisieren. Mit Ablauf dieses Jahres werden
unsere russischen Klassrngenossen ihren Staat nach
innen durch finanzpolitische Maßnahmen gesundet
haben. Das können sie nur, weil sie einen Eingriff
in die Sachwerte vorgenommen und diese gewaltigen
Werte in die Verwaltung des proletarischen Staates
gestellt und zur Grundlage des Aufbaues einer
Währung gemacht haben. (Abg. Frau Apvel: Sehr
richtig!) Sie haben ihren Staat aus eigener Kraft
wirtschaftlich und politisch wieder aufgebaut und ihn
zu einem weltpolitischen Machtfaktor gemacht. (Abg.
Frau Appel-, Sehr richtig!)

Heute in dieser Stunde, über deren weltpolitische
Bedeutung wir uns klar sind, sagen wir der deutschen
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Arbeiterklasse' Es gibt für die Arbeiterklasse nur
einen Weg, den Weg des unversöhnlichen Klassen
lampfes gegen die herrschende bürgerliche Klafft, in
Deutschland und in der Welt, den Weg, den die
russische Arbeitertlnsse gegangen ist! (Beifall bei den
Kommunisten.)

Vorsitzender 1>>'. Iarres' Das Wort wird nicht
weiter gewünscht. Bevor ich über die beiden Ent¬
schließungen, die mir vorgelegt worden sind, ab¬
stimmen lasse, gestatte ich «mir, ein Wort an Sie zu
richten, um als Vorsitzender eines der beiden Aus¬
schüsse zu verhindern, daß Mißverständnisse über die
bisherigen Verhandlungen, die unter den Fraktionen
und in den Ausschüssen geführt worden sind, ent¬
stehen.

Meine Damen und Herren! Wir sind in schwerster
Sorge und schwerster Not hierher gekommen und
lehren jetzt in dieselbe schwere Sorge und Not zurück.
Es war aber nach meinem Empfinden unbedingt
richtig, daß der Rheinische Prooinziallandtug zu¬
sammentrat, nicht nur deshalb, weil das aus den ver¬
schiedensten Teilen der Provinz gewünscht wurde,
sondern auch deshalb, weites notwendig war—diese
Notwendigkeit hat sich bei unserer Tagung gezeigt —,
daß die verschiedenen Gebiete unserer Provinz, die
nußer Berührung gekommen waren, und die verschie¬
denen Parteien in unserem Landtage in vertrauens¬
volle Fühlung zueinander traten. Ich kann aus dem
Ausschusse, in dem wir die Lebensfragen der Provinz
in — ich darf wohl sagen — hingebender Arbeit er¬
örtert haben, feststellen, daß eiu derartiges Verhält¬
nis Hes Vertrauens und freimütiger Aeußerung be¬
standen hat. (Bruno!)

Das Ergebnis dieser Verhandlung ist für die Be¬
völkerung der Nheinprovinz nicht gleichgültig. Wir
haben hier in diefer Versammlung zunächst gegen
den Separatistenterroi Stellung genommen, und das
Material, das der Ausschuß durch seinen Bericht¬
erstatter gestern uurgelegt hat, war von erschüttern¬
dem Eindruck. Dieses Material vor der Rheinland-
tommisswn und unter Umständen auch an anderer
Stelle weiter zu verwerten, wird die Aufgabe einer
Abordnung fein, die aus dem 21cr-Ausschuß gewählt
wird. Aber daneben hat diese Abordnung noch wich¬
tige andere Aufgaben! Sie soll vor der Rheinland-
lommisfion namens der rheinischen Bevölkerung noch
einmal auf Abhilfe dringen von dem unleidlichen
Drucke, der auf uns lastet. Diese Knebelung der
politischen Freiheit, wie wir sie seit Jahr und Tag zu
dulden haben, diese Lähmung des Verkehrs, die
Tötung des Wirtschaftslebens, grausamer noch nach
der Niederlegung des passiven Widerstandes, das un¬
geheuerliche Unrecht, das nach wie vor den Aus¬
gewiesenen und Gefangenen geschieht,dies alles soll
namens des rheinischen Volkes an der zuständigen
Stelle in Koblenz zum Ausdruck gebracht werden.

Wir bitten die Vertreter, die für uns dorthin gehen.
mit allem Nachdruck und mit allem Freimut zu
sprechen. Sie sprechennicht für Hunderte und nicht
für Tausende, uein, sie sprechen für 12 Millionen freier
und kultivierter Menschen. Es müßte doch, wenn
Menfcheuseele in der Brust der Machthaber sitzt, ge¬
lingen, sie davon zu überzeugen, daß dieser Druck und
dieses Elend für uuser Volt nicht weiter erträglich ist.

Meine Damen und Herren! Auf dieser Tagung
unseres Landtages sind aber, wie Sie aus den Er¬
örterungen der heutigen Eitzuug gehört haben, auch
die Möglichleiten besprochen worden, die uns aus
diesem Elend bringen tönneu. Es ist kein Geheimnis,
daß hier und du in der Nheinprovinz der Gedanke
vertreten wird, daß zwar nicht auf dem separa¬
tistischen Wege der Abenteurer, die jetzt versuchen,
uns zu beherrschen, wohl aber auf legitimem Wege,
durch Bildung irgendeiner anderen Stuatssvrm, Er-
leichterung gefchafft werden tonnte. Es war die
Pflicht des von Ihnen eingesetzten Ausschusses,auch
diese Möglichkeiten und die bei ihrer Erörterung in
der Provinz zutage getretenen Stimmungen und
Verstimmungen zu besprechen.Ich darf Ihnen sagen,
vnß auch diese Besprechungen mit dem größten Ernste
und mit gegenseitigem Vertrauen geführt worden
sind, daß aber Einmütigkeit darüber bestand, daß
irgendeine Aenderung nicht zur Zuständigkeit des
Proninzillllllndtages gehöre und von ihm irgendeine
Initiative nicht ergriffen werden kann. Es bestand
auch Einmütigkeit darüber, daß hierüber in erster
Linie Reich und Staat zu befinden haben. Gegen
den Willen des Reiches und des Staates kann sich in
der Nheinprovinz keine Hand erheben, um an der
jetzigen Staatsform etwas zu ändern. Wir waren
auch darüber einig, daß wir von hieraus irgend
welche Anregungen nicht zu geben haben. Es ist ja
das Elend des Zustandes, unter dem Reich und Ltaai
stehen, daß der Feind auch nach beendetem Waffen-
gange und nach der Niederlegung des Widerstandes
es ablehnt, mit ihm selbst zu verhandeln. Aus der
einen Seite ein Etaatsgebilde, das verhandelt, und
auf der anderen Seite ein gleiches, mit Hoheits
rechten versehenes Staatsgebilde, dem die Gleich¬
berechtigung der Verhandlung versagt wird. Dieses
Verhalten erschwert unendlich unsere Lage' es ver¬
hindert, daß jetzt nach der Niederlegung des passinen
Widerstandes das Wirtschaftsleben durch Verhand¬
lungen mit den maßgebenden Neichs- und Staats¬
behörden wieder in Gang gebracht wird. Das hindert
überhaupt alle Möglichkeiten einer Erleichterung in
der an sich gegebenen Weise zu erörtern. Aber das
muß auch hier ausgesprochen werden, daß in den
Verhandlungen des Ausschusses nicht nur die Treue
zu unserem Reiche, sondern auch die Treue zum
preußischen Staate zum Ausdruck gekommen ist.
(Bravo!-) Mit diesem Treuebekenntnis ist gemeint,
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daß nur Gewalt uns von dem preußischen Staats-
gnnzen trennen kann, (Sehr richtig!)

Die Neuöllerung darf, wenn sie mit uns auf diese
Tagung des Rheinischen Piouinziallandtages zurück¬
blickt, hoffen, daß ihr in manchen und wesentlichen
Dingen Erleichterung wird' sie darf erwarten, daß
wir mit den Reichs- und Staatsbehörden mit aller
Kraft bemüht bleiben werden, in den Hauptpunkten
ihrer Leiden für Linderung zu sorgen.

So haben wir, meine Damen und Herren, glaube
ich, kein nutzloses Wert getan. Die Aussprache, die
zwischen uns stattgefunden hat, war von Wert. Richt
so sehr die politischen Erörterungen, die sich a«ch
heute hier wieder vor der Öffentlichkeit mit ihren
Gegensätzlichkeitenvollzogen haben, sind von bleiben¬
dem Wert. Von bleibendem Wert ist aber das gegen¬
seitige Vertrauen, das unter uns in den Ausschuß-
beiatungen befestigt ist und nach meiner Hoffnung
und meinem Willen auch bestehen bleiben soll.
(Bravo!) Haben wir dieses Vertrauen, bleiben wir
einig in deutschem,starkem Geiste, dann mag das Ge¬
schick, das uns zugemutet wird, noch so grau bleiben.
Ich baue nach wie vor darauf, und das ist mein
heiliger Glaube, daß wir aus der Nacht auch wieder
zum rheinischen Lichte kommen werden. (Beifall.)

Meine Damen und Herren! Ich bitte Sie, nun-
mel,r über die beiden Entschließungen, die Ihnen

vorgelegt worden sind, abzustimmen. Ich bitte zu¬
nächst diejenigen, welche der Einschließung über die
Goldnotenbant in der Ihnen soeben vorgelesenen
Form zustimmen wollen, sich zu erheben. — Das ist
die große Mehrheit.

Ich bitte ferner diejenigen, die für die Ent¬
schließung Nummer Ü zur allgemeinen Frage sind,
sich zu erheben. — Auch das ist die grüße Mehrheit.
Neide Entschließungen sind angenommen.

Damit ist unsere Tagesordnung erschöpft. Ich
schlichedie Sitzung zunächst mit einem Worte herz¬
lichen Dantes an die Stadt Normen, die uns hier
wieder gastliche Aufnahme gewährt hat, und bitte
den Herrn Oberbürgermeister I)i>. Hartmnnn, unsere»
lieben Kollegen, der Stadtuertretung von Barmen
unseren Dank zu übermitteln. (Nravo!) Und Ihnen,
meine Damen und Herren, sage ich für Ihr Er¬
scheinen herzlichsten Dank. Dem größten Teil von
Ihnen ist es sehr schwer gemacht worden, hierher
zu kommen. Ich danke für Ihre Teilnahme an den
Sitzungen und bitte Sie, nun mit deutschem Geiste
wieder in die Trostlosigkeit unserer Tage zurück¬
zugehen und unserem rheinischen Volke zu helfen,
das Leid, das es nun einmal zu tragen hat, stark
und würdig zu tragen. Dann tonnen wir hoffen,
daß es wieder besser wird. (Beifall.)

(Schluß » Uhr 55 Minuten.)

It.'
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